


SOZIALE STRUKTUREN UND KRÄFTE 

rhornas Westphal 

v or wenigen Wochen veröf- 
fentlichte das Ifo-Institut eine 
Studie mi t  dem Titel "Bemer- 

kungen zur Standortdiskussion in 
Deutschland". Die dort getroffenen 
Aussagen zur Entwicklung der Lohn- 
und Steuerbelastung am Standort 
Deutschland widersprachen in erfri- 
schender Klarheit allen bisherigen 
Thesen der Standort-Auguren. Es 
folgte eine deftige Debatte, mit  ei- 
nem öffentlichen Stelldichein des 
"who is who" der deutschen Wirt- 
schaft. Der Druck auf das Ifo- Institut 
(sonst ja eher eine treue wissen- 
schaftliche Dienerin deutscher Indu- 
striekapitäne) wurde schließlich so 
groß, daß der lnstitutsleiter öffent- 
lich den Rückzug antreten mußte. 

"Wir wurden mißverstanden" 
ließ er schließlich verlauten. Diese 
Rückzugsbegründung muß ange- 
sichts der klaren und interpretati- 
onsfreien Aussagen in der Studie 
mehr alsverwundern. Was ist z.B. an 
der Aussage, daß "hohe Stunden- 
löhne gerechtfertigt erscheinen, 
wenn man Arbeitsproduktivität und 
Stundenproduktivität berücksich- 
tigt", eigentlich mißverständlich? 
Wie soll eigentlich die Feststellung, 
"auf gesamtwirtschaftlicher Ebene 
sind die realen Lohnstückkosten we- 
der übermäßig hoch, noch in den 
vergangenen Jahren überdurch- 
schnittlich gestiegen", falsch ver- 
standen werden können? 

Und schließlich ist die Aussage: 
"Klagen über zu hohe Arbeitskosten 
sind nur in eingeschränktem Maße 

berechtigt und zu einem großen Teil 
interessenpolitisch motiviert", doch 
nun wirklich klar wie Kloßbrühe. 

Kurzum: Es ist wohl doch so, daß 
auch der Rückzug des Institutes nur 
in eingeschränktem Maße berechtigt 
und zu einem großen Teil interes- 
senpolitisch motiviert ist. 

* 
Während also das Lager der Arbeit- 
geber deutliche Risse im wissen- 
schaftlichen Fundament ihrer Stand- 
ortlogik zu beklagen hat, haben auf 
der anderen Seite die Gewerkschaf- 
ten nach der erfolgreichen Juni-De- 
monstration zunächst wieder in den 
zweiten Gang zurückgeschaltet. 
Aber das paßt ja durchaus in die ak- 
tuelle politische und ökonomische 
Gesamtlage der Gewerkschaftsbe- 
wegung. Denn schließlich ist auch 
durch eine erfolgreiche Massende- 
monstration die Arbeit im betriebli- 
chen Geschäft nicht eben leichter 
geworden. Der Kampf gegen die 
Front der Vertreter des "Manage- 
ment by Outsourcing" geht von Be- 
trieb zu Betrieb weiter. 

Und so ist das Auf und Ab in der 
Geschichte der Idee vom Bündnis für 
Arbeit nicht unbedingt ein Hinweis 
auf die Untauglichkeit der strategi- 
schen Gesamtidee. Unter Umstän- 
den ist es eben doch so, daß die so- 
zialen Verhältnisse der Bundesrepu- 
blik Deutschland den französischen 
Verhältnissen viel näher sind, als es 
viele glauben wollen. Wenn ich hier 
von franzosischen Verhältnissen 
spreche, dann meine ich allerdings 
weniger die Konfliktlösungsformen 
und Proteststile der französischen 
Gewerkschaften. Schon gar nicht 
geht es um einen Vergleich der De- 
zember-Streiks in Frankreich mit den 
Juni-Demonstrationen in Deutsch- 
land. Mi t  geht es um die gesell- 
schaftlichen Ausgangsbedingungen, 
unter denen die Gewerkschaften ih- 
ren Vorstoß für mehr Beschäftigung 
gestartet haben. 

Mit ,,französischen Verhältnis- 
sen" umschreibt der Pariser Sozialhi- 
storiker Emmanuel Todd die sozialen 
Strukturen Frankreichs, als die einer 
gespaltenen Gesellschaft, in der sich 
Volk und Elite unverbunden und un- 
verstanden gegenüberstehen. Durch 
den Niedergang der kommunisti- 
schen und linkssozialistischen Utopi- 
en entsteht für Todd das Bild einer 
ideologisch beruhigten, aber von 
oben nach unten geschichteten Ge- 
sellschaft, in der die "Schicht des 
einfachen Volkes" - die Classes po- 
pulaire - über keine politische Reprä- 

sentation mehr verfügt, da sich die 
Repräsentanten der Linksparteien 
längst innerhalb der Befestigungs- 
anlagen der gesellschaftlichen Eliten 
-der Classes moyennes - bewegen. 

Kurzum: Für Todd entsteht eine 
Klassengesellschaft, in der es eine 
Opposition zwischen dem Volk und 
den höheren Klassen der Elite gibt. 
Eine Rekonstruktion für eine sozial- 
reformerische Gestaltungspolitik 
jenseits von Chirac ist unter diesen 
Bedingungen nur dann möglich, 
wenn eine Wiederentdeckung der 
Classes populaire durch die Linkspar- 
teien stattfindet. 

* 
Ist es nicht so, daß die Verunsiche- 
rung und zunehmende politische 
Abkehr der "Schicht des einfachen 
Volkes" in Deutschland mit ihrer feh- 
lenden Repräsentation in der "mo- 
dernen Sozialdemokratie" - und da- 
mit  in der gesamten politischen 
Landschaft - zusammenhängt? 

Und ist es nicht so, daß bis zur 
Juni-Demonstration der Gewerk- 
schaften die Existenz von sozialen 
Schichtungen und sozialen Interes- 
sen durch die deutschen Classes 
moyennes aller (Parteien) Couleur 
schlicht geleugnet wurden und bei 
manchen noch immer geleugnet 
werden? 

Und ist es etwa falsch, wenn 
man jetzt feststellt, daß die Gewerk- 
schaften mit der neuen Betonung ih- 
res gesamtgesellschaftlichen Man- 
dates auch noch das Geschäft der 
Sozialdemokratie - nämlich die poli- 
tische lntegration der Classes popu- 
laire - mitbesorgen muß? 

Aus diesem Blickwinkel heraus 
wird sehr schnell deutlich, vor wel- 
chen Schwierigkeiten die Gewerk- 
schaften und sozialreformerischen 
Kräfte in diesem Land stehen. Solan- 
ge die deutschen Linkskräfte der fal- 
schen Sicht auf die sozialen Struktu- 
ren und Interessenlagen in unserem a 

Land anhängen, werden sie - ähnlich 
wie ihre franzosischen Genossinnen 
und Genossen - nicht in der Lage 
sein, Alternativen zum Rechtsbünd- 
nis durchzusetzen. 

Kurzum: Bei allen sozialpartner- 
schaftlichen Regiefehlern, die in den 
Kanzleramtsgesprächen der Gewerk- 
schaftsfüher sichtbar geworden 
sind, ist und bleibt der Ansatz des 
,,Bündnis für Arbeit" nicht nur ohne 
Alternative, sondern der bisher am- 
bitionierteste Versuch, die sozialen 
Kräfteverhältnisse der 90er Jahre in 
eine politische lntegrationsleistung 
und Angriffsposition umzumünzen. 

Tribun stützen. Es herrscht aller- 
dings, da die Unzufriedenheit von 
keiner gesellschaftspolitischen Per- 
spektive (etwa der SPD) strukturiert 
wird, eine vollständig defensive, auf 
die Restauration des erodierenden 
Sozialstaats gerichtete Stimmung 
vor. -Überdurchschnittlich vertreten 
sind im Politischen die SPD und, bei 
einer bisher eher kleinen Minderheit, 
die rechte Protestwa hl. 

(3) Konservative Ordnung. Die 
,,zufriedene Mitte" lebt aus konser- 
vativ-ständischen Traditionen in so- 
zial sicheren und überschaubaren 
Zusammenhängen und Hierarchien. 
Sie besteht aus der eher gutsituier- 
ten Leitgruppe der ,,Traditionell- 
Konservativen" und ihrer arbeitneh- 
merischen Klientel, den ,,Gemäßigt- 
Konservativen". Allerdings hat der 
lndividualisierungseffekt auch diese 
konservative Mitte verändert. Sie ist 
durch Erosion sqgar um Ca. 7% auf 
ca. 24% geschrumpft. Die Abwan- 
derer, zwei Gruppen von je etwa 2 
Millionen jüngere Angestellten und 
jüngeren Arbeitern, sind durch mo- 
dernere Arbeits- und Lebenswelter- 
fahrungen von der engen und hier- 
archischen Alltagsmoral ihrer Eltern- 
milieus abgerückt. 

(4) Deklassierung. Der Zerfall so- 
zialer Bindungen ist ein Hauptmerk- 
mal des deklassierten Viertels der 
Bevölkerung auf der Schattenseite 
der Modernisierung. Die älteren Ge- 
nerationen aus traditionalen Berufs- 
gruppen und die schlecht ausgebil- 
deten Jüngeren leben in reduzierten 
sozialen Netzen und Standards, füh- 
len sich sozial ausgegrenzt und 
grenzen andere ebenfalls aus. Sie 
richten ihre Ressentiments gegen 
Schwächere, gegen Ausländer, 
Menschen mit moderneren Leben- 
stilen, aber auch „die Politiker". Eine 
Teilgruppe, die der ,,Enttäuscht- 
Apathischen", ist überdurchschnitt- 
lich politisch resigniert. Die andere 
Teilgruppe, die der ,,Enttäuscht-Ag- 
gressiven", sympathisiert eher mit  
aktivem Protest von rechts. Politisch 
gibt es zwar bei einem Fünftel der 
,,Deklassiertenu besondere Rechts- 
sympathien, besonders in bestimm- 
ten Großstadtvierteln. Die Mehrheit 
hält sich aber realistischerweise 
noch an die, die sie auch politisch 
effektiv vertreten können: SPD und 
CDUICSU. 

Dynamische Mil ieus 
-blockierende Pol i t ik 
Das Gesamtbild dieser politischen 
Vier-Viertel-Gesellschaft zeigt bisher 

keine eindeutige Konfliktlinie zwi- 
schen dem Oben und Unten der Ge- 
sellschaft, obwohl vertikale Un- 
gleichheiten zunehmen. 

Vielmehr stehen sich die äußeren 
gesellschaftspolitischen Lager, das 
modernste und das traditionalste, 
gleichsam ,,diagonal" gegenüber. 
Das Lager der Individualisierung 
konzentriert sich bei Angehörigen 
der obersten und modernsten Mi- 
lieus, also halbkreisförmig oben und 
links in Bourdieus Sozialraum. Das 
Lager der Deklassierung konzentriert 
sich bei Angehörigen der untersten 
und traditionalsten Milieus, also un- 
ten und rechts in Bourdieus Sozial- 
raum. - Dies entspricht Bourdieus 
Befund einer sog. ,,systematischen 
Verzerrung", d.h. Drehung des Fel- 
des der Politik im sozialen Raum. 

Der soziale Zusammenhalt ist 
auch nicht, wie viele annehmen, am 
modernen bzw. „individualisiertenn 
Pol besonders erodiert. Er zerfällt 
vielmehr gerade bei der vierten 
Gruppe, den Modernisierungsverlie- 
rern, die vor allem aus den untersten 
und traditionalsten Milieus stam- 
men. 

Die Lager der Mitte stehen sogar 
horizontal nebeneinander: das kon- 
servative Lager in der rechten Mitte 
des Sozialraums, das moderne Ar- 
beitnehmerlager eher links daneben. 
Dies scheint Ausdruck dessen zu 
sein, daß sie zwei konkurrierende 
Traditionen der politischen Kultur 
repräsentieren. Unsere Befunde be- 
legen zwar eine deutliche Verunsi- 
cherung der Mitte. Aber aufgrund 
der relativ stabilen Mentalitätshal- 
tungen ist es nicht sehr wahrschein- 
lich, daß sehr große Gruppen aus 
der Mitte zu den Extrempolen über- 
wechseln. Eher werden sich inner- 
halb der Mitte neue Orientierungen 
herausbilden, die an die alten an- 
knüpfen. Auch ist die (arbeitnehme- 
rische) Mitte nicht der Treibsand ei- 
ner amerikanischen ,,middle class", 
die zur abhängigen Klientel der 
Oberklasse wird (vgl. Galbraith, 
1992). Unsere Mentalitätsprofile 
verweisen vielmehr auf eine eigene 
Dynamik zwischen zwei im Alltags- 
zusammenhalt noch gefestigten La- 
gern der Mitte, in denen sich die die 
konservativen und die demokrati- 
schen Identitäten europäischer Tra- 
dition ausdrücken. 

Die Forschungen bestätigen kei- 
neswegs, daß die gegenwärtige ge- 
sellschaftspolitische Immobilität 
eine Folge von entpolitisierten und 
egoistischen Mentalitäten ist. Mi t  

der Individualisierung sind vielmehr 
die Potentiale demokratischer Kom- 
petenz und Reform mehrheitsfähig 
geworden. Im vorpolitischen Alltag 
haben vielfältige Strömungen der 
Bürgerinitiative, der Selbsthilfe, der 
gegenseitigen Hilfe und der Eigen- 
verantwortung ein nie dagewesenes 
Ausmaß erreicht. 

Aber diese Potentiale eines soli- 
darischen Gesellschaftsprojektes 
übersetzen sich nicht in die ,,große 
Politik". Symptomatisch dafür ist die 
vollständig defensive, auf die Re- 
stauration des erodierenden Sozial- 
staats gerichtete Stimmung im Lager 
der enttäuschten modernen Arbeit- 
nehmermitte. Dies ist jedoch nicht 
ein Problem der Milieus, sondern der 
,,großen Politik" selber. Denn dort 
sind die Entwicklung von Perspekti- 
ven und der Wechsel zu den jünge- 
ren Generationen immer noch blok- 
kiert. 

Li teratur 
Beck, Ulrich 1986: Risikogesellschaft. Auf 

dem Weg in eine andere Moderne, 
FrankfurWMain 

Becker, UlrichIBecker, Horst/Ruhland. Walter 
1992: Zwischen Angst und Aufbruch. 
Das Lebensgefühl der Deutschen in Ost 
und West nach der Wicdewereinigung. 
Düsseldorf 

Bourdieu, Pierre 1982 [1979]: Die feinen Un- 
terschiede, FrankfuWMain 

Bourdieu, Pierre 1987: Sozialer Sinn, Frank- 
furWMain 

Flaig. Berthold Bodol Meyer, Thornasl Ueltz- 
höffer. Jörg u.a. 1993: Alltagsästhetik 
und politische Kultur, Bonn 

Galbraith, John Kenneth 1992: Die Herr- 
schaft der Bankrotteure. Der wirtschaftli- 
che Niedergang Amerikas, Hamburg 

Hradil, Stefan 1987: Sozialstrukturanalyse in 
einer fortgeschrittenen Gesellschaft. Von 
Klassen und Schichten zu Lagen und Mi- 
leus, Opladen 

Lepsius, M. Rainer 1973 [1966]: Parteiensy- 
stem und Sozialstruktur: Zum Problem 
der Dernokratisierung der deutschen Ge- 
sellschaft, in: Gerhard A. Ritter (Hg.), 
Deutsche Parteien vor 1918. Köln 1973. 

Lepsius, M. Rainer 1974: Sozialstruktur und 
soziale Schichtung in der Bundesrepublik 
Deutschland, in: Richard Löwenthall 
Hans Peter Schwarz(Hg.), Die zweite Re- 
publik. 25 Jahre BRD - eine Bilanz, Stutt- 
gart 1974.5.263 - 288 

Mooser, Josef 1984: Arbeiterleben in 
Deutschland 1900-1970. Klassenlagen, 
Kultur und Politik. Frankfurt a.M. 

Vester, MichaeVPeter von OertzenIHeiko 
GeilingRhomas HerrnannIDagmar MüI- 
ler: Soziale Milieus im gesellschaftlichen 
Struktunwandel. Zwischen lntegration 
und Ausgrenzung, Köln 1993. 

Weber, Max 1988: Der Nationalstaat und 
die Volkswirtschaftspolitik. Akademische 
Antrittsrede [Freiburg, Mai 18951, in: 
ders., Gesammelte Politische Schriften, 
Tübingen 1988 [1921]. 

Young. Michael 1961: Es lebe die Ungleich- 
heit, Düsseldorf 

Die Forschungen 
bestätigen keines- 
wegs, daß die 
gegenwärtige 
gesellschaftspoliti- 
sche lmmobil i tät  
eine Folge von 
entpolitisierten und 
egoistischen 
Mentalitäten ist. 
Aber  die Potentiale 
eines solidarischen 
Gesellschaftsprojek- 
tes übersetzen sich 
nicht in die ,,große 
Politik". Dies ist 
jedoch n icht  ein 
Problem der  Milieus, 
sondern der  
,,großen Politik" 
selber. 



IALE STRUKTUREN UND KRÄFTE 

Pietro Ingrao/Rossana Rossanda 

Verabredungen zum 
Jahrhundertende 
Eine Debatte uber die Entwicklung des 
Kapitalismus und die Aufgaben der Linken 
296 Seiten; D M  48,-; ISBN 3-87975-679-1 

Pieim IngradRossana Rossanda 

Verabredungen zum 
Jahrhundertende 
Gne Oebaae uber die EmcWung des 
Kapttalismus und die Atfgaben der Ltnken 

M i t  Beitragen von: Elmar Altvater, Joachim 
Bischoff, Frank Deppe, Klaus Dörre, 
Hartwig Heine, Hasko Hüning, Martin 
Kronauer, Oskar Negt. Hildegard Maria 
Nickel, Karl Heinz Roth, Wolfgang Sachs. 

Für lngrao und Rossanda beginnt die Krise 
der Linken nicht erst mi t  dem Siegeszug 
des Neokonservatismus, sondern bereits 
ein Jahrzehnt,zuvor: »Unsere zentrale 
These ist, daß die Linke den Epochen- 
wechsel nicht verstanden hat, der mit  dem 
Ende des fordistischen Regimes eingeleitet 
wurde.(( Die Autorlnnen analysieren 
Ursachen und Folgen des Epochen- 
wechsels und richten den Blick auf die 
Herausforderungen am Ende des 20. 
Jahrhunderts. Ihr »Arbeitsplan(( wird 
anschließend diskutiert von repräsentati- 
ven Autorlnnen der bundesdeutschen 
Linken. 

In Ihrer Buchhandlung 
oder direkt bei 

VSA-Verlag 
Klaus-Groth-Str. 33e 
20535 Hamburg 
Tel. 0401250 20 23, Fax 250 10 11  

derhaß oder die jugendkulturellen 
'Krawalle'. Inzwischen werden auch 
die dem arbeitnehmerischen Zen- 
trum der Gesellschaft näheren Kon- 
fliktformen wieder aktueller. 

Die Fragen der sozialen Gerech- 
tigkeit, der Gleichstellung der Frau- 
en, der Multikulturalität, der sog. 
,,politischen Verdrossenheit" und 
der Bereitschaft, sich selber in alten 
oder neuen Formen politisch zu en- 
gagieren, haben wir in unserer Re- 
präsentativbefragung über einen 
sog. ,,Politikstil-Indikator" mit  44 
Statements thematisiert. Aus den 
Cluster- und Faktorenanalysen erga- 
ben sich sieben gut unterscheidbare 
,,Politikstile", die wir dann auch be- 
stimmten sozialen Lagen, Milieus 
und auch Formen des sozialen Zu- 
sammenhalts zuordnen konnten. 

insgesamt wurde deutlich, daß 
die meisten Milieus die neuen und 
die alten sozialen Ungleichheiten 
sehr kritisch beurteilen: Etwa zwei 
Drittel der Bevölkerung, die sich in 
fünf der sieben Typen wiederfinden, 
sind mehr oder minder stark von so- 
zialen und politischen Verhältnissen 
,,verdrossen". Aber die Motive der 
Unzufriedenheit sind je nach Typus 
so verschiedenen, daß wir keines- 
wegs die Tendenz einer einheitli- 
chen Polarisierung zwischen Privile- 
gierten und Deklassierten (in der 
auch die Mitte aufgehen könnte) be- 
haupten können. 

Vier weltanschauliche Haupt- 
tendenzen 
Das Feld teilt sich vielmehr in vier 
weltanschauliche Haupttendenzen, 
die zum Zeitpunkt der Befragung 
(1 991) sogar vier gleich große Lager 
von je etwa 25% der Bevölkerung 
bildeten. Die vier Lager des politi- 
schen Alltagsbewußtseins, die übri- 
gens nicht unmittelbar mit  den poli- 
tischen Parteilagern identisch sind, 
entsprechen den vier großen gesell- 
schaftspolitischen Weltanschauun- 
gen bzw. Ideologien und ihren Kri- 
sen: 
(1) Individualisierung (,,Selbstver- 
wirklichung"), 
(2) Modernisierung (,,industrielle 
Leistungsgesellschaft"), 
(3) konservative Ordnung (,,ständi- 
sche Hierarchie") und 
(4) Deklassierung (,,Zweidrittelgesell- 
schaft"). 

Zwar halten sich diese gesell- 
schaftspolitischen Lager (und mehr 
noch die parteipolitischenLager) 
nicht strikt an die Einteilung der 
neun Alltagsmilieus, aber sie kon- 

zentrieren sich doch in ganz be- 
stimmten Milieuzonen. 

(1 ) Individualisierung. Das Lager 
der 'Kritisch Engagierten' konzen- 
triert sich in den obersten und mo- 
dernsten Milieus. Gerade diese mo- 
derne Avantgarde auf der Sonnen- 
seite der Modernisierung ist nicht in 
ichbezogene Einzelne zerfallen, son- 
dern sozial und politisch besonders 
motiviert. Als jüngere Generation in 
moderneren Berufen und Ausbil- 
dungen hat sie deutlich überdurch- 
schnittliche Standards in Bildung, 
Geselligkeit, sozialer Solidarität, poli- 
tischer Partizipation und der Bereit- 
schaft zur Eigenverantwortung. Sie 
sind geprägt durch die neuen sozia- 
len Bewegungen und kritisch enga- 
giert für politische und soziale 
Gleichstellungen. Zu ihnen zählen 
die beiden Untergruppen der ,,So- 
zialintegrativen" und der ,,Radikal- 
demokraten". Überdurchschnittlich 
vertreten sind im Politischen: SPD, 
Grüne, Gewerkschafts- und Bürger- 
aktivität, teilweise Nichtwähler. - 
,,lndividualisierung" bedeutet hier 
mehr Selbstbestimmung und nicht 
Zerstörung des sozialen Zusammen- 
halts. 

(2) Modernisierung. Die ,,Indivi- 
dualisierung'' zeigt sich nicht nur in 
den modernen Avantgardemilieus. 
Der ,,Masseneffekt der Individualisie- 
rung" hat auch die Arbeitnehmermi- 
lieus der ,,modernen Mitte" stark 
verändert. Dies ist die mittlere Gene- 
ration in mittleren Einkommens- 
und Bildungsstufen und in den mo- 
dernisierten Arbeiter- und Angestell- 
tenberufen. Auch ihre Standards an 
sozialem Zusammenhalt, sozialer 
Toleranz, Solidarität und demokrati- 
schen Werten sind überdurch- 
schnittlich: ,,Leben und leben las- 
sen!" Aber diese Arbeitnehmerge- 
neration des Wirtschaftswunders 
verliert durch die wirtschaftlichen 
und sozialstaatlichen Umstrukturie- 
rungen ihre Sicherheit und ist daher 
von Parteien, Institutionen und der 
,,sozialen Marktwirtschaft" desillu- 
sioniert. Bei der skeptischen moder- 
nen Arbeitnehmermitte wirken die 
Traditionen der europäischen Arbei- 
ter- und Volksbewegungen nach, 
die ihre Rechte und ihre Teilhabe am 
gesellschaftlichen ,,Fortschritt" nicht 
von oben empfangen, sondern aus 
eigener Kraft erarbeitet und er- 
kämpft haben. Hier kehren diejeni- 
gen Züge des klassischen Arbeiter- 
bewußtseins wieder, die sich auf die 
Erfahrung der Unsicherheit und das 
Mißtrauen gegen Gott, Kaiser und 
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Halbzeit im "Land 
der Reformen" 
Zwei Jahre "Magdeburger Modell" 

von Martin Krems* 

"Ich habe keine 
Angst vor dem 

Schlagwort , Links- 
ruck', ich habe auch 

übrigens keine 
Angst vor dem j a  

noch i m  Programm 
der SPD von 7989 

stehenden Wort 
,Sozialismus'. Ich 

glaube immer noch 
daran, daß die 

l inken Antworten 
die zukunftsweisen- 

den sind." 
Reinhard Höppner, 

Ministerpräsident 

B ergfest" in Magdeburg: mit  ei- 
nem klassischen Konzert im 

r r  Magdeburger Dom feierte die 
rot-grüne Landesregierung die er- 
folgreich überstandene erste Hälfte 
der Legislaturperiode. Der von den 
Organisatoren gefürchtete Spott 
blieb aus: das Minderheitskabinett 
Höppner, das mußten selbst konser- 
vative Kommentatoren feststellen, 
zeichnet sich durch erstaunliche Sta- 
bilität aus - zumal im Kontrast zu 
drei skandalträchtigen CDUIFDP-Re- 
gierungen, die sich zuvor innerhalb 
von nur vier Jahren verschlissen hat- 
ten. Und ein gewisser Respekt vor 
dieser Leistung drückte sich eben 
auch darin aus, daß der selbstbe- 
wußte Festakt im Dom kaum auf Kri- 
tik stieß. 

Allerdings erschöpft sich in der 
neu aufgeflammten Debatte über 
eine Kooperation von SPD und PDS 
das Interesse an Sachsen-Anhalt 
praktisch in der nackten machtpoli- 
tischen Konstellation. Wer das 
"Magdeburger Modell" ins Spiel 
bringt, will meist entweder den 
Machbarkeitsnachweis für Koopera- 
tionsprojekte erbringen oder aber 
die De-facto-Tolerierung zur aller- 
letzten Haltelinie vor der formellen 
Koalition erklären. Sachsen-Anhalt 
ist meist nicht mehr als eine Chiffre 
für ein bestimmtes Maß an PDS-An- 
näherung. 

Das Land und das politische Pro- 
jekt sind aber mehr wert als eine 
symbolische Debatte, und Politik in 
Sachen-Anhalt hat mehr Facetten 
als die Rolle der PDS. Welchen re- 
formpolitischen Gehalt hat Regie- 
rungspolitik in  Sachsen-Anhalt, in 
welcher sozialen, parteipolitischen 
und parlamentarischen Konfigurati- 
on  wird sie entwickelt? Erst im Rah- 
men dieser umfassenden Fragestel- 
lung kann untersucht werden, war- 

* Martin Krems, Historiker, Regierungsangestellter in Sachsen- 
Anhalt, lebt in Magdeburg 

um in Sachsen-Anhalt eine politi- 
sche Kultur entsteht, in der ein an- 
derer Umgang mit der PDS möglich 
ist als anderswo. 

1994: 
euphorische Aufbruchst immung 
Nach der Landtagswahl 1994, die 
SPD und Grünen zusammen mehr 
Sitze einbrachte als der CDU, ent- 
schied sich die Spitze der Landes- 
SPD für eine rot-grüne Minderheits- 
regierung. Diese Richtungsentschei- 
dung wurde getragen von einer 
Aufbruchstimmung an der Parteiba- 
sis und - in einem kurzfristigen An- 
fall von Handlungsfähigkeit - tole- 
riert von der Bundesspitze der SPD. 
"Da blieb mir ja gar nichts anderes 
übrig als mitzugehen, wobei mir 
nicht ganz klar war, ob der SPD 
wirklich bewußt war, auf was sie 
sich da einläßt", sagt im Rückblick 
Hans-Jochen Tschiche, Fraktionsvor- 
sitzender von Bündnis 90/Die Grü- 
nen. Das Regierungsmodell sollte 
sich nach damaliger offizieller Lesart 
auf wechselnde Mehrheiten im 
Landtag stützen; heute spricht auch 
der SPD-Landes- und Fraktionsvor- 
sitzende Rüdiger Fikentscher ganz 
offen von der "Tolerierung durch die 
PDS". Begründet wird diese Entwick- 
lung mit der "Verweigerungshal- 
tung" der CDU (die mittlerweile al- 
lerdings auch taktische Varianten 
des parlamentarischen Umgangs 
mit der SPD erprobt). 

Vertrauen aus gemeinsamer 
Oppositionszeit 
Das Klima der Zusammenarbeit zwi- 
schen SPD und Grünen ist gut. 

Allein diese schlichte Tatsache 
macht die Magdeburger Landesre- 
gierung zu einem Unikat. Situatio- 
nen wie in den Koalitionen von Düs- 
seldorf oder ehedem in Berlin, in de- 
nen die Partner sich von einem 
Knackpunkt zum nächsten hangeln 
und mit teilweise brachialen Aktio- 
nen versuchen, ihre jeweilige Identi- 
tät zu inszenieren, sind in Sachsen- 
Anhalt bislang nicht aufgetreten. 
Zur Erklärung dieses Phänomen 
reicht der für rot-grünes Selbstver- 
ständnis und Selbstdarstellung in 
Sachsen-Anhalt stets beschworene 
"andere Politikstil" nicht aus. Weder 
Höppners Anspruch, einen auf Dia- 
log angelegten, kooperativen Füh- 
rungsstil zu pflegen, noch der Wille 
beider Parteien zum gemeinsamen 
Erfolg erklärt die ausgeprägte Ko- 
operations- und Kompromißbereit- 
Schaft. 

MAGAZIN 

Eine wesentliche Ursache ist, daß in 
Sachsen-Anhalt - in krassem Gegen- 
satz etwa zu Nordrhein-Westfalen - 
die Protagonisten der beiden Partei- 
en nicht aus unterschiedlichen poli- 
tischen und sozialen Milieus zuein- 
ander gekommen sind. Die Aktiven 
beider Parteien kennen sich zumeist 
aus oppositionellen Netzwerken der 
DDR; ihre Gegenüber in CDU und 
PDS dagegen ähneln sich strukturell 
durch ihre ungebrochenen Elite-Bio- 
graphien. Nur vor diesem Hinter- 
grund konnten Kooperationsmetho- 
den von SPD und Grünen entstehen 
wie regelmäßige gemeinsame Bera- 
tungen der Fraktionsarbeitsgruppen 
oder das im Koalitionsvertrag festge- 
schriebene gemeinsame Vorschlags- 
recht für bestimmte Kabinettspo- 
sten. 

PDS will Regierung und Opposi- 
t i o n  zugleich sein 
Die Sachzusammenarbeit mit  der 
PDS im Rahmen der Tolerierung ist 
von ihrem Charakter her nicht ver- 
gleichbar mit  dem Zusammenwir- 
ken von Koalitionspartnern. Zwar ist 
an einzelnen Vorhaben der Regie- 
rung nach ihrer parlamentarischen 
Beratung teilweise deutlich die Mit- 
sprache der PDS erkennbar; Ini- 
tiativen ihrer Fraktion gehen aber 
oft  auch im Landtag einfach unter 
oder werden von den Koalitionsfrak- 
tionen im Sinne der Regierung ab- 
geändert. Trotz der Stabilität der Re- 
gierung und der relativ störungs- 
freien Umsetzung des Koalitions- 
vertrages sind die Schwächen und 
der Übergangscharakter des - teil- 
weise schon idealisierten - Konzepts 
der Minderheitsregierung nicht zu 
übersehen. Zu groß ist die Ver- 
suchung für die PDS, gestalterisch 
Einfluß auf die Regierungspolitik zu 
nehmen und sich gleichzeitig als 
Oppositionsfraktion in kritischer 
Distanz zur Regierungspraxis zu pro- 
filieren. Diese Konstellation ist für 
die Regierungsparteien auf Dauer 
auszehrend. Niemand zweifelt aber 
heute in  Sachsen-Anhalt daran, daß 
Rot-Grün die laufende Legislatur- 
periode übersteht. 

Rot-Grün f e h l t  sozialer Träger 
In Sachsen-Anhalt selbst wird das 
Magdeburger Bündnis zunächst 
einmal als rot-grüne Koalition wahr- 
genommen; im Unterschied zum 
bundesdeutschen Blickwinkel steht 
die Tolerierung durch die PDS nicht 
im Mittelpunkt. Ohnehin ist der 
Umgang mit der PDS sowohl für die 
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und die ebensostarke Zunahme der 
Berufe mit  hohem Bildungskapital 
war die Grundlage einer Wanderung 
von Millionen jüngeren Männern 
und Frauen in neue soziale und kul- 
turelle Milieuerfahrungen. Die ,,neu- 
en Berufe" mit  ihren größeren Erfah- 
rungshorizonten verfünffachten 
sich, die Studierendenzahlen ver- 
zehnfachten sich bis in die 60er Jah- 
re. Das Wachstum ,,urbaner Lebens- 
stile", ertrotzt gegen die kulturellen 
und politischen Restriktionen ,,von 
gestern", motivierte offensichtlich 
auch nachhaltige Mentalitäts- und 
Verhaltensänderungen. 

In den meisten Sozialmilieus 
wurden die Werte der Selbstbestim- 
mung. der Selbstverwirklichung und 
auch der sozialen Mitverantwortung 
wesentlich. Nach der vorliegenden 
Forschung bedeutet Individualisie- 
rung vor allem mehr Selbstbestim- 
mung, d. h. (1 ) ,, Kompetenzerweite- 
rung" durch Bildungsreformen und 
erweiterte Erfahrungshorizonte; (2) 
,,partizipatorische Revolution", jene 
unglaublich gewachsene Bereit- 
schaft zur Mitbestimmung am Ar- 
beitsplatz, in Bürgerinitiativen und 
in direkter Politik, verbunden mit 
Mißtrauen gegenüber der institutio- 
nellen Politik; (3) ,,Selbstverwirkli- 
chung", nicht nur in ihren hedonisti- 
schen Varianten, sondern, beson- 
ders bei den Frauen, als emanzipato- 
rische Entwicklung der Person. Indi- 
vidualisierung bedeutet keineswegs 
automatisch den deklassierenden 
Zerfall sozialer Zusammenhänge. 
Nach unseren Erhebungen wurden 
die Gesellungsformen nicht aufge- 
löst, sondern entformalisiert (Vester 
u.a. 1993, 355-387). 

(3) Die sog. ,,neuen soziale Un- 
gleichheiten" (die im Grunde die äl- 
testen sind) verstärkten wieder sich 
mit  der Abflachung des Wirtschafts- 
wachstums in den 1970er Jahren 
(Geißler 1976, Hradil 1987). Wäh- 
rend der Kern der Arbeitnehmerge- 
sellschaft noch gesichert blieb, wur- 
den die sozialen Benachteiligungen 
an die Gruppen mi t  geringer Ver- 
handlungsmacht weitergegeben, 
insbesondere an Frauen, Ausländer, 
Alte, Angehörige bildungsferner Mi- 
lieus und auch den Teil der jüngeren 
Generation, der trotz besserer Aus- 
bildung nur prekäre Beschäftigung 
fand. 

(4) Spaltung der Mitte. Als die 
weltmarkvermittelten Strukturkrisen 
seit den 1980er Jahren auch die Trä- 
gerbranchen des früheren Wirt- 
schaftswunders erfaßten, wurde die 

,,Alte soziale Frage", der Gegensatz 
von Kapital und Arbeit, wieder aktu- 
ell. Damit begann auch die Mitte der 
Arbeitnehmergesellschaft erneut in 
Gewinner und Verlierer der Moder- 
nisierung auseinanderzudriften. 

Soziale Öffnung: 
Individualisierung und plurali- 
sierte Klassengesellschaft 
Die ersten beiden Tendenzen fanden 
einen ausgesprägten Niederschlag 
in unserer ,,Milieu-Landkarte" (die 
die Mentalitätstypen des SINUS-In- 
stituts in den sozialen Raum 
Bourdieus einordnet): die ,,Teilhabeu 
der Arbeitnehmer zeigt sich in der 
sehr großen Mitte von 60%, die ,,In- 
dividualisierung" der nächsten Ge- 
neration an der Zunahme der mo- 
derneren Milieus. Die Klassenmenta- 
litäten sind dadurch aber nicht ver- 
schwunden! Zwar ist im Politischen 
ein ideologisch und intellektuell 
durchgeformtes Klassenbewußtsein 
selten geworden. Aber in der All- 
tagskultur wirken noch eine obere 
(distinktive), eine mittlere (streben- 
de) und eine untere (bescheidene) 
Klassenmentalität fort. ,,Horizontal", 
innerhalb dieser sozialen ,,Etagenu, 
sind die ,,individualisierten" Milieus 
zu Lasten der weniger ,,modernenu 
Milieus erheblich gewachsen, und 
zwar auf etwa 65%. Die ,,lndividuali- 
sierung" ist also wirksam, aber nicht 
als eine absolute Tendenz, sondern 
als eine Art 'Umfärbung' der Klas- 
senmentalitäten (Vester u.a. 1993). 

Dies zeigt sich eindrucksvoll am 
Wandel der ,,Mentalitäten der Mit- 
te", die ganz überwiegend Arbeit- 
nehmermentalitäten sind. Sie haben 
durch einen ,,Masseneffekt der Indi- 
vidualisierung" viel von ihrer tradi- 
tionellen ,,AngepaßtheitU verloren. 
Der nach oben blickende, enge und 
quasi servile Habitus der traditionel- 
len Kleinbürger umfaßt nur noch 
22%. Die Mehrheit besteht aus mo- 
dernen und aufgeschlossenen An- 
gestellten und Facharbeitern, die 
seit den Bildungsreformen in moder- 
nere Aufstiegsmilieus gekommen 
sind (jetzt 24%). und aus einer he- 
donistischen, relativ jugendlichen 
Fraktion von 13%. Nur diese dritte 
Teilgruppe entspricht dem Bild einer 
vorwiegend auf den eigenen Kon- 
sumgenuß orientierten Individuali- 
sierung. Die sozialen Milieus lösen 
sich also nicht nach einem ,,allge- 
meinen Gesetz der Individualisie- 
rung " auf. Alle Milieus deklinieren 
die Individualisierung nach ihrer ei- 
genen Facon. 

In den Phasen der Prosperität 
konnte eine solche dreistufige und 
horizontal pluralisierte Gesellschaft 
keine polarisierenden Konflikte um 
die soziale Frage produzieren. Sie 
besaß in der differenzierten Mitte 
starke kohäsive Kräfte, durch die In- 
dividualisierung aber auch mehr Re- 
formpotentiale. Diese Konstellation 
könnte als 'pluralisierte Klassenge- 
sellschaft' bezeichnet werden: Klas- 
sengesellschaft wegen der vertikalen 
Unterschiede nach Mentalitäten, so- 
zialen Lagen und Macht - plurali- 
siert wegen ihrer großen und vielfäl- 
t ig differenzierten Mitte. 

Soziale Schließung: Die neue 
soziale Schere und d ie  pol i t i -  
schen Mental i täten 
Allerdings verfestigen sich Klassen-, 
Schranken seit den 1970er Jahren 
wieder. Die quasi ständischen 
Schließungspraktiken, mi t  denen die 
Gruppen auf den oberen sozialen 
Leitersprossen verstärkt ihre Exklusi- 
vität sichern, sind, im Sinne Max 
Webers, Hauptmechanismen einer 
neuen Klassenstabilisierung. 

Damit entsteht eine neue verti- 
kale soziale Schere. In vielen Milieus 
schrumpft der Anteil der sozial Gesi- 
cherten, während die Anteile der 
privilegierten Modernisierungsge- 
winner und der Modernisierungs- 
verlierer zunehmen. Was dadurch 
wächst, ist nicht eine zusammen- 
hängende Unterklasse, sondern ein 
heterogenes Feld von sozial benach- 
teiligten Gruppen i m  unteren und 
mittleren Teil der Gesellschafi, die 
als Milieu- und Mentalitätsgruppen 
nicht zusammengehören: Teile einer 
,,neuen Unterklasse" von schlecht 
Ausgebildeten, am Rande zu prekä- 
rer Beschäftigung oder Dauerar- 
beitslosigkeit; benachteiligte Frauen; 
Ausländer und Zuwanderer; durch 
die persönliche Situation (konkret: 
den ,,Vergemeinschaftungsstatus") 
Benachteiligte, z.B. Kranke ohne so- 
ziale Netze, Alleinerziehende, 
Durchschnittsverdienende mi t  Kin- 
dern, durch die Strukturkrisen frei- 
gesetzte Ältere usw. 

Die neue soziale Schere, die die 
relativ integrierte Arbeitnehmerge- 
sellschaft ablöste, brachte nach 
1 989 die gesellschaftspolitische La- 
gerbildung in Bewegung. Als mi t  der 
Öffnung der europäischen Grenzen 
die Weltmarktkonkurrenz ganz nahe 
rückte, wuchsen zunächst die neu- 
en, indirekten Formen des sozialen 
Konflikts - wie die enorme Politik- 
verdrossenheit, der offene Auslän- 

Was dadurch 
wächst, i s t  nicht 
eine zusammenhän- 
gende Unterklasse, 
sondern e in 
heterogenes Feld 
von sozial benach- 
teil igten Gruppen 
i m  unteren und 
mitt leren Teil der 
Gesellschaft, 
d ie  als Milieu- und 
Mentalitätsgruppen 
n icht  zusammen- 
gehören. 
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Allerdings verfesti- 
gen sich Klassen- 

Schranken seit den 
1970er Jahren 

wieder. Die quasi 
ständischen 

Schließungsprakti- 
ken, m i t  denen d ie 

Gruppen a u f  den  
oberen sozialen 

Leitersprossen 
verstärkt ihre 

Exklusivität sichern, 
sind, i m  Sinne M a x  
Webers, Hauptme- 

chanisrnen einer 
neuen Klassenstabi- 

lisierung. 

krisenfest. Sie reichte nicht aus, in 
der Weimarer Republik einen dauer- 
haften Konsensus demokratischer 
politischer Kultur miteinander zu 
stabilisieren und die jüngere Gener- 
ation zu binden, die vom raschen 
Wandel der Lebensstile und sozialen 
Deklassierungen verunsichert war. 
Zudem war die von Weber schon 
vorausgeahnte Konstellation von 
Massendemagogie und der Sehn- 
sucht eines Teils des Großbür- 
gertums ,,nach dem Erscheinen ei- 
nes Cäsar, der sie schirme" (Weber 
1988a, 21, vgl. 1988b. 393), eine 
wichtige Voraussetzung der natio- 
nalsozialistischen Machtergreifung. 

Die nach 1945 entstandene 
neue Konstellation entlastete die 
beiden Nachfolgestaaten von vielen 
historischen Konfliktlinien. Der lange 
Aufschwung des Nachkriegskapita- 
lismus entschärfte die Verteilungs- 
konflikte. Vor allem in Westdeutsch- 
land bildete sich ihre Konflikt-und 
Integrationsfähigkeit der politischen 
Klasse aus. Lepsius (1 974, 268): ,,Die 
Sozialstruktur der Bundesrepublik ist 
in vieler Hinsichtvon den traditionel- 
len Konflikten des Deutschen Rei- 
ches entlastet; einige sind aufgelöst, 
wie der Konflikt mit  den feudal-kon- 
servativen Großagrariern; andere 
haben an Bedeutung verloren, wie 
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der Konfessionskonflikt und die re- 
gionalen Spannungen; geblieben, 
wenngleich wesentlich gewandelt, 
sind die Konflikte zwischen den so- 
zialen Schichten und Statusgrup- 
pen." 

Von  der  In tegrat ion zur Spal- 
t u n g  der  M i t t e  
Möglich wurde eine historisch neu- 
artige ,,Öffnung des sozialen Raums" 
(Merleau-Ponty), der erst in den 
1970er Jahren wieder Tendenzen 
der sozialen ,,Schließung" (Weber) 
entgegenzuwirken begannen. In der 
Sozialstruktur waren diese Dynami- 
ken mit vier nacheinander einsetzen- 
den Veränderungsbewegungen ver- 
bunden. 

(1) Teilhabe. In den 1950er und 
1960er Jahren konnten sich die Ar- 
beitnehmer die Teilhabe am 'Wirt- 
schaftswunder' durch Arbeitszeit- 
verkürzungen sowie höhere Lohn-, 
Konsum-, Sozial-und Bildungsstan- 
dards erkämpften (sog. 'Fordis- 
mus'). Während die traditionellen 
Agrar- undlndustrieberufe der kör- 
perlichen Arbeit radikal schrumpf- 
ten, wuchs die Mitte der Facharbei- 
ter und qualifizierten Angestellten. 
Dies führte zum ,,sozialhistorischen 
Bruch" (Mooser, 1984) der 1960er 
Jahre. Es entstand eine interessen- 

bewußte ,,Arbeitnehmergesell- 
schaft" (Lepsius), in der die histori- 
schen Differenzen zwischen Arbei- 
tern und Angestellten, Protestanten 
und Katholiken und den verschiede- 
nen Berufs- und Regionalmilieus er- 
heblich abnahmen. Verbindend war 
ein gemeinsames Selbstbewußtsein, 
gegründet auf Fachkönnen, er- 
kämpfte Rechte und die Überwin- 
dung der proletarischen Lebenswei- 
se der Not, Enge und Unterordnung 
(Niethammer, 1983 ff.). Die 'Entpro- 
letarisierung' war also keineswegs 
nach rückwärts, auf eine 'kleinbür- 
gerliche' oder 'mittelständische' 
Mentalität gerichtet, sondern auf 
ein modernes, 'meritokratisches' 
(Young, 1958) Bewußtsein der eige- 
nen Arbeitsleistung, für die eine um- 
fassende Teilhabe an den sozialen 
Chancen verlangt wurde. 

(2) Individualisierung. In der jü n- 
geren Generation, die in  den neuen 
Sozial- und Kulturstandards groß 
wurde, erreichte dieser ,,Wertewan- 
del" seit den 1960er Jahren eine 
neue Stufe der Mentalitätsentwick- 
lung, die sog. ,,lndividualisierung". 
Nach den ,,objektivenn Klassenver- 
hältnissen änderten sich auch die 
,,kulturellen" Klassenverhältnisse. 
Das enorme Schrumpfen der tradi- 
tionalen Agrar- und lndustrieberufe 

m o d e r n e  Mitte traditional 

T e c h n o k r a t i s c h e s  M i l i e u  
"Distinktion" 

A r b e i t n e h m e r -  

20%+24% 

T r a d i t i o n s l o s e s  
A r b e i t e r m i l i e u  

9%+12% 

M A G A Z I N  

Presse als auch für konservative Poli- 
tiker ein völlig normaler und un- 
spektakulärer. Hingegen ist die Ak- 
zeptanz für eine konsequent ökolo- 
gische Politik in Sachsen-Anhalt 
noch geringer als in Westdeutsch- 
land. Im Gegensatz zu den alten 
Bundesländern, w o  Umweltschutz 
verbal akzeptiert und auch in kon- 
servative Politikmodelle integriert 
ist, wird er von Wirtschaftsverbän- 
den und CDU in Sachsen-Anhalt 
häufig pauschal als Kostenfaktor 
und Standortnachteil begriffen. Ei- 
nen pragmatischen Umgang mit 
dem Bündnis 90/Die Grünen und 
dem von Heidrun Heidecke geführ- 
ten Ministerium für Raumordnung, 
Landwirtschaft und Umwelt haben 
die meisten Verbände noch nicht 
entwickelt. 

Die Grünen erleben aufgrund ih- 
rer minimalen Mitgliederbasis und 
des sehr schwachen Wahlergebnis- 
ses (5,1°h) noch stärker als die SPD 
das Fehlen einer aktiven gesell- 
schaftlichen Basis für Rot-Grün. Ge- 
ringe Bereitschaft zu bürgerschaftli- 
chem Engagement - am ehesten 
ausgeprägt noch in sozialen und Be- 
schäftigungsprojekten - führt  dazu, 
daß ein Unterbau an Initiativen und 
vernetzten Interessen fehlt, der die 
Regierung trägt und gleichzeitig for- 
dert. Ganz im Gegensatz zu dem 
aus den Zeiten der "Runden Tische" 
geretteten Anspruch auf Rückkop- 
pelung mi t  den Betroffenen ist das 
rot-grüne Projekt in Sachsen-Anhalt 
in Wahrheit ganz wesentlich "von 
oben" bestimmt. Dieses strukturelle 
Problem der Koalition wird nicht zu 
beheben sein, wenn nicht zuerst die 
Parteistrukturen entwickelt werden, 
die eine institutionalisierte Dialogfä- 
higkeit in die Gesellschaft hinein erst 
schaffen können. 

~ e f o r m p o l i t i k  für e i n  deindu- 
strialisiertes Land 
Daß die politischen Differenzen zwi- 
schen den Koalitionspartnern ande- 
re Dimensionen haben und anders 
ausgetragen werden als in anderen 
rot-grünen Landesregierungen, ist 
auch auf völlig unterschiedliche 
wirtschaftliche und soziale Rahmen- 
bedingungen zurückzuführen. Klas- 
sischerweise kreisen Konflikte in rot- 
grünen Regierungen u m  die Frage, 
wie einerseits in bestehende, ent- 
wickelte lndustriestrukturen die Lo- 
gik nachhaltiger Entwicklung einge- 
führt werden und andererseits unter 
den Bedingungen immer neuer Pro- 
duktivitätsschübe und einer tenden- 

ziellen Globalisierung das jeweilige 
Beschäftigungs- und soziale Niveau 
gehalten werden kann. In Sachsen- 
Anhalt geht es darum, diese gesell- 
schaftlichen Ziele vor dem Hinter- 
grund einer praktisch abgeräumten 
lndustrielandschaft mi t  radikalen 
Umbrüchen und unterentwickelter 
lnfrastru ktur zu verwirklichen. Rot- 
grüne Reformpolitik unter solchen 
Bedingungen bedeutet, eine Gleich- 
zeitigkeit von Aufbau und Umsteu- 
ern anzustreben. Begünstigt wird 
dieses Projekt durch die Offenheit 
und Gestaltbarkeit der Situation, er- 
schwert wird es dadurch, daß die 
Förderung von Investitionen und die 
Schaffung von Arbeitsplätzen noch 
drängender ist als in westdeutschen 
Bundesländern und damit bestimm- 
te Prioritäten der Landespolitik dik- 
tiert werden. Anders ausgedrückt: 
der Standortdruck ist höher als an- 
dernorts, aber die Möglichkeiten zu 
entscheiden, wie der Standort ein- 
mal aussehen soll, sind dafür auch 
größer. 

Sachsen-Anhalt hat nach dem 
Ende der DDR praktisch seine ge- 
samte industrielle Basis verloren. 
Weder das "Chemiedreieck" um 
Wolfen und Bitterfeld noch die um- 
fangreiche Maschinenbauprodukti- 
on im Raum Magdeburg hat die Ab- 
wicklung durch die Treuhand mi t  
mehr als Restbeständen überlebt. 
Die Agrarindustrie ist stark ge- 
schwächt, der Aufbau einer durch 
bäuerliche Betriebe geprägten Land- 
wirtschaft hat noch keine großen Er- 
folge erzielt. Die Arbeitslosigkeit ist 
in Sachsen-Anhalt mi t  17,5% (Juli 
1996) bundesweit am höchsten und 
liegt noch deutlich über der des 
noch strukturschwächeren Mecklen- 
burg-Vorpommern, das durch die 
Stützung seiner Werftindustrie bei 
16,3% liegt. Innerhalb Sachsen-An- 
halts ist die Arbeitslosigkeit am 
höchsten im Arbeitsamtsbezirk 
Sangerhausen mi t  20.9%. (In San- 
gerhausen wurde kürzlich der PDS- 
Kandidat zum Oberbürgermeister 
gewählt.) 

In dieser Situation greifen jeden- 
falls in der Ansiedlungspolitik quali- 
tative und strukturelle Ansprüche 
nicht. Die Politik des von der PDS nur 
mit  Mühe ertragenen Wirtschaftsmi- 
nisters und früheren Treuhandma- 
nagers Klaus Schucht (SPD) er- 
schöpft sich, wie könnte es anders 
sein, in der Förderung jeder sich bie- 
tenden lnvestitionschance und im 
Einsatz von "Staatsknete" zur Ret- 
tung bedrohter Betriebe - durchaus 

nicht ohne Erfolg. Bei den ausländi- 
schen Direktinvestitionen nahm 
Sachsen-Anhalt 1995 mit 225 Mil- 
lionen DM den Spitzenplatz unter 
den ostdeutschen Ländern ein. Auch 
Bündnis 90/Die Grünen haben unter 
dem Eindruck von Massenarbeitslo- 
sigkeit und Monostrukturen im Ko- 
alitionsvertrag den vorübergehen- 
den Erhalt der Chlorchemie ge- 
schluckt. M i t  der Ansiedlung von 
Dow Chemical kann Schucht einen 
seiner spektakuläreren Erfolge vor- 
weisen. 

Die Bevölkerung Sachsen-An- 
halts ist, ebenso wie die der anderen 
ostdeutschen Bundesländer, exi- 
stentiell auf die Fortführung von Ar- 
beitsbeschaffungsmaßnahmen in 
dem bisherigen Umfang angewie- 
sen. Der Vorschlag der ostdeutschen 
CDU-Bundestagsabgeordneten, die 
Bezüge der ABM-Kräfte weiter zu 
kürzen, um einen "Anreiz" zur Rück- 
kehr in den "ersten Arbeitsmarkt" zu 
schaffen, ist abwegig und zynisch. 
ABM sind längst ein öffentlich finan- 
zierter, notwendiger Bestandteil des 
Arbeitsmarktes in Ostdeutschland 
geworden, ohne den die Arbeitslo- 
sigkeit dramatische Ausmaße an- 
nehmen würde. Schwerpunkt der 
Fördermaßnahmen in  Sachsen-An- 
halt ist ein Arbeitsmarktprogramm 
für Frauen. Sachsen-Anhalt hat sich 
zudem ein besonders weitreichen- 
des (und kostenintensives) Kinderta- 
gesstättengesetz gegeben. 

Infrastruktur als Reformfeld 
Auf anderen Politikfeldern kommen 
Reformansätze deutlicher zum Tra- 
gen. In der lnfrastrukturpolitik ver- 
sucht die rot-grüne Regierung, die 
Einheit von Aufbau und Umsteuern 
zu praktizieren. So werden in der 
Verkehrspolitik im Gegensatz zu an- 
deren Ländern (etwa zu Branden- 
burg) keine Bahnstrecken stillgelegt. 
Die Landesregierung unterstützt In- 
vestitionen in den Schienenverkehrs- 
wegebau, in den Waggonbau und 
fördert mit  einem Schnittstellenpro- 
gramm die Vernetzung der Öffentli- 
chen Verkehrsmittel. In der Umwelt- 
politik ist ein ehrgeiziges "Ökologi- 
sches Verbundsystem" zur Vernet- 
zung der vorhandenen Naturschutz- 
gebiete geplant. Während der EXPO 
2000 sollen in der "Korrespondenz- 
region" Wolfen - Bitterfeld - Dessau 
exemplarische Projekte der "Versöh- 
nung von Ökonomie und Ökologie" 
und der zukunftsfähigen Nutzung 
einer von der Industrialisierung ge- 
beutelten Kulturlandschaft gezeigt 

"Fundamental- 
opposition mag ihre 
Berechtigung 
haben, w o  Landes- 
kassen pra l l  gefül l t  
sind. Angesichts 
leerer Kassen halte 
ich die Polit ik der  
PDS-Fraktion für 
sachgerechter. " 
Jens Bullerjahn, 
Parlamentarischer 
Geschäftsführer der 
SPD-Landtags- 
fraktion 
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"Warum in aller 
Welt sollten w i r  

je tz t  über Regie- 
rungsbeteiligung 

reden, w o  doch 
alles so gut läuft?" 
Roland Claus, PDS- 
Landesvorsitzender 

werden. In der Schulpolitik wurden 
mi t  der Einführung der Förderstufe, 
der Gesamtschule als Regelschule 
und der Abschaffung der Haupt- 
schule deutliche Akzente gesetzt, 
ohne daß es zum großen Kultur- 
kampf gekommen wäre. Allerdings 
bleibt in dem - Sachsen-Anhalt nach 
dem Ende der DDR übergestülpten - 
besonders reaktionären Schulsystem 
mi t  Zentralabitur und den bundes- 
weit geringsten Wahlmöglichkeiten 
in der Oberstufe ein erheblicher Re- 
formbedarf bestehen. In der Innen- 
politik zeichnet sich Sachsen-Anhalt 
durch eine besonders liberale Aus- 
Iänderpolitik aus. lnnenminister 
Manfred Püchel. selbst ein ehemali- 
ges Blockparteimitglied, versucht 
sich zwar als einziges Kabinettsmit- 
glied ab und an Mehrheiten bei der 
CDU zu besorgen, ist jedoch in keine 
Schublade einzuordnen. 

Höppner  beliebt, SPD verliert 
Eine Infas-Umfrage zur Halbzeit der 
Landesregierung ergibt ein unein- 
heitliches Bild. Zwar geben 40% der 
Bevölkerung an, ihre wirtschaftliche 
Lage sei seit 1994 "gleich gut  ge- 
blieben" (weitere 10% nennen sie 
"gleich schlecht"); 30% schätzen 
ihre Situation heute sogar als besser 
ein. Trotz dieser relativen subjekti- 
ven Zufriedenheit meinen 50% der 
Befragten, eine Große Koalition hät- 
te mehr erreichen können. 

Bei der "Sonntagsfrage" verliert 
die SPD gegenüber der Landtags- 
wahl drei Prozentpunkte und 
kommt nur noch auf 31%. die CDU 
verbessert sich um etwa anderthalb 

Prozentpunkte und wird mit  36% 
wieder stärkste Partei. Die PDS bleibt 
stabil - mit  geringen Verlusten - bei 
19%. Profitieren können nach dieser 
Umfrage die Grünen, die fast drei 
Prozentpunkte hinzugewinnen kön- 
nen und auf 8% kommen. FDP, DSU 
und andere wären demnach nicht 
im Landtag vertreten. 

In dieser Umfrage, die zugleich 
die Popularität von Reinhard Höpp- 
ner beweist (47% wünschen ihn als 
Ministerpräsidenten, nur 27% Chri- 
stoph Bergner), schlägt sich deutlich 
die organisatorische Schwäche der 
SPD nieder. Sie wird bis zum und im 
Landtagswahlkampf 1998 noch Er- 
hebliches auf die Beine stellen müs- 
sen, um als Partei von Regierungser- 
folgen und vom Ansehen des Mini- 
sterpräsidenten zu profitieren. 

Magdeburg - 
tatsächlich e in  "Modell"? 
Sachsen-Anhalt ist kein Modell - je- 
denfalls nicht fürs Regieren. Was 
hier passiert, ist allenfalls ein Modell 
für den Übergang: nämlich von der 
völligen Ausgrenzung der PDS hin 
zum normalen Umgang unter den 
Parteien. 

Die PDS befindet sich auch in 
Sachsen-Anhalt in einem zähen, 
schmerzhaften Wandlungsprozeß. 
Sie ist keineswegs durchweg als lin- 
ke Kraft einzuschätzen. Gerade an 
der kommunalen Basis vertritt sie 
häufig eine strukturkonservative Kli- 
entel, die für ostdeutschen Regio- 
nalchauvinismus ansprechbar ist. In 
der Landtagsfraktion dominieren 
dagegen reformfreudige, darunter 

auch zahlreiche jüngere Politikerin- 
nen und Politiker. Ein besonderes 
Phänomen in Sachsen-Anhalt ist der 
Versuch belasteter Stasifunktionäre, 
PDS-Mitglieder, die in der DDR zur 
Opposition gehörten und heute 
über Gefängnisaufenthalte berich- 
ten, wegen parteischädigenden Ver- 
haltens aus der Partei zu drängen. 
Diese besondere Form von "Vergan- 
genheitsbewältigung" wird eben- 
falls zum innerparteilichen Klärungs- 
prozeß beitragen. 

Die PDS versucht partiell, sich ne- 
ben den Grünen als radikalökologi- 
sche Kraft zu etablieren und die nor- 
malen Widersprüche in der Koalition 
auszunutzen. Sollte damit die Ab- 
sicht verbunden sein, die Grünen 
aus dem Parlament zu drängen, um 
sich bei der nächsten Wahl als SPD- 
Partner unentbehrlich zu machen. 
dann kann diese Taktik auch ausge- 
sprochen kontraproduktiv sein: 
ohne Verstärkung durch die Grünen 
ist die PDS als sehr starker Partner 
für die SPD noch schwerer zu ver- 
kraften. 

1998 wird in Sachsen-Anhalt ge- 
wählt, nur wenige Monate vor der 
Bundestagswahl. Dann wird es - so 
oder so - im Land Entscheidungen 
über die Zukunft des "Magdeburger 
Modells" geben. In diesem Sommer 
war die SPDIPDS-Debatte abstrakt, 
weil keine Kooperationsentschei- 
dung anstand. Das wird im Sommer 
1998 anders sein. Ist die SPD im 
Bund in dieser Frage dann nicht 
handlungsfähig, wird sie im Bundes- 
tagswahlkampf wieder nur die Ge- 
triebene sein. 

intern 

Liebe Leserinnen und Leser, 

spw entwickelt sich weiter, auch in 
der äußeren Gestaltung. Seit Heft 89 
ist das Seitenlayout modernisiert 
und die Artikel im Schwerpunkt sind 
jetzt zwei- statt dreispaltig. An der 
Schrift basteln wir noch. Demnächst 
wird auch die Titelseite renoviert 
werden. Bei allen - inhaltlichen und 
gestalterischen - Weiterentwicklun- 
gen der spw versuchen wir, Kritik 

und Anregungen zu berücksichti- 
gen, die uns von Leserinnen und Le- 
sern erreichen. Diese sind aber sehr 
spärlich gesät. Darum hier die Auf- 
forderung: wer Kritik oder Vorschlä- 
ge hat, teile sie uns bitte mit, weil 
Gedanken lesen können wir nicht. 

Weil wir es im Impressum mehr- 
mals vergessen haben, hier auch 
noch mal der Hinweis auf die Inter- 
net-homepage, die spw seit Anfang 
des Jahres hat, und die künftig re- 

gelmäßig mit  aktuellen Artikeln be- 
stückt sein soll: 
http://www.koeln-online.de/spw/ 

Die aktuellen Preise der spw gel- 
ten seit 1994, also bald drei Jahre. 
Ab 1997 werden wir sie leider erhö- 
hen müssen, um steigende Kosten, 
insbesondere auch Postentgelte, 
aufzufangen. Dabei werden wir 
Abonnentlnnen, die per Lasteinzug 
zahlen, eine Ermäßigung gewähren, 
weil dieses Verfahren für uns we- 
sentlich einfacher und kostengünsti- 
ger ist. Umstellung lohnt sich also 
für alle Beteiligten. Die neuen Preise 
sind: Abo normal 63 DM, bei Last- 
schrift 60 DM; Abo ermäßigt 55 
DM, bei Lastschrift 52 DM; Abo Aus- 
land 66 DM; Einzelpreis 9.50 DM. 

Ralf Krämer 

SOZIALE STRUKTUREN UND KRÄFTE 

s eit den 1980er Jahren wird er- 
neut diskutiert, ob sich in fort- 
geschrittenen Gesellschaften 

die Klassengegensätze des 19. Jahr- 
hunderts endgültig auflösen. Zum 
einen wird gefragt, wie weit der alte 
Gegensatz zwischen Lohnarbeit und 
Kapital zurückgedrängt wird durch 
neue, sog. postindustrielle Konfliktli- 
nien um Fragen der Ökologie, des 
Geschlechterverhältnisses, der Mul- 
tikulturalität, des Friedens usw. Zum 
anderen wird mit  der Theorie der In- 
dividualisierung eine Entstrukturie- 
rung bzw. Auflösung der historisch 
gewordenen Zusammenhänge und 
Abgrenzungen behauptet, insbe- 
sondere auch von Ulrich Beck (1 986, 
140). 

Was sich auflöst, sind vor allem 
theoretische Gewißheiten. In diesem 
Vakuum greifen viele nach wohlfei- 
len Supermarktangeboten, die nur 
noch eine einzige Tendenz zur 
Schau stellen: die Wonnen der Er- 
lebnisgesellschaft, die Abgründe der 
Zwei-Drittel-Gesellschaft oder die 
Rückkehr zu den guten alten konser- 
vativen Tugenden der Selbstbe- 
schränkung. Während diese drei 
Perspektiven weltanschauliche Kon- 
junktur haben, scheint eine vierte 
zum unverkäuflichen Ladenhüter 
geworden zu sein: die solidarische 
Gesellschaft. Den Vertretern des so- 
zialdemokratischen Wohlfahrtsstaa- 
tes scheint dessen Grundlage, der 
prosperierende Wirtschaftsstandort, 
endgültig abhandengekommen zu 
sein. 

Die Suche nach neuen 
Konzepten 
Demgegenüber kann das Konzept 
der lndividualisierung auf eine selte- 
ne Erfolgsgeschichte zurückblicken. 
Es scheint die früheren großen Inte- 
grationsideologien zu verdrängen, 
insbesondere die katholische Part- 
nerschaftslehre und die sozialisti- 
sche Konfliktlehre. Das Vokabular 
der lndividualisierung wird nicht nur 
in Wissenschaft und Öffentlichkeit 
verwendet. Es ist auch tief in die All- 
tagssprache eingedrungen. Nur 
scheint es, daß jeder darunter etwas 
anderes verstehen kann: mehr ei- 
genständige Orientierung oder 
mehr Haltlosigkeit, mehr Bildungs- 
und Geschmackskultur oder mehr 
Teilhabe an der Konsum- und Frei- 
zeitvielfalt, mehr Eigenverantwor- 
tung oder mehr Eigensucht, mehr 
Privilegien oder mehr soziale Risiken. 

Die Vieldeutigkeit des Konzepts 
ist das Geheimnis seines Erfolgs bei 

so vielen verschiedenen sozialen Mi- 
lieus. Sie beruht darauf, daß ,,Indivi- 
dualisierung'' zunächst nichts ande- 
res bezeichnet als eine negative Ab- 
grenzung gegen das Bild einer ge- 
schlossenen Gesellschaftsordnung, 
in der große und kleine Kollektivitä- 
ten - der Staat, die Weltanschauun- 
gen, die Klassenmilieus, die Nach- 
barschaften, Familien usw. - das 
Verhalten und die Lebenschancen 
der Individuen von außen, diszipli- 
nierend oder fürsorglich, steuern 
oder uniformieren. 

Der Eindruck des gesellschafts- 
theoretischen Vakuums ist allerdings 
nur teilweise richtig. Viele Autoren, 
nicht zuletzt Ulrich Beck (etwa im 
Spiegel vom 13. Mai 1996), be- 
schreiben sehr klar, daß die Risiko- 
gesellschaft die eines international 
enthemmten Kapitalismus ist. Dem- 
n a ~ h ~ s c h e i n t  sich nicht die 'Logik 
des Kapitals', sondern die der 'sozia- 
len Gegenmächte', die ihn zeitweilig 
in Schach hielten, aufzulösen. 

Ratlosigkeiten über Konzepte, 
mi t  denen der Kapitalismus sozial 
und politisch zu ,,regulierenu sei, 
sind nicht neu. In allen kritischen 
Übergangsphasen des modernen 
Kapitalismus wurde das Gefüge der 
sozialen Arbeitsteilung, der sozialen 
Gruppen, Kulturen und Klassen und 
der internationalen Beziehungen de- 
rangiert und eine konflikt- und risi- 
koreiche Suche nach neuen Arran- 
gements ausgelöst. 

Ein Beitrag zu dem heutigen KIä- 
rungsprozeß könnte sein, die pau- 
schalen Thesen von der Vielfalt und 
Vielschichtigkeit der sozialen Mi- 
lieus, Lager und Trennlinien ('cleava- 
ges') durch ein konkretes Bild der 
Gesellschaft zu überwinden, wel- 
ches die Proportionen und Konfigu- 
rationen der verschiedenen Gruppen 
und Tendenzen empirisch benennt. 
Um dies zu versuchen, haben wir in 
mehrjährigen Forschungen und ei- 
ner repräsentativen Befragung eine 
,,soziale Gesamtlandkarte" erarbei- 
tet, in der erstmals die Lage, Größe 
und Veränderung der (west) deut- 
schen Klassenmilieus, ihrer Mentali- 
täten, Kohäsionsformen und ökono- 
mischen Lagen festgestellt werden 
konnten. In sie können auch die ge- 
nannten Tendenzen übersichtlich 
und in ihrer tatsächlichen Größe ein- 
geordnet werden. 

A l te  und neue Konfl ikt l in ien 
In der deutschen Geschichte haben 
immer wieder, und nicht erst heute, 
wirtschaftliche Modernisierungen, 

Zwischen Klassen- 
gesellschaft und 

lndividualisieruna 
J 

Die alten und  die neuen Landkarten der 
sozialen und  politischen Milieus 

von Michael Vester* 

verbunden mit großen Gebietsver- 
änderungen, schwierige gesell- 
schaftliche Wandlungen eingeleitet 
und die politischen und sozialen Ak- 
teure vor kaum lösbare Aufgaben 
der inneren Integration und der au- 
ßenpolitischen Orientierung gestellt. 
Das 1945 untergegangene preu- 
ßisch-deutsche Reich war von einer 
Vielzahl historischer Konfliktlinien 
überfordert gewesen. Es hatte nicht 
nur bei seiner Gründung die Gräben 
zwischen protestantischen und ka- 
tholischen, modernen und traditio- 
nalen, städtischen und ländlichen, 
bäuerlichen und großagrarischen 
Regionen und Lebenswelten geerbt 
- und ebenso den Gegensatz zwi- 
schen der preußischen Metropole 
und der Provinz. Die kapitalistische 
Industrialisierung modernisierte und 
verstärkte auch die Klassenpolaritä- 
ten, und große Wanderungen akti- 
vierten die mit  den Annektionen 
französischer, slawischer und däni- 
scher Gebiete bereits erhöhte Viel- 
falt ethnisch-kultureller Gruppen. 

Die großen gesellschaftlich-poli- 
tischen Klassenmilieus, deren Erosi- 
on Beck 1986 feststellte, waren in 
der Verdichtung dieser Konfliktlinien 
nach 1871 entstanden. M. Rainer 
Lepsius (1 973) unterschied vier sol- 
che Milieus: das katholische, das 
konservative, das bürgerlich-prote- 
stantische und das sozialdemokra- 
tisch-protestantische Milieu. Jedes 
dieser Milieus beschreibt Lepsius als 
eine Art Tandem zwischen bestimm- 
ten lebensweltlichen Milieus und ih- 
ren politisch-ideologischen Füh- 
rungsgruppen. Die lntegrationskraft 
bzw. kulturelle Hegemonie dieser 
politischen Eliten war jedoch nicht 

Viele Autoren, n icht  
zuletzt Ulrich Beck, 
beschreiben sehr 
klar, daß d ie 
Risikogesellscha ft 
die eines internatio- 
n a l  enthemmten 
Kapitalismus ist. 
Demnach scheint 
sich n icht  d ie  'Logik 
des Kapitals', 
sondern d ie der  
'sozialen Gegen- 
mächte: d ie  ihn 
zeitweilig in Schach 
hielten, aufzulösen. 

* Dr. Michael Vester, Prof. für Politische Wissenschafr M der 
Universität Hannover 

spw. Zeitschrift für Sozialistische Politik und Wirtschaft, Heft 90, 1996 



MAGAZIN 

Zeitschrift 
Marxistische 

Erneuerung 

I I 7. Jahrgang, Nr. 26, 
Juni 1996,256 Seiten 

I I Wendl - DGB-Programm I 
Becker - Linke in Frankreich 

I I Schwerpunkt: 
ASOZIALER KAPriALlSMUS 

Huiischmid - Arbeii im Zetiall: USA I 
Hbhme - Konjunktur im Abschwung I 

' Steffen - Sozialstaat in der Reichtums- 
falle / Scherer - Standort gegen Standort 

KLASSEN UND 
KLASSENTHEORIE HEUTE (111) 

Kremer - Klassentheorie und Umbau- 
konzept I Herkommer - Konzept der 
.underdass' 1 Deppe - Auf- und Abstieg 
der .neuen Mittelklasse" 1 ü6ke - Klas- 
senkampf. Kampf um Anerltennung 1 
Brenner - Klassentheode und DKP 

Und: Seidel-Hbppner - Weitling I Bleiber 
- Problem des Nationalen I Jung - PRO- 
KLA 100 I Metscher - Schönes Faust- 
Edition 1 Bons - Mexiko und NAFTA I 
Koo - Asiatischer Kapitalismus"? 

I Linke Politikansäbe in D (V): Stehr - 
Linke Alternative 

I Tagunsgbenchte: DGEPrqrammdis- 
kussion I .Crossover I Volksentscheide I in Sachsen und Hessen 1946 

Diskwsion I Kritik I Zuschriften und 40 
Seiten üuchbesprechungen: als Beilage: 
Register der Jahrgänge 1990 - 1995 
Einzelpreis: 18.- DM (ugl. Versand); Im 
Abo: 54,- (4 HeReJJahr incl. Versand). 
Älteres Probeheft: 10,- incl. Versand. 
Bezug: über den Buchhandel 
(ISSN 0940-0648) oder direM: 

Z-Veitrieb, Kolner Str. 66,60327 
FranMuti 1 M.; Tel. 069 17392934 

Prozessen - jenseits der Entwick- 
lungslogik der kapitalistischen Pro- 
duktionsweise. deren Zentrum das 
Kapital als ,,automatisches Subjekt" 
und deren unbewußtes Bewegungs- 
gesetz die ,,Verwertung des Werts" 
(Marx) ist. 

Es kann hier nicht im  einzelnen 
auf die kritische Diskussion u m  
Lukacs' Spätwerk eingegangen wer- 
den. Neben der Kritik von Seiten der 
marxistischen ,,Orthodoxie", die On- 
tologie sei eine ,,Modeschöpfung 
des Ideali~mus''~', sind hier insbe- 
sondere die Einwände seiner eige- 
nen Schülerlnnen (Agnes Heller 
~ . a . ) ~ ~  zu berücksichtigen. In der Tat 
kann auch eine radikal historische 
Ontologie dem Widerspruch zwi- 
schen unhistorischem System und 

historisch-dialektischer Methode 
nur schwer entgehen. Vielleicht ist 
es aber auch so: Lukics sah die 
Möglichkeit kommender finsterer 
Zeiten, in denen das Licht der histo- 
risch-materialistischen Vernunft zu 
verlöschen droht. Mi t  der Ontologi- 
sierung des Marxismus wollte er 
Pflöcke einschlagen und Vorkehrun- 
gen gegen dessen Verschwinden 
treffen. Für alle diejenigen, die sich 
umfassend und systematisch die 
philosophischen Grundlagen des 
Marxismus aneignen wollen, bietet 
Lukics' Spätwerk reichhaltiges Ma- 
terial. 
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om 16. bis 26. April dieses 
Jahres stand Mecklenburg- 

Vorpommern für einige Tage V 
im Mittelpunkt des nationalen Medi- 
eninteresses. Aus der Werftenkrise 
hatte sich, wie bereits 1992, eine 
Regierungskrise entwickelt, die die 
seit Ende 1994 bestehende Große 
Koalition in Schwerin ins Wackeln 
brachte. Mehr allerdings nicht, denn 
ein ,,Personalkarussell" beendete am 
26. April den Koalitionskrach und 
seitdem herrschen wieder normale 
CDUJSPD-Verhältnisse im Schweri- 
ner Schloß. Was bleibt, sind viele of- 
fene Fragen, Irritationen, Unver- 
ständnis, Frustation und die bittere 
Erkenntnis, daß die Regierungskrise 
für die SPD mit einer klaren Niederla- 
ge endete. 

Der hohe Vertrauensverlust bei 
den Menschen in Mecklenburg-Vor- 
Pommern führte zu einem neuen hi- 
storischen Tiefstand nach 1990 bei 
Meinungsumfragen von 26% für die 
SPD (CDU 36%) im Monat Mai und 
zu einem hohen Ansehensverlust für 
den SPD-Spitzenmann Harald Rings- 
torff. 

Somit ist die Ausgangsposition 
für einen linken Kurswechsel im 
nordöstlichen Bundesland zur Zeit 
denkbar schlecht, noch ungünstiger 
als vor der Regierungskrise. 

Wie konnte es zu dieser Entwick- 
lung kommen? 

Hintergründe der  Regierungs- 
krise 
1992 verkaufte die Treuhand die 
Werften in Mecklenburg-vorpom- 
mern an den Bremer Vulkan. Für die 
Sanierung stellte sie eine beträchtli- 
che Summe an Steuergeldern zur 
Verfügung. Von dieser Summe wur- 
den rund 854 Millionen DM zweck- 
widrig nach Westdeutschland abge- 
zweigt. Auch wenn zur Zeit noch 
mehrere Untersuchungsausschüsse 
klären sollen, wo das Geld exakt ge- 
blieben ist, steht bereits seit langem 
fest, daß es für diesen Subventions- 
betrug zwei Verantwortliche gibt: 
Erstens das Vulkanmanagement mi t  
Vorstandschef Friedrich Hennemann 
an der Spitze und zweitens die Treu- 
hand-Nachfolgeorganisation BvS. 
Sie hat den Verbleib des Geldes 
nicht kontrolliert und trägt deshalb 
für sein Verschwinden in gleicher 
Weise die Verantwortung. 

Um die ostdeutschen Werften 
trotz der Vulkankrise zu retten, war 
nicht nur die Abkopplung vom Mut- 
terkonzern notwendig, sondern vor 
allem auch eine Fortsetzung der be- 

gonnenen Investitionen. Die Landes- 
regierung war sich einig, daß die BvS 
(der Bund) aufgrund ihres Versagens 
allein für die verschwundenen 854 
Millionen DM aufkommen muß, 
denn vom Vulkan war kein Geld 
mehr zu erwarten. 

Am 4. April fuhr CDU-Finanzmi- 
nisterin Kleedehn nach Bonn und 
unterzeichnete dort eine Regelung, 
nach der der Bund zwei Drittel und 
das Land Mecklenburg-Vorpom- 
mern ein Drittel (rund 350 Mio DM) 
der Sanierungskosten übernehmen 
sollte. Dies tat Frau Kleedehn, ob- 
wohl sie noch nicht einmal ein Ver- 
handlungsmandat über die Finan- 
zierung der lnvestitionen hatte. Die- 
ser Alleingang war ein klarer Verstoß 
gegen die Beschlüsse des Kabinetts 
und gegen den Koalitionsvertrag 
und fügte dem Land einen finanziel- 
len Schaden von rund 354 Millionen 
DM zu. Ausgangspunkt der Regie- 
rungskrise waren also die Machen- 
schaften der CDU in Schwerin und 
Bonn, insbesondere das Fehlverhal- 
ten ihrer Finanzministerin Kleedehn 
und die Führungsschwäche ihres 
Ministerpräsidenten Bernd Seite. 

Wie reagiert auf ein solches Ver- 
gehen ein Koalitionspartner, wenn 
er noch politisch ernst genommen 
werden will? 

Das Verhalten der  SPD 
Die SPD-Fraktion entschied sich im 
Landtag am 16. April, einen Antrag 
einzubringen, der den Rücktritt der 
Finanzministerin forderte. Ein Schritt 
mi t  Folgen, denn erwartungsgemäß 
stimmte die PDS diesem Antrag zu, 
der mi t  37 zu 31 Stimmen ange- 
nommen wurde. Auch der SPD-Lan- 
desvorstand unterstützte am 17. 
April in einer Sondersitzung aus- 
rücklich die Handlungsweise der 
SPD-Fraktion. Somit war eine poli- 
tisch explosive Situation in Mecklen- 
burg-Vorpommern entstanden, bei 
der ein Fortbestehen der Großen Ko- 
alition ernsthaft in Frage gestellt 
schien. 

Allerdings wurde schon früh 
klar, daß die SPD-Spitze den Zug mit 
dem Signal Hoffnung zwar in Bewe- 
gung gesetzt hatte, aber keiner so 
richtig wußte, wohin die Reise ei- 
gentlich gehen sollte. Da diese ent- 
scheidende Frage in keiner Phase der 
Ereignisse klar war, bestimmten Ei- 
gendynamik und eine Vielzahl unter- 
schiedlicher Hoffnung und Erwar- 
tungen innerhalb der SPD das Ge- 
schehen. Die Parteilinken hofften 
auf ein baldiges Ende der Großen 

10 Tage Hoffnung 
im April '96 

Regierungskrise in Mecklenburg-Vorpommern 

von Rudolf Borchert* 

Koalition und diskutierten über die 
Wege dahin, Neuwahlen oder kon- 
struktives Mißtrauensvotum mi t  
dem Ziel einer von der PDS tolerier- 
ten SPD-Minderheitsregierung. Für 
die Parteirechten eine Horro~ision, 
also hofften sie auf eine Fortführung 
der Großen Koalition um jeden Preis. 

Die SPD-Führungsspitze aber, die 
Mehrheit von Fraktion und Landes- 
vorstand, gab sich der trügerischen 
Hoffnung hin, daß die CDU den 
Landtagsbeschluß respektieren w ü  r- 
de und aus Angst vor dem Zusam- 
mengehen von SPD und PDS ihre Fi- 
nanzministerin zurückziehen würde. 
Es ging ihnen dabei nicht ernsthaft 
um das Beenden der Großen Koaliti- 
on, sondern vielmehr um den naiven 
Versuch, sich in ihr als Juniorpartner 
auf Kosten der CDU sozialdemokra- 
tisch zu profilieren. 

Warum mußte dieser Versuch 
kläglich scheitern? 

Es wurde schon früh 
klar, daß d ie  SPD- 
Spitze den  Zug m i t  
dem Signal Hoff-  
nung zwar in 
Bewegung gesetzt 
hatte, aber keiner 
so r icht ig wußte, 
wohin d ie  Reise 
eigentlich gehen 
sollte. 

Gründe für d i e  Niederlage der 
SPD 
Es war der Öffentlichkeit schwer zu 
vermitteln, zwar den Rücktritt der Fi- 
nanzministerin zu fordern, aber ihr 
Bonner Verhandlungsergebnis zu 
akzeptieren. Zu diesem Schritt war 
die SPD aber gezwungen, um die 
Werften zu erhalten und die not- 
wendigen lnvestitionen fortzuset- 
zen. 

Der Landes-SPD fehlte in dieser 
komplizierten Situation politisches 
Führungsmanagement und die nöti- 
ge Erfahrung, um dem Druck der 
konservativen Medienkampagne ge- 
gen die Sozialdemokraten und ins- 
besondere gegen Harald Ringstorff 
standzu halten. 

Als größte Schwachstelle erwies 
sich der Zustand der SPD-Landtags- 
fraktion. Von 23 Abgeordneten wa- 
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Die Ergebnisse im 
April '96 haben 

deutlich gezeigt, 
daß die SPD in 
Mecklenburg- 
Vorpommern 
dringend die 

inhaltliche Ausein- 
andersetzung um 

die zukünftige 
Strategie der Partei 

führen muß. 

ren etliche nicht bereit, die Mehr- 
heitsmeinung der Fraktion und des 
Landesvorstandes zu akzeptieren 
und durchzusetzen. Ihre persönli- 
chen Interessen und Überzeugun- 
gen waren ihnen wichtiger als eine 
starke und geschlossene SPD. 

So gespalten wie die Landtags- 
fraktion waren natürlich auch die 
Meinungen an der Basis, so daß eine 
Vielzahl von Kreisverbänden zuneh- 
mend nicht mehr bereit war, mit al- 
ler Konsequenz das Ende der Gro- 
ßen Koalition zu fordern. Dabei 
zeigte sich auch, daß ein großer Teil 
der SPD-Basis einer Zusammenarbeit 
mit der PDS ablehnend oder zumin- 
dest sehr skeptisch gegenübersteht. 

Erwartungsgemäß groß war der 
Einfluß des Bundes-SPD auf die Ent- 
wicklung. Bei Oskar Lafontaine und 
Franz Müntefering war zwar das Be- 
mühen erkennbar, die Landes-SPD 
und Harald Ringstorff in ihrem Rin- 
gen um eine erfolgreiche Lösung 
des Problems solidarisch zu unter- 
stützen. Bei Johannes Rau, Rudolf 
Scharping, bei großen Teilen der 
Bundestagsfraktion und des Partei- 
vorstandes war aber die Angst vor 

der PDS so groß, daß sie alles taten, 
um die Position von Harald Rings- 
torff zu schwächen. Schließlich kam 
die ,,Anweisung", die Regierungskri- 
se schnellstens zu beenden und die 
Große Koalition fortzusetzen. 

Der CDU waren die Schwächen 
und Probleme der SPD natürlich be- 
kannt, so daß sie aus einer Position 
der Stärke heraus das Geschehen 
bestimmte und keinerlei Veranlas- 
sung sah, Frau Kleedehn zum Rück- 
tritt aufzufordern. Am Ende der Kri- 
se war die SPD nur noch der er- 
pressbare Spielball der CDU, die die 
Chance natürlich nutzte, um sich 
auf Kosten der SPD als Retter der 
Werften und der Stabilität des Lan- 
des zu profilieren. 

Schlußfolgerungen 
Zusammenfassend muß man also 
konstatieren, daß die Niederlage der 
SPD durch eine eklatante Fehlein- 
schätzung der Situation und der Kraft- 
verhältnisse entstanden ist. Für die 
Parteilinken bleibt die bittere Erkennt- 
nis, daß es keine wirkliche Chance 
gab, die Große Koalition zu diesem 
Zeitpunkt in Schwerin zu beenden. 

MAGAZIN 

Im Rahmen der allgemeinen Scha- 
densbegrenzung blieb nur noch zu 
retten, was zu retten war. Dazu ge- 
hört auch, daß es gelang, die De- 
montage von Harald Ringstorff zu 
verhindern, der mit seinem kon- 
sequenten Eintreten .für den Erhalt 
der ostdeutschen Werften erheblich 
an Ansehen und Popularität gewon- 
nen hatte und der mit seiner Hal- 
tung zur PDS für die CDU und die 
Parteirechten eine ,,Gefahrs' ist. Die 
Ergebnisse im April '96 haben deut- 
lich gezeigt, daß die SPD in Mecklen- 
burg-Vorpommern dringend die in- 
haltliche Auseinandersetzung um 
die zukünftige Strategie der Partei 
führen muß. Ein erster Höhepunkt 
wird dazu ein Strategieparteitag am 
30. November sein, auf dem die Par- 
teilinken ein Angebot für linke Re- 
formpolitik in Mecklenburg-Vor- 
Pommern unterbreiten werden. 
Wenn wir die richtigen Schlußfolge- 
rungen aus den 10 Tagen im April 
'96 ziehen, dann haben wir sicher- 
lich eine gute Chance, unsere Hoff- 
nungen auf einen politischen Kurs- 
wechsel in unserem Land zu verwirk- 
lichen. 
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Das Spätwerk: Zur Ontologie 
des gesellschaftlichen Seins 
Nachdem er 1945 aus dem sowjeti- 
schen Exil nach Ungarn zurückge- 
kehrt war, gelangte Lukacs auf den 
Höhepunkt seines Ruhms. Seine Be- 
teiligung an zahlreichen Kongressen 
und Kontroversen (etwa mit Heideg- 
ger und Sartre) bezeugen seinen in- 
ternationalen Einfluß. In dem eben- 
so monumentalen wie umstrittenen 
Werk Die Zerstörung der Vernunft 
rechnete er nun mit den irrationali- 
stischen Strömungen in der bürger- 
lichen Wissenschaft und Philosophie 
ab, die nach seiner Auffassung die 
geistigen Wegbereiter des Faschis- 
mus gewesen waren. 

Im eigenen Land war er freilich 
weniger erfolgreich. Nachdem er 
bereits 1949 und 1951, wiederum 
wegen ,,Rechtsabweichung", von 
den Vertretern der stalinistischen 
Orthodoxie scharf angegriffen wor- 
den war, folgte 1956 erneut eine 
Episode als Politiker. Für kurze Zeit 
rückte er ins ZK der KPU und wurde 
in der Regierung Nagy Minister für 
Volksbildung. Nach der Niederschla- 
gung des ungarischen Aufstandes 
durch sowjetische Panzer wurde er 
nach Rumänien deportiert und in ei- 
nem alten Schloß interniert. Erst im 
April 1957 kehrte er nach Budapest 
zurück. Seinen behaglichen Sinn für 
Boshaftigkeiten dokumentierte er 
hernach mit dem Satz, es sei ihm 
während der Haft ergangen wie im 
Kommunismus: er habe alles zum 
Leben Nötige gehabt - bloß kein 
Geld. 

Nach dem fälligen Ausschluß aus 
der Partei (in die er erst 1969 wieder 
aufgenommen wurde) lebte er als 
Privatgelehrter und konnte sich nun 
ganz der theoretischen Arbeit wid- 
men. 1963 erschien der erste Band 
seiner Ästhetik im Rahmen der 
Werkausgabe im Luchterhand Ver- 
lag. Erst nach seinem Tode wurde 
sein letztes großes WerkZur Ontolo- 
gie des gesellschaftlichen Seins (im 
folgenden: OGS) veröffentlicht. Mit 
diesem beabsichtigte er, die Summe 
seines philosophischen Denkens zu- 
sammenzufassen. Kritisch anknüp- 
fend2' an Geschichte und Klassenbe- 
wußtsein und zentrale Gedanken 
der 1938 verfaßten Studie Derjunge 
Hege1 (auch heute noch die beste 
Einführung in das Hegelsche Denken 
aus marxistischer Sicht!) weiterfüh- 
rend, verband er mit der OGS nicht 
weniger als die Absicht, die authen- 
tischen theoretischen Grundlagen 
des Marxismus in allgemeiner philo- 

sophischer Form zu rekonstruieren. 
Seine politische Intention charakteri- 
sierte er 1969 in einem Brief an ei- 
nen sowjetischen Freund: ,,Hier be- 
trachtet man mich als Revisionisten, 
während sie mich auf der anderen 
Seite (also im Westen, U.W.) zu ei- 
nem Stalinisten machen. Solange 
das Problem der wirklichen Natur 
des Marxismus nicht theoretisch ge- 
klärt ist, kann sich diese Situation 
nicht ändern. Es muß vor allem 
deutlich gemacht werden, daß Lenin 
der wirkliche Nachfolger von Marx 
war, während Stalin im wesentli- 
chen eine Verfälschung des Marxis- 
mus, oder bestenfalls dessen Vulga- 
risierung ~erkörperte."~~ 

Mit der OGS wandte LukAcs sich 
aber nicht nur gegen jene ,,Verfäl- 
schung" des Marxismus im soge- 
nannten ,,Marxismus-Leninismus" 
der Stalinschen Periode, sondern 
ebenso gegen gewisse westliche 
Marxismus-Deutungen, etwa in der 
Frankfurter Schule. Hatte Lukacs 
schon 1962 in seinem Vorwort zur 
Neuauflage der Theorie des Romans 
,,beträchtliche Teile der führenden 
deutschen Intelligenz, darunter 
auch Adorno", lakonisch dem ideo- 
logischen Typus des ,,nonkonformi- 
stisch maskierten Konformismus" 
zugeordnet, der im ,,Grand Hotel 
A b g r ~ n d " ~ ~  sein Domizil gefunden 
habe, so treten in seinem Spätwerk 
nun die theoretischen Differenzen in 
voller Deutlichkeit hervor. Während 
die Frankfurter Schule die dialekti- 
sche Abbildlichkeit der Erkenntnis 
negiert und Habermas, den Jesui- 
tenpater G.A. Wetter als Kronzeu- 
gen bemühend, behauptet, der 
Marxismus sei ,,spätestens seit En- 
gels' Anti-Dühring aus einer Revolu- 
tionstheorie zu einer sogenannten 
realistischen Ontologie umgebildet 
worden"24, tritt Lukacs einer derarti- 
gen Deutung des Marxismus in sei- 
nem philosophischen Alterswerk 
entgegen. Seiner Überzeugung 
nach ist die Marxsche Lehre selbst, 
der historische Materialismus, im 
Sinne einer radikal historisch-dialek- 
tischen Ontologie zu verstehen. Und 
nicht Engels oder Lenin hätten das 
ontologische Element. willkürlich 
und den Marxschen lntentionenen 
widersprechend, dem historischen 
Materialismus implantiert, sondern 
erst mit Stalins Unterscheidung zwi- 
schen Historischem und Dialekti- 
schem MaterialismusZS beginne jene 
verhängnisvolle Tendenz zu einer 
falschen Ontologisierung der mate- 
rialistischen Dialektik. 

Die OGS ist von der Sache her 
eine Theorie der objektiven - also 
bewußtseinsunabhängigen - Dialek- 
tik des gesellschaftlichen Seins26, 
welche aber die Theorie der subjekti- 
ven Dialektik (Erkenntnistheorie) mit 
einschließt. Kennzeichnend für 
LukAcs' alles andere als orthodoxe 
Denkweise ist dabei zunächst das 
Anknüpfen an die Theorie vom 
Schichtenbau des Seins, die der 
deutsche Philosoph Nicolai Hart- 
mann entwickelt hatte. So wie das 
organische Sein der Natur auf der 
anorganischen Seinsstufe aufbaut, 
setzt das ,,gesellschaftliche Sein im 
ganzen und in allen Einzelprozessen 
... das Sein der unorganischen und 
organischen Natur voraus."z7 Dies 
ist das Grundprinzip der materialisti- 
schen Ontologie, wobei heworzuhe- 
ben ist, daß Lukacs' Seinsbegriff im 
Unterschied zu dem der Tradition 
(Aristoteles etc.) nicht statisch ist: 
vielmehr ist ,,Seinr' der Inbegriff irre- 
versibler Geschichtlichkeit. In diesem 
historischen Prozeß entstehen die 
Gegenständlichkeitsformen oder Ka- 
tegorien der höheren Seinsstufe aus 
denen der unteren und überformen 
diese. Dies gilt auch für das gesell- 
schaftliche Sein, dessen Gegen- 
ständlichkeitsformen ,,im Laufe des 
Entstehens und der Entfaltung der 
sozialen Praxis aus dem naturhaften 
Sein" hervorgehen und mit zuneh- 
mender gesellschaftlicher Komplexi- 
tät, dem ,,Zurückweichen der Natur- 
schranke" (Marx), ,,immer ausge- 
sprochener gesell~chaftlich"~~ wer- 
den. 

Für die historisch-materialisti- 
sche Ontologie des gesellschaftli- 
chen Seins wird somit die Arbeit zur 
zentralen Kategorie. Hier knüpft 
Lukacs an die berühmte Formulie- 
rung von Marx im 1. Band des Kapi- 
tal an, derzufolge der schlechteste 
Baumeister der besten Biene voraus 
habe, ,,daß er die Zelle in seinem 
Kopf gebaut hat, bevor er sie in 
Wachs baut."29 Im teleleogischen 
(zweckbezogenen) Akt der Arbeit 
steckt die ideelle Vorwegnahme des 
Arbeitsprodukts, diese geht formbe- 
stimmend in die ne'ue - gesellschaft- 
liche - Gegenständlichkeitsform ein. 
Gilt einerseits, daß mit ,,dem Akt der 
teleologischen Setzung das gesell- 
schaftliche Sein an sich da"30 ist, so 
wird andererseits das Bewußtsein 
auf dieser Seinsstufe zu einer realen 
Seinsmacht und hört auf, ein Epi- 
phänomen zu sein. Erst dies ermög- 
licht die bewußte Planung und 
Steuerung von gesellschaftlichen 

Seinen behaglichen 
Sinn für Boshaftig- 
keiten dokumentier- 
te er hernach m i t  
dem Satz, es sei ihm 
ergangen wie i m  
Kommunismus: er 
habe alles zum 
Leben Nötige 
gehabt - bloß kein 
Geld. 
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Klassik verstand 
Lukacs als ,,Summe 
des in einer Gesell- 

schaftsform 
kulturell und damit  

sozial verbindlich 
Erreichten. Dies 

mußte freilich für 
ihn objektiviert, in 

Form gebracht und 
auf  Dauer gestellt 

sein. " 

Ungarn nach dem Sturz der Horthy- 
Diktatur die Demokratie und die Re- 
publik wiederherzustellen. 

Da Landler 1928 stirbt, fällt 
Lukacs die Aufgabe zu, dafür einen 
Programmentwurf zu schreiben. 
Das Programm der ,,Demokratischen 
Diktatur" ist das Kernstück der soge- 
nannten Blum-Thesen (Blum war 
sein Pseudonym in der Wiener Ille- 
galität), die Lukacs 1928 zur Vorbe- 
reitung des II. Parteitages der KPU 
verfaßt. Im Gegensatz zum Kun-FIü- 
gel, der an der Diktatur des Proleta- 
riats festhält, propagieren die Blum- 
Thesen „die vollkommene Verwirkli- 
chung der bürgerlichen Demokra- 
tie", welche die ,,Möglichkeitu dar- 
stelle, ,,jene organisatorischen For- 
men zu schaffen, durch deren Hilfe 
die breiten Massen der Arbeiter ihre 
Interessen der Bourgeoisie gegen- 
über zur Geltung bringen".g Als das 
Exekutivkomitee der Komintern dar- 
aufhin einen offenen Brieflo veröf- 
fentlicht, in dem - schon ganz im 
stalinistischen Duktus des Kampfes 
gegen den ,,Sozialfaschismus" - die 
Unvereinbarkeit der Thesen mit dem 
Bolschewismus, Liquidatorentum, 
bürgerlicher Reformismus und An- 
passung an die Sozialdemokratie kri- 
tisiert wird, muß sich Lukacs erneut 
von sich selbst distanzieren, um 
nicht aus der Partei ausgeschlossen 
zu werden. Es entbehrt nicht eines 
gewissen Zynismus, wenn er diese 
Selbstkritik 1967 als ,,Eintrittskarten 
bezeichnete, um sich am ,,Kampf 
gegen den nahenden Faschismus 
aktiv zu beteiligen".ll Die Konse- 
quenz war für ihn jedoch klar: Rück- 
zug aus der aktiven Politik, um sich 
nun ganz auf die theoretische Arbeit 

zu konzentrieren. Freilich hatte er 
m i t  den Blum-Thesen eine politische 
Plattform formuliert, die von nun an 
„den Leitfaden" für seine ,,weitere 
theoretische wie praktische Tätigkeit 
abgab".12 

Abgesehen von einem Zwischen- 
aufenthalt in Berlin (1 931 -33). wo 
er im Auftrag der Komintern im 
Bund proletarisch-revolutionärer 
Schriftsteller (BPRS) an der Ausarbei- 
tung einer neuen literaturpoliti- 
schen Linie beteiligt ist, verbringt 
Lukacs die Zeit zwischen 1930 und 
45 in Moskau. Hier entstehen nun 
die großen Arbeiten über den histo- 
rischen Roman und den Realismus 
in der Erzählkunst sowie seine Stu- 
dien zur marxistischen Ästhetik. 
Ganz auf dem Boden der Blum-The- 
Sen entwirft er hier, in der ,.macht- 
geschützten Innerlichkeit" (Thomas 
Mann) des Hochstalinismus, sein 
Programm einer ,,Ästhetik der revo- 
lutionären Demokratie"13, wobei 
ihm das Erbe der klassischen, bür- 
gerlich-realistischen Literatur als äs- 
thetische Norm gilt. 

Klassik in diesem Sinne verstand 
Lukacs als ,,Summe des in einer Ge- 
sellschaftsform kulturell und damit 
sozial verbindlich Erreichten. Dies 
mußte freilich für ihn objektiviert, in 
Form gebracht und auf Dauer ge- 
stellt sein."14 In der künstlerischen 
Formgebung wird die extensive, un- 
endlich reichhaltige Totalität der 
Wirklichkeit zur intensiven Totalität 
des Kunstwerks verdichtet. Kunst 
hat insofern die Funktion einer 
,,richtigen Widerspiegelung des Ge- 
samtzusammenhangs'"5. wobei die- 
se jedoch nicht mechanisch, als 
photographische Abbildung mißver- 

standen werden darf, sondern als 
durch subjektiv-künstlerische Gestal- 
tung vermittelte Herausarbeitung 
des Wesentlichen und Typischen. 

Von hier aus wird deutlich, war- 
um für Lukacs gerade der bürgerli- 
che Roman des 19. Jahrhunderts 
eine ästhetische Vorbildfunktion er- 
hält: die großen epischen Gestaltun- 
gen eines Goethe, Balzac, Tolstoi 
und Keller entfalten ein gesellschaft- 
liches Panorama, in dem das Denken 
und Handeln typischer, d.h. durch 
die soziale Struktur geprägter Indivi- 
duen gezeigt wird. Ist die große, 
wirklich bedeutende Kunst auf der 
einen Seite maßgeblicher Bestand- 
teil des kollektiven Gedächtnisses 
der menschlichen Gattung über ihre 
eigene, jeweils konkret gesellschaft- 
lich geprägte Geschichte, hat sie auf 
der anderen Seite eine humanisie- 
rende Funktion. In gewisser Weise 
knüpft Lukacs damit an Schillers Pro- 
gramm einer ästhetischen Erziehung 
an: ,,Durch Schönheit zur Freiheit" 
bedeutete für ihn, daß der Sozialis- 
mus/Kommunismus ohne die - auch 
ethische - Wirkung der Kunst von 
vornherein zum Scheitern verurteilt 
sei. Damit war es ihm schon als 
Volkskommissar für das Unterrichts- 
Wesen 1919 bitter ernst. In einer 
Verordnung verfügte er: „Wer Thea- 
terkarten zu einem höheren Preis als 
auf ihnen angegeben verkauft, ver- 
geht sich nicht allein gegen die Pro- 
letarierehre, sondern verübt auch 
eine Strafhandlung und wird vor ein 
Revolutionsgericht gestellt".16 

Der Lukacs' kunsttheoretischen 
Positionen innewohnende Formalis- 
mus und zugleich Konservatismus 
ist vielfach kritisiert worden. Nicht 
zu unrecht, hat er doch, wie etwa 
seine schroffe Ablehnuna von Jovce - - . . . - - - . . . - . - . - . - . . . - a - ~, 
und Kafka, aber auch des Brecht- 
schen Real ismusk~nzepts~~ doku- 
mentiert, fruchtbare Neuansätze in 
der Literatur geradezu ,,verbarrika- 
diert."18 Gleichwohl gilt es bei aller 
Kritik zu bedenken: Lukacs ging es 
kulturpolitisch immer um eine Volks- 
frontstrategie, d.h. um das Bündnis 
mit  den aufgeklärten und humani- 
stisch gesinnten Teilen des Bürger- 
tums. Schließlich hat er mit seinen 
Studien über den historischen Ro- 
manJg, über Goethe und seine ZeitZo 
sowie den kritischen Realismus bei 
Thomas Mann Maßstäbe für eine 
am historisch-materialistischen Den- 
ken sich orientierende Ästhetik ge- 
setzt, hinter die marxistische Litera- 
turwissenschaft nicht mehr zurück- 
fallen kann. 
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Is Freimut Duwe nach einem 
Nickerchen unter Protest das A Workshop-Treffen der "Au- 

ßen- und Sicherheitspolitischen 
Kommission beim Parteivorstand der 
SPD" verließ, geschah dies nicht. 
weil die SPD plötzlich zu einer 
schlüssigen Außen- und Sicherheits- 
politik gefunden hatte, sondern weil 
kritisiert worden war, daß die Kom- 
missionsmitglieder in der Mehrzahl 
(ehemals) aktive Abgeordnete sind. 
Doch dieser Abgang umschreibt da- 
init auch fast schon das Dilemma 
der Arbeit dieser Kommission. War 
sie vom Mannheimer Parteitag als 
Kommission der Bezirke eingesetzt 
worden, um die außenpolitische 
Programmatik der SPD auf neue 
Herausforderungen einzustellen und 
weiterzuentwickeln, so hat der SPD- 
Parteivorstand dann eine Kommissi- 
on unter dem Vorsitz Rudolf Schar- 
pings eingesetzt, die zu fast drei 
Vierteln aus den erwähnten Abge- 
ordneten bestehen. Scharping, des- 
sen außenpolitische Kompetenzen 
in zahlreichen europäischen Schwe- 
sterparteien umstritten sind - macht 
er doch als SPE-Vorsitzender keine 
glückliche Figur - erklärte vielmehr, 
daß in regelmäßigen Abständen die 
Bezirksvertreterlnnen zu gemeinsa- 
men Workshop-Treffen eingeladen 
werden sollten. 

Wer jedoch die Einladungsliste 
zur entsprechenden Zusammen- 
kunft vor sich sah, mußte feststellen, 
daß neben einigen Bezirksvertrete- 
rlnnen Dutzende Bundestagsabge- 
ordnete eingeladen wurden. Dies al- 
les wäre nicht der Rede wert, wenn 
nicht seit Jahren die Fraktionsmehr- 
heit versuchen würde, die Beschlüs- 
se der Partei zu unterminieren. Im- 
mer wieder mußte die SPD ihre Be- 
schlußfassung an die Realitäten an- 
passen - gemeint sind jedoch die 
von der SPD-Bundestagsfraktion ge- 
schaffenen Realitäten. Da die Frakti- 
on jegliche Oppositionshaltung auf- 
gegeben hat und sich der Außenpo- 
litik der Bundesregierung anpaßt, so 
sehr Kinkel auch die Militarisierung 
derselben vorantreibt, scheint diese 
Mehrheit die Anpassung zum Pro- 
gramm erhoben zu haben. Späte- 
stens Rudolf Scharpings Rede auf 
der Wehrkundetagung in  München 
1994, in der er bemerkte, daß er kei- 
ne elementaren Unterschiede in der 
Außenpolitik von SPD und Bundes- 
regierung sehe, versuchte dies fest- 
zuschreiben. Da die Parlamentari- 
sche Linke in  den letzten Jahren 
mehr und mehr in einem Dunst aus 

Resignation und Amtserfüllung fast 
vollständig abgetaucht ist, gibt es 
auch nur wenig organisierten Wi- 
derstand gegen diesen Kurs. 

Herausforderungen 
Dies spielt sich alles in einer Zeit ab, 
da die SPD mehr Möglichkeiten 
denn je hat, eine alternative Außen- 
und Sicherheitspolitik zu formulie- 
ren: 

Die Globalisierung der Kapital- 
und Handelsmärkte auch als Folge 
der neo-liberalen Deregulierungspo- 
litik erfordert eine abgestimmte in- 
ternationale und europäische Wirt- 
schafts- und Sozialpolitik. 

Die Zeit der klassischen Außen- 
politik ist vorbei. Ökonomische und 
zivilgesellschaftliche Fragestellungen 
rücken ins Zentrum der Außenpoli- 
tik. Sicherheitspolitik wird damit 
mehr von sozialen und ökonomi- 
schen Fragen bestimmt. Die Ant- 
wort des "weiter so" beraubt die 
SPD nicht nur der wichtigsten au- 
ßenpolitischen Instrumentarien, 
sondern auch der Möglichkeit, neue 
Regulationsmechanismen politi- 
scher und ökonomischer Prozesse 
zu installieren. 

Die völlig veränderten Bedro- 
hungsszenarien, die veränderte 
Kriegsführung in der Welt, die zu- 
nehmenden Disparitäten und Verar- 
mungsprozesse im Süden stellen 
Aufgaben dar, für die neue Antwor- 
ten gefunden werden müssen und 
können. 

Der Wegfall des OsWest-Ge- 
gensatzes wäre zudem die Chance, 
in Europa eine gemeinsame Sicher- 
heitsarchitektur statt erneuter Kon- 
frontation anzustreben. 

In der Bundesrepublik stellt sich 
erstmals auch für "Realpolitiker" die 
Frage nach dem Sinn der Bundes- 
wehr. Die Bundesrepublik bezieht 
ihre international führende Rolle 
nicht aus ihrer militärischen, son- 
dern aus ihrer ökonomischen Stärke 
und aus der Tatsache, daß sie als 
Ansprechpartnerin für zivilgesell- 
schaftliche Entwicklungen gilt. Eine 
Demilitarisierung der Bundesrepu- 
blik würde diese Rolle aber eher ver- 
stärken helfen. 

Damit stellt sich aber zumindest 
auch die Frage nach der Wehr- 
pflicht. 

Sozialdemokratische Antwor- 
ten? 
Die SPD, die sich auf das Sach- 
zwangdenken ihrer Bundestagsab- 
geordneten stützt, statt wissen- 

SPD auf dem Weg 
zur internationalen 

Machtpolitik? 
Zur Arbeit der Außen- und Sicherheitspolitischen 

Kommission beim SPD-Parteivorstand 
von Heiko Kretschmer* 

schaftliche Diskurse zu verfolgen, 
findet hier keine Antworten. Das Ni- 
veau der Außenpolitischen Kommis- 
sion kommt erschreckenderweise 
nicht über viele Juso-Debatten hin- 
aus. Zur NATO-Osteweiterung soll 
die Außenpolitische Kommission of- 
fenkundig erst Stellung beziehen, 
wenn Fakten geschaffen sind. Das 
Thema Konfliktpräventionen ver- 
sucht Scharping immer wieder ganz 
von der Tagesordnung zu nehmen. 
Beim Thema der Zukunft der Bun- 
deswehr und der Wehrpflicht wird 
von fast allen sichtlich nervös rea- 
giert und die Diskussion einfach ab- 
geblockt. ("Keine schlafenden Hun- 
de wecken.") Die Globalisierung 
wird gar als unabänderliche Gottes- 
fügung hingenommen, beschränkte 
Handlungsspielräume als verloren 
deklariert. 

So wird die SPD also keinen kon- 
zeptionellen Wurf landen. Sie wird 
nicht in der Lage sein, einen neuen 
Ausgangspunkt für die Weiterent- 
wicklung ihrer Außenpolitik zu fin- 
den. Dabei liegt es auf der Hand, 
daß die Antwort auf das zunehmen- 
de Standortdenken und die neu ent- 
brannte Renationalisierung der Au- 
ßenpolitiken nur in  einer gezielten 
Strategie der Integration der Ökono- 
mien und Gesellschaften in ihren je- 
weiligen regionalen Räumen sein 
kann. Ohne diesen veränderten An- 
satzpunkt müssen zwangsläufig die 
alten Konflikte innerhalb der SPD 
verschärft auftreten, sind diese De- 
batten im Rahmen der klassischen 
Außenpolitik doch überhaupt nicht 
adäquat zu führen. 

Die Schärfe dieses Konfliktes wird 
auch dadurch bestimmt, daß die Par- 
teirechte diesmal alle Schranken ein- 

Kerngedanke ist  der 
Wunsch nach einer 
deutschen "Interes- 
sen-" oder auch 
"Machtpolitik", die 
eben sozialdemo- 
kratische Werte - 
oder was dann noch 
davon verblieben ist 
- auch m i t  aller 
Macht durchsetzen 
kann, von Partner- 
schaft keine Rede. 

* Heiko Kretschmer, stellv. Präsident der IUSY (International Union 
of Socialist Youth), Mitglied der AuJen- und Sicherheitspolitischen 

Kommission beim SPD-Parteivorstand 

Lukacs mit seiner Frau Gertrud Bortstieber (links) und Haushalterin Piri (um 1960) 
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reißen möchte: Alles, was die Verfas- 
sung erlaubt, soll auch gemacht wer- 
den und wenn es Einsätze-nach dem 
Muster des zweiten Golfkrieges sind. 
Kerngedanke ist der Wunsch nach ei- 
ner deutschen "Interessen-" oder 
auch "Machtpolitik", die eben sozial- 
demokratische Werte - oder was 
dann noch davon verblieben ist - 
auch mit aller Macht durchsetzen 
kann, von Partnerschaft keine Rede. 
Das ganze wird dann in ein europäi- 
sches Mäntelchen gekleidet und 
schon wird aus derzivilmacht Europa 
eine Zivilmacht Europa. 

Die Außen- und Sicherheitspo- 
litische Kommission soll nun bis 

Von Pyrrhus lernen, 
heißt Siegen lernen 
Die Berliner SPD-Spitze zieht durch 

von Matthias Linnekugel* 

W enn Krisen Chancen sind, 
dann tut die Berliner SPD- 
Spitze gerade alles, um 

die Chancen der Landespartei zu 
vergrößern. Spätestens auf dem 
Landesparteitag vom 16. Juni 1996 
hat sich gezeigt, daß trotz des Wahl- 
debakels vom 22. Oktober 1995 ein 
Kurswechsel nicht eingetreten ist. 
Obwohl noch im Januar allgemein 
beteuert worden war, daß es ein 
,,weiter so" unter keinen Umständen 
geben dürfe, ist die Partei nach wie 
vor orientierungslos und auf die Se- 
natspolitik fixiert. Die erforderliche 
Stärkung der Partei gegenüber der 
Fraktion und den Senatorlnnen ist 
nicht erfolgt. Im Gegenteil; die Riege 
aus Senatorlnnen und Fraktionsspit- 
ze ist gestärkt aus dem Landespar- 
teitag hervorgegangen. 

Zwar konnte sie die Wahl Klaus- 
Uwe Benneters zum stellvertreten- 
den Landesvorsitzenden nicht ver- 
hindern. aber mit  nunmehr zwei Se- 

* Matthias Linnekugel, Juso-hdesvorsitzender in Berlin 

April 1997 ein erstes umfassendes 
Papier vorlegen, das auf einem au- 
ßenpolitischen Kongreß der SPD 
mi t  unseren europäischen Schwe- 
sterparteien diskutiert werden soll. 
Aus dieser Diskussion wird dann 
der Leitantrag zum Bundespartei- 
tag im November 1997 erwachsen. 
Eines ist klar, wenn die Parteilinke 
nicht endlich anfängt, eigene Vor- 
stellungen zu formulieren, wird sie 
1997 wieder einmal vor einer 
"letzten Abwehrschlacht" stehen, 
die sie wie die vorherigen nur ver- 
lieren kann. 

Die letzte Hoffnung der Partei- 
linken auf den Parteivorsitzenden 

natorinnen im geschäftsführenden 
Landesvorstand, ist eine weitere 
Machtverlagerung zuungunsten der 
Partei spürbar geworden. Der Lan- 
desvorsitzende wurde mit einem 
schlechten Ergebnis im Amt bestä- 
tigt und wird wohl auch in Zukunft 
den Führungsanspruch des Frakti- 
onsvorsitzenden kaum in Frage stel- 
len. Es wird deshalb wohl dabei blei- 
ben, daß mit ,,Parteispitze" nicht der 
Landesvorsitzende und der ge- 
schäftsführende Landesvorstand, 
sondern eine Gruppe aus Landesvor- 
stand, Senat und Fraktionsspitze ge- 
meint ist. 

D ie Strategie der  Parteispitze 
Die Strategie der Parteispitze besteht 
augenblicklich darin, die SPD noch 
mehr als in der letzten Legislaturperi- 
ode als objektive Sachwalterin der ,,In- 
teressen Berlins" zu profilieren. Nach 
außen soll das Bild der rational han- 
delnden Partei verkauft werden, die 
sich positiv gegenüber den ,,Interes- 
senparteien" Grüne, PDS, FDP und 
CDU abhebt. Die Frage, wer bestimm- 
te Gemeininteressen als solche defi- 
niert, wird nicht mehr gestellt; soge- 
nannter Sachverstand ersetzt politi- 
sche Überzeugung, Sachzwänge ver- 
bieten den politischen Diskurs. Bot- 
schafterin dieser Linie soll vor allem die 
neue Finanzsenatorin, Annette Fug- 
mann-Heesing, sein, die auch ,,gegen 
die eigene Klientel" Kürzungen durch- 
setzt. Die Parteiführung ist stolz dar- 
auf, sich derart über den Dingen zu 
sehen und meckert über die CDU, die 
einen weniger drastischen Sparkurs 
anmahnt. 

Der unerwartete Aufwind der 
SPD im Frühjahr diesen Jahres schien 
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zu richten, ist politisch ebenso 
kurzsichtig. Zwar läuft die Arbeit 
der Außen- und Sicherheitspoliti- 
schen Kommission allen Vorstel- 
lungen des Parteivorsitzenden zu- 
wider, doch offenbar ist ihm die 
Außenpolitik unter Rudolf Schar- 
ping aus dem Ruder gelaufen. Ur- 
sächlich dafür dürfte sein Kniefall 
vor der Bundestagsfraktion direkt 
im Anschluß an den Mannheimer 
Bundesparteitag sein, als er ihr die 
Freiheit ließ, sich über die gerade 
erst gefaßten Beschlüsse des SPD- 
Parteitages in Bezug auf den Ein- 
satz der Tornado-Kampfflugzeuge 
hinwegzusetzen. 

dieser Strategie Recht zu geben: 
Fugmann-Heesing wurde in  den er- 
sten Monaten nach ihrem Amtsan- 
tr i t t  von der Berliner Presseland- 
schaft hochgeschrieben und in wei- 
ten Teilen der Partei als Heilsbringe- 
rin verehrt. Vor allem hierin liegt die 
Ursache dafür, daß die Partei nun- 
mehr alles unter haushaltspoliti- 
schen Vorzeichen diskutieren soll 
und die Fraktion Finanzpolitik als 
Selbstzweck betreibt. Ziel sei es, 
,,später handlungsfähig zu sein", ein 
erkennbarer gestalterischer Ansatz 
für heute fehlt also. Die Auseinan- 
dersetzungen um die Haushaltspoli- 
t ik lassen aber immer mehr zu Tage 
treten. daß Haushaltspolitik nur Mit- 
tel zum Zweck ist und politischen 
Vorgaben folgen muß. Eben diese 
Vorgaben fehlen aber der Finanzse- 
natorin, was deren Politik schwer 
vermittelbar werden Iäßt. 

Immer öfter wird in den Medien, 
aber auch innerhalb der Partei, die 
Frage gestellt, welchem Leitbild von 
Stadt die SPD eigentlich folgt. Eine 
Antwort hierauf ist allerdings zur 
Zeit nicht zu erhalten. Am Lack der 
,,Sparpartei" zeigen sich erste Krat- 
zer, und umso schwerer wiegt das 
Versäumnis, keine Grundierung auf- 
getragen zu haben. Dies wird offen- 
bar, seit seitens der CDU, aber auch 
verstärkt seitens der Berliner Presse, 
Druck auf die Finanzsenatorin aus- 
geübt wird. Die CDU fährt eine un- 
verholene Klientel- und Standortpo- 
litik, die sie geschickt dazu nutzt, als 
Partei mi t  menschlicherem Antlitz 
dazustehen. Die Parteispitze der SPD 
scheint hierdurch überfordert. Ohne 
Gegenwehr akzeptierten die SPD-Se- 
natorlnnen die von der CDU formu- 

der ZOer Jahre zum ultralinken Flü- 
gel der Kommunistischen Internatio- 
nale. Rückblickend charakterisierte 
Lukics diese Position als ,,messiani- 
sches Sektierertum", das im unge- 
brochenen Glauben an die nahende 
Weltrevolution bestrebt war, ,,in al- 
len Fragen die allerradikalsten Me- 
thoden" auszuarbeiten und „auf je- 
dem Gebiet einen totalen Bruch mit 
allen aus der bürgerlichen Welt 
stammenden Institutionen, Lebens- 
formen etc." anstrebte. 

Als Lukics einen polemischen 
Aufsatz gegen die Teilnahme der 
kommunistischen Parteien an bür- 
gerlichen Parlamenten schreibt, er- 
widert Lenin in scharfer Form: ,,Der 
Artikel von G.L. ist ein sehr radikaler 
und sehr schlechter Artikel. Der 
Marxismus darin ist ein Marxismus 
der bloßen Worte.." Dies hätte Lenin 
wohl auch, wenn er es noch hätte 
lesen können, zu Lukics' bedeu- 
tendstem Buch. der 1923 im Malik 
Verlag erschienenen Aufsatzsamm- 
lung Geschichte und Klassenbe- 
wußtsein gesagt, das in den 20er 
Jahren eine erste tiefe Wirkung auf 
die junge Intelligenz ausgeübt hat. 
Lukics interpretiert darin das Marx- 
sche Denken als historisch-materiali- 
stische Aufhebung der Hegelschen 
Dialektik und wendet sich damit ent- 
schieden sowohl gegen einen 
schlichten Ökonomismus wie auch 
gegen eine unhistorische Dogmati- 
sierung einzelner Bestandteile der 
Marxschen Lehre. ,,Nicht die Vor- 
herrschaft der ökonomischen Moti- 
ve in der Geschichtserklärung unter- 
scheidet entscheidend den Marxis- 
mus von der bürgerlichen Wissen- 
schaft, sondern der Gesichtspunkt 
der Totalität." Erst die Analyse der 
,,konkreten Totalität" (Marx) eröff- 
net die Möglichkeit, alle einzelnen 
Phänomene der kapitalistischen Ge- 
sellschaft in ihrem Zusammenhang 
wissenschaftlich zu erkennen. Dies 
ist nach Lukics das wesentliche Kri- 
terium des ,,orthodoxen Marxis- 
mus": die Überzeugung, daß ,,im 
dialektischen Marxismus die richtige 
Forschungsmethode gefunden wur- 
de. daß diese Methode nur im Sinne 
ihrer Begründer ausgebaut, weiter- 
geführt und vertieft werden kann." 

Jedoch ist die Totalitätskategorie 
nicht nur erkenntnistheoretisch zen- 
tral, sondern aus ihr ergibt sich auch 
erst die Möglichkeit der revolutionä- 
ren politischen Praxis: ,,Da das Prole- 
tariat von der Geschichte vor die be- 
wußte Umwandlung der Gesell- 
schaft gestellt ist, muß in seinem 

Klassenbewußtsein der dialektische 
Widerspruch des unmittelbaren In- 
teresses zum Endziel, des einzelnen 
Momentes zum Ganzen entstehen." 
Dabei besitzt das, was Lukics unter 
Klassenbewußtsein versteht, keine 
empirische Qualität: denn es ist ,,die 
Ethik des Proletariats, die Einheit sei- 
ner Theorie und seiner Praxis, der 
Punkt, wo die ökonomische Not- 
wendigkeit seines Befreiungskamp- 
fes dialektisch in Freiheit um- 
schlägt". Und insofern kann nur die 
kommunistische ,,Partei als ge- 
schichtliche Gestalt und als handeln- 
de Trägerin des Klassenbewußt- 
seins" die selbständige und für die 
Lohnabhängigen anschauliche Form 
des Klassenbewußtseins darstellen. 

Lukics selbst hat später diese 
idealistische Überhöhung des Prole- 
tariats als sich seiner selbst bewußt 
werdendes ,,identisches Subjekt-Ob- 
jekt der Menschheitsgeschichte" zu- 
recht als ein ,,ÜberhegeIn Hegels" 
bezeichnet, als eine ,,Konstruktion, 
die an kühner gedanklicher Erhe- 
bung über die Wirklichkeit objektiv 
den Meister selbst zu übertreffen 
beabsichtigt." 

Auch wenn dieser utopisch-idea- 
listische Grundzug unverkennbar ist: 
Geschichte und Klassenbewußtsein 
ist allemal ein lehrreiches Buch. Ins- 
besondere die Aufhellung der Struk- 
turbeziehungen zwischen der ideali- 
stischen Dialektik Hegels und der 
materialistischen - ,,auf die Füße ge- 
stellten" - Dialektik im Marxschen 
Denken sowie die auf außerordent- 
lich hohem Niveau durchgeführte 
kritische Analyse der bürgerlichen 
Philosophie und deren Beziehungen 
zum Phänomen der Verdinglichung 
in der kapitalistischen Warengesell- 
schaft machen es auch heute noch 
lesenswert. 

Politisches Scheitern und Rück- 
zug in die ästhetische Theorie 
1924 wird Lukics gemeinsam mit 
anderen ,,Linksabweichlern" (u.a. 
Korsch und Bordiga) auf dem V. 
Weltkongreß der Komintern scharf 
kritisiert und muß sich von Ge- 
schichte und Klassenbewußtsein öf- 
fentlich distanzieren. Gleichwohl ge- 
hört er weiterhin zum Führungskreis 
der illegalen KPU in Wien. Hier steht 
er schon seit Anfang der ZOer Jahre 
in Opposition zum Sinowjew-Zög- 
ling Bela Kun und gehört zur Frakti- 
on  um den ehemaligen Linkssozial- 
demokraten Jenö Landler, der in der 
ungarischen Räterepublik Volkskom- 
missar des lnnern gewesen war. 

1924125 kommt es über die Frage 
der Haltung zu den Gewerkschaften 
faktisch zur Spaltung der Partei. Als 
Kun und seine Leute irrsinnigerweise 
die Verweigerung der Gewerk- 
schaftsbeiträge verlangen, weil diese 
den sozialdemokratischen Parteibei- 
trag mit einschließen (was praktisch 
einem Selbstmord der illegal arbei- 
tenden ungarischen Kommunisten 
gleichgekommen wäre) treten Land- 
ler und Lukics aus dem ZK zurück. 
Da bereits zuvor die Beziehungen 
zum linken Flügel der Sozialistischen 
Partei Österreichs (SPÖ) intensiviert 
worden sind, erscheint nun jedoch 
die Gründung einer neuen Partei 
möglich: Die Ungarische Sozialisti- 
sche Arbeiterpartei (USAP) soll die 
strategische Aufgabe bewältigen, in 

Jedoch auch wenn 
dieser utopisch - 
idealistische Grund- 
zug  unverkennbar 
ist: Geschichte und 
Klassenbewußtsein 
ist allemal ein 
lehrreiches Buch. 
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Der Volkskommissar Georg Lukacs dankt dem Proletariat für seine Hilfe bei der 
Niederschlagung der Konterrevolution (1 91 9) 
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Zwischen Goethe 
und Mam 
Zum 25.  Todestag von Georg LukAcs 

von Ulrich WolfF 

Obwohl  ihm nach 
eigenem Bekunden 
der imperialistische 

Charakter des 
Krieges zunehmend 
klarer wird, b le ib t  e r  

als akademischer 
lntellektueller 

vorerst noch von  
der Arbeiterbewe- 

gung getrennt. 

m 4. Juni 1971 starb der un- 
garische Kulturphilosoph A und Marxist Georg Lukacs, 

86jährig. Am Ende seines politisch 
und intellektuell bewegten Lebens 
hinterließ er ein schier unübersehba- 
res Gesamtwerk, das bereits in einer 
1965 erstellten Bibliographie an die 
900 Titel umfaßte. Mi t  seinen Studi- 
en über die Entwicklungsgeschichte 
des modernen Dramas und die 
Theorie des Romans gelangte er in 
der bürgerlichen Welt zu frühem 
Ruhm. Die Aufsatzsammlung Ge- 
schichte und Klassenbewußtsein ist 
für mehrere Generationen von jun- 
gen kritischen Intellektuellen Ver- 
mittlung zum Marxschen Denken 
und Ansatzpunkt für revolutionäre 
politische Praxis gewesen.' Schließ- 
lich war Lukhcs auch aktiver Politi- 
ker; daß er dabei nachhaltig schei- 
terte, ist symptomatisch für das pre- 
käre Verhältnis zwischen Theorie 
und Praxis, zwischen Intellektuellem 
und Partei in der sozialistischen/ 
kommunistischen Bewegung. 
Grund genug, sich dieses nach Lenin 
sicherlich einflußreichsten Marxisten 
des 20. Jahrhunderts2 zu erinnern. 

Vom bürgerlichen Ästhetizismus 
zum politischen Revolutionär 
Lukacs wurde am 13. April 1885 in 
Budapest geboren. Sein Vater war 
jüdischer Abstammung und Direktor 
einer führenden ungarischen Bank. 
1901 wurde er von den Habsbur- 
gern geadelt. Da seine Mutter Öster- 
reicherin war, wuchs Lukacs zwei- 
sprachig auf. Erzogen nach den 
Werten eines kulturbeflissenen 
großbürgerlichen Milieus, wendet er 
sich schon als Schüler der Literatur 
zu. Er schreibt Dramen, die er als 
18jähriger verbrennt, weil sie nach 
seiner Überzeugung so ,,entsetzlich 

* Dr. Ulrich Wolf, Lehrer, Hannover 
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schlecht" waren. 1904 ist er in  Bu- 
dapest Mitgründer der Thalia-Büh- 
ne. Seine Bekanntheit als Autor von 
philosophisch-ästhetischen Essays 
begründete er mi t  der 191 1 erschie- 
nenen Aufsatzsammlung Die Seele 
und die Formen. 

Den lebensphilosophischen 
Hintergrund dieses Frühwerks cha- 
rakterisierte er rückblickend als Ver- 
such, ,,die innere Struktur (...) gewis- 
ser typischer menschlicher Verhal- 
tensformen zu verstehen und mittels 
der Darstellung und Analyse der Le- 
benskonflikte mit  den literarischen 
Formen in Zusammenhang zu brin- 
gen."3 In dieser Zeit ist Lukacs sehr 
starkvon dem Soziologen und Philo- 
sophen Georg Simmel beeinflußt, 
bei dem er in Berlin Seminare be- 
sucht und dessen persönlicher Schü- 
ler er wird. In Heidelberg, w o  191 8 
seine Habilitationspläne endgültig 
scheitern (Lukacs ist ,,Ausländern 
und ,,Jude"), gehört er während des 
Krieges zum Kreis um den Soziolo- 
gen Max Weber. Nicht untypisch für 
die intellektuelle Physiognomie die- 
ser Zeit ist eine Anekdote, die Hel- 
muth Plessner überliefert hat: ,,Wer 
sind die vier Evangelisten, fragte 
man damals: Marcus, Matthäus, 
Lukhcs und B l ~ c h . " ~  Sowohl Bloch 
mit seinem Frühwerk Geist der Uto- 
pie (1 91 5) wie auch Lukics gehör- 
ten also arn Vorabend der Oktober- 
revolution zu jener geistigen Strö- 
mung, deren Basis Lukacs später als 
,,naiven und völlig unfundierten 
U t o p i ~ m u s " ~  bezeichnete. ,,Damals 
erblickte ich im Weltkrieg eine Krise 
der gesamten europäischen Kultur; 
die Gegenwart betrachtete ich - mit 
den Worten Fichtes - als das Zeital- 
ter der vollendeten Sündhaftigkeit, 
als eine Krise der Kultur, aus der nur 
ein revolutionärer Ausweg möglich 
ist. Natürlich beruhte dieses ganze 
Weltbild noch auf rein idealistischen 
Grundlagen, und dementsprechend 
hätte sich die 'Revolution' nur auf 
geistiger Ebene abspielen können."6 

So kam Lukhcs messianisch- 
überschwenglich zum Marxismus. In 
die Zeit des 1. Weltkrieges fallen un- 
terschiedliche, ja widersprüchliche 
geistige und politische Einflüsse. Ne- 
ben dem Versuch, die Krise der eu- 
ropäischen Kultur in einer utopisch- 
kunstphilosophischen Perspektive zu 
überwinden - am deutlichsten er- 
kennbar in  der 191411 5 geschriebe- 
nen Theorie des Romans - tritt nun 
eine zweite Phase der intensiven Be- 
schäftigung mi t  Marx, dessen Früh- 
schriften Lukacs entdeckt und mit 

der idealistischen Geschichtsphilo- 
sophie Hegels verbindet. Gleichzei- 
tig ist er stark beinflußt,durch den 
ungarischen Linkssozialisten E ~ i n  
Szab6, der ihn auf den Syndikalis- 
mus Sorels aufmerksam macht. Au- 
ßerdem liest er die Vorkriegsschrif- 
ten von Rosa Luxemburg. Diese 
theoretischen Einflüsse begründeten 
wohl seine lebenslang andauernde 
Abneigung gegen die Sozialdemo- 
kratie, in dieser Zeit namentlich ge- 
gen Kautsky, der auf ihn einen „ge- 
radezu abstoßenden Eindruck"' 
macht. 

Obwohl ihm nach eigenem Be- 
kunden der imperialistische Charak- 
ter des Krieges zunehmend klarer 
wird, bleibt er als akademischer In- 
tellektueller vorerst noch von der Ar- 
beiterbewegung getrennt. Dies än- 
dert sich erst nach den Revolutionen 
191 711 8, die Lukacs in einer Phase 
der ,,ideologischen Gärungn8 tref- 
fen. Nach kurzem Zögern wird er im 
Dezember 191 8, völlig überra- 
schend für seinen Bekanntenkreis, 
Mitglied der soeben gegründeten 
Kommunistischen Partei Ungarns 
(KPU). Daß dabei die positive Stel- 
lungnahme seiner späteren Frau 
Gertrud Bortstieber eine zentrale . 
Rolle gespielt hat, sei hier ausdrück- 
lich erwähnt. 

Die erste Station von Lukacs' Tä- 
tigkeit als Politiker ist ebenso kurz 
wie dramatisch. Nach der Ausru- 
fung der ungarischen Räterepublik 
ist er von März bis August 191 9 zu- 
nächst stellvertretender Volkskom- 
missar, dann Volkskommissar für 
das Unterrichtswesen in der Rätere- 
gierung Bela Kun und politischer 
Kommissar der 5. Roten Division. 
Nach dem militärischen Gegenan- 
griff der Konterrevolution und dem 
Sturz der Rätediktatur gelingt ihm 
die Flucht nach Wien, w o  er im Ok- 
tober verhaftet wird. Gegen die dro- 
hende Auslieferung und Hinrich- 
tung erscheint daraufhin in zahlrei- 
chen deutschen Zeitungen ein Auf- 
ruf ,,Zur Rettung von Georg Lukhcs", 
den u.a. Alfred Kerr und die Brüder 
Heinrich und Thomas Mann unter- 
schrieben hatten. Ende 191 9 wird 
Lukacs von den Wiener Behörden 
freigelassen. 

Geschichte und 
Klassenbewußtsein 
In der Zeit des Exils in Wien ist 
Lukhcs weiterhin als Mitglied des 
Zentralkomitees der KPU tätig. Als 
leitender Redakteur der Zeitschrift 
Kommunismus gehört er Anfang 
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lierten Haushaltsziele der Standortsi- 
cherung, sozialen Grundsicherung 
und inneren Sicherheit. Daß die hier- 
für eingerichteten Senats-Arbeits- 
gruppen dann auch noch allesamt 
von der CDU geleitet werden, bedarf 
keiner näheren Kommentierung. 

Die Strategie der Parteispitze ist 
also schon jetzt gescheitert. Denn 
die SPD kann Ziele ihres Tuns nicht 
formulieren. lnnerparteilich führt 
der oben beschriebene Kurs zu einer 
Vertiefung der Spaltung der Partei. 
Denn dieser Kurs verlangt ein Aus- 
schalten der Gegner der großen Ko- 
alition. Die Parteispitze drischt des- 
halb, w o  immer es geht, auf die Par- 
teilinke. Sicherlich nicht ganz uner- 
wünschter Nebeneffekt hiervon ist 
die Schaffung eines Nebenkriegs- 
schauplatzes, der hilft, innerparteili- 
che (knappe) Mehrheiten zu organi- 
sieren. 

Die Partei schaut zu 
Die Partei selbst bleibt gegenüber 
Senat und Fraktionsspitze ge- 
schwächt. Ein eigener politischer 
Entwurf fehlt. und somit kann es 
nicht gelingen, die Parteispitze auf 
irgendwelche Inhalte zu verpflich- 
ten. Es bleibt zu befürchten, daß 
auch der neugewählte Landespartei- 
tag nur auf Senatspolitik reagiert 
statt einen Gestaltungsanspruch zu 
erheben. Dafür spricht auch, daß er 
sich gleich zu Beginn seines Wirkens 
faktisch selbst entmachtet hat, in- 
dem er die augenblicklich umstrit- 
tenste Frage der Stadt, den Finanz- 
kurs, an die Senatorin für Finanzen 
delegierte. Deren eigentlich als An- 
tragsbegründung angekündigtes 
Referat wurde mit freundlich verhal- 
tenem Beifall bedacht, der Antrag 
auf die Zeit nach den Haushaltsbera- 
tungen vertagt, und der Landesvor- 
sitzende stellte fest, daß der Applaus 
ja wohl deutlich gemacht habe, daß 
die Berliner SPD hinter ihrer Finanz- 
senatorin stehe ... 

Ohnehin wurden kritische Stim- 
men gegenüber der Finanzpolitik 
des Senats durch die Parteispitze als 
böswillige Angriffe auf die neue Se- 
natorin interpretiert. Das Durchzie- 
hen des ,,harten Sparkurses" erhielt 
damit den Charakter einer Machtfra- 
ge, und der Landesparteitag hatte 
im Grunde nur die Wahl zwischen 
der Rolle eines Claqueurs und der 
des Bösewichts. 

Die Senatorin spart also, und 
die Partei spart an Kritik. Es darf 
bezweifelt werden, daß dieser Kurs 
lange g u t  gehen kann, war doch 

eine der Lehren aus den letzten 
fünf  Jahren großer Koalition, daß 
die Kommunikation zwischen Se- 
nat und Partei dringend verbessert 
werden rnuß. 

Statt sich auf einen Diskurs über 
die Zukunft der Stadt einzulassen 
und ihn mit  voranzubringen, stellt 
die Parteispitze jedoch weiterhin die 
Weichen hin zu einer gesichtlosen 
Stadt der Glitzerfassaden und be- 
treibt sozialen Kahlschlag. Während 
einerseits mittels SPD-geführtem 
Rotstift Drogenberatungseinrichtun- 
gen ruiniert, Lehrerlnnenstellen 
massiv abgebaut, die ÖPNV-~arife 
für sozial Schwache erheblich er- 
höht und faktische Studiengebüh- 
ren eingeführt werden, fährt der Se- 
nat eine ungebremste Politik der 
prestigeträchtigen Großprojekte, 
wofür der Messe-Ausbau und der 
Transrapid als Beispiele genannt sei- 
en. Die SPD-Senatorlnnen setzen 
dem nichts entgegen, sondern tra- 
gen diesen Kurs - z.T. gegen nahezu 
einstimmig gefaßte Parteitagsbe- 
schlüsse - mit. 

Was bleibt, ist das Bild einer 
orientierungslosen Partei, deren 
Führung nahezu panisch auf Kritik 
an der großen Koalition reagiert. 
In  einer Zeit größter Herausforde- 
rungen, Chancen und Gefahren für 
Berlin, hat die SPD keine Vorstel- 
lung, was heute Zukunftsfähigkeit 
für die Stadt bedeutet. Das ist ihr 
Dilemma. 

Neue Leitbild-Diskussion? 
Diese Erkenntnis ist nicht gerade 
neu. Nach dem Wahldebakel vom 
22. Oktober 1995 gab es eine ganze 
Reihe nachdenklicher Stimmen, die 
genau dieses Manko der Berliner 
SPD beklagt hatten. 

Diese Stimmen, die eine Diskussi- 
on  um ein neues sozialdemokrati- 
sches Leitbild für Berlin angeregt 
hatten, werden nun wieder von den 
Regierungs-Kommandos übertönt; 
sie sind aber nicht verstummt. In et- 
lichen Bereichen der Partei reift mitt- 
lerweile wieder die Einsicht, daß sich 
dringend etwas änderen rnuß, daß 
es nicht ,,weiter so" heißen darf. 

Über eine langfrsitig angelegte 
Projektarbeit (Stadtprojekt) ist es 
den Jusos bereits partiell gelungen, 
die Diskussion um die Entwicklung 
Berlins in die Partei hineinzutragen: 
Der Donnerstagskreis (größter Zu- 
sammenhang der Parteilinken) wird 
die Debatte um ein alternatives sozi- 
aldemokratisches Leitbild aufgrei- 
fen. Der SPD-Landesvorstand hat 

nach der verlorenen Abgeordneten- 
hauswahl eine Arbeitsgruppe ,,Berlin 
2010" ins Leben gerufen, die vom 
stellvertretenden Juso-Landesvorsit- 
zenden geleitet wird. Zarte Ansätze 
eines Neuanfangs sind also zu se- 
hen. Es wird sich in den nächsten 
Monaten zeigen, ob die Parteispitze 
tatsächlich gewillt ist, diese Diskussi- 
on anzunehmen und auch die sich 
hieraus ergebenden Konsequenzen 
in der täglichen Politik zu ziehen. 
Zweifel sind allerdings angebracht, 
da es ja Bestandteil ihrer Doktrin ist, 
daß es keine Spielräume gibt. 

Für einen Neuanfang in der Berli- 
ner SPD wird es deshalb entschei- 
dend darauf ankommen, ob die Lin- 
ke es versteht, ein solches Leitbild so 
zu diskutieren, daß sie - erstens - in- 
nerhalb und außerhalb der Partei als 
ausstrahlungsfähige Kraft erscheint 
und - zweitens - die Diskussion je- 
weils auf die realpolitische Ebene 
herunterbricht. Dafür ist es erforder- 
lich, diese Diskussion als offenen 
Prozeß zu gestalten und Kompeten- 
Zen auch von außerhalb der Partei 
zu binden. Nur so können größere 
Teile der stark ausdifferenzierten 
Mitgliedschaft und auch Nichtmit- 
glieder integriert werden. Notwen- 
dig ist auch eine Verknüpfung dieser 
Diskussion mit dem Suchen nach 
Partnern für ein Reformbündnis in 
Berlin. Vor allem im Hinblick auf die 
Einschätzung der PDS ist hier ein 
Wandel festzustellen. Die PDS wird 
mittlerweile in weitesten Kreisen der 
Partei nüchterner betrachtet, nach- 
dem erste Erfahrungen der Zusam- 
menarbeit auf kommunaler Ebene 
gesammelt wurden. Eine Koalition 
von SPD, Grünen und PDS nach den 
nächsten Abgeordnetenhauswahlen 
1999 scheint durchsetzbar, wenn 
sie mit  einer Perspektive für die Stadt 
verbunden werden kann und heute 
dafür die Grundsteine gelegt wer- 
den. 

Hierfür müssen aber heute schon 
Wege aufgezeigt werden, die eine 
Perspektive abseits des möderischen 
Dogmas der Städtekonkurrenz bie- 
ten. Die Hinwendung zur Stadt und 
ihren Bewohnerlnnen und die Stär- 
kung der der Stadt innewohnenden 
ökonomischen Potentiale zum Nut- 
zen der dort lebenden Menschen, 
das muß die Antwort auf das milliar- 
denteure Projekt eines global players 
Berlin werden. Die Auseinanderset- 
zung um die Zukunft der Stadt rnuß 
in Berlin endlich diskutiert werden. 
Noch ist nicht entschieden, auf wel- 
cher Seite die SPD dann stehen wird. 

In einer Zeit  größter 
Herausforderungen, 
Chancen und 
Gefahren für Berlin, 
ha t  die SPD keine 
Vorstellung, was 
heute Zukunftsfä- 
higkeit für die Stadt 
bedeutet. Das ist ihr  
Dilemma. 

Eine Koalit ion von 
SPD, Grünen und 
PDS nach den 
nächsten Abgeord- 
netenhauswahlen 
1999 scheint 
durchsetzbar, wenn 
sie m i t  einer 
Perspektive für die 
Stadt verbunden 
werden kann und 
heute dafür die 
Grundsteine gelegt 
werden. 



Sozialhilfe- 
kompromiß: 
Lohnsenkungsförderungsgesetz mit 
Zustimmung der SPD? 

von Friedrich Pu&* 

Sozialhilfereform als 
Lohnpol i t ik 

m 29. Februar 1996 hat der A Bundestag mi t  den Stimmen 
der Regierungskoalition den 

von der Bundesregierung einge- 
brachten Entwurf eines Gesetzes zur 
Reform des Sozialhilferechts in der 
vom Ausschuß für Gesundheit emp- 
fohlenen Fassung angenommen. 
Nach Ablehnung dieses Gesetzesbe- 
schlusses durch den Bundesrat und 
einem gescheiterten ersten Vermitt- 
lungsverfahren wurde am 26. Juni 
1996 im Vermittlungsausschuß ge- 
gen die Stimmen von Bündnis 901 
Die Grünen und PDS ein Kompromiß 
gefunden, von dem die Regierungs- 
koalition und die SPD gleicherma- 
ßen behaupten, sie hätten sich in 
den entscheidenden Punkten durch- 
gesetzt. 

"Die Sozialhilfereform kommt, 
und sie kommt weitestgehend so, 
wie Bundesminister Seehofer sie im 

"In dem Spannungs- 
verhältnis m i s c h e n  

Sozialhilfe und 
Arbeitsmarkt w i r d  
durch die Reform 
eine wesentliche 

strukturelle Verän- 
derung erfolgen. " 
I m  Klartext: Durch 

d ie Reform werden 
Lohnsenkungen und 

Niedriglöhne 
vorbereitet und 

ermöglicht, also alte 
Arbeitgeberwün- 

sche erfüllt. 

Sommer letzten Jahres angekündigt 
hat", frohlockt der CDU-Abgeordne- 
te Lohmann It. Bundestagsprotokoll 
vom 27.06.1 996 (Anl. 5) und Iäßt 
gleich im nächsten Satz die Katze 
des wahren Zwecks dieser Reform 
aus dem Sack: "In dem Spannungs- 
verhältnis zwischen Sozialhilfe und 
Arbeitsmarkt wird durch die Reform 
eine wesentliche strukturelle Verän- 
derung erfolgen." Im Klartext: Durch 
die Reform werden Lohnsenkungen 
und Niedriglöhne vorbereitet und 
ermöglicht, also alte Arbeitgeber- 
wünsche erfüllt. Die Überschrift ei- 
nes Aufsatzes von Barthel im "Ar- 
beitgeber", dem Verbandsorgan der 
Arbeitgeber-Bundesvereinigung (1 71 
46-1994, 5. 573) sagt prägnant, 
worum es geht: "Sozialhilfe behin- 
dert Lohndifferenzierung". Zentrale 
Aussage und Forderung des Autors: 
Das gegenwärtige Niveau der Sozial- 

* Friedrich Putz, Prof. a. D., hat an der Verwaftungsfachhochschule 
in Wiesbaden, Abt. Kassel. Sozialrecht mit dem Schwerounkt 
Soziafhilferechr gelehrt. 

hilfe bietet keinen ausreichenden 
Spielraum für die Schaffung eines 
neuen Niedriglohnbereichs und 
muß daher abgesenkt werden. 

Das Sozialhilfeniveau wirkt näm- 
lich wie ein Mindestlohn: "Lohn und 
Lohnstruktur sind mit  dem sozialen 
Sicherungssystem verknüpft. Wie in 
einem System kommunizierender 
Röhren bestimmt der gesellschaft- 
lich definierte Mindestlohn der so- 
zialen Absicherung den Lohn der 
untersten Lohngruppe auf dem Ar- 
beitsmarkt", so H. Siebert, Mitglied 
des Sachverständigenrats zur Begut- 
achtung der gesamtwirtschaftlichen 
Situation, in der FAZ vom 
19.06.1 993. Dem ist noch hinzuzu- 
fügen: "Da die untersten Lohngrup- 
pen quasi das Fundament für die 
Einkommensschichtung aus abhän- 
giger Erwerbstätigkeit bilden, hätte 
folglich eine Senkung des sozialhilfe- 
rechtlichen Existenzminimums Aus- 
wirkungen auf die gesamte Einkom- 
menspyramide bei Arbeitnehmern." 
(Höft-Dzemski im "Nachrichten- 
dienst des Deutschen Vereins für öf- 
fentl. U. priv. Fürsorge", 1111994, 5. 
406) 

Im folgenden soll daher das Er- 
gebnis des zweiten Vermittlungsver- 
fahrens darauf untersucht werden, 
ob es die von den Regierungspartei- 
en und den Arbeitgebern angestreb- 
ten Lohnsenkungen erleichtert oder 
erschwert. Dabei muß der (vom 
Bundesrat abgelehnte) Gesetzbe- 
schluß vom 29. Februar 1996 (ab- 
gek.: ,,Gb Februar 96") nicht nur mit  
der im Vermittlungsausschuß ausge- 
handelten neuen Fassung des Bun- 
dessozialhilfegesetzes (BSHG n.F.) 
verglichen werden; da es sich um ein 
zustimmungspflichtiges Gesetz han- 
delt und die Mehrheit der SPD-ge- 
führten Länder im Bundesrat eine 
Änderung des geltenden Rechts hät- 
te verhindern können, muß Aus- 
gangspunkt des Vergleichs die bis- 
her geltende, ,,alte" Fassung des 
BSHG (BSHG a.F.) sein. 

Das von der Sozialhilfe garantier- 
te "soziokulturelle Existenzmini- 
mum", das dem Hilfeempfänger ein 
menschenwürdiges Leben ermögli- 
chen soll, zugleich aber ein Auffang- 
netz für die untersten Löhne bildet, 
wird maßgebend durch den Regel- 
satz der Hilfe zum Lebensunterhalt 
bestimmt, eine Pauschale, die die 
laufenden Leistungen für Ernäh- 
rung, hauswirtschaftlichen Bedarf 
sowie persönliche Bedürfnisse des 
täglichen Lebens umfaßt. Im Mittel- 
punkt des zum Gb Februar 96 füh- 
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renden Seehoferschen Reforment- 
wurfs stand daher das Bestreben, 
die nach bisherigem Recht fällige Er- 
höhung des Regelsatzes zu verhin- 
dern, den Regelsatz - zunächst zu- 
mindest real, also der Kaufkraft nach 
- abzusenken, auf Dauer möglichst 
niedrig zu halten und derart an die 
Lohnentwicklung zu koppeln, daß 
das besagte Netz, sobald sich die 
unteren Löhne ihm nähern, automa- 
tisch tiefer gehängt wird, damit es 
seine Auffangfunktion nie erfüllen 
kann. 

Neue Deckelungen der  
Regelsätze 
Nach 5 22 Abs. 4 BSHG a.F. wären 
die ab 01.07.1 993 geltenden "Dek- 
kelungen" der Regelsätze, durch die 
deren jährliche Fortschreibungen 
unter dem Anstieg der Lebenshal- 
tungskosten gehalten und die Regel- 
sätze somit ihrer Kaufkraft nach ab- 
gesenkt wurden, zum 30.06.1996 
ausgelaufen. Sowohl der Gb Februar 
96 als auch das BSHG n.F. sehen für 
die Zeit bis 30.06.1 999 eine erneute 
Deckelung vor, mi t  der verhindert 
werden soll, daß das ab 1990 im 
Einvernehmen aller Bundesländer 
eingeführte und als gerechtestes 
und in der Bevölkerung akzeptabel- 
stes Bedarfsbemessungssystem ge- 
priesene "Statistikmodell" wieder 
Anwendung findet. Nach diesem 
Modell hätten die Regelsätze auf der 
Grundlage der Einkommens- und 
Verbrauchsstichprobe (EVS) 1988 
zum 01.07.1996 neu festgesetzt 
werden müssen. Dies hätte zu einer 
Erhöhung des Eckregelsatzes (Regel- 
satz eines Haushaltsvorstands) um 
ca. 40,- DM geführt. Der erhöhte 
Regelsatz hätte dann bis zur Neu- 
festsetzung auf der Basis der EVS 
1993 dem Anstieg der Lebenshal- 
tungskosten entsprechend fortge- 
schrieben werden müssen. Nach 5 
22 Gb Februar 96 erhöhen sich die 
am 30.06.1996 geltenden Regelsät- 
ze für die Zeit bis 30.06.1999 "je- 
weils zum 01. Juli für ein Jahr um 
den Vomhundertsatz, um den sich 
die Renten aus der gesetzlichen Ren- 
tenversicherung im Bundesgebiet 
ohne neue Bundesländer und ohne 
Berücksichtigung der Belastung bei 
Renten verändern." 5 22 BSHG n.F. 
unterscheidet sich von dieser Rege- 
lung inhaltlich nur dadurch, daß die 
Anbindung an die Rentenentwick- 
lung erst ein Jahr später beginnt und 
die am 30.06.1 996 geltenden Re- 
gelsätze für die Zeit bis 30.06.1 997 
um ein Prozent erhöht werden. 
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kung, Dauer der Arbeitslosigkeit; regional: Höhe der ört- Standards in anderen Bereichen entstehen. Die Arbeits- 
lichen Arbeitslosenqoute oder Erwerbsquote; oder nach entgelte müssen höher als die Arbeitslosenunterstützung 
Einsatzbereich). Dabei kann z.T. an bisherige Regelungen sein. Es muß die Möglichkeit materieller betrieblicher ~ e i -  
des AFG angeknüpft werden, entscheidend ist aber, die stungsanreize geben. Den Beschäftigten müssen Anreize 
Regelungen als Rechtsanspruch der förderungsfähigen und Möglichkeiten geboten werden, in bessere Beschäf- 
Betriebe zu gestalten, konkrete von ihnen benannte Ar- tigungsverhältnisse, insbesondere in anderen Wirt- 
beitslose, die die Bedingungen erfüllen und mi t  denen schaftssektoren, zu wechseln. Es müssen mit begrenz- 
eine entsprechende Vorvereinbarung getroffen wurde, tem Mitteleinsatz möglichst viele Arbeitsplätze gefördert 
öffentlich gefördert zu beschäftigen. werden. In diesem Sinne wäre etwa folgende Gestaltung 

Zweitens können die Betriebe bei Vorliegen zu defi- möglich: 
nierender Bedingungen öffentliche Zuschüsse zu Investi- Es werden branchenübliche tarifliche Löhne und Ge- 
tions- oder Betriebskosten oder für die Durchführung be- hälter gezahlt und sonstige Standards eingehalten (Son- 
stimmter Maßnahmen zur Erfüllung og. gemeinwirt- derzahlungen, Urlaub etc.), 
schaftlicher Aufgaben beantragen. Dabei könnte an bis- also keine niedrigeren Sonder- ~i~ ~~~~l~~~~~ sind als ~ ~ ~ h t ~ -  
herigen Förderungsmodalitäten etwa im Bereich der Ju- tarife vereinbart, und die Ein- 
gendhilfe und Bildungsarbeit angeknüpft werden, die gruppierung sollte der Qualifi- anSpruch der förderungsfähigen 
aber transparenter und offener zu gestalten sind. Anzu- kation der Beschäftigten ent- Betriebe zu gestalten, konkrete 
streben wäre im Sinne einer Demokratisierung der Wirt- sprechen. Die Arbeitszeit (und 
schaft die Vergabe der Fördermittel aus einem demokra- damit auch der Bruttomo- ihnen benannte 
tisch und regionalisiert unter Mitbestimmung der Ge- natsverdienst) beträgt norma- die die Bedingungen erfüllen 
werkschaften verwalteten Fonds, für den auch Teile des lerweise mindestens 80%- 
Aufkommens aus ökologischer Besteuerung verwendet 90% der üblichen tariflichen und mit denen eine entspre- 
werden könnten. Arbeitszeit (also gegenwärtig chende Vorvereinbaruna aetrof- 

4 4 

Wegen ihrer Gemeinnützigkeit unterliegen die Betrie- 30-34 Stunden pro Woche). 
be der ,,Neuen Gemeinwirtschaft" keiner Gewinnbe- Die Betriebe können bei Ein- fen wurde, öffentlich gefördert 
steuerung, ansonsten aber dem normalen Steuerrecht verständnis des Beschäftigten ZU beschäftiqen. - 
(Mehrwertsteuer, Grundsteuer, Gewerbesteuer etc.). Zu- die Arbeitszeit (und damit das 
wendungen an sie sind als Spende für gemeinnützige Entgelt) bis zum vollen Tarif erhöhen und sie können Be- 
Zwecke steuerlich absetzbar. schäftigte in höhere Entgeltstufen eingruppieren; da- - . .  

2. Ihren verbleibenden Finanzbedarf (für Kostendeckung durch erhöht sich aber nicht die öffentliche Förderung. 
und Investitionen) decken die Betriebe der ,,Neuen Ge- Ebenso können Teilzeitbeschäftigungsverhältnisse einge- 
meinwirtschaft" durch Entgelte für den Verkauf der von richtet und gefördert werden. 
ihnen erstellten Güter oder Dienstleistungen. Mögliche Die ~eschä f t i~ ten  unterliegen normalen arbeitsrecht- 
Kunden sind Gebietskörperschaften und öffentliche Ein- lichen Bedingungen einschließlich normalem Kündi- 
richtungen, gemeinnützige Institutionen und Verbände, gungsschutz. Sie können unter Beachtung der üblichen 
Sozialversicherungen und Sozialeinrichtungen, andere Bedingungen kündigen und zu anderen Betrieben im 
Betriebe der ,,Neuen Gemeinwirtschaft" sowie private Sektor der ,,Neuen Gemeinwirtschaft" (unter Mitnahme 
Haushalte, die in der Regel im regionalen Umfeld ansäs- der verbleibenden Förderungsansprüche) oder in unge- 
sig sind. Es können längerfristige Verträge abgeschlossen förderte Beschäftigungsverhältnisse wechseln. Die Betrie- 
werden, in denen Pakete zu erbringender Leistungen be können ebenfalls unter den üblichen Bedingungen 
und Gegenleistungen und Entgelte vereinbart werden. . kündigen, allerdings darf bei degressiv gestalteter Förde- 
Sie können Leistungen zur Infrastruktu~erbesserung an- rung von Beschäftigten eine Mindestbeschäftigungsdau- 
bieten, die im Rahmen der regionalen Wirtschaftspolitik er normaleweise nicht unterschritten werden bzw. wird 
öffentlich gefördert werden. Die verschiedenen Betriebe bei vorzeitiger Kündigung die Förderung des nächsten 
der ,,Neuen Gemeinwirtschaft" stehen dabei in Konkur- neu eingestellten Beschäftigten entsprechend reduziert. 
renz zueinander und in einigen Bereichen auch zu er- Die Gestaltung der Arbeitsverhältnisse von Beschäf- 
werbswirtschaftlichen Betrieben. tigten, die nicht oder nicht mehr öffentlich gefördert 

Die Betriebe der ,,Neuen Gemeinwirtschaft" haben werden, unterliegt normalen arbeitsrechtlichen und ta- 
das Recht, Leistungen anderer Betriebe dieses Sektors in riflichen Bedingungen. Es darf in den Betrieben der 
Anspruch zu nehmen und mit ihnen entsprechende Ver- ,,Neuen Gemeinwirtschaft" keine Beschäftigungsverhält- 
einbarungen zu treffen. Für produktive Zwecke erwerbs- nisse unterhalb der tariflichen Bedingungen geben. 
wirtschaftlicher Betriebe dürfen keine Leistungen erstellt Die Betriebe der ,,Neuen Gemeinwirtschaft" unterlie- 
werden. Waren oder Dienstleistungen außerhalb der de- gen unbeschränkt dem Betriebsverfassungsgesetz. Bei 
finierten Gemeinschaftsaufgaben dürfen nur unter ge- der Anwendung aller gesetzlichen Regelungen (Betriebs- 
nau zu definierenden Voraussetzungen angeboten wer- verfassungsgesetz, Kündigungsschutzgesetz ...) sind die 
den (etwa an bestimmte Kundenkreise oder wenn sie öffentlich geförderten Beschäftigten bei der Ermittlung 
notwendiges Kuppelprodukt der gemeinwirtschaftlichen der Beschäftigtenzahl voll mitzuzählen. 
Leistungserstellung sind, z.B. Recyclingprodukte). Sie 
sind mi t  einem besonderen Warenzeichen zu versehen. 

3. Die Arbeitsverhältnisse im Sektor der  ,,Neuen 
Gemeinwirtschaft" 
Bei der Gestaltung der Arbeitsverhältnisse in der ,,Neuen 
Gemeinwirtschaft" sind verschiedene Kriterien zu beach- 
ten: Die Beschäftigen müssen sozial gesichert sein und es 
darf kein Druck zur Absenkung sozialer und tariflicher 

12 spw. Zeitschrift für Sozialistische Politik und Wirtschaft. Heft 90, 1996 
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se und dafür auch eine Ausweitung des entsprechenden 
Mitteleinsatzes zu erreichen. Dabei besteht wohl Kon- 
sens, daß dies nicht der alleinige oder überwiegende An- 
satz zur Bekämpfung der Massenarbeitslosigkeit sein 
kann, sondern in den Zusammenhang einer insgesamt 
beschäftigungsorientierten Wirtschaftspolitik und be- 
schleunigter Arbeitszeitverkürzung gestellt werden muß. 

Qualitativ geht es darum, Erwerbstätigkeit für Men- 
schen zu ermöglichen, die auf dem heutigen Arbeits- 
markt besondere Schwierigkeiten haben, benachteiligt 
werden oder deren Beschäftigung gesellschaftlich für be- 
sonders wichtig gehalten wird. Dies ist eine Daueraufga- 
be, die eine wesentliche Begründung der.besonderen öf- 
fentlichen Förderung der ,,Neuen Gemeinwirtschaft" ist. 
Daher ist es m.E. auch sinnvoll, die Förderung nicht pau- 
schal zu gestalten, sondern (vor allem) an die beschäftig- 
ten förderungsbedürftigen Personen gebunden. Den ge- 
nannten Gruppen strömen aus der Arbeitslosigkeit oder 
aus der nachwachsenden Generation ständig neue Per- 
sonen zu, es ist daher unumgänglich, auf der anderen 
Seite einen ständigen Übergang in ungeförderte Be- 
schäftigung zu organisieren. Deshalb sind begleitende 
Qualifizierungsmaßnahmen und entsprechende Anreiz- 
mechanismen von großer Bedeutung, weil es sich ja an- 
dererseits grundsätzlich um unbefristete Arbeitsverhält- 
nisse handeln soll. 

Wichtig scheint mir noch der Hinweis, daß es sich 
hier keineswegs um eine öffentlich geförderte Form in- 
formeller Arbeit und Selbsthilfe (häufig ohne Schutzrege- 
lungen und Kontrollen in sozialer, gesundheitlicher und 
ökologischer Hinsicht, mit  fließenden Übergängen zu 
Schwarzarbeit) handelt, sondern um hochgradig gesell- 
schaftlich regulierte Arbeit. 

IV. Ein mögliches Modell 
Die folgenden Überlegungen versuchen einige Bedin- 
gungen bzw. Ansätze eines Modells zu beschreiben, wie 
aus meiner Sicht ein ökonomischer Sektor der ,,Neuen 
Gemeinwirtschaft" funktionsfähig konstruiert und regu- 
liert werden könnte. Die Punkte sind so verstehen, daß 
sie notwendige Bedingungen darstellen, also von allen 
Betrieben dieses Sektors zu erfüllen sind. 

Die Ausgestaltung der öffentlichen Förderung und 
der Requlierung der Arbeits- 

2. Die Betrieben erfüllen soziale, kulturelle oder ökologi- 
sche Gemeinschaftsaufgaben (gemeinwirtschaftliche 
Aufgaben). Sie erstellen gesellschaftlich erwünschte Gü- 
ter oder Dienste, die ohne öffentliche Förderung nicht 
erstellt würden, weil die individuellen oder kollektiven 
Konsumentlnnen oder Nutznießerlnnen unsubventio- 
nierte Marktpreise nicht oder nicht im gesellschaftlich er- 
wünschten Umfang bezahlen könnten oder nur dann als 
Marktsubjekte auftreten, wenn das gesellschaftlich orga- 
nisiert wird (z.B. wird Naturschutz überwiegend öffent- 
lich finanziert werden müssen, weil er als öffentliches 
Gut allen zugute kommt). Es geht z.B. u m  Aufgaben im 
Bereich von Bildung und Erziehung, Pflege, Gesund- 
heitsförderung, Naturschutz, regenerative Energiege- 
winnung, umweltverträglichere Verkehrssysteme, Stadt- 
und Dorferneuerung, Recycling, Kultur, Wissenschaft. 

Soweit solche Leistungen bisher schon erbracht wer- 
den, geschieht dies im öffentlichen Dienst oder finanziert 
mit  Hilfe öffentlicher Zuschüsse oder durch die Kranken- 
oder Pflegeversicherung. Dabei werden viele Leistungen, 
besonders im Gesundheitswesen und Pflegebereich, 
auch von privaten erwerbswirtschaftlichen Anbietern er- 
bracht. Zu diesen besteht allerdings nur in wenigen Be- 
reichen eine Konkurrenzsituation, die geeignet zu regu- 
lieren ist (S.U.). 
3. Betriebe, die im Sinne der ,,Neuen Gemeinwirtschaft" 
öffentlich gefördert werden wollen, müssen sich ent- 
sprechend registrieren lassen. Wenn sie die genannten 
Voraussetzungen erfüllen, haben sie einen Anspruch auf 
entsprechende Registrierung, müssen sich dann aber 
auch den damit verbundenen besonderen Regulierungen 
unterwerfen. Auf der anderen Seite wird es Bestrebun- 
gen einzelner besonders erfolgreicher Betriebe der ,,Neu- 
en Gemeinwirtschaft" geben, die gemeinwirtschaftli- 
chen Beschränkungen abzuwerfen und in den erwerbs- 
wirtschaftlichen Sektor überzugehen. Dies ist (auch für 
Ausgründungen bisheriger Teilbetriebe) in  geregelter 
Weise zu ermöglichen, wobei eine private Aneignung auf 
Grundlage öffentlicher Förderung angesammelter Ver- 
mögen zu verhindern ist; damit entfallen zugleich die Be- 
dingungen für weitere öffentliche Förderung dieses Be- 
triebes im Sinne der ,,Neuen Gemeinwirtschaft". 

2. Finanzierung und ökonomische Stellung der 
Verhältnisse und der ökono- Betriebe der ,,Neuen Gemeinwirtschaft" Der hohe 
mischen Beziehun~en der Be- 1. Die Betriebe der ,,Neuen Gemeinwirtschaft" werden 

fekt und die mösliche Durch- triebe der , , ~ e u e i  Gemein- öffentlich gefördert, und zwar einerseits und v.a. im Rah- - 
setzbarkeit eines Sektors „ ~ e ~ e r  wirtschaft" böte eine Vielzahl 

von Steuerungsparametern, 
Gemeinwirtschaft" ergibt sich die im Zuge der Entwicklung 

erst aus seiner besonderen ar- des Sektors und der Verände- 
rung der Problemlagen und 

beitsmarktpolitischen Rolle. Die- Zielprioritäten variiert werden 

se ist  quantitativ und qualitativ können. Dabei ginge es auch 
um einen gesellschaftlichen 

ZU fassen. Such- und Lernprozeß in der 
Gestaltung eines solchen Sektors. Andererseits handelt 
es sich natürlich um eine Frage gesellschaftlicher und po- 
litischer Kräfteverhältnisse. 

1. Bedingungen der öffentlichen Förderung 
1. Die Betriebe befinden sich im Eigentum gemeinnützi- 
ger Träger. Soweit Gewinne nicht investiert oder für 
Rücklagen verwendet werden, sind sie unmittelbar ge- 
meinnützigen Zwecken zuzuführen. Die Jahresabschlüs- 
se der Betriebe unterliegen entsprechender Prüfung. 

men ihrer beschäftigungspolitischen Funktion und ande- 
rerseits aufgrund des gesellschaftlichen Interesses an den 
von ihnen erbrachten Leistungen. Dabei ist wichtig, per- 
sonen- und projektbezogene Förderung so zu gestalten 
(auf der Basis von Rechtsansprüchen), daß die ökonomi- 
schen Bedingungen des Betriebs von dieser Seite her mit- 
telfristig kalkulierbar sind. 

Erstens haben sie das Recht, Arbeitslose, die be- 
stimmte Kriterien erfüllen (z.B. Langzeitarbeitslose oder 
bestimmte ,,ProblemgruppenM des Arbeitsmarktes und 
als Beitrag zur Umsetzung einer Beschäftigungsgarantie 
für Jugendliche), zu beschäftigen, wobei die Bundesan- 
stalt für Arbeit Lohnkosten in festzulegender Höhe und 
Dauer bezuschußt (z.B. zu Beginn in Höhe von 80% des 
Bruttoentgelts). Die Förderung sollte in der Regel degres- 
siv ausgestaltet (auf die einzelnen Beschäfigten, nicht 
den Betrieb bezogen) und nach verschiedenenen Kriteri- 
en differenziert werden (z.B. personenbezogen: Alter, 
Geschlecht, Qualifikation, gesundheitliche Einschrän- 

Besonders diese einprozentige Erhö- 
hung wird von SPD-Politikern als 
Sieg gefeiert: "In 1997 wird es keine 
Nullrunde für Sozialhilfeempfänger 
geben. Der entsprechende Gesetz- 
entwurf der Bundesregierung ist 
vom Tisch. Damit ist es uns gelun- 
gen, einen weiteren Stein aus dem 
unsozialen Kürzungsmosaik heraus- 
zubrechen", jubelt Rudolf Dressler in 
einer zum 0.a. Bundestagsprotokoll 
gegebenen Erklärung. Da dieser 
Stein von der Bundesregierung erst 
in einem nach dem Gb Februar 9 6  
vorgelegten Gesetzentwurf präsen- 
tiert wurde und gegen die Bundes- 
ratsmehrheit nie in das Mosaik hätte 
gelangen könne, liegt der Verdacht 
nahe, daß die Nullrunde schon in 
der Absicht gefordert wurde, im 
Vermittlungsausschuß als Gegenlei- 
stung für echte Zugeständnisse der 
SPD auf sie zu verzichten. Dresslers 
Erfolgsmeldung ist auch deswegen 
nicht überzeugend, da die rechtliche 
Nullrunde durch eine faktische mi t  
dem Feigenblatt eines Anstiegs des 
Eckregelsatzes um 5,- DM ersetzt 
wurde. 

Durch die Begrenzung der Regel- 
satzerhöhung auf den Vomhundert- 
satz, um den sich die Renten verän- 
dern, wird die Regelsatzentwicklung 
nicht nur von der Entwicklung der 
Nettolöhne, also der Belastung der 
Bruttoeinkommen durch Steuern 
und Sozialversicherungsbeiträge, 
sondern auch von der Veränderung 
der "Bruttolohn- und Gehaltssum- 
me je durchschnittlich beschäftigten 
Arbeitnehmer" (5  68 Abs. 1 und 2 
SGB VI) abhängig gemacht. Letzte- 
res bedeutet, daß sich auch Arbeits- 
zeitverkürzungen ohne vollen Lohn- 
ausgleich (z.B. nach dem W - M o -  
dell), mehr Teilzeitarbeit, Kürzung 
der Lohnfortzahlung im Krankheits- 
fall und andere die Summe der Brut- 
toentgelte senkende Maßnahmen 
regelsatzsenkend auswirken wer- 
den. Sinkende Regelsätze führen 
aber zu niedrigeren Nettolöhnen. 
Nach.der Rechtsprechung des Bun- 
desverfassungsgerichts muß der 
Steuergesetzgeber nämlich jedem 
Einkommensbezieher mindestens 
soviel steuerfrei belassen, wie dieser 
und seine unterhaltsberechtigten 
Angehörigen als Sozialhilfeempfän- 
ger an Hilfe zum Lebensunterhalt er- 
halten würden. Je niedriger der Re- 
gelsatz, umso niedriger also das 
steuerfreie Existenzminimum, je 
niedriger dieser Steuerfreibetrag, 
umso höher - zumindest bis in mitt- 
lere Einkommensgruppen - die 

Lohnsteuer, je höher die Lohnsteuer, 
umso niedriger der Nettolohn, je 
niedriger der Nettolohn, umso nied- 
riger der Regelsatz, je niedriger der 
Regelsatz umso ... (s. oben!). Kurz- 
um: eine Lohnsenkungs- und Sozial- 
hilfesenkungsspirale mit Rückkopp- 
lungseffekt! 

Für die Zeit ab 01.07.1 999 sehen 
der Gb Februar 96 und das BSHG 
n.F. in 5 22 eine Regelsatzbemes- 
sung vor, die "Stand und Entwick- 
lung von Nettoeinkommen, Ver- 
brauchewerhalten und Lebenshal- 
tungskosten" zu berücksichtigen 
hat. Während sich der Gb Februar 
96 hinsichtlich der näheren Ausge- 
staltung auf die Feststellung be- 
schränkt, zur Bemessung der Regel- 
sätze werde in einer (noch zu erlas- 
senden) Rechtsverordnung "ein sta- 
tistisches Verfahren und für die jähr- 
liche Anpassung der Regelsätze ein 
Fortschreibungsmodus festgelegt", 
wird 5 22 Abs. 3 BSHG n.F. konkre- 
ter: "Grundlage sind die tatsächli- 
chen, statistisch ermittelten Ver- 
brauchsausgaben von Haushalten in 
unteren Einkommensgruppen. Da- 
tengrundlage ist die Einkommens- 
und Verbrauchsstichprobe. Die Be- 
messung ist zu überprüfen und ggf. 
weiterzuentwickeln, sobald die Er- 
gebnisse einer neuen Einkommens- 
und Verbrauchsstichprobe vorlie- 
gen." Damit wird ein neues, modifi- 
ziertes "Statistikmodell" angekün- 
digt, das erst in einer von der Bun- 
desregierung mit Zustimmung des 
Bundesrats zu erlassenden Rechts- 
verordnung (Regelsatzverordnung) 
näher geregelt werden soll. 

Es ist davon auszugehen, daß 
das neue, modifizierte Statistikmo- 
dell mit  dem ab 1990 eingeführten 
und durch die Deckelungen außer 
Vollzug gesetzten "alten" minde- 
stens folgendes gemeinsam haben 
wird: Es wird zunächst eine "Sozial- 
hilfeschwelle" berechnet, deren 
Höhe hauptsächlich vom Regelsatz 
abhängt. Sodann wird der "regel- 
satzrelevante Verbrauch" von Perso- 
nen einer "Referenzgruppe" ermit- 
telt, deren Einkommensspektrum 
(zuletzt 800,- bis 1000,- DM) knapp 
über dieser Schwelle beginnt. Dies 
geschieht durch Auswertung einer 
EVS, die in der Regel alle 5 Jahre zu 
allgemeinen statistischen Zwecken 
durchgeführt wird. Nach dem alten 
Statistikmodell wurde aus den er- 
mittelten Ausgaben der Referenz- 
gruppe der nicht regelsatzrelevante 
verbrauch (TB. Ausgaben für Auto 
und Urlaubsreisen) herausgerechnet 

und so der Regelsatz gefunden, der 
dann bis zur Neuberechnung auf 
der Basis der nächsten EVS der Preis- 
entwicklung entsprechend fortge- 
schrieben werden sollte. 

Da nach dem neuen Modell die 
Regelsatzbemessung auch "Stand 
und Entwicklung von Nettoeinkom- 
men" zu berücksichtigen hat, ist zu 
befürchten, daß zumindest die Bun- 
desregierung versuchen wird, durch 
die Neufassung der Regelsatzverord- 
nung eine zweifache, diesmal nicht 
nur vorübergehende, sondern auf 
Dauer angelegte Deckelung in das 
Bedarfsbemessungssystem einzu- 
bauen: Die Erhöhung der Ver- 
brauchsausgaben der Referenzgrup- 
pe von einer EVS zur nächsten wird 
voraussichtlich nur insoweit berück- 
sicht, als sie den prozentualen Lohn- 
anstieg in diesem Zeitraum nicht 
übersteigt. Die Fortschreibung der 
Regelsätze bis zur nächsten Neufest- 
setzung wird sich wahrscheinlich 
nur insoweit nach dem Preisanstieg 
richten, als dieser prozentual nicht 
höher ist als der Lohnanstieg. 

Die Deckelungen vom 
01.07.1993 bis 30.06.1 996 (BSHG 
a.F.) und anschließend vom 
01.07.1 996 bis 30.06.1 999 (BSHG 
n.F.) werden bei der Neufestsetzung 
der Regelsätze ab 01.07.1 999 regel- 
satzsenkend fortwirken, da die 
Sozialhilfeschwelle durch sie niedri- 
ger wird als sie bei ununterbroche- 
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Modellen ,,Sozialer Betriebe" ist unrealistisch. Von be- 
sonderer Bedeutung ist neben der Gestaltung der öffent- 
lichen Förderung die des Verhältnisses und der mögli- 
chen Übergänge zum erwerbswirtschaftlichen Sektor. 

Unter diesen Bedingungen erscheint es mir notwen- 
dig zu sein, die Grenzen zwischen ,,Neuer Gemeinwirt- 
schaft'' und Erwerbswirtschaft nicht zu verwischen und 
davon ggf. sogar noch besondere positive Impulse zur 
Veränderung dieser zu erwarten. Positive Auswirkungen 
auf die Bedingungen im Marktsektor der Ökonomie wür- 
de ich v.a. von der Reduzierung des Drucks der Arbeitslo- 
sigkeit auf die Lohnabhängigen erwarten. Unregulierte 
ökonomische Konkurrenz zwischen erwerbswirtschaftli- 
chen und Betrieben der ,,Neuen Gemeinwirtschaft" wür- 
de nicht nur massiven Widerstand der betroffenen über- 
wiegend kleinen Unternehmen hervorrufen, sondern 
auch zu Arbeitsplatzverlusten und Druck auf die Stan- 
dards der Arbeitsplätze dort führen, um der öffentlich 
subventionierten Konkurrenz standhalten zu können. So- 
ziale und ökologische Anforderungen der Gesellschaft an 
erwerbswirtschaftliche Betriebe lassen sich viel leichter 
durch unmittelbare rechtliche Vorgaben, finanzielle He- 
bel oder Kriterien für öffentliche Auftragsvergabe umset- 
zen als über den Umweg der Rückwirkung gemeinwirt- 
schaftlicher Betriebe. 

Auf der anderen Seite ist es notwendig, die öffentli- 
che Förderung an präzise Bedingungen zu knüpfen. um 
einen im Sinne der angestrebten Beschäftigungswirkun- 
gen effizienten Einsatz der Mittel zu gewährleisten, und 
um Mißbrauch bzw. Zweckentfremdung öffentlicher 
Förderung und daran anknüpfende Ablehnung der 
,,Neuen Gemeinwirtschaft" zu begrenzen. Dabei kann an 
bisherige Regelungen zur Gemeinnützigkeit angeknüpft 
werden. Zu beachten ist, daß die hier entwickelten Über- 
legungen nicht alternativ, sondern komplementär zu 
Konzeptionen einer Ausweitung öffentlicher geförderter 
Beschäftigung auch auf nicht gemeinwirtschaftliche Be- 
triebe und im Rahmen der lnfrastrukturentwicklung und 
regionalisierten Beschäftigungspolitik zu sehen sind, wie 
sie etwa im SPD-Konzept für ein Arbeits- und Struktur- 
förderungsesetz enthalten sind. 

Angesichts der genannten politisch-ökonomischen 
Bedingungen erscheint es mir insgesamt sinnvoll, mit  der 
,,Zusätzlichkeit" der in einem Sektor ,,Neuer Gemeinwirt- 
schaft" geleisteten Arbeit offensiv und positiv umzuge- 
hen: Es geht in der Tat darum, zusätzliche Erwerbsarbeit 
zu schaffen (und nicht Arbeitsplätze in bestehenden Be- 
trieben zu ersetzen) und zusätzliche soziale, kulturelle 
und ökologische Leistungen zu erbringen, die Markt 
oder Staat unter den gegebenen Bedingungen nicht or- 
ganisieren. Nicht vereinbar mi t  den Funktionsbedingun- 
gen eines Sektors ,,Neuer Gemeinwirtschaft" ist aller- 
dings die Verpflichtung zur Begründung der ,,Zusätzlich- 
keit" jeder einzelnen Maßnahme im Sinne der restriktiven 
Kriterien für die bisherigen Arbeitsbeschaffungsmaßnah- 
men im Rahmen des AFG. 

Verbände, Organisationen und Einrichtungen. Und der 
real ablaufende Prozeß von Abbau und Privatisierung 
zweifellos gesellschaftlich nützlicher bisher öffentlicher 
Dienstleistungen zeigt, daß diese Begründung zumindest 
unter den gegenwärtigen und absehbaren finanziellen 
Bedingungen und politischen Kräfteverhältnissen nicht 
ausreicht. Der hohe Selbstfinanzierungseffekt und die 
mögliche Durchsetzbarkeit eines Sektors ,,Neuer Gemein- 
wirtschaft" ergibt sich erst aus seiner besonderen ar- 
beitsmarktpolitischen Rolle. Diese ist quantitativ und 
qualitativ zu fassen. 

Quantitativ geht es darum, einen relevanten Beitrag 
zur Reduzierung der Massenarbeitslosgkeit zu leisten. Es 
ist daher unverzichtbar, im Zuge der Entwicklung der 
,,Neuen Gemeinwirtschaft" eine erhebliche Ausweitung 
der Zahl öffentlich geförderter Beschäftigungsverhältnis- 

ner konsequenter Anwendung des 
(alten) Statistikmodells gewesen 
wäre. Eine niedrigere Sozialhilfe- 
schwelle führt aber dazu, daß für die 
Neufestsetzung das Verbraucherver- 
halten einer Referenzgruppe mit 
niedrigerem Einkommen maßge- 
bend wird. 

als "Abstandshalter" vorgesehen, 
sondern ein Abstand von 15% des 
als Vergleichsmaßstab herangezo- 
genen Arbeitnehmereinkommens 
vorgeschrieben. Ob dadurch, daß 
diese Regelung nicht in das BSHG 
n.F. übernommen wurde, der einzu- 
haltende Lohnabstand - wie von 
SPD-Politikern behauptet - wirklich 
halbiert wurde, kann erst beurteilt 
werden, wenn die bisher weder im 
Gesetz noch in einer Rechtsverord- 
nung geregelte, in der Praxis meist 
gemäß einer Empfehlung des "Deut- 
schen Vereins" mit  maximal Ca. 
260,- DM (halber Eckregelsatz) be- 
zifferte Höhe des Freibetrages für er- 
werbstätige Sozialhilfeempfänger, 
endlich vom Verordnungsgeber 
festgesetzt wird. 

Dieser wird dabei allerdings vor 
einem Dilemma stehen: Ein höherer 
Freibetrag für Erwerbstätige führt 
nicht nur zu einem größeren Ar- 
beitsanreiz, sondern zugleich zu hö- 
heren Sozialhilfeleistungen für er- 
werbstätige Sozialhilfeempfänger 
und ihre Familien, da deren Bedarf 
dann einem niedrigerem "bereinig- 
ten" Einkommen gegenübergestellt 
werden muß. Die Erhöhung des 
Freibetrages vergrößert aber zu- 
gleich den nach der Lohnabstands- 
forme1 einzuhaltenden Abstand zwi- 
schen Löhnen und Sozialhilfe und 
kann dadurch zur Folge haben, daß 
das Lohnabstandsgebot früher 
greift und zur Kappung der Regel- 
sätze führt. Tritt dies ein, werden die 
Mehrausgaben der Sozialhilfeträger 
für erwerbstätige Hilfeempfänger 
mehr als ausgeglichen: Da die Zahl 
der erwerbstätigen Hilfeempfänger 
viel kleiner ist als die Zahl aller Hilfe- 
berechtigten, werden die Einsparun- 
gen durch niedrigere Regelsätze für 
alle Hilfeempfänger wesentlich hö- 
her sein als die Mehrausgaben für 
die relativ wenigen erwerbstätigen. 
Die Erhöhung des Freibetrages wäre 
also im Ergebnis als Sparmaßnahme 
attraktiv, wenn da nicht noch fol- 
gendes zu bedenken wäre: Durch 
die Absenkung des bereinigten Ein- 
kommens Erwerbstätiger wächst 
eine schwer zu schätzende, wahr- 
scheinlich große Zahl bisher nicht 
hilfeberechtigter Arbeitnehmer un- 
terer Einkommensgruppen mit Fa- 
milien in die Anspruchsberechti- 
gung hinein! 

kern einzugehen, nämlich auf die 
Behauptung, das "Bedarfsdeckungs- 
prinzip" sei nunmehr im Gesetz fest- 
geschrieben und damit gerettet. 
Nach 5 22 Abs. 3 BSHG n.F. sind die 
Regelsätze zwar "so zu bemessen, 
daß der laufende Bedarf dadurch 
gedeckt werden kann"; nicht mitge- 
liefert wird leider eine Definition des 
Begriffs "Bedarf". Dieser Iäßt sich 
sinnvoll nur aus der in 5 1 Abs. 2 
BSHG normierten Aufgabe der 
Sozialhilfe herleiten, dem Empfän- 
ger der Hilfe die Führung eines Le- 
bens zu ermöglichen, das der Wür- 
de des Menschen entspricht. "Be- 
darf" sind daher die Bedürfnisse, die 
befriedigt werden müssen, damit 
die Menschenwürde des Hilfeemp- 
fängers gewahrt wird (Definition auf 
der "Bedürfnisebene") bzw. die da- 
zu erforderlichen Mittel (Definition 
auf der "Bedarfsdeckungsebene"). 

Die Konkretisierung des sich aus 
diesem Bedarfsbegriff ergebenden, 
von der Sozialhilfe garantierten Exi- 
stenzminimums erfordert eine "nor- 
mative", wertende, letzthin politi- 
sche Entscheidung. Diese könnte 
besonders transparent durch die 
Rückkehr zum alten, vor dem Stati- 
stikmodell geltenden "Warenkorb- 
modell" erfolgen, nach dem ein fik- 
tiver Korb von Waren und Dienstlei- 
stungen zusammengestellt wird, die 
das dem Hilfeempfänger zugebillig- 
te Existenzminimum anschaulich ab- 
bilden, und aus deren Preis der Re- 
gelsatz abgeleitet wird. Durch die 
oben dargelegte enge Ankoppelung 
der Regelsätze an die Lohnentwick- 
lung, besonders aber durch die Be- 
grenzung der Regelsätze durch das 
Lohnabstandsgebot wird auf eine 
solche klare normative Entscheidung 
verzichtet und die Bemessung des 
sozialhilferechtlich anzuerkennen- 
den Bedarfs weitgehend dem Ar- 
beitsmarkt und damit in  Zeiten der 
Massenarbeitslosigkeit vor allem den 
Arbeitgebern überlassen. Ein auf ei- 
ner solchen Bedarfsermittlung basie- 
rendes "Bedarfsdeckungsprinzip" 
hat weder für Sozialhilfeempfänger 
noch für Arbeitnehmer eine Schutz- 
funktion. Da es sich auf die Aussage 
beschränkt, wenn der Hilfeempfän- 
ger das erhalte, was bei dieser Art 
der Bedarfsbemessung jeweils als 
Bedarf herauskommt, könne er 
menschenwürdig leben, kann es 
selbst durch noch so niedrige Regel- 
sätze schon per definitionem nie 
verletzt werden - womit natürlich 
auch der Wert seiner Rettung relati- 
viert wird. 

Regelsatzkappungsinstrument 
,,LohnabstandsgebotU 
In das BSHG n.F. in modifizierter 
Form übernommen wird ein bereits 
nach bisherigem Recht vorhande- 
nes, schon 1993 durch das FKPG 
("Solidarpaktsgesetz") geschärftes, 
bisher aber noch nie angewandtes 
Regelsatzkappungsinstrurnent, 
nämlich das "Lohnabstandsgebot". 
Nach 5 22 Abs. 4 n.F. hat die Regel- 
satzbemessung zu gewährleisten, 
"daß bei Haushaltsgemeinschaften 
von Ehepaaren mi t  drei Kindern die 
Regelsätze zusammen mit Durch- 
schnittsbeträgen für Kosten von Un- 
terkunft und Heizung sowie für ein- 
malige Leistungen und unter Be- 
rücksichtigung des abzusetzenden 
Betrages nach 5 76 Abs. 2a Nr. 1 un- 
ter den erzielten monatlichen durch- 
schnittlichen Nettoarbeitsentgelten 
unterer Lohn- und Gehaltsgruppen 
einschließlich anteiliger einmaliger 
Zahlungen zuzüglich Kindergeld 
und Wohngeld in einer entspre- 
chenden Haushaltsgemeinschaft mit 
einem alleinverdienenden Vollzeit- 
beschäftigten bleiben." Von der ent- 
sprechenden Regelung in 5 22 Abs. 
3 BSHG a.F. unterscheidet sich diese 
Vorschrift inhaltlich im wesentlichen 
nur dadurch, daß - wie bereits im 
Gb Februar 1996 - einmalige Zah- 
lungen des Arbeitgebers (z. B. Ur- 
laubs- und Weihnachtsgeld) auf der 
einen und einmalige Leistungen der 
Hilfe zum Lebensunterhalt (z. B. Be- 
kleidungs- und Hausratsbeihilfe) auf 
der anderen Seite in die Vergleichs- 
berechnung einbezogen werden. In 
Zeiten, in denen einmalige Zahlun- 
gen der Arbeitgeber zunehmend zu 
"Lohnnebenkosten" erklärt werden, 
von deren Senkung oder Abschaf- 
fung man sich wirtschaftliche Hei- 
lungswunder verspricht, bedeutet 
das, daß das zu erwartende Absin- 
ken dieser einmaligen Zahlungen zu 
niedrigeren Regelsätzen führt, so- 
bald das Lohnabstandsgebot zur 
Anwendung kommt. 

Im Gb Februar 96 war nicht der 
bei der Bereinigung des Einkom- 
mens von erwerbstätigen Sozialhil- 
feempfängern abzusetzende "Be- 
trag nach § 76 Abs. 2a Nr. l BSHG" 

Durch enge Ankop- 
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III. Die beschäftigungspolitische Bedeutung 
Es erscheint mir unverzichtbar. die beschäftigungspoliti- 
sche Begründung der ,,Neuen Gemeinwirtschaft" in den 
Vordergrund zu rücken. Die gesellschaftliche Nützlichkeit 
der erbrachten Leistungen ist zwar von großer Bedeu- 
tung, aber prinzipiell gäbe es auch andere Möglichkei- 
ten, diese zu organisieren: im öffentlichen Dienst, durch 
öffentliche Aufträge an erwerbswirtschaftliche Betriebe, 
oder mit  Hilfe des bestehenden Netzes entsprechender 

Bedarfsdeckungsprinzip 
gerettet? 
Abschließend ist noch auf eine wei- 
tere Erfolgsmeldung von SPD-Politi- 

.. * 

AA a - 
Umbauarbeiten bei der GeDiRec B 0 t t r 0 ~  

14 spw. Zeitschrift für Sozialistische Politik und Wirtschaft. Heft 90. 1996 



Überlegungen 
wicklungsmög 

zu Ent- 
lieh keiten 

einer ,,Neuen Gemein- 
wirtschaft'' 
von RalfKrämer* 

I ch möchte im folgenden einige Überlegungen zu 
Punkten darstellen, die in vorliegenden Diskussions- 
beiträgen zur anzustrebenden Entwicklung eines Sek- 

tors öffentlich geförderter Beschäftigung m.E. nicht im- 
mer hinreichend beachtet werden. Darauf aufbauend 
formuliere ich einige Eckpunkte eines möglichen Mo- 
dells, das sich von den hier diskutierten in einigen wichti- 
gen Punkten unterscheidet. 

I. Die politisch-ökonomischen Bedingungen 
Die berechtigte Betonung der gesellschaftlichen Nütz- 
lichkeit und Gleichwertigkeit öffentlich geförderter Ar- 
beit und Kritik an der Unterordnung bisheriger aktiver 
Arbeitsmarktpolitik unter die Anforderungen des sog. Er- 
sten Arbeitsmarktes ändert leider nichts an dem realen 
ökonomischen Verhältnis, in dem ein Sektor öffentlich 
geförderter Beschäftigung zum erwerbswirtschaftlichen 

Sektor steht: Ebenso wie beim 
staatlichen Sektor wird der ES ist notwend igr ::Neue Ge- 
ö~onomische Austausch einer 

meinwirtschaft" als einen neu- ,,Neuen Gemeinwirtschaft" 

en Sektor der Ökonomie mit er- mit dem kapitalistisch domi- 
nierten Marktsektor, konkret 

heblicher Dimension ZU entwik- die Käufe der Betriebe und die 

kein, der sich auf gesicherter Ba- Eir~kommen der Beschäftig- 
ten, überwiegend nicht durch 

sis reproduzieren und gemäß Verkäufe finanziert, also öko- 
den an ihn gestellten Anforde- nomischen (Äquivalenten-) 

Tausch, sondern durch Um- 
rungen entwickeln verteilung hoheitlich durchge- 
kann. Dabei ist von dauerhafter setzter Abzüge vom dort er- 

zielten Markteinkommen öffentlicher Förderung auszu- (Steuern und Sozialabgaben). 
Während beim Kauf der Nut- 

zen einer Ware bekannt und ihr Preis akzeptiert ist, muß 
der gesellschaftliche Nutzen öffentlich bereitgestellter 
oder geförderter Leistungen und die Angemessenheit 
und gerechte Verteilung der damit verbundenen finanzi- 
ellen Belastungen politisch vermittelt und gegen andere 
Interessen insbesondere an privater Reichtumsaneig- 
nung durchgesetzt werden. 

Die ,,Neue Gemeinwirtschaft'' wird per saldo zu 
Mehraufwendungen der Bundesanstalt für Arbeit (Auf- 
wendungen für öffentlich geförderte Beschäftigung ab- 
züglich eingesparter Arbeitslosenunterstützung) und für 

* RalfKrämer, Dortmund, Sozialwissenschafler, spw-Redaktion 
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sonstige öffentliche Förderung führen. Dem stehen ge- 
samtfiskalisch Mehreinnahmen an Steuern und Sozialab- 
gaben und Einsparungen bei der Sozialhilfe gegenüber. 
Vor allem aber steht dem per Saldo aufgrund der hohen 
Selbstfinanzierungseffekte relativ geringen Mehrauf- 
wand ein gewaltiger gesellschaftlicher Nutzen und mit- 
telfristig auch ökonomischer Vorteil gegenüber: 

durch die erstellten gesellschaftlich erwünschten so- 
zialen, kulturellen und ökologischen Güter und Dienstlei- 
stungen; 

durch die Reduzierung offener und verdeckter Ar- 
beitslosigkeit und die damit verbundenen Vorteile gesell- 
schaftlicher Integration; 

durch Qualifizierung, Struktu~erbesserung und Mo- 
bilisierung des Arbeitskräftepotentials sowie Verbesse- 
rung von Infrastruktur; 

durch Stärkung binnenwirtschaftlicher und regiona- 
ler ökonomischer Aktivitäten und Kreisläufe, insbesonde- 
re in Regionen mit hoher Arbeitslosigkeit. 

Diese Leistungen eines Sektors ,,Neuer Gemeinwirt- 
schaft" für die Gesellschaft sind aber nicht unmittelbar 
wahrnehmbar und quantifizierbar und sie entsprechen 
auch nicht den lnteressen aller gesellschaftlichen Grup- 
pen. Selbst wenn darauf geachtet wird, daß von den Be- 
trieben der ,,Neuen Gemeinwirtschaft" nur geringe Kon- 
kurrenz zu Betrieben des erwerbswirtschaftlichen Sektors 
ausgeht, ist dennoch Widerstand von privaten Unterneh- 
men zu erwarten, die sich um möglichen Absatz ge- 
bracht sehen. Darüber hinaus werden die Kapitalverbän- 
de grundsätzlichen Widerstand leisten, weil der Aufbau 
eines Sektors ,,Neuer Gemeinwirtschaft" eine Auswei- 
tung öffentlicher Umverteilung und Regulierung der 
Wirtschaft bedeutet und weil der disziplinierende Druck 
der Arbeitslosigkeit auf die Beschäftigten und Arbeitslo- 
sen gemildert wird. Allerdings ist eine gewisse Einbezie- 
hung von Unternehmen und Kapitalfraktionen bei be- 
stimmten Projekten etwa zur Infrastruktu~erbesserung 
oder im Umweltschutz oder im Rahmen regionaler Wirt- 
schaftspolitik möglich. 

Von großer Bedeutung wird die Förderung der 
Selbstorganisation der Betriebe der ,,Neuen Gemeinwirt- 
schaft'' in regionalen und bundesweiten Verbänden sein, 
damit diese ihr wachsendes ökonomisches Gewicht und 
Arbeitsplatzpotential entsprechend politisch zur Geltung 
bringen können. Sehr wichtig sind auch Bemühungen 
zur gewerkschaftlichen Organisierung der Beschäftigten 
in der ,,Neuen Gemeinwirtschaft". 

11. Die ökonomische Stellung eines Sektors der 
,,Neuen Gemeinwirtschaft" 
M.E. ist es notwendig, ,,Neue Gemeinwirtschaft" trotz 
ihrer immer politisch bestimmten Grundlage nicht als 
Oberbegriff für vereinzelte verschiedenartige ,,Soziale Be- 
triebe" und ähnliche Projekte, sondern als einen neuen 
Sektor der Ökonomie mit erheblicher Dimension zu ent- 
wickeln, der sich auf gesicherter Basis reproduzieren und 
gemäß den an ihn gestellten Anforderungen dynamisch 
entwickeln kann. Dazu ist es notwendig, verläßliche und 
tragfähige rechtliche Rahmenbedingungen in Form all- 
gemeiner Rechtsansprüche auf Förderung zu setzen, 
wenn bestimmte Voraussetzungen gegeben sind, um die 
Betriebe von willkürlichen Einzelentscheidungen weitge- 
hend unabhängig machen und aufwendige bürokrati- 
sche Verfahren zu vermeiden. Dabei ist von dauerhafter 
öffentlicher Förderung auszugehen, die Beschränkung 
auf eine Anschubfinanzierung wie bei den bisherigen 
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Demokratie in Rußland! 

E s hat einen erhöhten Grad an 
Interessiertheit von seiten 
westlicher Analytiker gegeben, 

als sie - wie Wolfgang Leonhard - 
Jelzins Wahlsieg herbeiwünschten 
und ihn als den Verteidiger der De- 
mokratie darzustellen suchten. Jeder 
Blick nach Rußland hinein und über 
Moskau hinaus zeigt deutlich, daß 
die politischen und wirtschaftlichen 
Strukturen, die verschiedenen Inter- 
essensgruppen nicht so klar in 
Schwarz und Weiß, in Demokraten 
und Kommunisten unterschieden 
werden können. 

Der Wahlkampf der Jelzin-An- 
hänger scheint - wie auch bereits 
bei den Duma-Wahlen - von unzu- 
lässigen Schwarzgeldern mitfinan- 
ziert worden zu sein. Mit unverhoh- 
lener Brutalität hat Jelzin die ihm zur 
Verfügung stehenden administrati- 
ven Kanäle ausgenutzt, um sowohl 
die Verwaltungen auf der Gebiets- 
und Ortsebene als auch die staatlich 
kontrollierten und staatlichen Mas- 
senmedien auf nationaler und regio- 
naler Ebene, die den allergrößten 
Teil ausmachen, für seinen Wahl- 
kampf zu nutzen. Andere Bewerber 
hatten - schlimmer noch als im De- 
zember 1995 zu den,Dumawahlen - 
kaum eine Chance, über die ihnen 
gesetzlich zustehende Zeit hinaus in 
die Medien zu gelangen. Dies gilt für 
Kommunisten ebenso wie für die 
Anhänger des Linksliberalen Jawlin- 
skij. 

Die politischen Strukturen in 
Rußland sind allenfalls als halbde- 
mokratisch zu bezeichnen, da ein 
autoritärer Politikstil weiterhin mit 
viel Liebe gepflegt wird und letztlich 
keine Institutionen und Gruppierun- 
gen bestehen, die der Willkür der 
staatlichen Verwaltung, den mono- 
polistischen Unternehmen oder der 
schwer zu definierenden Mafia et- 
was entgegensetzen wollten oder 
könnten. Die von einigen herbeige- 
sehnte Zivilgesellschaft und eine po- 
litische Öffentlichkeit haben sich 
ebensowenig eingestellt wie eine öf- 
fentliche Politik. Die politische Land- 
schaft is t  sowohl auf der Föderati- 
onsebene wie auch unterhalb von 
Gruppierungen geprägt, die über in- 
offizielle Wege ihre Interessen ab- 
gleichen und manchmal auch aus- 
gleichen. Wenn diese Wege nicht 
mehr zum Ausgleich reichen, wird 
die Politik gewaltförmig. So man- 
cher tote Bürgermeister oder neue 
Unternehmer könnte davon ein Lied 
singen. 

Die Reform Rußlands is t  irgendwo in 
der Grauzone zwischen sowjetisch- 
bürokratischem Anarchismus und 
wildem Marktkapitalismus stecken- 
geblieben. Herausgekommen dabei 
ist eine hybride Form einer Gesell- 
schaft, die vielleicht in ihrer politi- 
schen Unsicherheit, ihrem Hang zu 
autoritären, ihrer ungleichen Ent- 
wicklung am ehesten mit manchen 
lateinamerikanischen Staaten zu ver- 
gleichen wäre. Jedoch bis ins letzte 
trifft dieser Vergleich nicht zu. 

Privatisierung und 
Monopolisierung 
Als Kern der russischen Reformen ist 
westlichen Analytikern des liberalen 
Mainstream immer die Umstruktu- 
rierung der Wirtschaft erschienen. 
Das bankrotte, über die Jahrzehnte 
hinweg immer weniger funktionie- 
rende Plansystem ohne wirklich 
planvolles Vorgehen sollte durch 
eine Marktwirtschaft mit privatem 
Eigentum an Produktionsmitteln er- 
setzt werden. Interessierte Protago- 
nisten der Reformen wie der schwe- 
dische Ökonom Anders Aslund, der 
frühere Berater der Gaidar-Regie- 
rung, frohlocken denn auch in Apo- 
logie ihrer eigenenTätigkeit, es han- 
dele sich bei Rußland mittlerweile 
um eine Marktwirtschaft. Diese The- 
se wird allerdings selbst von solchen 
liberalen Analytikern wie Marshall I. 
Goldhagen in Frage gestellt, der die 
russischen Reformen als gescheitert 
darstellt. 

Die Privatisierung der letzten 
zehn Jahre hat vor allem zur Aneig- 
nung gesellschaftlichen Reichtums 
durch einzelne geführt. In den acht- 
ziger Jahren wurde bereits ein Teil 
der heutigen Strukturen der privati- 
sierten Wirtschaft vorbereitet. In ei- 
ner Reihe von Fällen wurden Komso- 
mol-Funktionäre mit Parteigeldern 
ausgestattet, um think tanks zu 
gründen, die sie dann letztlich zur 
Gründung neuer Unternehmen ge- 
nutzt haben. So mancher russische 
Bankier hat so seine Karriere begon- 
nen. Ein anderer Bereich der Privati- 
sierung gesellschaftlichen Reichtums 
fand über die so widersprüchlich be- 
werteten Kooperativen, die 1987 ins 
Leben gerufen wurden, statt. In der 
Perestroika wurden damit die auffäl- 
ligen, seitdem in Rußland überall an- 
zutreffenden Kioske geboren, die 
damals das Land mit Wäsche, Ziga- 
retten oder Spielzeug aus dem Aus- 
land zu versorgen suchten und die 
so häufig Opfer von Schutzgelder- 
pressern geworden sind. Viel wichti- 

Russischer 
Bonapartismus 

von Frank Schaup 

ger als die, die ihre Ersparnisse in die 
~ i o ~ e r a t i v e n  steckten, waren die 
roten Fabrikdirektoren, die an ihre 
Unternehmen angekoppelte Koope- 
rativen gründeten, die die Produkte 
des jeweiligen Unternehmens zu 
niedrigen Preisen aufkauften, um sie 
dann teurer weiterzuverkaufen. Hier 
fand ein Teil der Kapitalakkumulati- 
on statt, die dann so manchem Di- 
rektor half, zu Beginn der neunziger 
Jahre im Zuge der Privatisierung die 
Mehrheit der Anteilsscheine zu er- 
werben. 

Diese ,,Nomenklatura-Privatisie- 
rung" hat aber keinesfalls zu einem 
,,funktionierenden" Marktmechanis- 
mus geführt. Staatliche Monopole 
wurde in private Monopole umge- 
wandelt, die sich in bester Tradition 
der Leninschen Idee des faulenden 
Kapitalismus mit Zähnen und Klauen 
gegen eine Öffnung des Marktes 
wehren, die arbeitende Bevölkerung 
ausplündern und jeden technischen 
und gesellschaftlichen Fortschritt 
bremsen. Zu diesen gehören die 
großen Monopole im Bereich der ex- 
traktiven Wirtschaft wie Gazprom 
oder Lukojl, der vor sich hinsiechen- 
de militärindustrielle Komplex, aber 
auch solche Produzenten wie die 
bankrotte Auto-Fabrik ,,Ladan, de- 
ren früherer Geschäftsführer, Vladi- 
mir Kadannikov, geradezu symbol- 
haft im Januar 1996 zum Vizepre- 
mier für Wirtschaft benannt wurde. 

Die Reform Ruß- 
lands ist irgendwo 
in  der Grauzone 
zwischen sowje- 
tisch-bürokrati- 
schem Ana~hismus 
und wildem 
Marktkapitalismus 
steckengeblieben. 

Die Kommunistische Partei 
Die Kommunisten erscheinen in die- 
ser Situation keine politisch akzepta- 
ble Alternative zu sein. Seit Jahren 
stecken sie in einem Morast von un- 
durchschaubaren Verbindungen mit 
rechtsnationalistischen, antisemiti- 
schen faschistischen Gruppierun- 
gen. Die heutigen kommunistischen 
Funktionäre sind der großrussisch- 

* Frank Schauff, Historiker, lebt in Düren und Moskau, 
arbeitet z.2. an seiner Doktorarbeit über die 

sowjetische Politik im spanischen Bürgerkrieg. 



Die undurchsichtige 
und willkürliche 

Steuerpolitik des 
russischen Staates 
dient letztlich zu r  

Kontrolle der  
Unternehmer und 
zur Extraktion von 

Bestechungsgel- 
dern. 

chauvinistische Bodensatz der 
KPdSU, der Haufen Übriggebliebe- 
ner, die es seit 1991 nicht geschafft 

' haben, einen respektablen Über- 
gang in die private Wirtschaft oder 
in eine der mehr oder minder demo- 
kratischen Parteien zu finden. Die 
Partei wird von Funktionären ge- 
führt, die bis vor kurzem im dritten 
oder vierten Glied der KPdSU stan- 
den und die weder eine theoretische 
Bildung besitzen noch allzu große 
organisatorische Fähigkeiten. Wenn 
die Exponenten dieser Partei zur Fe- 
der greifen, kommt nicht einmal 
mehr der deterministische Marxis- 
mus der Sowjetzeit dabei heraus. Es 
wird vielmehr versucht, ein Konglo- 
merat aus völkisch-religiösen Ver- 
satzstücken und Forderungen nach 
sozialer Sicherheit und Geopolitik zu 
verkaufen. Das Wahlergebnis vom 3. 
Juli zeigt, daß dieses nicht auf taube 
Ohren stößt, auch wenn die Wahl 
nicht gewonnen wurde. Sjuganovs 
Leitsatz heißt denn auch ,,Ich glaube 
an Rußland". 

Wie sich dieses Spektrum nach 
der Wahlniederlage entwickeln 
wird, ist noch unklar, aber eine Spal- 
tung des nationalpatriotischen La- 
gers und sogar eine Auflösung der 
Kommunistischen Partei erscheinen 
nicht unwahrscheinlich. Ein im An- 
satz bereits bestehender Differenzie- 
rungsprozeß wird die Flügel stärker 
voneinander scheiden. Die Radikalen 
und extremen Nationalisten werden 
möglicherweise durch die stärker an 
der Opposition innerhalb des beste- 
henden politischen und wirtschaftli- 
chen Zusammenhanges Interessier- 
ten abgestoßen, eine Sozialdemo- 
kratisierung eines Teils der Partei 
vonstatten gehen. Ob dies einen 
größeren Teil der Partei umfassen 
wird und inwiefern sich aus dieser 
Bewegung eine originär sozialderno- 
kratische Organisation entwickeln 
kann, ist nicht abzuschätzen. 

Eine sozialdemokratische Bewe- 
gung wird es allerdings ohne einen 
Teil der jetzigen Kommunistischen 
Partei keinesfalls geben. Die Versu- 
che der Gründung und manchmal 
sogar der Zusammenfassung linker, 
demokratischer Parteien ist zwar 
sehr löblich, hat aber zu keinem 
nennenswerten langfristigen politi- 
schen geführt. Gorbatschows Ab- 
schneiden bei den Präsidentschaft- 
wahlen zeigt deutlich, wie wenig so- 
zialdemokratische Politikansätze 
eine Rolle spielen -jedenfalls wenn 
sie nicht durch eine gesellschaftliche 
Bewegung und eine starke Organi- 

sation gestützt werden. Derlei politi- 
sche Kopfgeburten wie Gor- 
batschows Kandidatur gibt es in 
Rußland zu genüge, sie haben sich 
bislang nie als tragfähig erwiesen. 

Die russische Arbeiterbewegung 
Und die Arbeiterbewegung? Eine ef- 
fektiv organisierte Arbeiterbewe- 
gung gibt es allenfalls in Teilberei- 
chen. So sind die Kohle- und Trans- 
portarbeiter vergleichsweise schlag- 
kräftig und können sich gegen die 
Regierung durchsetzen. In den mei- 
sten anderen Bereichen sieht es da- 
gegen düster aus. In einer Wirt- 
schaft, die sich, was das Produkti- 
onsvolumen angeht, immer noch im 
freien Fall befindet, ist mit  dem klas- 
sischen Mittel des Streiks nichts zu 
gewinnen. Die Gewerkschaften, de- 
ren Funktionäre in der Sowjetzeit 
stark an die Unternehmen gebun- 
den waren und es zum großen Teil 
noch sind, müssen sich erst noch 
neu formieren. Ihre Strategie ist es, 
sich im Zweifelsfalle eher gegen die 
Regierung und ihre gegen die arbei- 
tende Bevölkerung gerichtete Politik 
zu wenden, als von den Unterneh- 
men die ausstehenden Löhne zu for- 
dern. 

Zudem gibt es keine wirksamen 
Kanäle zwischen den Gewerkschaf- 
ten und einzelnen Parteien. Keine 
der politischen Kräfte artikuliert ori- 
ginär die politischen und wirtschaft- 
lichen Interessen der abhängig Be- 
schäftigten. Hierbei ist auch die tief 
verwurzelte Korruption unter den 
politischen Vertretern wenig zuträg- 
lich. Auch hier haben Versuche zu 
Beginn der neunziger Jahre, eine 
Partei zu gründen, die ähnlich der 
Labour Party zum direkten politi- 
schen Sprachrohr der Gewerkschaf- 
ten wird, keine Früchte getragen. 
Die letzte politische Initiative des Ge- 
werkschaftsdachverbandes, FNPR, 
war die Gründung eines Wahlblocks 
gemeinsam mit Großunternehmern, 
der bei den Dumawahlen vom De- 
zember 1995 nicht die 5%-Hürde 
überspringen konnte. Ein Teil der 
Mitgliedsgewerkschaften hatte sich 
in diesem Zusammenhang gegen 
eine Unterstützung dieses Wahl- 
blocks ausgesprochen. 

Die Provinz - Gradmesser der 
gesellschaftlichen Entwicklung 
Unterhalb der nationalen Ebene und 
vor allem außerhalb der sich wirt- 
schaftlich relativ gut haltenden Zen- 
tren Moskau und St. Petersburg bil- 
den sich neue Strukturen heraus, die 
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zwar im Ansatz bereits in der So- 
wjetzeit bestanden haben, aber 
durch die Privatisierung und den 
Wegfall des regulierenden Mecha- 
nismus der KPdSU neue, schärfere 
Formen annehmen. Dieser Bereich 
der russischen Gesellschaft, die Ent- 
wicklung in den Untiefen der russi- 
schen Provinz, ist bisher noch nicht 
ausreichend analysiert worden. 
Westliche wie russische Beobachter 
haben die Tendenz, sich auf die Zen- 
trale zu konzentrieren, obwohl sich 
in der Provinz Entwicklungen aufzei- 
gen lassen, die die gesamte politi- 
sche und gesellschaftliche Struktur 
stärker beeinflussen als Erlasse des 
Präsidenten, die zum großen Teil 
nicht befolgt werden oder sich so- 
gar widersprechen. 

Regulierend wirkt auf der Ebene 
der Gebiete (oblast') die Verwal- 
tung, die die entscheidenden Hebel 
bei der Vergabe von Land, Aufträ- 
gen und Krediten der Staatsbank in 
ihren Händen hält. Letztlich ist sie 
die entscheidenden Instanz in der 
wirtschaftlichen Entwicklung eines 
Gebietes, da die großen Aufträge 
weiterhin von hier ausgehen. Die 
administrative Spitze scheint eng 
mit den Unternehmen verquickt zu 
sein. Dies Iäßt sich beispielhaft für 
das Gebiet Volgograd sagen, w o  die 
Verwaltungsspitze über eine Hol- 
ding verfügt und eben diese Holding 
einen Klub für Unternehmer und die 
Verwaltungsspitze gegründet hat. 
Diese Holding scheint im Volgogra- 
der Fall ebenfalls die Waschanlage 
zur Legalisierung von Bestechungs- 
geldern zu sein. Wenn ein Unter- 
nehmen nicht an der Zahlung von 
Bestechungsgeldern teilnimmt, gibt 
es für die Verwaltung die Möglich- 
keit, die Aufträge zu sperren oder im 
schlimmsten Falle die Steuerpolizei 
in das Unternehmen zu schicken. 
Das Aufdecken der gängigen Steuer- 
hinterziehung und die Zahlung der 
vollen Steuern bei den russischen 
Steuersätzen hätte unweigerlich den 
Tod des Unternehmens zur Folge. 

Die undurchsichtige und willkür- 
liche Steuerpolitik des russischen 
Staates dient letztlich zur Kontrolle 
der Unternehmer und zur Extraktion 
von Bestechungsgeldern. Dieses pa- 
rasitäre System birgt verschiedene 
Gefahren in sich. Letztlich steht die 
Verwaltung unter dem Druck, eine 
gewisse wirtschaftliche Entwicklung 
aufzeigen zu können. Sie darf also 
den Bogen nicht überspannen und 
die Unternehmen zugrunde richten. 
Andererseits jedoch wollen die 

NEUE GEMEINWIRTSCHAFT? 

wenn nicht die Filetstücke, die gute Umsätze verspre- 
chen, an private Wirtschaftsbetriebe vergeben werden 
und der kaum lukrative Rest für "Soziale Betriebe" ver- 
bleibt. 

"Soziale Betriebe", die eben auch eine wirtschaftliche 
Zielsetzung verfolgen, sollten weiterhin eine deutlich so- 
ziale Zielsetzung verfolgen. Allerdings ist eine ausschließ- 
liche Beschränkung auf Langzeitarbeitslose und 
Schwerstvermittelbare kontraproduktiv. Eine Quotenre- 
gelung wie sie seit vergangenem Jahr in Niedersachsen 
gilt - 70% der Beschäftigten müssen mindestens ein Jahr 
oder länger arbeitslos sein - führt zu verbesserter Pro- 
duktivität der Betriebe und zu verbessertem Know-how 
innerhalb der Beleqschaften. 

Von den Anforderungen her könnten die Richtlinien 
der bereits realisierten Programme als Grundlage dienen. 
Der Anreiz wirtschaftlich erfolgreich zu operieren, läge 
im Verbleib der Mittel, die über die Vorgaben hinaus er- 
wirtschaftet werden, im Sektor "Sozialer bzw. gemein- 
wirtschaftlicher Betriebe". 

Dies stellt meines Erachtens nur einen Gedanken dar, 
der aus den Schwierigkeiten, die in der Praxis von beste- 
henden "Sozialen Betrieben" entstehen, heraus und ei- 
nen Schritt in Richtung eines dauerhaft öffentlich geför- 
derten Sektors mi t  "sozialen" oder "gemeinwirtschaftli- 
chen Betrieben" führen könnte. Notwendig ist aber mehr 
als nur die Formulierung von Gedanken. Eine politische 
und aesellschaftliche Diskussi- - - 

Wenn "Soziale bzw. gemeinwirtschaftliche Betriebe" on über die Fortentwicklung Um den S~aaat zwischen sozia- . U 

soziale und wirtschaftliche Ziele verfolgen sollen, stellt solcher Ansatzpunkte, wie des 
sich die Fraae, warum die bestehenden Proararnme für Proaramms "Soziale Betrie- len und wirtschaftlichen Zielen - - .4 

"Soziale Betriebe" ausschließlich unter Federführung der be", müßte stattfinden. Auch dauerhaft zu bestehen, müssen 
Sozialministerien stattfinden sollen. Sinnvoller wäre eine 
Verzahnung von Wirtschafts- und Sozialpolitik, also eine 
Koordinierung entsprechender Programme durch Sozial- 
und Wirtschaftsministerien. Dadurch könnten auch 
Überlegungen zum Zuge kommen, die Förderung, die 
von Seiten der öffentlichen Haushalte kommt, zu entbü- 
rokratisieren und einen ganzen Katalog an Fördermög- 
lichkeiten, von der Subvention über das Darlehen bis zu 
Zuwendungen, bereitzustellen. Damit könnten auch 
wirtschaftspolitische Ziele mi t  der Etablierung von "So- 
zialen Betrieben" verfolgt werden, die insbesondere den 
Bereich der regionalen Strukturpolitik betreffen. 

Im Sinne einer wirklichen Entwicklung eines gesam- 
ten Sektors mit "Sozialen bzw. gemeinwirtschaftlichen 
Betrieben" müßten einerseits die Mittel der Bundesan- 
stalt für Arbeit stärker auf die "aktive Arbeitsmarktpoli- 
tik" und die Einrichtung von Dauerarbeitsplätzen orien- 
tiert werden. Andererseits müssen in den Regionen die 
Kommunen mit ihren Möglichkeiten zur Beschäftigungs- 
förderung von Sozialhilfeempfängern hinzukommen. 

Die Möglichkeiten von Förderungen durch verschie- 
denen Stellen sind auch heute schon gegeben und wer- 
den von Trägern "Sozialer Betriebe" auch genutzt. Es 
bleibt aber der Bemühung der Träger solcher Maßnah- 
men überlassen, wie und woher er die Mittel erwirbt. 
Sinnvoller erscheint - wenn "soziale Betriebe" mehr als 
nur Vorzeigemaßnahmen sein wollen - die Entwicklung 
einer "konzertierten Aktion" im Bereich Beschäftigungs- 
förderung, beispielsweise durch die Gründung von Trä- 
gergesellschaften in den einzelnen Bundesländern. Ge- 

wenn dies, zumindest nieder- 
sächsischer Sicht betrachtet, die Probleme im Zuschnitt des 
ein mühseliges Unterfangen Programmes gelöst werden. - 
darstellt. Soziale Betriebe be- 
sitzen im vierten Jahr ihres Bestehens immer noch ledig- 
lich eine kleine Lobby. Daher beschränken sich die Dis- 
kussionen bei den Trägern zumeist nur auf konkrete Ver- 
änderungen der Förderrichtlinien, während sich von Sei- 
ten des zuständigen Sozialministeriums auf dem "Herz- 
stück" niedersächsischer Arbeitsmarktpolitik ausgeruht 
wird und jede weiterführende Diskussion als bestandsge- 
fährdend betrachtet wird. Obwohl der Niedersächsische 
Landtag einstimmig einer "Weiterentwicklung" der "So- 
zialen Betriebe" zugestimmt hat, ist auch von konservati- 
ven Heckenschützen das Argument einer Reetablierung 
von Planwirtschaft durch die Hintertür zu hören. 

Anmerkungen: 
I Vgl. insgesamt: ArbeitsMarktPolitik Aktuell (AMPA), Sonderaus- 

gabe Juli 199615. Jahrgang; Landesberatungsgesellschafi zur Be- 
ratung und Information von Beschäftigungsinitiativen mbH, Han- 
nover 
Dr. Kleine, D.: "Soziale Betriebe als ein neues Instrument der Ar- 
beitsförderung", in: Soziale Betriebe in Niedersachsen, 5.7, Hrsg.: 
Niedersächsisches Sozialministerium, Hannover 1993 
Ebenda, S. 8 
Alle Ausgaben, die nicht zuwendungsfähig sind, wie z.B. Waren- 
einsatz bei Handelsbetrieben, müssen darüber hinaus auch selbst 
gedeckt werden. 
Umsatz minus Wareneinsatflorleistungen zu betrieblichen Ko- 
sten minus Wareneinsatflorleistungen ' Soziale Betriebe akuell, AMPA, Nr.2 11996. a.a.0. 

Verteilung der Mittel, die im Sinne eines Pools angelegt Wir hecchafh Ersatzteile fü 
werden müßten. Dies bezieht sich nicht nur auf finanziel- I saziale Einrlchtclngen, z. B.: 

le Mittel. Es sollten analoq zu den in zahlreichen Bundes- - 
Iändern bestehenden Beratungsgesellschaften Pools 
auch für die Qualifizierung und soziale Beratung der Be- 
schäftigten in "Sozialen Betrieben" gebildet werden. Da- 
mit  würden einerseits "Soziale Betriebe" von Overhead- 
kosten für Sozialpädagogen oder Lehrpersonal befreit, 
andererseits wäre ein effektiverer Einsatz eben dieses Per- 
sonals möglich. Die Pools könnten auch durch die Mehr- 
einnahmen der einzelnen Betriebe gespeist werden. Um- 
satzstärkere könnten die umsatzschwächeren Betriebe 
stützen, eine Reduzierung ständig steigender öffentli- 
cher Mittel wäre möalich. 

spw. Zeitschrift für Sozialistische Politik und Wirtschaft, Heft 90. 1996 
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stellen. 53% der Zielgruppe haben keinen Berufsab- wendungsrechts gefördert werden, müssen quartalswei- 
schluß, 26%waren vorher im So~ialhilfebezug"~. Daß die se sowohl alle wirtschaftlichen Daten als auch Arbeits- 
Zielgruppen erreicht werden, dürfte bei den Fördervor- und Qualifizierungszeiten detailliert nachgewiesen wer- 
aussetzungen kaum verwundern. Die Probleme für "So- den. Dabei besteht insbesondere das Problem. daß auf- 
ziale Betriebe" in Niedersachsen liegen viel eher im be- grund der Marktorientierung neben den Verwendungs- 
triebswirtschaftlichen und überfrachteten bürokrati- nachweisen für die öffentlichen Gelder im Sinne der 
schen Bereich. So haben von den 30 im Jahre 1992 be- Haushaltsordnung noch gleichzeitig intern eine betriebs- 
willigten Betrieben nur 35% das Ziel einer Wertschöp- wirtschaftliche Buchführung notwendig ist. Dies erhöht 
fungsquote von 45% erreicht. 45% der Betriebe beka- enorm den Verwaltungsaufwand und erfordert zur Be- 
men zunächst eine Förderung für das vierte Förderjahr wältigung der Anforderungen insgesamt einen zu gro- 
nur unter Auflagen bewilligt. Der Rest schied aus dem ßen Overheadbereich. 
Programm aus. Der zweite sich ständig in der Diskussion befindliche 

Dies macht deutlich, daß das ehrgeizige Ziel, eine Punkt betrifft die Rücklagenbildung. Da die öffentlichen 
vollständige Marktintegration mit  benachteiligten Grup- Zuwendungen als nachrangig gelten, werden alle Mittel 
pen des Arbeitsmarktes ohne öffentliche Zuschüsse zu herangezogen, die die geforderten Wertschöpfungsquo- 
erlangen, außerordentlich schwierig zu verwirklichen ist. ten zur Eigenfinanzierung der Betriebe überschreiten. Al- 
Dies liegt zum einen daran, daß viele Betriebe aus den lerdings ist es durch gesonderte Anträge möglich, soge- 
Bereich der Beschäftigungsinitiativen heraus entstanden nannte Mehrerlöse in den Betrieb zu investieren. Da- 
sind, die sich in der Vergangenheit (wie zumeist in För- durch wird aber nicht das Problem gelöst, daß bei ab- 
derprogrammen gefordert) einseitig nach fördertechni- nehmenden öffentlichen Zuwendungen zunehmend Li- 
schen Aspekten ausgerichtet haben. Gleichzeitig fehlte quiditätsprobleme entstehen, die durch Rücklagen aus- 
entweder betriebswirtschaftliches Know-how oder dieser geglichen werden könnten. Würden die Einnahmen, die 
Aspekt des Programmes wurde schlicht unterschätzt. Al- über den geforderten Eigenfinanzierungsanteilen liegen, 
lerdings zeigt sich auch ein enormes Gefälle zwischen re- in den Betrieben wenigstens zum Teil verbleiben, könn- 
lativ erfolgreichen Betrieben, die Marktnischen erobern ten unter Umständen drohende Personalreduzierungen 
und sogar ihre Belegschaft erweitern konnten und Be- umgangen werden und Konkurse größerer Art vermie- 
trieben, deren Kapazitäten wenig ausgenutzt wurde und den werden. 
die zur Sicherstellung weiterer Förderung bzw. wirt- 
schaftlichen Erfolges sogar Personalabbau betreiben Soziale Betriebe - Ansatzpunkt für e inen öffent-  
mußten. l ich geforderten gemeinwirtschaft l ichen Sektor 

Nun darf hierbei nicht vergessen werden, daß es sich Das Programm "Soziale Betriebe" stellt - trotz der ge- 
u m  ein neues innovatives Programm handelt, w o  viele schilderten Schwierigkeiten in der wirtschaftlichen Ziel- 
gewohnte Aspekte von den Akteuren im Bereich Beschäf- setzung - die bisher weitreichendste Maßnahme im Be- 
tigungsförderung erst über Bord geworfen werden muß- reich aktiver Arbeitsmarktpolitik dar. Dies zeigt sich unter 
ten. Wie bei gleichbleibend eher niedrigen Wertschöp- anderem auch daran, daß dieses Programm in unter- 
fungsquoten die Betriebe nach Ablauf der Förderperi- schiedlichen Varianten in anderen Bundesländern umge- 

oden - trotz verstärkter be- setzt wird oder werden soll. Trotz unterschiedlicher För- 
Die Probleme für ,,Soziale Betrie- triebswirtschaftlicher Orien- derarten und -höhen haben alle Programme eine Ge- 

be" liegen viel eher im betriebs- tierung - bestehen sollen, ist meinsamkeit: die Förderung verläuft degressiv und die 
allerdings noch eine offene Betriebe sollen nach Ablauf der Förderperiode eigenstän- 

wirtschaftlichen und über'frach- Frage. Zwar wird um Lösun- dig bestehen können. Dies bedeutet, daß der Spagat 

teten bürokratischen Bereich. gen gerungen und die Diskus- zwischen wirtschaftlichen und sozialen Zielen in allen 
sion ist vollem Gange, es ist al- Programmen der verschiedenen Bundesländer derselbe 

lerdings zu vermuten, daß mit Blick auf die erfolgreiche ist. 
soziale Zielstellung, sowie auf fehlende Haushaltsmittel Zur Etablierung eines Sektors mit dauerhaft öffentlich 
des Landes nur unzureichende Regelungen getroffen 
werden. 

Nun ist es bei der enorm ehrgeizigen Zielsetzung si- 
cherlich nicht vernünftig, Betriebe, die von der Verwirkli- 
chung einer vollständigen Selbstfinanzierung weit ent- 
fernt sind, dauerhaft auf hohem Niveau zu subventionie- 
ren. Genausowenig sollten Betriebe ohne Unterstützung 
aus dem Programm ausscheiden, die die geforderten 
wirtschaftlichen Ziele nahezu erfüllen, um dann über 
kurz oder lang in Konkurs zu gehen. Hier müßte dem 
Umstand stärker Rechnung getragen werden, daß es 
nicht realisierbar ist, mit  den oben beschriebenen Ziel- 
gruppen (den Beschäftigten in "Sozialen Betrieben") die 
gleiche Leistungsfähigkeit zu erreichen, die ein "norma- 
ler" Wirtschaftsbetrieb erbringt. 

Um den Spagat zwischen sozialen und wirtschaftli- 
chen Zielen dauerhaft zu bestehen, müssen allerdings die 
ständig kritisierten Probleme im Zuschnitt des Program- 
mes gelöst werden: 

So ist einerseits der Verwaltungsaufwand enorm 
hoch. Da "Soziale Betriebe" auf der Grundlage des Zu- 

geförderten Arbeitsplätzen in "Sozialen Betrieben" oder 
gemeinwirtschaftlichen Betrieben, die eine Größenord- 
nung erreichen. daß mehr aTs den beschriebenen 1,5% 
Langzeitarbeitslosen ein dauerhaftes Arbeitsverhältnis 
geboten werden kann, sind "Soziale Betriebe" allerdings 
nur als Zwischenstation mi t  experimentellem Charakter 
zu verstehen. Hierzu bedarf es weitaus größerer finanzi- 
eller Anstrengungen und einer veränderten Förderbasis. 
Dazu zählen meines Erachtens folgende Punkte: 

"Soziale Betriebe" sollten in allen Wirtschaftssektoren 
tätig sein. Dabei darf es allerdings nicht nur um eine 
"Marktnischenvariante" gehen. "Soziale Betriebe" bzw. 
gemeinwirtschaftliche Betriebe sollten in  allen Bereichen 
tätig werden, die nicht unbedingt die Gewinnerwartun- 
gen von privaten Unternehmungen versprechen, aber 
ein Höchstmaß an Eigenfinanzierung erbringen können. 
Dabei sollten insbesondere alle im Zuge kommunaler Pri- 
vatisierungen stattfindenden Auslagerungen kommuna- 
ler Aufgaben wie z. B. der Abfallwirtschaft überprüft 
werden, ob sie nicht durch "Sozialen Betrieben'' über- 
nommen werden können. Dies funktioniert aber nur, 
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staatlichen Funktionäre ihre Erträge 
so hoch wie möglich halten. Dies 
führt manchmal zu wirtschaftlichen 
Mißerfolgen. So gab im Gebiet 
Volgograd einige westliche Groß- 
konzerne aus dem Westen, die an 
der Extraktion von Öl und Bischofit 
sowie an beachtlichen Investitionen 
interessiert waren. Die bereits unter- 
schriftsreifen Verträge wurden letzt- 
lich nicht unterzeichnet. Wahr- 
scheinlich erschien den westlichen 
Unternehmen der zu zahlende Preis 
zu hoch. Die Verwaltung nahm dies 
offensichtlich in Kauf. Den russi- 
schen Unternehmen dagegen kann 
diese Protektion nur recht sein. Pro- 
blematisch wird dieses dann, wenn 
diese Politik kontraproduktiv wird 
und die Bevölkerung, die unter dem 
wirtschaftlichen Abstieg zu leiden 
hat, sich gegen diese Politik wehrt. 
Dies ist jedoch bisher nicht der Fall. 
Die politische Lage erscheint auf der 
Gebietsebene stabil. 

Interessensgegensätze werden 
mittlerweile auch zwischen verschie- 
denen Unternehmensbereiche deut- 
lich. In Volgograd, der viertgrößten 
Stadt Rußlands, wo die Kommunisten 
im letzten Oktober 21 von 24  Stadt- 
ratssitzen gewinnen konnten, gibt es 
neben dem der Regierung naheste- 
henden Konzern Lukojl eben auch an- 
dere Unternehmensinteressen, die of- 
fensichtlich besser von den Kommuni- 
sten artikuliert werden. Dem Interesse 
des Ölkonzerns an der Vermarktung 
seiner Produkte zu hohen Preisen im 
Inland und Erhaltung seiner Monopol- 
stellung in der Region sowie an einem 
relativ ungestörten Export stehen die 
der Konsumgüter- und Lebensmittel- 
produzenten entgegen, die offen- 
sichtlich über die soziale Programma- 
tik der Kommunisten eine Verbesse- 
rung der Lage der breiten Bevölkerung 
und damit ihres Absatzes erwarten. So 
wurde die Kommunistische Partei in 
Volgograd tatsächlich von einigen Un- 
ternehmern aus diesem Bereich in ih- 
rem Wahlkampf unterstützt. Die Ver- 
treter der KP wirken dementspre- 
chend auch alles andere als unterneh- 
merfeindlich, eher pragmatisch und 
an einem Schutz der regionalen Un- 
ternehmen orientiert. Die Interessen 
sowohl innerhalb der Verwaltung als 
auch zwischen den Unternehmen und 
der Verwaltung sind nicht konfliktfrei. 
Im Zweifelsfalle wird der Konflikt dann 
auch mit Gewalt ausgetragen. Die 
,,neuen Russen", Unternehmer, die 
ihre Unternehmen in den letzten Jah- 
ren neu aufgebaut haben, scheinen 
vor allem von solchen gewalttätigen 

Konflikten betroffen zu sein. In dieser 
Grauzone zwischen privatem und pri- 
vatisiertem Kapital und der Verwal- 
tung gedeiht offensichtlich eine 
schwer greifbare und wahrscheinlich 
noch in der Phase der Formierung be- 
findliche ,,Mafiaa', deren wirkliche 
Ausmaße und organisatorischer Auf- 
bau schwer erkennbar sind. 

Bonaparte als Rettung 
In  dieser Situation eines prekären 
gesellschaftlichen Gleichgewichtes 
ist die Forderung nach autoritären 
Lösungen -wie so häufig - für viele 
naheliegend. Wenn auch Schirinovs- 
kij endgültig zum Kaspar der russi- 
schen Politik abgestiegen zu sein 
scheint, so sind die autoritären Ten- 
denzen sowohl bei den Kommuni- 
sten als auch im Jelzin Lager deutlich 
erkennbar. Schirinovskijs Stimmen 
wurden bei den vergangenen Wah- 
len vom rhetorisch und konzeptio- 
nell eher einfach gestrickten Kandi- 
daten Lebed abgeschöpft. Die Er- 
nennung des Generals Aleksandr Le- 
bed zum Verantwortlichen für die 
Sicherheit deutet auf einen sich ver- 
stärkenden Drang zu einer Politik 
des law and order hin. Lebed, der 
sich bereits bewundernd über den 
chilenischen Diktator Pinochet geäu- 
ßert hat, kurz nach seiner Ernen- 
nung erweiterte Kompetenzen for- 
derte und sich unzufrieden über die 
vielen Freiheiten von v.a. westlichen 
Ausländern in Rußland erklärte, ver- 
tr i t t  die Konzeption von marktwirt- 
schaftlicher Freiheit bei notfalls auch 
autoritärer politischer Führung. 
Hayek und Friedman würden sicher- 
lich lobende Worte für sein politi- 
sches Programm finden. Daß der 
eher tumb wirkende Lebed an Grob- 
schlächtigkeit nichts zu wünschen 
übrig Iäßt, hat er bereits als Befehls- 
haber im Bürgerkrieg in Moldavien 
gezeigt. Auch die Idee, die russi- 
schen Truppen aus Tschetschenien 
zurückzuziehen und das Volk auszu- 
hungern, spricht nicht für einen 
feinfühligen Politikstil. 

Lebed wird bereits jetzt als der 
legitime Nachfolger Jelzins gehan- 
delt. Er ist nichtweniger autoritär als 
die anderen Bewerber, als populärer 
Militär hat er allerdings bessere Kar- 
ten als die anderen Bewerber um die 
Nachfolge Jelzins, da man ihm das 
Zupacken zutraut. Er wird als neuer 
Sicherheitsverantwortlicher auch vor 
massiven Repressionen nicht zurück- 
schrecken, um im Namen von Recht 
und Ordnung den Anschein zu er- 
wecken, als bekäme er die Lage in  

den Griff. Die rund 6.000 Verhafte- 
ten in Moskau nach den Terroran- 
schlägen auf Busse sind ein deutli- 
ches Zeichen dafür, daß die Instru- 
mente Lebeds nicht die feinsten sein 
werden. Von zielgerichteter Hand- 
lung im Hinblick auf die Aufklärung 
der Verbrechen kann natürlich erst 
gar keine Rede sein. 

Daß Lebed dabei ebenso wie alle 
anderen autoritären Führer nach ih- 
rem 18. Brumaire [Anspielung auf 
Napoleon Bonaparte, der sich am 
18. Brumaire des französischen Re- 
volutionskalenders (09.1 1.1 799) in 
einem Staatsstreich zum Ersten Kon- 
sul Frankreichs erhob, sowie "als 
Farce" der Staatsstreich von Luis Bo- 
naparte, 02.1 2.1 851, siehe dazu 
Karl Marx: Der 18. Brumaire des Luis 
Bonaparte, (1852) MEW 8, Anm. d. 
Red.] in demselben Morast von Kor- 
ruption und Willkür steckenbleiben 
wird, den sie aufzuräumen verspre- 
chen, und letztlich das Land trotz 
bonapartistischen Glanzes in noch 
tiefere Probleme bringt, da es keinen 
vernünftigen interessensausgleich 
mehr gibt, spielt in der Diskussion 
keine Rolle. Alle bonapartistischen 
Führer der Geschichte sind in einer 
Katastrophe gescheitert. Das hat ih- 
ren jeweiligen aufhaltsamen Auf- 
stieg allerdings noch nie verhindert. 

Alle bonapartisti- 
schen Führer der  
Geschichte sind in 
einer Katastrophe 
gescheitert. Das hat  
ihren jeweiligen 
aufhaltsamen 
Aufstieg allerdings 
noch n ie  verhindert. 
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"Da kriegt der 
Clement noch im- 
mer einen roten 
Kopf, wenn man 
ihm das erzählt ... I, 
Interview mit Andrea Nahles* 

Der freie Fall der 
Jusos, der sich m i t  

dem Bundeskongreß 
in  Gera abzeichnete, 

konnte gestoppt 
werden. In  dem 
Bereich Jugend, 

Beruf, Ausbildung 
haben wir Öffent- 
lichkeit organisiert 

und wieder Interesse 
an den Jusos 

geweckt. 

Eine erste Zwischenbilanz 
spw: Nach einem hitzigen inner- 

verbandlichen Sommer bist Du im 
vergangen September zur Bundes- 
vorsitzenden der Jusos gewählt wor- 
den. Welche Zwischenbilanz ziehst 
Du? 

Nahles: Ich glaube, daß der freie 
Fall der Jusos, der sich mit  dem vor- 
angegangenen Bundeskongreß in 
Gera abzeichnete, gestoppt werden 
konnte. Es konnte sogar Handlungs- 
fähigkeit zurückerobert worden. Die 
erstaunliche medienpolitische Prä- 
senz, die mi t  meiner Kandidatur ver- 
knüpft war, ist an einigen Punkten 
inhaltlich gerechtfertigt worden: In 
dem Bereich Jugend. Beruf, Ausbil- 
dung haben wir Öffentlichkeit orga- 
nisiert und wieder lnteresse an den 
Jusos geweckt. Ich glaube aller- 
dings, daß sich noch zu große Teile 
der Jusos zu sehr als Zuschauer ver- 
halten. Viele sehen die Chancen 
noch nicht, daß man die Stimme, 
die man für die Jusos zurückgewon- 
nen hat, als Transmissionsriemen in 
gesellschaftliche und parteipoliti- 
sche Bereiche hinein nutzen kann. 

spw: Dir wird aber auch vorge- 
worfen. daß Du der Ausdruck feh- 
lender 'lnhalte bist und der marode 
Zustand des Verbandes nur durch 
eine relativ gute Berichterstattung 
über Deine Person kaschiert wird. 

Politik, Kultur, Symbolik 
Nahles: Es gab ja schon damals 

bei Susi Möbbeck am Anfang so ei- 
nen Wirbel. Solche Kritiker fordern 
den zweiten Schritt vor dem ersten. 
In der Öffentlichkeit mußte zu- 
nächst rüberkommen: es gibt uns 

* Andrea Nahles ist Bundesvorsitzende der Jusos in der SPD. Für 
die spwführfen das Gespräch Claudia Walther und Reinhold Rünker. 

wieder. Das ist uns ansatzweise ge- 
lungen. Selbst eine minimale und 
stark personalisierte Öffentlichkeit 
hat im Verband großen Eindruck ge- 
macht. Viele konnten ein Erfolgsge- 
fühl verbuchen, sie hatten eine Iden- 
fitikationsmöglichkeit. Zudem ist es 
erstaunlich, wie das die Partei teil- 
weise beeindruckt hat. Das haben 
die den Jusos ja gar nicht zugetraut; 
das bedeutet nicht, daß sich das 
jetzt überall politisch niederschlägt. 
Aber es hat Widerstände reduziert. 
Die Partei hat beispielsweise kapiert, 
daß die Umlagefinanzierung unser 
wichtigstes Thema ist, kombiniert 
mit  anderen bildungs- und wirt- 
schaftspolitischen Überlegungen. 
Die haben kapiert, daß wir das mit  
Nachdruck wollen und damit auch 
Erfolg haben. Ich nenne nur das Bei- 
spiel des NRW-Landesverbandes, w o  
wir das als Beschluß durchgesetzt 
haben. Da kriegt der Clement noch 
immer einen roten Kopf, wenn man 
ihm das erzählt. 

Das darf man weder überbewer- 
ten, noch sollte man so tun, als ob 
das keine Chance wäre. 

Ich bin bei den Jusos sehr dafür 
angegriffen worden, daß ich auch 
mal was ganz anderes mache: Ich 
bin z.B. auf eine Science-Fiction- 
Convention gegangen, da waren 
rund 400 Perry-Rhodan-Fans. Ich 
habe mit denen über das Frauenbild 
bei Perry Rhodan diskutiert und sie 
ordentlich angegriffen, weil ich ge- 
sagt habe: die sind entweder Mu- 
tanten oder tot, oder Gespielinnen 
von Atlan und Perry. Und das ist 
nicht das, was eine starke Frau re- 
präsentiert. Ich bin nämlich eine, 
und das gefällt mir nicht. Das hat die 
schockiert, und die haben ein gan- 
zes Jahr in den Fanzeitschriften dar- 
über geredet. 

Im Jugendmagazin 'jetzt' der 
Süddeutschen Zeitung habe ich den 
Führungsstil von Jean-Luc Picard aus 
Star Trek positiv beurteilt. Da hab 
ich dann im eigenen Verband übel- 
ste Anmache für gekriegt. Aber ge- 
nau das findet die Medienöffentlich- 
keit spannend: einen Aufhänger fin- 
den und dann trotzdem eine ver- 
nünftige Sache nachlegen. Wenn 
das nicht mehr funktioniert, dann 
sind die Jusos auf Dauer in einer 
Sackgasse. 

spw: Das betrifft ja auch die Fra- 
ge nach der politischen Kultur und 
linker Symbolik. Wie steht es darum 
angesichts z.B. einer Love-Parade in 
Berlin, w o  mehr als 750.000 Ju- 
gendliche hinkommen - mehr, als 

zur Großdemo am 15. Juni nach 
Bonn. 

Nahles: Also, ich halte die gan- 
zen Demonstrationen und die ganze 
68er-Bewegung für eine große 
Love-Parade mit organisierendem 
Kern und politischer Ausrichtung. Es 
ist sauschade, daß sich das entkop- 
pelt hat. Es gibt einen Zerfall in der 
Jugendkultur, zwischen dem, was 
wir jetzt als Love-Parade sehen, die 
explizit sogar was dagegen haben, 
daß man sie politisch instrumentali- 
siert ... 

spw: ... niemand möchte instru- 
mentalisiert werden ... 

Nahles: Das ist richtig. In den 
60ern hat es aber eine genialische 
Verknüpfung gegeben, und die ist 
jetzt nicht mehr da. Das liegt 2.B. an 
einer Reduzierung der politischen 
Fragestellungen eben auf Kernberei- 
che,von Politik, die auch aus meiner 
Sicht von der Priorität her ganz weit 
oben stehen: Wirtschaftspolitische 
und auch umweltpolitische Frage- 
stellungen, grundsätzlich Fragen der 
gesellschaftlichen Institutionen. 
Eklatant ist für mich hier der Verlust 
an kulturellen Ausdrucksformen, an 
attraktiven Symbolen und an der 
bloßen Kenntnis darüber, wie das 
abgeht. Das, was sich in der Love- 
Parade ausdrückt, ist vom Kern nicht 
was völlig anderes, als das, was da- 
mals die Leute auf die Straße getrie- 
ben hat. Das waren nicht alles intel- 
lektuelle Typen wie Rudi Dutschke. 
Die Bewegung als Bewegung selbst 
war natürlich ein Riesenfaktor. Und 
jetzt läuft die Bewegung als Bewe- 
gung an uns vorbei. Wir sind nicht 
mehr in der Lage zu bündeln, was 
da auch an diffuser, teilweise linker, 
sozialdemokratischer Naivität rum- 
wabert. 

Und es ist ja auch so, daß es real 
weiter soziale Ungerechtigkeiten, 
Diskriminierungen gibt. Am besten 
sind man das in der Frauenpolitik. 
Mittlerweile haben die jungen Frau- 
en nicht nur erkannt, daß es diese 
Ungerechtigkeiten gibt, sondern sie 
haben auch gelernt, sich selber dar- 
in einzurichten. Feminismus ist heu- 
te gar nicht mehr eine Frage von 
weiblich-unweiblich. Die Feministin 
ist unweiblich, das wird voraus- 
gestzt. Viel schlimmer: Es ist nicht 
mehr cool. Und das ist ein Unter- 
schied. M i t  unseren Begriffen wie 
Diskrirnierung und fehlende Gleich- 
berechtigung, die zwar die Realität 
richtig beschreiben, verfehlen wir 
nicht nur den Zeitgeist, sondern ern- 
ten inzwischen kaum noch Schulter- 

S eit September 1991 gibt es in Niedersachsen das 
Programm "Soziale Betriebe". In weiteren sieben 
Bundesländern sind in Anlehnung an Niedersach- 

sen ähnliche Programme auf den Weg gebracht wor- 
den'. "Soziale Betriebe" unterscheiden sich durch drei 
Merkmale von traditioneller Arbeitsmarktpolitik. Zum ei- 
nen wird von "Sozialen Betrieben" eine doppelte Zielstel- 
lung verlangt: Sie sollen einerseits besondere Zielgrup- 
pen des Arbeitsmarktes, nämlich Langzeitarbeitslose und 
Schwer- bzw. Schwerstvermittelbare beschäftigen und 
andererseits sich durch die Erzielung von Einnahmen 
dauerhaft ohne Zuschüsse am Markt etablieren. Zum an- 
deren haben "Soziale Betriebe" die Möglichkeit, Iänger- 
fristig zu planen, da sie zumeist zwischen drei bis fünf 
Jahren degressiv gefördert werden. 

Im folgenden soll nun aufgezeigt werden, wie sich 
das Programm in Niedersachsen in der Praxis entwickelt 
hat und welche Schwierigkeiten, aber auch Zukunftsper- 
spektiven als dauerhafter Ansatz für öffentlich geförderte 
Betriebe oder Betriebe "neuer Gemeinwirtschaft" beste- 
hen. 

Soziale Betriebe in Niedersachsen 
Das Programm "Soziale Betriebe" ist von der damaligen 
rot-grünen Landesregierung konzeptioniert worden, um 
die traditionelle aktive Arbeitsmarktpolitik zu ergänzen. 
Ausgangsüberlegung war, daß "weder Wirtschafts- 
wachstum noch die Instrumente der aktiven Arbeits- 
marktpolitik (...) den Arbeitsmarkt wieder in ein Gleich- 
gewichtn2 bringen. Dabei werde dauerhaft insbesondere 
die Gruppe der Langzeitarbeitslosen und Schwervermit- 
telbaren vom regulären Arbeitsmarkt verdrängt. Um die- 
se Personengruppen wieder erfolgreich zu reintegrieren, 
"müssen mehr Dauerarbeitsplätze im regulären (...) Ar- 
beitsmarkt geschaffen werdenn3. Genau dies soll mit  
dem Konzept "Soziale Betriebe" erreicht werden. 

Vorrangige Zielsetzung ist dabei die Reintegration 
von Langzeitarbeitslosen in reguläre sozialversicherungs- 
pflichtige Dauerarbeitsplätze. Nach einer Anlauffinanzie- 
rung sollen zusätzliche, unbefristete und subventionsun- 
abhängige Arbeitsplätze für Langzeitarbeitslose geschaf- 
fen werden. Laut der entsprechenden Richtlinien sollen 
Langzeitarbeitslose und Schwervermittelbare beruflich 
qualifiziert, sozial stabilisiert und beschäftiqt werden. 

Soziale Betriebe - 
Beschäftigungs- 

förderung oder mehr? 
von Ulf Trombach * 

für die Förderung beträgt für jede beschäftigte Person in- 
gesamt 39,- DM pro Stunde bis höchstens 1.800 Stun- 
den im Jahr. Die Obergrenzen betragen dabei pro Be- 
schäftigten und Stunde für das Ausbildungspersonal 
6,00 DM, die Einkommen der Beschäftigten 22,50 DM, 
die Ausgaben für Verbrauchsgüter 7,80 DM. und für in- 
direkte Ausgaben 2.70 DM. 

Jede Unternehmensform ist möglich und es gibt kei- 
ne Beschränkung auf Kriterien wie bei ABM (Zusätzlich- 
keit, Gemeinnützigkeit usw.). Die Zuschüsse werden ge- 
währt, da von der Grundannahme ausgegangen wird, 
daß die Produktivität von längerfristig Arbeitslosen zu- 
nächst geringer ist und im Laufe einer dauerhaften Be- 
schäftigung in dem Maße gesteigert werden kann, daß 
die Zahlung von Zuschüssen degressiv verlaufen kann. 
Zur Beratung und Information von "Sozialen Betrieben" 
in Niedersachsen ist eine eigens mi t  dem Programm ge- 
schaffene Landesberatungsgesellschaft (LaBIB) tätig, die 
aus Mitteln des Sozial- und Frauenministeriums geför- 
dert wird. 

In der Praxis existieren heute 77 Betriebe mit ca. 1500 
Mitarbeitern, die in allen Wirtschaftbranchen tätig sind. 
Bei den meisten Betrieben handelt es sich um kleinere 
Mittelbetriebe. Dreiviertel aller Arbeitsplätze sind unbe- 
fristet und 36% aller Beschäftigten sind Frauen, wobei 
14% der Betriebe reine Frauenbetriebe sind. Der derzeiti- 
ge Eigenfinanzierungsanteil liegt bei Ca. 39%. Geplant ist 
nach Willen des Niedersächsischen Landtages die Grün- 
dung von 100 Betrieben mit Ca. 2000 Beschäftigten. Die 
Zahl der Betriebe soll auf diesem Niveau dann entspre- 
chend gehalten werden. Aus- 
qehend von den 126,000 Sie sollen besondere Zielgrup - - 

Dabei müssen mindestens 50% der Beschäftigten unbe- Langzeitarbeitslosen in Nie- Den des Arbeitsmarktes beschäf- 
fristet beschäftigt werden. dersachsen (Zahl von 1994) ' 

Neben der sozialen Zielsetzuna unterlieqen "Soziale würden so für 1.5% der Ziel- tigen und sich andererseits - 
Betriebe" genau definierten wirtschaftlichen Anforde- 
rungen. So wurde zunächst festgelegt, daß "Soziale Be- 
triebe" ihre Ausgaben soweit wie möglich selbst erwirt- 
schaften sollen. Konkret heißt dies, daß in der ersten 
dreijährigen Förderphase durchschnittlich 30% der zu- 
wendungsfähigen Ausgaben4 selbst erwirtschaftet wer- 
den müssen. Am Ende der drei Jahre muß die sogenann- 
te Wertschöpfungsquotes 45% der zuwendungsfähigen 
Ausgaben erreicht haben, u m  die zweite Förderphase 
(viertes und fünftes Jahr) zu erlangen. Danach sollen sich 
die Betriebe zu 100% selbst finanzieren. Dies bedeutet 
für die Betriebe, daß sie erfolgreich am Markt operieren 
müssen, wenn sie dauerhaft bestehen wollen. 

Finanziert werden die Kosten der "Sozialen Betriebe" 
bei Einhaltung und Überprüfung der oben genannten 
Zielsetzungen aus Fördermitteln der Europäischen Sozi- 
alfonds, die durch das Land Niedersachsen kofinanziert 
werden. Unterdessen wird von einem Prinzip der Teilneh- 
merlnnenstunden ausgegangen. Die Bemessunggrenze 

gruppe dauerhaft Arbeitsplät- durch die Erzielung von Einnah- 
ze entstehen. men dauerhaft ohne Zuschüsse 
Bewertung u n d  Schwierig- am Markt etablieren. 
kei ten des Programmes 
Insgesamt ist davon auszugehen, daß "Soziale Betriebe" 
ihre sozialen Zielsetzungen erreichen. So sind nach An- 
gaben der Begleituntersuchung (April 1996) "gut die 
Hälfte der in Sozialen Betrieben beschäftigten Zielgrup- 
pen älter als 40  Jahre, ein Fünftel ist älter als 55 Jahre. 
28% der Beschäftigten waren Iänger als drei Jahre er- 
werbslos, 11% sind Ausländerinnen. 23O/0 der Beschäf- 
tigten sind schwerbehindert. 28% arbeiten auf Teilzeit- 

* Uif Trombach, Hildesheim, Betriebsleiter eines niedersächsischen "Sozialen Betriebes" 
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genheit. Erstens finanziert er gesellschaftlich notwendige 
Arbeiten zum übergroßen Teil durch Einsparungen an Ar- 
beitslosengeld, Arbeitslosen- sowie Sozialhilfe. Zweitens pro- 
duzieren die in ihm Beschäftigten soziale. kulturelle und 
ökologische Dienste, die die gesellschaftliche Produktivität 
erhöhen. Und drittens werden die nicht unerheblichen Ko- 
sten gesenkt, die eine Gesellschaft zu tragen hat, die sich 
auf Dauer mit  den Folgen von Arbeitslosigkeit und Armut 
herumzuschlagen hat. 

Wie finanzieren und  w i e  organisieren? 
Auch wenn sich der öffentlich geförderte Beschäftigungs- 
sektor nicht nur langfristig, sondern auch kurzfristig rech- 
net, rnuß zunächst eine Anschubfinanzierung gesichert 
werden. Die Initiative der PDS-Bundestagsgruppe schlägt 
zur Finanzierung zwei Wege vor. Zum einen sollen alle Er- 
werbspersonen mit einer Arbeitsmarktabgabe einen Beitrag 
zum Abbau der Massenarbeitslosigkeit leisten. Zum anderen 
sollen die Arbeitgeber ihre Beiträge zur Arbeitslosenversi- 
cherung nicht mehr nach der Lohnsumme entrichten, son- 
dern nach dem Bruttoertrag des Unternehmens. Das würde 

NEUE GEMEINWIRTSCHAFT? 

die Beitragslast der arbeitsintensiven Betriebe senken und 
könnte dennoch zu Mehreinnahmen führen, wenn ein 
Brechnungskoeffizient angesetzt wird, der den Großen 
mehr nimmt, als den Kleinen erlassen wird. 

Die organisatorische Lösung stützt sich auf die Erfah- 
rungen, die in der BRD einerseits mit föderativen Strukturen 
und andererseits mi t  selbstverwalteten Körperschaften des 
öffentlichen Rechts -wie den Sozialversicherungsträgern - 
gemacht wurden. Es sollte deshalb ein ,,Fond für soziale 
und ökologische Gemeinschaftsaufgaben" geschaffen wer- 
den, der an die Bundesanstalt für Arbeit angegliedert ist 
und wie diese föderal gegliedert wird. Auf allen Ebenen 
müßten Selbstverwaltungsorgane gewählt werden, die in ih- 
rer Zusammensetzung die betroffenen Gruppen und Insti- 
tutionen widerspiegeln 

Auf der Bundesebene des Fonds sollten Grundsatzent- 
scheidungen über Förderprioritäten fallen, in den Ländern 
Entscheidungen über die am meisten förderungswürdigen 
Regionen und in den Regionen selbst sollte entschieden 
werden, welche Projekte förderungswürdig sind. Wobei, im 
Gegensatz zum sogenannten zweiten Arbeitsmarktes, die 

Projekte Globalmittel erhalten sollten, eine eigene 
-1 Personalpolitik entwickeln können und auch im 

Wettbewerb zu anderen Anbietern stehen wür- 1 4. Gewerkschaftspolitische Konferenz der PDS 1 den. Fürdie Projekte rollten die gleichen tarifii- 

Entwurfe zur leuverleilung der Arbeitszeit 
7. und 8.Se~tember 1996 - 
~uisburg-~heinhausen, Rheinhausen Haile 
Sonnabend, 7. September, 
10.00 Uhr 
Grußwort, Pfarrer Dieter Kelp 
Strategische Bedeutung des Kampfes um Arbeitszeitverkürzung, 
Jörg Huffschmid 
Arbeitszeitverkürzung als Beschäftigungspolitik, 
Steffen Lehndorff 
Arbeitszeitverkürzung als Gesellschaftspolitik, Gisela Kessler 
14.30 - 18.30 Uhr, Arbeitsgruppen 

Sonntag, 8. September, 10.00 - 13.00 Uhr 
Podiumsdiskussion: Der Streit um die Arbeitszeit - Abwehrkampf 
oder Chance für eine neue Runde gewerkschaftlicher Kämpfe? 

Anmeldung: 
PDS Parteivorstand. Gewerkschaitspolitik, 
Kleine Alexanderstraße 28, 10178 Berlin 
Telefon 030124009673, Fax 030124 0093 10 

Partei des Demokratischen Sozialismus, Parteivorstand, Bundestagsgruppe der PDS 

chen und arbeitsrechtlichen Bedingungen gelten, 
wie für den öffentlichen Dienst, außer daß sie im 
Unterschied zu diesem in den Bereich des Be- 
triebsverfassungesetzes fallen. 

Ein weiterer wesentlicher Unterschied zum 
zweiten Arbeitsmarkt sollte darin bestehen, daß 
auf den verschiedenen Ebenen des Fonds nicht 
nur über Schwerpunktaufgaben entschieden 
wird, sondern auch auf eine ausgewogene Pro- 
jektstruktur geachtet wird und ein Netz von Be- 
ratungs- und Qualifizierungsangeboten aufge- 
baut wird, das die Professionalität der Projekte si- 
chern hilft. 

Perspektiven u n d  Grenzen 
Wie jedes gesellschaftliche Reformprojekt eröff- 
net der öffentlich geförderte Beschäftigungssek- 
tor neue Perspektiven und stößt auch an Gren- 
zen des Systems, in dem es begonnen wird. Die 
entscheidende Grenze wird sein, daß der neue 
Beschäftigungssektor keine ausreichende Anwort 
auf die Beschäftigungskrise ist. M i t  ihm lassen 
sich nicht alle Probleme der Massenarbeitslosig- 
keit oder des sozialen und ökologischen Umbaus 
der Gesellschaft lösen, sondern er ist ein Entwick- 
lungspfad unter anderen. Und schließlich muß 
gesagt werden, daß gerade die strukturellen Pro- 
bleme der neuen Länder nicht damit gelöst wer- 
den können, daß alle Arbeitslosen in Sozialarbei- 
ter oder benifstätige Umweltschützer verwandelt 
werden. Der öffentlich geförderte Beschäfti- 
gungssektor kann hier weder lndustriepolitik 
noch Mittelstandsförderung ersetzen. aber er 
kann sie unterstützen. 

SPD UND JUGEND 

zucken. Und dann erklären mir jun- 
ge Frauen: Wir brauchen keine Frau- 
enpower. 

spw: Liegt es nicht auch daran, 
daß wir zu sauertöpfisch sind? Am 
15. Juni, da waren wir dagegen,. Bei 
der love-parade ging es um fun, 
love, happiness. 

Nahles: Wir würden keinen 
Schritt weiterkommen, wenn wir 
jetzt den Leuten, ähnlich wie in ei- 
nem Werbejingle, weismachen woll- 
ten: Die Welt ist in Ordnung, und Ja- 
cobs light hilft uns dabei und die Ju- 
sos auch. 

Ich geh mal von mir selber aus: 
Einerseits nutze ich moderne Frei- 
zeitgestaltung, weil es mir Spaß 
macht. Gleichzeitig erlebe ich auch 
die Gebrochenheiten, die in dieser 
kulturellen Übkrformung und in 
sozialen Konflikten liegen. Das 
geht sicher nicht nur mir so. Die 
müssen wir aufspüren und daran 
auch ansetzen. Wir müssen gar 
nicht mal was anderes verkaufen. 
Wir müssen nur Begriffe finden, 
die in diese zweispältige Realität 
reinreichen. 

Und wir dürfen nicht so einen 
Ausschließungscharakter organisie- 
ren: Wenn du jetzt das eine machst, 
dann kannste aber nicht Juso sein. 
Das ist immer noch das, was man so 
mitkriegt bei den Jusos. Bloß ver- 
heimlichen, daß man vielleicht auch 
gerne bei der Love Parade dabei ge- 
wesen wäre! Und ich bin doch 
hauptsächlich dafür angegriffen 
worden, daß ich gesagt habe, was 
mir auch Spaß macht. Dabei glaube 
ich, daß das das ist, was bei denen, 
die wir eigentlich erreichen wollen, 
am meisten ankommt, weil es näm- 
lich ehrlich ist. 

Jugendpolit ischer Parteitag als 
Chance f ü r  Erneuerung 

spw: Im November wird die SPD 
einen jugendpolitischen Parteitag 
durchführen. Welche Auswirkungen 
wird das auf die weitere Entwick- 
lung in der Partei haben? 

Nahles: Das ist eine offene Fra- 
ge. Die Möglichkeit, den Parteitag 
als Forum zu nutzen, ist auf jeden 
Fall da. Der Diskussionsentwurf "ju- 
gendpolitisches Memorandum" 
wird in weiten Teilen der Partei auf- 
gegriffen, es gibt Sonderparteitage 
und die entwickeln Druck auf die 
Parteispitze. Leider sehe ich gleich- 
zeitig Bestrebungen der Parteifüh- 
rung, einen Parteitag zu machen, 
der den Ausweis für eine Jugend- 
lichkeit geben soll, die gar nicht vor- 

Andrea Nahles, der Falken-Vorsitzende Michael Vollert und Oskar Lafontaine auf dem IUSY-Festival in Bonn. Foto: Alexander Volkel 

handen ist. Ich denke aber, daß die 
Parteiführung damit letztlich nicht 
durchkommt. 

spw: Ist das nicht eine all zu op- 
timistische Einschätzung? 

Nahles: Der Parteitag weckt 
Hoffnung auf Aufbruch und Verän- 
derungen in der Partei, die über den 
juge;idpolitischen Teil hinausgehen. 
Das ist a~:ch unsere Chance, gerade 
weil die Hoffnungen, die in Mann- 
heim mi t  dem Vorsitzendenwechsel 
verknüpft waren, sich nicht erfüllt 
haben. Das, was die Jusos immer ge- 
sagt haben, ist richtig; daß es nicht 
allein mi t  dem Auswechseln von Per- 
sonen reicht. 

Es rnuß uns gelingen, an einigen 
zentralen Zukunftsprojekten entlang 
- hier ist besonders der Bildungs- 
und Ausbildungsteil von hoher sym- 
bolischer Bedeutung - eine politi- 
sche Profilierung der Partei einzufor- 
dern. Es rnuß der Punkt erreicht wer- 
den, w o  nach den Konsequenzen, 
die die Partei für ihre eigene strategi- 
sche Ausrichtung zieht, gefragt 
wird. 

spw: In NRW hat die SPD 1994 
einen jugendpolitischen Parteitag 
gemacht, auf dem wegweisende Be- 
schlüsse gefaßt wurden, z.B. daß 
man eine 10% Jugendquote einfüh- 
ren wolle. Vormittags war der Ju- 
gendparteitag, am Nachmittag war 
dann die Landesdelegiertenkonfe- 
renz zur Aufstellung der Landesliste 

für die Bundestagswahl. Und die 
einzige JUSO-Bewerberin fiel mit  
Pauken und Trompeten durch. 
Glaubst du, daß heute die Partei ei- 
nen Schritt weiter ist als noch vor 
zwei Jahren in NRW? 

Nahles: Gezwungenermaßen 
gibt es einen Erkenntnisgewinn. 
Man hat das nach Mannheim ge- 
merkt, was die Jusos mit den Medi- 
en zum Teil auch als Verbündete an 
Druck machen konnten, einen gene- 
rellen Verjüngungsprozeß einzulei- 
ten. Aber damit hört es schon auf. 
Was ich aber hoffnungsvoll finde ist, 
daß bereits jetzt mi t  der Entwick- 
lung eines Regierungsprogramms 
1998 begonnen wird. Wenn man es 
schaffen würde, auf diesem Jugend- 
parteitag Zukunftsperspektiven und 
politische Projekte zu plazieren, 
dann wäre das gleichzeitig ein Aus- 
gangspunkt für einen Zukunftskon- 
greß 1997, um was ruberzubringen 
ins Regierungsprogramm 1998. 

spw: Ist das nicht die alte Arbeit- 
saufteilung? Die Linke macht das 
Programmatische, während die Par- 
teirechte für die Macht und für die 
Umsetzung zuständig ist? 

Nahles: Immerhin hat Fort- 
schritt 90 Leute wie mich in die Par- 
tei gebracht. Wir haben heute aber 
weder einen intellektuell spannen- 
den politischen Diskurs, der in ir- 
gendeiner Weise in das angeglieder- 
te intellektuelle, kulturelle oder ge- 

Ich halte die ganzen 
Denionstrationen 
und die ganze 68er- 
Bewegung für eine 
große Love-Parade 
mi t  organisierendem 
Kern und politischer 
Ausrichtung. Es ist 
sauschade, daß sich 
das entkoppelt hat. 

spw. Zeitschrift für Sozialistische Politik und Wirtschaft, Heft 90, 1996 
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Mit unseren Begrif- 
fen wie Diskrimie- 
rung und fehlende 

Gleichberechtigung, 
die zwar die Realität 
richtig beschreiben, 

verfehlen wir nicht 
nur den Zeitgeist, 

sondern ernten 
inzwischen kaum 

noch Schulterzuk- 
ken. 

Abschlußpressekonferenz des IUSY-Festivals in Bonn. Foto: Alexander Völkel 

sellschaftspolitische Spektrum wirkt, 
noch haben wir tatsächlich die Um- 
setzung von schon vorhandenen po- 
litischen Projekten. Das eine sollte 
man da nicht gering schätzen, zum 
zweiten schreiben wir kein neues 
Grundsatzprogramm, sondern tat- 
sächlich ein Regierungsprogramm. 
Und es ist so, daß der Parteivorsit- 
zende Verbündete braucht, weil er 
ohne Hosen dasteht mi t  Minister- 
präsidenten, die versuchen, sowohl 
die Bundestagsfraktion, als auch die 
Partei zu marginalisieren. Oskar 
spielt immer noch den Stellvertreter, 
der ab und zu auf die Bonner Bühne 
kommt und eine schlaue Idee vor- 
trägt. Das reicht nicht mehr als 
Parteivorsitzender. Da muß er eben 
über so einen Prozeß "Regierungs- 
progfamm" Unterstützung für sich 
organisieren. 

spw:  ... und die Parteilinke? 
Nahles: ... irgendwann läuft die 

Schonfrist auch aus. 
spw:  Das haben Susi Möbbeck 

und Thomas Westphal auch schon 
so ähnlich formuliert ... 

Nahles: Am Anfang habe ich 
sehr viel Zeit da investiert. Ich hab 
das jetzt reduziert, weil ich das Ge- 
fühl habe, daß eine weitere Veran- 
kerung in den Bezirken notwendig 
ist. Das könnte z.B. über Ökosoziale 
Initiative laufen. M i t  Hermann 
Scheer habe ich verabredet, daß wir 
sowas mal mi t  einigen Leuten ein- 

Stielen wollen. Aber letztlich fehlen 
auch dafür oft  die personellen Kapa- 
zitäten. 

Strömungen u n d  der  Versuch, 
sie zu moderieren 

spw:  Gibt es denn mittlerweile 
für Dich eine stärkere Verortung in 
innerverbandliche Zusammenhän- 
ge? 

Nahles: Ich habe mir eine sach- 
politische Orientierung vorgenom- 
men. Da hat sich herausgestellt, daß 
die wesentlichen Projekte meistens 
aus dem Bereich der Juso-Linken 
kommen. Deswegen ist in der prak- 
tischen Arbeit, und das ist gar kein 
Geheimnis, eine Verkoppelung da. 

Darüber hinaus ist es gelungen - 
und das hat auch der letzte Bundes- 
kongreß gezeigt - eine ganze Reihe 
von Bezirken in die Arbeit einzube- 
ziehen, die keine feste Definition da- 
für abgeben könnten, wie sie sich 
jetzt eigentlich nennen. Selbst der 
Begriff der Unabhängigkeit hat sich, 
glaube ich, mit  meiner Kandidatur 
verbraucht, wohl auch deshalb, weil 
es dieses unabhängige Spektrum 
von Anfang bis Ende nicht geschafft 
hat - das würde ich auch selbstkri- 
tisch mal sagen -eine ernsthafte in- 
haltliche Plattform dafür zu liefern, 
was das sein soll. 

Dennoch nehme ich meine Posi- 
tion als Unabhängige wahr. Weni- 
ger, weil ich mir eine eigene politi- 

sche Plattform schmiede, sondern 
vielmehr, weil ich denke, daß es oft  
nur eine Frage der Hierarchie der 
Themen ist, über die wir uns strei- 
ten. Vor allem versuche ich auch im- 
mer wieder dafür zu werben, daß 
man an einigen Punkten auch zu ei- 
ner gemeinsamen Stärke findet. 

spw:  Ist es nicht wohlmeinende 
Naivität, zu glauben, daß man über 
den Konfliktlagern schwebend die 
strategischen und politischen Diffe- 
renzen in den Griff bekommt? Ein 
Teil des Verbandes ordnet Dich ja 
auch faktisch als Vorsitzende der 
Juso-Linken ein. Auf der anderen 
Seite sagt die Juso-Linke aber: das ist 
die Vorsitzende des Gesamtverban- 
des. das soll sie auch sein, da unter- 
stützen wir sie auch. Aber sie gehört 
nicht zu uns als Strömung. 

Nahles: Ja, das ist ja insoweit 
auch ganz richtig. Ich möchte das 
mal konkret machen, wo ihr mich 
jetzt schon mal hier festnagelt. Ich 
habe mir überlegt, wieviele Gruppen 
wir denn eigentlich innerhalb der Ju- 
sos haben. Ich bin da auf sieben ge- 
kommen. 

Die größte Gruppe, die über- 
haupt nicht auf der Bundesebene 
auftaucht, die möchte ich an den 
Anfang stellen: Das ist die soge- 
nannte Basis, mi t  sehr starker kom- 
munalpolitischer Fixierung, im 
Glücksfall diffuse linkssozialdemo- 
kratische Positionen und eine massi- 

einige Hunderttausend Menschen beschäftigt und vielfältige 
soziale oder kulturelle Dienste anbietet, die ursprünglich in 
das Aufgabengebiet von Gebietskörperschaften gehören. 

Doch die große Bedeutung, die solche Projekte häufig 
für die soziale Infrastruktur einer Kommune oder Region 
haben, steht in einem krassen Mißverhältnis zu ihrer rechtli- 
chen und finanziellen Absicherung. Überwiegend handelt es 
sich um Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, die nicht für eine 
bestimmte Aufgabe finanziert werden, sondern für die be- 
fristete Beschäftigung Arbeitsloser. Häufiger Personalwech- 
sel sowie zeitraubende Beantragungs- und Abrechnungs- 
verfahren nehmen den Projekten ihre Kontinuität und 
schränken ihre Wirksamkeit ein. Würden die Projekte einen 
Pauschalhaushalt für den beantragten Zweck und einen an- 
gemessenen Zeitraum erhalten, könnte sich ein neuer ge- 
meinwirtschaftlicher Sektor entfalten, der nicht nur neue 
Arbeitsplätze anbietet, sondern gleichzeitig die durch den 
Markt nicht zu reproduzierenden natürlichen und sozialen 
Lebensgrundlagen der Gesellschaft sichert. 

Die Erfahrungen mit selbstorganisierten Sozialdiensten, 
Beratungsstellen und Nachbarschaftseinrichtungen haben 
gezeigt, daß solche basisnahen Projekte, die meistens aus 
sozialen oder politischen Bewegungen entstehen, wesentlich 
näher an den alltäglichen Problemen sind als jede staatliche 
Verwaltung. Und sie sind für das Gemeinwesen nützlicher 
als private Dienstleister, die trotz aller guten Vorsätze bei 
Strafe ihres Bankrotts gezwungen sind, zunächst das einge- 
setzte Kapital zu verwerten. Wo private Dienstleister von 
der Rendite abhängen und staatliche Einrichtungen von den 
Machterhaltungsstrategien der jeweils regierenden Partei, 
leben selbstorganisierte Projekte von der Akzeptanz ihres 
sozialen Umfeldes. Denn das Einzige, was sie bei der Mittel- 
beantragung außer guten Ideen anzubieten haben, ist öf- 
fentliches Interesse. Damit sind solche Projekte auf demo- 
kratische Basisbewegungen angewiesen und fördern, neben 
ihren nützlichen Diensten, auch noch die Politisierung ihres 
Umfeldes und die Entwicklung zivilgesellschaftlicher Struk- 
turen. 

Eine andere Form von  Rentabil ität 
Nicht alles, was Rendite bringt, ist für die Gesellschaft auch 
rentabel, und auf der anderen Seite würde jede Gesellschaft 
zugrunde gehen, in der alle nur das tun, was sich für sie un- 
mittelbar rentiert. Die Bereitstellung gesellschaftlichen 
Reichtums, oder anders ausgedrückt, die Umverteilung von 
Mehrprodukt aus der gewerblichen Warenproduktion zur 
Erledigung nicht profitträchtiger Arbeiten, kann für die Ge- 
samtgesellschaft höchst rentabel sein, wenn damit ihre 
Überlebensfähigkeit erhöht wird. Mißt man den öffentlich 
geförderten Beschäftigungssek- 
tor an diesem Anspruch, dann Würden die Projekte einen Pau- 
handelt es sich bei den notwen- 
digen Transferleistungen nicht schalhaushalt für den beantrag- 
um verlorene Zuschüsse, son- ten Zweck und einen anaemesse- 

iI 

dern um Zukunftsinvestitionen. 
Dennoch muß damit ge- nen Zeitraum erhalten, könnte 

rechnet werden, daß die Schaf- sich ein neuer gemeinwirtschaft- 
fung von einer Million Arbeits- 
plätzen im öffentlich geförder- 

licher Sektor entfalten, der die 
ten Beschäftigungssektor jähr- natürlichen und sozialen Lebens- 
lich etwa 60 Milliarden DM ko- grundlagen der Gesellschaft 
stet. Allerdings kosten knapp 
vier Millionen Arbeitslose irn chert- 
Jahr gegenwärtig 165 Milliar- 
den DM. Und zwar ohne daß sich diese Zahlungen in gesell- 
schaftlich nützlicher Arbeit niederschlagen. Sie treiben ledig- 
lich die Beiträge zur Arbeitslosenversicherung in die Höhe 
und steigern die Lohnnebenkosten der Unternehmen. Die 
,,Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik" hat für ihr 
jüngstes Memorandum errechnet, daß sich 80 Prozent und 
mehr der für einen öffentlich geförderten Beschäftigungs- 
Sektor notwendigen Mittel selbst finanzieren, weil einerseits 
Lohnersatzleistungen für die jetzt Arbeitslosen hinfällig wer- 
den und andererseits die neu in Arbeit gekommenen Ar- 
beitslosen danach selbst Beiträge leisten. 

So gesehen wäre ein öffentlich geförderter Beschäfti- 
gungssektor aus drei Gründen eine höchst rentable Angele- 

Altpaptersammlung bei der GeDiRec Bottrop 
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Arbeit zwischen Staat und 
Privatwirtschaft 
von Harald Werner * 

I mmer häufiger taucht in Veröffentlichungen oder auf 
Kongressen die Forderung nach einem öffentlich ge- 
förderten Beschäftigungssektor auf, so zum Beispiel im 

Memo '96 der ,,Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspoli- 
tik" und bei der Crossover-Konferenz (vgl. spw 2/96, insb. 
5.23-29, Anm. d. Red.). Die PDS bereitet zur Zeit eine Bun- 
destagsinitiative vor, hinter der sich allerdings mehr ver- 
birgt, als nur ein Instrument der Arbeitsmarktpolitik. 

Die Idee ist relativ einfach, wird aber gerade deshalb nur 
zu leicht mi t  klassischen Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, 
wie etwa dem zweiten Arbeitsmarkt oder sogar einer Art 

neuem Arbeitsdienst verwech- 

NEUE GEMEINWIRTSCHAFT? 

niger Arbeit notwendig ist, um die über den Markt zu be- 
ziehenden Güter und Dienstleistungen bereitzustellen, bleibt 
immer mehr Arbeit zur Sicherung der sozialen, ökologi- 
schen und kulturellen Lebensbedingungen ungetan. Zur Be- 
friedigung dieser Bedürfnisse ist der Markt völlig unfähig, 
weil es an kauffähiger Nachfrage mangelt. Denn in der Re- 
gel handelt es sich hier um Aufgabenfelder, die den Renta- 
bilitätsanforderungen privater Kapitalverwertung nicht ge- 
recht werden können. 

Was die ökologischen Probleme betrifft, so bestreitet 
niemand mehr, daß hier ein gewaltiger Arbeitseinsatz not- 
wendig ist, um Altlasten zu beseitigen, Naturkreisläufe zu 
reproduzieren oder Ressourcen zu sichern. Gleiches gilt je- 
doch auch für die sozialen Strukturen der Gesellschaft. 
Auch sie wurden durch die einseitig am wachsenden Profit 
orientierte Wirtschaftsordnung so sehr in Mitleidenschaft 
gezogen, daß bei ihnen, wie im Falle der natürlichen Lebens- 
bedingungen, von einer ernsthaften Reproduktionskrise ge- 
sprochen werden kann. Für große Teile der Bevölkerung in 
den Trabantenstädten, aber gerade auch im unterentwickel- 
ten ländlichen Raum, mangelt es an sozialen und kulturellen 
Diensten. Im Grunde genommen würde der schnelle soziale 

Im Grunde genommen würde selt. Zumindest die PDS-Vor- Wandel und die in seiner Folgeauftretenden Problemeeine 
schläge zielen dagegen auf ei- Ausweitung sozialer und kultureller Dienstleistungen not- 

der ~ ~ h n e l l e  soziale Wandel und nen völlig neuen Beschäfti- wendig machen. Statt dessen werden Freizeiteinrichtungen 

die in seiner Folge auftretenden gungssektor, der zwischen geschlossen, Beratungsstellen gestrichen und kulturelle An- 
staatlicher und privater Nach- gebote abgebaut. Im öffentlichen Dienst wurden alleine 

Probleme eine Ausweitung sozia- frage angesiedelt ist und einen 1993 rund 165.000 Stellen gestrichen. 
- - 

ler und kultureller Dienstleistun- neuen gemeinwirtschaftlichen Natürlich wird es in Zukunft darauf ankommen, durch 
Sektor begründen soll. Seine eine grundlegende Steuerreform die Gebietskörperschaften 

gen notwendig Statt- Konzentration auf soziale, kul- aus der Schuldenfalle zu befreien und den öffentlichen 
dessen wird abgebaut und wur- tureiie und ökologische Ge- - 

meinschaftsaufgaben wird von den im Öffentlichen Dienst allei- der a, Beitrag zu einem 

ne 1993 rund 165.000 Steilen sozialen und ökologischen Re- 

gestrichen. formprojekt verstanden, in 
dem sich mehrere Ziele verbin- 

den. Das wichtigste darunter, der Umbau des gesellschaftli- 
chen Arbeitssystems, worunter hauptsächlich eine Umver- 
teilung des gesellschaftlichen Arbeitskräfteportentials auf 
die Reproduktion der sozialen und ökologischen Lebensbe- 
dingungen verstanden wird. 

Ein Umbau des gesellschaftlichen Arbeitssystems 
Die bestehende Massenarbeitslosigkeit hat überwiegend kei- 
ne konjunkturellen Ursachen und ist auch nicht allein mit  
dem Struktuiwandel der gewerblichen Wirtschaft erklärbar. 
Der eigentliche Grund ist der rapide Rückgang des Bedarfs 
an warenproduzierender Arbeit, der weder durch beschleu- 
nigtes Wachstum, noch durch eine drastischeVerringerung 
der tariflichen Arbeitszeit ausgeglichen werden kann. 
Wachstum in einer Größenordnung, die Millionen neuer Ar- 
beitsplätze schafft, ist weder ökonomisch denkbar noch 
ökologisch wünschbar, und Arbeitszeitverkürzungen grei- 
fen viel zu langsam oder werden von der unaufhaltsamen 
Steigerung der Arbeitsproduktivität schnell wieder aufge- 
zehrt. 

Gleichzeitig mangelt es unserer Gesellschaft nicht an Ar- 
beit, wohl aber Geld, sie zu bezahlen. Während immer we- 

* Harald Werner, Sozialwissenschafrler, Bremen, Mitglied des PDS-Parfeivorstands 

Dienst sowohl zu reformieren, als auch auszubauen. Doch 
gleichzeitig gibt es gute Gründe, den Umbau des gesell- 
schaftlichen Arbeitssystems nicht auf eine Ausweitung des 
öffentlichen Dienstes zu beschränken. 

Gründe für einen neuen gemeinwirtschaftlichen 
Sektor 
Bei den gegenwärtigen Reformen des öffentlichen Dienstes 
geht es, wenn man einmal von der aus nackter Finanznot 
betriebenen Privatisierung absieht, in erster Linie um den 
Abbau überflüssiger Hierarchien und um die Stärkung der 
Eigenverantwortlichkeit bestimmter Dienstleistungsbereiche. 
Wobei man davon ausgeht, daß Bürokratisierung und Ko- 
stenexplosion um so größer sind, je weniger Einfluß die Be- 
schäftigten eines öffentlichen Dienstleistungsbereichs so- 
wohl auf die Kostengestaltung, als auch auf die Verbesse- 
rung des Angebots haben. Verantwortungsbewußtsein ent- 
steht nur dort, w o  man auch Verantwortung hat. 

Angesichts dieser Einsichten und manch guter Erfah- 
rung, die damit gemachtwurde, daß etwa die Leitung eines 
städtischen Bäderbetriebes wesentlich rationeller arbeitet, 
wenn sie nicht in eine aufgeblähte Hierarchie eingebunden 
ist, sondern selbständig im Rahmen der vorgegebenen Fi- 
nanzzuweisungen handelt, spricht eigentlich alles dafür, den 
öffentlichen Dienst zu entflechten und Bürokratien zu de- 
zentralisieren. Doch wie es die herrschende marktradikale 
Strategie will, wird der öffentliche Dienst in seinen Kernbe- 
reichen ausgedünnt und die möglicherweise profitablen 
Dienste werden privatisiert. 

Nun muß eine Gegenstrategie keinesfalls dabei stehen- 
bleiben, den öffentlichen Dienst zu verteidigen. Es wird 
nämlich häufig übersehen, daß es nicht nur private und öf- 
fentliche Arbeitgeber gibt, sondern zwischen diesen beiden 
Großanbietern breitet sich auf dem Arbeitsmarkt ein Netz- 
werk an selbstorganisierten Projekten aus, das jetzt schon 

SPD UND JUGEND 

ve Ablehnung von überregionalen 
Strukturen, insbesondere des Bun- 
desverbandes. Die tauchen also 
kaum auf, spielen aber sozusagen 
als die heranwachsende Unbekann- 
te von unten natürlich überall eine 
Rolle. 

Dann ist da der sogenannte re- 
formsozialistische Bereich. Sie haben 
längst den Reformismus an die Juso- 
Linke abgegeben. Sie gestehen sich 

J 
das nicht ein und übertünchen mit 
ihren Abgrenzungsstrategien ihr 
fehlendes politisches Projekt. 

Die Juso-Linke würde es auf je- 
den Fall ablehnen, das Erbe des Re- 
formismus einfach mal so von mir 
aufs Ohr gedrückt zu kriegen. Sie 
übersieht, daß sie längstens das 
strukturierende Zentrum der Jusos 
ist. Der Juso-Linken fallen deswegen 
auch andere Aufgaben zu. Sie muß 
versuchen, sowohl klare Linie gegen 
diffuse Randerscheinungen, als na- 
türlich auch Polarisierung zu organi- 
sieren. Gleichzeitig muß sie aber 
auch breiter integrieren. 

Dann kommen "die Bayern", die 
von einem Mythos zehren. In der 
Theoriearbeit sind sie immer noch 
gut, aber in der praktischen Umset- 
zung weitgehend scwach und des- 
wegen an der eigenen Basis immer 
stärker mit  Konflikten konfrontiert. 
Dann gibt es die jungen Sozialdemo- 
kraten, bzw. "de-facto-Junge Sozial- 
demokraten in einigen Bezirken. Die 
Revolutionsphrasen der Linksruckler, 
sind ebenso irrelevant für die inhalt- 
lichen Debatten wie die Unabhängi- 
gen und die Ex-Haueristen. Und 
dem füge ich dann eine weitere 
Selbsttäuschung zu und meine, das 
moderieren zu können. 

Bei dem, was ich da beschrieben 
habe, da würden mir die meisten 
Leute, so unter vier Augen, sicher 
zustimmen. insgesamt muß ich sa- 
gen, daß wir wieder kollektiv fähig 
werden müssen. unsere Arbeit aus- 
zuwerten, d. h,. wir müssen unsere 
Analysen dann auch aushalten. Der 
erste Test dürfte das lnteview sein 
(lacht). 

Die Bedeutung der Jusos 
spw: Das ist alles in allem kein 

sehr rosiges Bild, das Du von den Ju- 
sos zeichnest. 

Nahles: Nein, und wir müssen 
uns selbstkritisch vorhalten, daß wir 
in der Qualifizierungsarbeit zu we- 
nig gemacht haben. Die Leute kom- 
men nicht als kleine Sozialisten von 
der Schule. Wir geben denen gar 
nicht mehr die Chance, welche zu 

werden. Ich bin selber erst links ge- 
worden innerhalb der Jusos. Ich 
glaube, daß das heute an vielen 
Punkten auch deswegen nicht mehr 
funktioniert, weil Strukturen kaputt 
sind; trotzdem kenne ich bei den Ju- 
sos mehr fitte Leute und linke Aus- 
richtungen, als man das bei anderen 
Organisationen findet. Wir müssen 
aber ehrlicher werden in der eigenen 
Rollenanalyse von Strömung zu Strö- 
mung. 

spw: Wie ist es denn dann um 
die gesellschaftliche Relevanz der Ju- 
sos bestellt? 

Nahles: Jusos haben einen Be- 
deutungszuwachs zu verbuchen, 
und zwar deshalb, weil sie thema- 
tisch wieder in einem politischen Be- 
reich - insbesondere in der Ausbil- 
dungsfrage - ein echter Bündnis- 
Partner geworden sind, und weil es 
da auch ein Qualifikationsprofil gibt. 

Jusos haben auch heute noch 
drei Funktionen: Einmal als Jugend- 
verband, dann als Teil der SPD und 
als linker Richtungsverband. Wir 
sollten uns nicht auf eine dieser 
Funktionen reduzieren, sondern 
eine kreative Verbindung von den 
drei Punkten finden. 

Wir müssen versuchen, die rein 
arithmetische Mehrheit, die von der 
Partei angestrebt wird, zu einer poli- 
tischen Mehrheit auszugestalten. 
Wir müssen Anknüpfungspunkte 
schaffen, um daraus tatsächlich ein 
politisches Projekt zu machen, weil 
ich auf Dauer nicht glaube, daß man 
einfach nur Zahlen nebeneinander- 
stellen kann und dann irgendwann 
darauf kommt, die zu addieren, u m  
dann am Ende einen Regierungs- 
wechsel herbeizufüren. 

Deshalb glaube ich, daß unsere 
Rolle als Jusos die ist, daß wir in ei- 
ner vernetzten Struktur diejenigen 
sind, die tatsächlich linke Positionen 
in einen machtpolitisch realen Zu- 
sammenhang transportieren kön- 
nen. Das wäre eben unsere Doppel- 
funktion, die wir da haben. 

spw: Kann das ein Jugendver- 
band leisten? 

Nahles: Nein, sicher nicht al- 
lein. Ich glaube, daß es einen Un- 
terschied gibt, wenn man sich den 
Radius dessen betrachtet, was 
über einen engeren crossover-Pro- 
zeß ist, wie er jetzt von der spw 
angestoßen wurde, m i t  Grünen, 
PDS und Teilen der Parteilinken 
und auch der Juso-Linken. Das hat 
meiner Meinung nach eine organi- 
sierende, strukturierende und eine 
politische Funktion. Ich denke, daß 

es ebenso notwendig ist, - ob man 
das dann crossover nennt oder 
was, ist mir egal -eine Vernetzung 
zu organisieren in einen Bereich, 
der weitergeht, beispielsweise in  
einen kulturellen Zusammenhang. 
Nicht nur, weil ich als Unabhängi- 
ge angetreten bin, sondern weil 
ich auch Germanistin bin, finde ich 
in meinem akademischen Umfeld 
sehr viele ortlose Linke, die sich 
teilweise an die Grünen drange- 
hängt hatten, die aber dann auch 
wieder enttäuscht waren; die Hoff- 
nungen verknüpft haben, m i t  Os- 
kar würde das jetzt irgendwie alles 
besser. Die Frage ist, wer der Trä- 
ger in der Partei ist. Ich sehe also 
sehr wohl für die Jusos darüber 
hinaus eine Notwendigkeit, in ge- 
sellschaftliche Bereiche hin Kon- 
takte aufzubauen. 

IUSY-Festival - ein großer Erfolg 
spw: Im Juli hat das IUSY-Festi- 

val in Bonn stattgefunden. Ist das 
Ausdruck der internationalen Be- 
deutung der Jusos? 

Nahles: Das IUSY-Festival war 
ein riesiger Erfolg. Ich denke, daß 
die internationalen Beziehungen der 
Jusos nicht mehr so leicht unter- 
schätzt wird - weder von uns selbst, 
noch von Dritten. Wir haben viele 
Jusos auf dem Festival motivieren 
können, einen Teil ihrer Arbeit in in- 
ternationale Politik zu stecken. Das 
war gut, um konkreter anLösungen 
für internationale Probleme zu ar- 
beiten. 

spw: Haben Jusos die Lösungs- 
kompetenz? 

Nahles: Nur bedingt, weil wir es 
nicht schaffen, die Forderungen 
nach einer neuen Weltwirtschafts- 
Ordnung und nach Dernokratisie- 
rung auf allen Ebenen in solche kon- 
kreten Punkte runterzubrechen. 

spw: Ist es nicht auch so, daß 
Lösungskompetenz teilweise für na- 
tionale Fragen da ist, Lösungsvor- 
schläge, aber die weiter gedacht 
werden, um ... 

Nahles: Die ldeenlosigkeit ist 
weltweit da, der neoliberale Stand- 
ortkack ist doch überall derselbe. Es 
ist an dem Punkt ohne weiteres 
möglich, daß man da mit den ande- 
ren linken Organisationen in diesel- 
be Richtung stößt oder Erfahrungen 
austauscht. Auf dem IUSY-Festival 
haben wir dafür einen wichtigen 
Anfang gemacht. Aber daraus muß 
jetzt auch etwas folgen. 

spw: Liebe Andrea, vielen Dank 
für das Gespräch. 

Wir müssen uns 
selbstkritisch 
vorhalten, daß wir in  
der Qualifizierungs- 
arbeit z u  wenig 
gemacht haben. Die 
Leute kommen nicht 
als kleine Sozialisten 
von der Schule. Wir 
geben denen gar 
nicht mehr die 
Chance, welche zu 
werden. 
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Die SPD und die 
"Jugend-Beruf- 

Von einer Partei, die auszog, um die 
Jugend zu suchen 
von Benny Mikfeld* 

Es ist  kritischen 
Sozialdemo kra- 

tlnnen die Proble- 
matik hinlänglich 
bewußt, daß der  

SPD so etwas wie 
e in  gesellschafili- 

ches Reformprojekt 
fehlt, einige Teile 

hilf los danach 
suchen und große 

Teile den Findungs- 
prozeß bewußt  

blockieren. 

* Benny Mikfeld, Bochum, 
Westfalen und Mitglied des 

22 

1. Staatstreu und jugendfrei: es 
s t i m m t  i m m e r  mehr  

uch wenn die SPD-Zentrale 
im Juli dieses Jahres verlaut- A baren ließ, daß die "Aus- 

trittswelle gebrochen" sei und nun 
wieder junge Leute in die SPD eintre- 
ten würden, ist die riesige Kluft, die 
zwischen der jungen Generation 
und der Sozialdemokratischen Partei 
klafft, mittlerweile von führenden 
Funktionärlnnen als ernstzuneh- 
mendes Problem erkannt worden. 
Dazu gibt es auch allen Grund. So- 
wohl die schwindende Akzeptanz 
bei jungen Wählerlnnen als auch die 
Vergreisung des Mitgliederbestan- 
des haben die Alarmsirenen des 
Erich-Ollenhauer-Hauses und seiner 
Filialien in Gang gesetzt. Der Anteil 
junger Menschen an der Mitglied- 
schaft der SPD ist in den letzten bei- 
den Jahrzehnten kontinuierlich ge- 
sunken. Betrug der Anteil von Mit- 
gliedern im Juso-Alter unter 35 Jah- 
ren im Jahre 1974 noch 30,9%, lag 
dieser im Jahr 1994 bei lediglich 
15%. Noch dramatischer ist der An- 
teil der Genosslnnen unter 21 Jah- 
ren; dieser ist 'im genannten Zeit- 
raum von 4,4% auf dramatische 
0.68% zurückgegangen. Daß dies 
nicht allein auf die bekannten Rekru- 
tierungsprobleme zurückzuführen 
ist, mit  denen alle gesellschaftlichen 
Großorganisationen konfrontiert 
sind, zeigen die Wahlergebnisse der 
letzten Zeit. Die drei Landtagswah- 
len im März haben einen weiteren 
Einbruch bei jungen Wählerlnnen 
gebracht; in Baden-Württemberg 
liegt die SPD in der Gunst Jugendli- 
cher z.B. nur noch auf Platz drei. 

Nun können an dieser Stelle 
nicht die zahlreichen Faktoren auf- 
geführt werden, die zur Abwen- 

Juso-Bezirksvorsitzender Westliches 
SPD-Parteivorstands 

dung der jungen Generation von 
den verschiedensten gesellschaftli- 
chen Institutionen geführt haben. Es 
gibt jedoch Aspekte, die speziell der 
SPD das Leben schwer machen und 
verdeutlichen, daß die Lösung nicht 
einfach nur in einer bunteren und ir- 
gendwie jugendlicheren Außendar- 
stellung zu sehen ist. Es ist kritischen 
Sozialdemokratlnnen die Problema- 
tik hinlänglich bewußt, daß der SPD 
so etwas wie ein gesellschaftliches 
Reformprojekt fehlt, einige Teile hilf- 
los danach suchen und große Teile 
den Findungsprozeß bewußt blok- 
kieren. Politischer Opportunismus 
und langweiliger Pragmatismus wird 
aber gerade von jungen Leuten 
nicht belohnt. Zudem scheint der 
SPD die gesellschaftliche Basis für 
ihre traditionelle Politik abhanden zu 
kommen. Das neoliberale Trommel- 
feuer via Medien und Politik, die So- 
zialisation Jugendlicher unter 14  
Jahren Kohl haben das politisch kon- 
servativ geprägte Lager in der jun- 
gen Generation nicht gerade ge- 
schmälert. Auf der anderen Seite 
können progressive Teile der Jugend 
mit der SPD auch nicht mehr viel an- 
fangen. Die Zunahme an ökologisch 
geprägten Orientierungen und 
emanzipatorischen Ansprüchen 
wird von den Grünen wesentlich 
ernsthafter bedient. 

Ein Parteitag als Jungbrunnen!? 
Angesichts dieser Mißlage macht 
sich nun hilflose Hektik breit. Ganz 
schnell wird jetzt versucht, die junge 
Generation wieder zu gewinnen. 
Bringen soll es ein jugendpolitischer 
Bundesparteitag im November unter 
dem begrenzt kreativen Motto "Ver- 
trag mit  der Zukunft - Neue Chan- 
cen für die Jugend". Zur inhaltlichen 
Vorbereitung ist kürzlich ein jugend- 
politisches Memorandum mi t  dem 
gleichen Titel in die öffentliche Dis- 
kussion gegeben worden. Dieses 
Memorandum versucht sowohl eine 
Darstellung der jungen Generation 
als auch eine sozialdemokratische 
Positionierung in jugend- und bil- 
dungspolitischen Fragen vorzuneh- 
men und richtet sich als Diskussions- 
grundlage an "interessierte Jugend- 
liche, an Jugendverbände, Praktiker 
aus dem Bereich der Jugendpolitik 
und der Jugendhilfe" und die eigene 
Partei. 

Um kein Mißverständnis auf- 
kommen zu lassen: es ist zu begrü- 
ßen, daß die SPD sich verstärkt mit  
den Belangen junger Menschen aus- 
einandersetzen will. Ebenso ist es 

spw. Zeitschrift 

SPD UND JUGEND 

ein Fortschritt, wenn einem Partei- 
tag ein ausführlicher Diskussions- 
prozeß vorgeschaltet wird, in den 
nicht nur alle Organisationsebenen 
der Partei sondern auch außerhalb 
stehende Personen und politische 
Zusammenhänge einbezogen wer- 
den sollen. Allerdings gibt - neben 
den berechtigten Zweifeln, ob mi t  
diesem Ansatz eine neue Qualität 
der politischen Willensbildung dau- 
erhaft etabliert wird - vor allem die 
inhaltliche Diskussionsgrundlage 
Anlaß zur Skepsis, da8 die SPD wie- 
der zur Partei der Jugend avanciert. 
Zugespitzt könnte man auch sagen, 
daß das jugendpolitische Memoran- 
dum die negativen Beurteilungen 
der SPD durch kritische junge Leute 
eher bestätigt, als daß es ihnen ent- 
gegenwirkt. 

Fehlende Polarisierung: Wer die 
in der Präambel angekündigte 
"grundlegende Richtungsentschei- 
dung für die Zukunft dieser Gesell- 
schaft" wirklich erwartet, sieht sich 
enttäuscht. In einer Art pädagogisie- 
renden Luftbildaufnahme aus Er- 
wachsenenperspektive wird der Ver- 
such unternommen, die durch den 
gesellschaftlichen Wandel veränder- 
te Lebenssituation von Jugendlichen 
zu skizzieren. Daß aber die neokon- 
se~at ive Politik sowohl die materiel- 
le Lebenslage von Jugendlichen 
massiv beeinflußt, als auch Auswir- 
kungen auf das Bewußtsein der Ju- 
gendlichen hat, wird allenfalls am 
Rande gestreift. 

Fehlende Glaubwürdigkeit: Wie 
glaubwürdig ist die SPD bei Jugend- 
lichen, wenn sie in Papieren 
schreibt, "wer in die Bildung inve- 
stiert, investiert in Zukunftsfähigkeit 
der Gesellschaft", aber Studierende 
und Schülerlnnen gleichzeitig erle- 
ben, wie sozialdemokratische Lan- 
desregierungen Bildungsabbau be- 
treiben? 

Fehlende Selbstkritik: Die U n be- 
streitbare Distanz vieler Jugendlicher 
zu tradierten Formen politischen En- 
gagements wird lapidar mit  folgen- 
dem Satz abgetan: "Diese Einstel- 
lung Jugendlicher zur Politik ist mit  
'Verdrossenheit' kaum angemessen 
zu beschreiben." Anstatt die Flucht 
nach vorn anzutreten und eine of- 
fensive und ehrliche Auseinander- 
setzung mi t  eigenen Defiziten in An- 
griff zu nehmen, wird die "Schuld" 
auf die Jugendlichen abgewälzt. 

Fehlende inhaltliche Zuspitzung: 
Der wohl wesentlichste Kritikpunkt 
Jugendlicher an Parteien ist, daß 
warmen Worten keine Taten folgen. 
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Dezentrale Strukturen 
Sinnvollerweise setzt ein ÖVBS auf der Ebene der Regio- 
nen an. Hier vor Ort können im Zusammenhang mit der 
Aufstellung regionaler Entwicklungspläne in Kenntnis 
der vorhandenen Qualifikationen der Erwerbslosen und 
der regionalen Wirtschaftsstruktur die politischen Ent- 
scheidungen zur Bestimmung der Tätigkeitsfelder der 
einzelnen Betriebe sachgerecht getroffen und über die 
Verteilung der finanziellen Mittel entschieden werden. 
Dies bedeutet im Vergleich zur Struktur der bestehenden 
Arbeitsmarktpolitik eine Regionalisierung der Entschei- 
dungskornpetenzen. Auf Bundesebene wären die Rah- 
menbedingungen für einen ÖVBS zu definieren, so z. B. 
allgemeinverbindliche Förderbedingungen wie die Ein- 
haltung tariflicher Standards, Zielgruppen und Maßnah- 
men der Frauenförderung vorzugeben. Den rechtlichen 
Rahmen könnte ein neu zu schaffender Teil eines refor- 
mierten AFG bilden. 

Die Ausgestaltung des ÖVBS jedoch liegt unter Betei- 
ligung der regionalen Arbeitsmarktakteure, von Gewerk- 
schaften und Erwerbsloseninitiativen in der Entschei- 
dungskompetenz der Regionen, also den Zusammen- 
schlüssen der kommunalen Gebietskörperschaften, wo- 
bei eine über die repräsentative Demokratie hinausge- 
hende Einflußmöglichkeit der Bürgerlnnen mittels Ele- 
menten direkter Demokratie verankert werden sollte. 
(Dazu sollten die Erfahrungen aus dem Programm ,,Jobs 
for a change" des Greater London Council Mitte der 
achtziger Jahre in die Konzeption eines ÖVBS einfließen). 
Die notwendigen finanziellen Mittel zur Etablierung ei- 
nes ÖVBS sind aus Steuermitteln des Bundes bereitzustel- 
len, da auf Bundesebene die Handlungsmöglichkeiten 
bestehen, den vorhandenen gesellschaftlichen Reichtum 
entsprechend umzuverteilen und für den ÖVBS nutzbar 
zu machen. 

Umvertei lung für öf fent l iche Beschäftigung 
Gelingt mi t  der Etablierung eines ÖVBS eine deutliche 
Anhebung des Beschäftigungsniveaus, stehen den Ko- 
sten Refinanzierungspotentiale in erheblicher Größen- 
ordnung aufgrund reduzierter Ausgaben für Lohnersatz- 
leistungen in der Arbeitslosenversicherung und Einspa- 
rungen bei der Sozialhilfe und Beitragsrnehreinnahmen 
bei den Sozialversicherungen und Steuermehreinnah- 
men der öffentlichen Haushalte gegenüber. Für 1995 
werden die gesamtfiskalischen Kosten der Erwerbslosig- 
keit auf 160 Milliarden DM geschätzt. Berechnungen zu 
den gesamtwirtschaftlichen Budgeteffekten von bei- 
spielsweise Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen weisen die- 
sen eine Selbstfinanzierungsquote von ca. 70  % zu. Für 
eine gesamtwirtschaftliche Bilanzierung der Kosten eines 
ÖVBS wären zudem die Erlöse aus den erbrachten 
Dienstleistungen und verkauften Gütern zu berücksichti- 
gen. 

Aber auch unter Berücksichtigung der Refinanzie- 
rungsmöglichkeiten und Umschichtungen nach dem 
Motto ,.Arbeit statt Arbeitslosigkeit" finanzieren", wird 
zur Erreichung und Erhaltung der Vollbeschäftigung i n  
der hochproduktiven lndustrienation BRD mittels ÖVBS 
und anderer Reformprojekte ein dauerhaft höheres Ni- 
veau öffentlicher Ausgaben zur Beschäftigungsförde- 
rung notwendig sein. Dies macht eine Umverteilung des 
vorhandenen gesellschaftlichen Reichtums unumgäng- 
lich. Es geht um eine Neuproportionierung der Reich- 
tumsverteilung zu Lasten einer unproduktiven Geldver- 
mögensbildung auf den privaten Konten weniger Reicher 

und zugunsten öffentlicher Ausgaben, die Arbeitsplätze 
schaffen. Konkrete Instrumente sind beispielsweise die 
Annäherung der faktischen Besteuerung an die nominel- 
len Steuersätze bei hohen Einkommen, eine verbesserte 
Erfassung der Einkommen aus Unternehmertätigkeit und 
Vermögen bei der Steuerbemessung, die Sicherstellung 
der vollen Besteuerung der Einkünfte aus Geldvermögen, 
eine Sonderabgabe auf große Geldvermögen (,,sozialer 
Lastenausgleich") und eine effektiv höhere Besteuerung 
von Erbschaften und Vermögen allgemein unter Berück- 
sichtigung entsprechender Freigrenzen für Normalver- 
dienerlnnenl. 

Die ,,alte" Forderung fortschrittlicher Kräfte nach ei- 
ner Umverteilung des gesellschaftlichen Reichtums erhält 
mi t  dem Abschöpfen finanzieller Ressourcen bei hohen 
Einkommenbeziehern und 
Vermögenden einen neuen Gesamtwirtschaftliche Berech- 
Charakter: Neben den An- nungen weisen Arbeitsbeschaf- 
spruch der sozialen Gerechtig- 
keit, der angemessenen Teil- fungsmaßnahmen eine Selbstfi- 
habe am Reichtum und nanzierungsquote von Ca. 70% 
der Überwindung von Armut 
tritt der Anspruch, ,,enteigne- ZU. Für den ÖVBS wären zudem 
ten" im Sinnevon privat ange- die Erlöse aus den erbrachten 
eignetem Reichtum aus ge- 
sellschaftlicher Produktion, Dienstleitungen und verkauften 
der als Spielgeld für Spekula- Gütern zu berücksichtigen. 
tionen an den Finanzmärkten 
dient, wieder der Realwirtschaft zuzuführen und gesell- 
schaftlich nutzbringend einzusetzen. 

Gesellschaftliche Gegenmacht 
Realistisch betrachtet stehen die Durchsetzungschancen 
für einen öffentlich verantworteten Beschäftigungssek- 
tor zur Zeit nicht zum Besten. Dies liegt weniger in den 
vielfach noch offenen und zu klärenden Fragen des Kon- 
zeptes eines öffentlich verantworteten Beschäftigungs- 
ektors begründet, als vielmehr in den gegebenen Kräfte- 
verhältnissen und der weitgehend anhaltenden neolibe- 
ral-konservativen Hegemonie in den öffentlichen Diskur- 
sen. 

Entscheidend für diese öffentlichen Debatten wird 
sein, ob es gelingt, der Politik der Bundesregierung und 
der Arbeitgeber den Deckmantel des Sachzwangs zur 
Rettung des Standorts Deutschland und zur Konsolidie- 
rung der öffentlichen Haushalte im Interesse aller zu rau- 
ben. Die zugrundeliegende knallharte lnteressenspolitik 
zugunsten der Bezieherlnnen von Einkommen aus Unter- 
nehmertätigkeit und Vermögen muß herausgearbeitet 
werden. Ihr müssen klare Alternativen entgegengesetzt 
und in die Gesellschaft hinein für solidarische Lösungsan- 
sätze geworben und mobilisiert werden. Es gilt deutlich 
zu machen, daß es bei den aktuellen Konflikten wie z.B. 
um das ,,Sparpaketa' der Bundesregierung nicht um fi- 
nanzielle Möglichkeiten geht, sondern um eine grundle- 
gende Richtungsentscheidung: Sozialdarwinismus oder 
Solidarität. 

Anmerkung: 
Ausführlichere Konzepte neueren Datums zum Thema Urnvertei- 
lung: Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik: Memorandum 
1996, Köln 1996; Schui, HerberVSpoo, Eckart (Hg.): Geld ist ge- 
nug da, Heilbronn 1996; Büro Buntenbach: Solidarität statt Aus- 
grenzung, (Broschüre), Juni 1996. 
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gruppen (Langzeitarbeitslose bzw. von Langzeitarbeitslo- ÖVBS jenseits der traditionellen Strukturen des öffentli- 
sigkeit bedrohte) einrichten, erhalten eine degressiv gestal- chen Dienstes zu etablieren, um nicht höchst reformbe- 
tete und befristete Förderung. dürftige Bürokratien und Hierarchien in einem neuen 

Ein ÖVBS in der hier vorgeschlagenen Form geht über Sektor zu verfestigen. Die Bereitstellung finanzieller Mit- 
das Konzept der ,,Sozialen Betriebe" insofern hinaus, das tel und deren Verteilung, die Verständigung über Aufga- 
der ,,Existenzgründungscharakter" des Förderprogram- ben und Inhalte der Projekte sowie die Normierung von 
mes nicht übernommen wird. Die degressive Förderung Standards der Arbeitsverhältnisse sind Aufgaben der öf- 
verpflichtet die Sozialen Betriebe, einen kontinuierlich fentlichen Hand, die Projekte sind jedoch in  Regie ver- 
steigenden Anteil ihrer Ausgaben selbst zu erwirtschaf- schiedenster Träger und betrieblicher Eigentumsformen 
ten; nach Auslaufen der Förderung nach fünf Jahren sol- zu installieren. Insofern ist die Etablierung eines ÖVBS ein 
len sich die Betriebe eigenständig über die Vermarktung Experimentierfeld, indem die gemachten Erfahrungen je- 
ihrer Produkte und Dienstleistungen finanzieren. Ein weils eine Modifizierung der Strukturen und Rahmenset- 
ÖVBS würde hingegen auch solche Tätigkeiten umfas- Zungen bedingen sollten. I 

sen, die auch eingedenk einer befristeten Förderung Andererseits wird keine Aufgabenverlagerung aus 
nicht profitabel vermarktet werden können und als ge- dem öffentlichen Dienst, sondern ein Erschließen zusätz- 
sellschaftlich sinnvolle Tätigkeiten auf Dauersubventio- licher Tätigkeitsfelder im ÖVBS angestrebt. Ein ÖVBS un- 
nierung ergänzend zu den selbstewirtschafteten Mitteln terscheidet sich auch dadurch vom klassischen öffentli- 
angewiesen sind. Erst recht, wenn der ÖVBS als Instru- chen Dienst, daß die mi t  öffentlichen Mitteln und öffent- 
ment begriffen wird, das in erheblichem Umfang (reali- lich organisierten neuen Erwerbsarbeitsplätze vor allem 
stisch erscheint zunächst die Größenordnung von einer den heute auf dem Arbeitsmarkt benachteiligten bzw. 
Million Erwerbsarbeitsplätze) Beschäftigung herbeifüh- völlig chancenlosen Gruppen zu gute kommen sollen. 
ren soll, ist die Aufhebung der Orientierung auf Marktni- 
schen, in denen über eine Anschubfinanzierung rentable Erwerbsarbeitsplätze für wen? 
Beschäftigung entsteht, dringend geboten. Um eine höhere Produktivität zu erreichen, ohne zeitli- 

Die amtierende Bundesregierung hat in der Vergan- chen Qualifizierungsvorlauf qualifiziert Dienstleistungen 
genheit die lnstrumente der aktiven Arbeitsmarktpolitik und Güter zu ,,produzierenu und den negativen Auswir- 
rnißbraucht, um die Geltung der Flächentarifverträge kungen langanhaltender Erwerbslosigkeit entgegenzu- 
auszuhöhlen und zu unterlaufen. Neben der Kürzung 

der Sozialleistungen, mit  der 

Die Ausgestaltung des ÖVBS je- der Zwang für Erwerbslose er- 
höht wird, zur Existenzsiche- 

liegt unter Beteiligung der rung (fast) jede Arbeit zu jeder 

reqionalen Arbeitsmarktakteure, Bedingung anzunehmen, und - 
den verschärften Zumutbar- 

"On Gewerkschaften und Er- keitsreqeln und Sanktionsin- - 
werbsloseninitiativen in der Ent- strumenten im AFG und Sozi- 

alhilferecht, gehört die Ein- scheidungskompetenz der Re- führung der ,,berücksichti- 
gienen. gungsfähigen Bemessungs- 

grundlage" in Höhe von 90% 
des Arbeitsentgelts bei ABM und die untertarifliche Be- 

wirken, ist eine heterogene Belegschaftsstruktur in den 
Betrieben des ÖVBS vorteilhaft. Mittels Quotenregelun- , 

gen kann trotzdem sichergestellt werden, daß die neuen 
Arbeitsplätze sogenannten arbeitsmarktpolitischen Ziel- 
gruppen zugute kommen und eine Bestenauslese ver- 
mieden wird. So ist z. B. ein Beschäftigtenanteil von min- 
destens 75% vormals Erwerbsloser und von 50% beson- 
ders am Arbeitsmarkt benachteiligten Gruppen (Lang- 
zeitarbeitslose, Arbeitslose mi t  gesundheitlichen Ein- 
schränkungen oder ohne Berufsabschluß, ältere Arbeits- 
lose u.a.) als zwingende Fördervoraussetzung denkbar. 
Mindestens die Hälfte der Stellen sind - nicht nur bezo- 
gen auf die Gesamt-Beschäftigtenzahl, sondern auch be- 
zogen auf die jeweiligen Tätigkeitsfelder und Qualifikati- 

Zahlung als Voraussetzung für einen ungekürzten Zu- onsebenen - mit Frauen zu besetzen. 
schuß bei der produktiven Arbeitsförderung (5 249h, 5 Die Beschäftigung im ÖVBS ist mit  Qualifizierungsele- 
242s AFG) zu den Instrumenten, mit  denen untertarifli- menten, die sich am Bedarf im Einzelfall orientieren, und 
che Bezahlung und die Ausweitung eines Billiglohnsek- Angeboten der sozialen Betreuung zu kombinieren. Ent- 
tors gesetzlich erzwungen werden sollen. gegen einer vorgelagerten Qualifizierungsphase nach 

Öffentlich geförderte Beschäftigung muß tariflich ab- dem AFG hat eine berufliche Weiterbildung direkt im 
gesicherte, sozial- und arbeitsrechtliche normale Arbeit ÖVBS verbunden mit der dort ausgeübten Beschäftigung 
sein. Entsprechende Regelungen kommen im ÖVBS un- 
eingeschränkt zur Geltung; sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigungsverhältnisse und die Einhaltung der je 
nach Einsatzfeld der Betriebe des ÖVBS geltenden bra- 
chenspezifischen Tarifverträge ist als zwingende Voraus- 
setzung für eine öffentliche Förderung vorzusehen. 

... und öf fent l ichem Dienst 
Da Marktmechanismen und die Bewegungsgesetze kapi- 
talistischer Ökonomien offensichtlich weder Vollbeschäf- 

den Vorteil, Maßnahmen genauer auf die erforderlichen 
Qualifikationen hin ausrichten zu können. Qualifizierung 
und Angebote sozialer Betreuung sollten im ÖVBS je 
nach Betriebsgröße auch überbetrieblich organisiert sein 
und somit ,,im Zugriff" eines regionalen Verbundes meh- 
rerer Betriebe liegen. 

Entsprechend der verschiedenen Aufgaben des ÖVBS 
1 

- ,,nicht marktgängige" Güter und Dienstleistungen an- 
zubieten und vormals Erwerbslosen einen Dauerarbeits- 
platz zu bieten - liegt eine zweigeteilte öffentliche Forde- 

tigung noch eine ausreichende Versorgung aller mit  not- rung nahe: Ein Förderanteil in Abhängigkeit von der Be- 
wendigen Gütern und Dienstleistungen sicherstellen, legschaftsstruktur zur Kompensation der erhöhten Ko- 
sondern vielmehr tendenziell Krisen und Arbeitsplatzver- sten für Qualifizierung und Betreuung und als Ausgleich 
nichtung bedingen, können diese Zielsetzungen nur in für die vergleichsweise niedrigere Produktivität, der nach 
öffentlicher Verantwortung erreicht werden. Öffentliche erfolgreich abgeschlossenen Maßnahmen reduziert 
Verantwortung heißt jedoch nicht, daß die einzelnen wird, und ein von der Belegschaftsstruktur unabhängi- 
Projekte des ÖVBS in staatlicher Regie durchgeführt wer- ger, nach Tätigkeitsfeldern differenzierter Förderbetrag 
den müssen. Hier wird vielmehr vorgeschlagen, einen als Dauersubvention. 

SPD UND JUGEND 

Weite Teile des Papieres bleiben bei 
schwammigen und frei interpretier- 
baren Floskeln. Daß Chancengleich- 
heit ein altes Prinzip sozialdemokra- 
tischer Bildungspolitik ist, ist ja 
schön und gut. Wenn aber beispiels- 
weise gleichzeitig kein einziges Wort 
über das bestehende selektive Bil- 
dungssystem sowie. konkrete Alter- 
nativen in der Schulstruktur verloren 
wird, rnuß in Zweifel gestellt wer- 
den, daß das Prinzip konsequent 
realisiert werden soll. Der Memo- 
Entwurf enthält keine einzige wirk- 
lich neue Forderung (was nicht prin- 
zipiell verkehrt sein muß), aber alle, 
die benannt werden, sind schon ein- 
mal deutlich pointierter beschlossen 
worden. 

2. "Jugend-Beruf-Zukunft" - 
Ausbildungsfinanzierung als 
Symbolkonfl ikt  
Ein wichtiger Diskussionspunkt in 
den nächsten Monaten und auf dem 
Bundesparteitag wird wohl die Aus- 
einandersetzung um die berufliche 
Bildung sein - und nicht allein des- 
wegen, weil mit  "Jugend-Beruf-Zu- 
kunft" das inhaltliche Kernkapitel 
des Memorandums überschrieben 
ist. Erstens drängt die akute und sich 
Jahr für Jahr verschärfende Lage auf 
dem Ausbildungsmarkt zu politi- 
schen Lösungen. Zunehmend wird 
von Jugendlichen der Mangel an 
Ausbildungs- und Arbeitsplätzen als 
zentrale gesellschaftliche Herausfor- 
derung benannt. Für immer mehr 
wird er auch zum persönlichen Pro- 
blem, zumal nicht nur diejenigen 
betroffen sind, die keinen Ausbil- 
dungsplatz bekommen, sondern 
auch Auszubildende, die einen Beruf 
ergreifen müssen, der nicht ihrer 
Wahl entspricht. Es gäbe demnach 
hier die Möglichkeit, direkt etwas für 
Jugendliche zu tun und es kostet zu- 
dem keinen Pfennig aus öffentlichen 
Haushalten - im Gegenteil. Zweitens 
ist die Reform des allgemeinen und 
beruflichen Bildungssystems ein 
ganz wesentliches Projekt, mit dem 
sich die Linke gegen die vorherr- 
schende neoliberale Standortlogik 
profilieren könnte. In der Frage der 
Qualifikationsentwicklung bündeln 
sich die Diskussionen über die Le- 
bensperspektiven von Jugendlichen 
und über die ökonomische Innovati- 
onsfähigkeit bzw. die Zukunft der 
Arbeit. Daher gilt es auch, die De- 
batte grundsätzlicher zu führen und 
nicht allein auf die Frage der quanti- 
tativen Versorgung zu reduzieren. 
Dennoch entwickelt sich drittens die 

Kontroverse über lnstrumente zur 
Schaffung von ausreichend Ausbil- 
dungsplätzen zum symbolischen 
Konflikt über die Regulierungstiefe 
sozialdemokratischer Wirtschaftspo- 
litik. Daher soll im folgenden nun die 
Art und Weise, wie die SPD mit dem 
Thema der Ausbildungsfinanzierung 
umgeht, exemplarisch dargestellt 
werden. 

Als sich ab 1993 die Lage auf 
dem Ausbildungsmarkt wieder zu- 
spitzte, wurde in der SPD überwie- 
gend darauf gesetzt, über Appelle 
und runde Tische vor Ort auf Unter- 
nehmen einzuwirken. Während die 
Gewerkschaften unter Federführung 
der IG-Metall an einem Konzept für 
ein Umlagefinanzierungsmodell 
strickten, wurden zunächst die alten 
Vorbehalte gegen eine solidarische 
Ausbildungsplatzfinanzierung wie- 
der hervorgebracht: sie sei verfas- 
sungswidrig und bürokratisch, sie 
würde die Unternehmen noch mehr 
belasten, sie löse die Probleme aktu- 
ell nicht. Viele Argumentationen ha- 
ben sich an früheren Finanzierungs- 
Modellen abgearbeitet, die bei- 
spielsweise eine Abgabe aller Betrie- 
be unabhängig von der Ausbil- 
dungsleistung vorsahen, obwohl 
niemand mehr über derartige Mo- 
delle nachdachte. 

Symptomatisch war, daß kaum 
über die wirklichen Ursachen der 
Ausbildungsplatzkrise fernab des 
modischen Kostenlamento disku- 
tiert wurde. Hätten die Wortführer 
in der Partei registriert, daß - entge- 

gen den vergangenen Jahrzehnten - 
eben nicht (nur) konjunkturelle und 
demographische Entwicklungen für 
die Ausbildungsplatzlücke verant- 
wortlich sind, sondern ebenso struk- 
turelle Faktoren berücksichtigt wer- 
den müssen, dann hätten sie die 
Aussichtslosigkeit von Appellen er- 
kennen müssen. Die prinzipielle Ori- 
entierungslosigkeit bzw. die fehlen- 
de Bereitschaft, sich eindeutig zu 
positionieren, wurde auf dem 
Mannheimer Bundesparteitag offen- 
bar, als beschlossen wurde, sowohl 
gesetzliche Lösungen, als auch Re- 
gelungen auf Ebene der Kammern 
und sogar Steuererleichterungen für 
ausbildende Unternehmen in Be- 
tracht zu ziehen. 

Hintenrum: d i e  Durchsetzung 
des Kammermodells 
Aus diesem Positionsmix galt es 
nun, eine geeignete Variante her- 
auszugreifen. Dies war vor allem die 
Aufgabe einer eigens beim SPD-Par- 
teivorstand eingerichteteten Projekt- 
gruppe "Jugend-Beruf-Zukunft". 
Diese hat ihre Arbeit nun beendet 
und schlägt nach längeren Ausein- 
andersetzungen in ihrem Abschluß- 
bericht weiterhin vor, daß unter- 
schiedliche Regelungen vorstellbar 
sind. Als Möglichkeiten werden 
zwar auch die "Einführung eines 
bundesgesetzlichen Leistungsaus- 
gleichs" einerseits und mögliche 
"steuerliche Anreizsysteme" ande- 
rerseits erwähnt. Favorisiert wird 
von maßgeblichen Kräften innerhalb 

I-C weniger können 1 
Beim Arbeitsamt jeweils zwischen 

1 Oktober und M,ai gemeldete - 
Lehrstellenangebote und -nachfrage, 

i n  Tausend, Gesarntwirtschaft - 

I 

Quelle: Bundesanstalt fUr Arbeit 

Die Kontroverse 
über lnstrumenfe 
zur Schaffung von 
ausreichend 
Ausbildungsplätzen 
entwickelt sich zum 
symbolischen 
Konfl ikt  über die 
Regulierungstiefe 
sozialdemokrati- 
scher Wirfschafispo- 
litik. 
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Nur eine gesetzliche 
Umlagefinanzierung 

könnte über einen 
Berufsausbildungs- 
fonds die Vergabe 

der M i t te l  nach 
bedarifsorientierten 

bzw. qualitativen 
Kriterien organisie- 

ren. 

Anstatt den Wider- 
spruch zwischen 

einzelbetrieblicher 
und gesamtwirt- 

schaftlicher Rationa- 
l i tät  z u  erkennen 
und dementspre- 
chende politisch- 

regulierende 
Eingriffe als not -  

wendig z u  begrei- 
fen, sol l  nach 

Ansicht maßgebli- 
cher Kräfte in der 

SPD die Politik sich 
zurückhalten und 
der Wirtschaft die 

Regelung selbst 
überlassen. 

der SPD jedoch die sogenannte 
Kammerlösung (vgl. R.Hahn/ 
T.Kämmerer in spw 3/96). Nachdem 
lange Zeit jede Form des Finanzie- 
rungsausgleichs skeptisch beurteilt 
bzw. explizit abgelehnt wurde, sind 
die Hardliner wie NRW-Wirtschafts- 
minister Clement angesichts des in- 
nerparteilichen und öffentlichen 
Drucks bzw. der offensichtlichen Er- 
folglosigkeit "weicher" Maßnahmen 
nun auf das Kammer-Modell "in Ei- 
genverantwortung der Wirtschaft'' 
eingeschwenkt 

Bemerkenswert ist, daß diese Po- 
sition binnen weniger Wochen in 
verschiedensten Verlautbarungen 
der SPD verankert wurde. Der An- 
satz findet sich ebenso im soge- 
nannten Alternativ-Programm "Zu- 
kunft sichern-Zusammenhalt stär- 
ken", in einem Papier der NRW- 
Landtagsfraktion und sogar im aktu- 
ellen Koalitionsvertrag Schleswig- 
Holstein - ohne jedoch, daß ein 
Bundesparteitag sich nun deutlich 
für eine der drei Varianten ausge- 
sprochen hätte. Im Falle NRW wird 
sogar ein Parteitagsbeschluß miß- 
achtet: beschlossen wurde im April 
dieses Jahres auf Initiative der Jusos 
eine eindeutige Festlegung auf die 
Umlagefinanzierung gemäß DGB- 
Modell. 

Anreizend: das Finanzierungs- 
gutachten 
Eine wissenschaftliche Unterfütte- 
rung für den Gedanken des Kam- 
mer-Modells liefert ein jüngst vom 
Bielefelder Bildungsökonomen Die- 
ter Timmermann im Auftrag des 
NRW-Wirtschaftsministeriums vor- 
gelegtes Gutachten "Anreizsysteme 
für ausbildende Unternehmen". Be- 
reits der Titel macht deutlich, daß 
der Auftrag vorsah, die Eigenverant- 
wortung der Wirtschaft als sakro- 
sankt zu begreifen und lediglich 
mögliche ökonomische Anreize auf- 
zuzeigen, die es Unternehmen ren- 
tabel erscheinen lassen. mehr Aus- 
bildungsplätze anzubieten. Es sei 
am Rande angemerkt, daß dieses 
"politische Gutachten" von einem 
Ministerium im Auftrag gegeben 
wurde, das gleichzeitig alternative 
verkehrspolitische Erkenntnisse des 
renommierten Wuppertal-Institutes 
mit  dem Argument von Tisch 
wischt, es handele sich um "politi- 
sche Gutachten". 

Das dennoch lesenswerte Papier 
beschreibt in seinem ersten Teil zu- 
nächst sehr richtig aktuelle Entwick- 
lungstendenzen des beruflichen Bil- 

dungssystems und zukünftiger An- 
forderungen an berufliche Qualifika- 
tion. Sowohl die strukturellen Ursa- 
chen für den Ausbildungsplatzab- 
bau (abgesehen von der Überbeto- 
nung der angeblich zu hohen Aus- 
bildungskosten) als auch qualitative 
Modernisierungsdefizite des dualen 
Systems der Berufsausbildung wer- 
den durchaus erkannt. Timmer- 
manns Erosionsszenario skizziert die 
zu erwartenden Konsequenzen, 
wenn die Politik weiter auf die 
Selbststeuerungsleistungen des dua- 
len Systems setzt: weiterer Abbau 
von Ausbildungsplätzen gerade in 
Großbetrieben und Zukunftsbran- 
chen, Rückfall des dualen Systems 
auf den Handwerksbereich, Anstieg 
der Jugendarbeitslosigkeit, Training- 
on-the-job in den Großbetrieben, 
Expansion von Vollzeitberufsschulen 
und Warteschleifen, steigende Ko- 
sten für die öffentlichen Haushalte 
und letztendlich die durch Qualikati- 
onsdefizite entstehende Blockade 
ökonomischer Innovationen. 

Um so mehr verwundert es, 
wenn in den weiteren Teilen z.T. 
haarsträubende Lösungsvorschläge 
gemacht werden. Zunächst entwik- 
kelt Timmermann "Anreizsysteme 
im Rahmen des einzelbetrieblichen 
Finanzierungssystems". also Vor- 
schläge, wie Unternehmen von Aus- 
bildungskosten entlastet werden 
können. Einerseits sind dies Ansätze 
zur Kostensenkung, andererseits 
nennt er Möglichkeiten der öffentli- 
chen Subventionierung. Zur ersten 
Gruppe gehört die Möglichkeit, die 
Betriebe von der Zahlung von Sozial- 
abgaben für Auszubildende zu ent- 
lasten (da die Ausbildungsvergü- 
tung tarifvertraglich geregelt wird) 
oder die Steigerung von produktiven 
Anteilen der Ausbildung am Arbeits- 
platz zuungunsten z.B. von theoreti- 
schen Anteilen. Zur zweiten Gruppe 
gehören Vorschläge, ausbildenden 
Betrieben 2.B. Abschreibungen von 
"betrieblich erzeugtem Humankapi- 
tal", Abzüge von der Steuerschuld 
oder direkte staatliche Zuschüsse zu 
gewähren. 

Beide Gruppen von Vorschlägen 
garantieren jedoch noch längst nicht, 
daß tatsächlich Ausbildungsplätze ge- 
schaffen werden. Sie sind verteilungs- 
politisch zudem inakzeptabel und 
führen wohl eher zu einer Minderung 
der Ausbildungsqualität als zu ihrer 
Steigerung. Das zweite Lösungspaket 
beinhaltet Möglichkeiten von "Anreiz- 
Systemen außerhalb des Rahmens des 
einzelbetrieblichen Finanzierungssy- 

stems" - also solche, die auf finanziel- 
le Ausgleiche zwischen ausbildenden 
und nicht oder nur unzureichend aus- 
bildenden Unternehmen hinauslau- 
fen. Nach einer Betrachtung mögli- 
cher Modelle konzentriert er sich auf 
die Darstellung des von ihm zumin- 
dest im Gutachten favorisierten "Be- 
rufsausbildungfonds in Eigenregie 
und Eigenverantwortung der Wirt- 
schaft auf Kammerebene". Eben die- 
ses Modell - allerdings weniger kon- I 

kret - wird aktuell von der SPD begün- 
stigt. In den weiteren Auseinanderset- 
zungen scheint also ein Streit "Kam- 
mer-Modell" gegen "Umlagefinanzie- 
rungs-Modell" bevorzustehen. 

Karnmerrnodell gegen Urnlage- 
f inanzierung 
Das im Finanzierungsgutachten vor- 
geschlagene Modell nimmt als Aus- 
gangspunkt die Eigenverantwor- 
tung der Wirtschaft, die es zu erhal- 
ten gelte. Daher solle zunächst auf 
die "Einsicht und Vernuft der Arbeit- 
geberseite" gesetzt und ein Aus- 
gleichssystem in "kollektiver Selbst- 
verpflichtung" eingefordert werden. 
Erst wenn dieser Aushandlungspro- 
zeß nach 2-3 Jahren nicht zum er- 
wünschten Ergebnis führt, wird als 
ultima ratio eine gesetzliche Rege- 
lung vorgeschlagen. Ob freiwillig 
oder per Gesetz: das Modell sieht 
eine Umlage der Kammern (IHK, 
Handwerkskammer, Landwirt- 
schaftskammer, Kammern der freien 
Berufe u.a.) vor, über deren Verwen- 
dung diese selbst entscheiden sol- 
len. Alle Betriebe, deren Ausbil- 
dungsplatzquote die durchschnittli- 
che Quote z.8. ihres Kammerbezir- 
kes unterschreitet, sollen einen be- 
stimmten Prozentsatz vom Umsatz 
in den Fonds einzahlen. 

Der DGB fordert hingegen das 
Modell einer gesetzlichen Umlagefi- 
nanzierung, das eine Abgabe aller 
Betriebe und Verwaltungen vorsieht. 
Die Höhe der Abgabe soll sich nach 
den jährlich tatsächlich benötigten 
Gesamt-Ausbildungskosten richten. 
Als Bezugsgröße werden mehrere 

L 

Varianten (Bruttolohn- und Gehalt- 
summe, Anzahl der Beschäftigten, 
Umsatz) für möglich erachtet. Mög- 
lich ist ebenso die Berechnung der 
Abgabe nach Zielquotenerreichung, 
d.h. alle Betriebe, die unter der für 
ein auswahlfähiges Angebote nöti- 
gen Ausbildungsquote bleiben, 
müssen pro fehlendem Ausbil- 
dungsplatz zahlen. Die Abgabe soll 
an die Bundesanstalt für Arbeit ge- 
zahlt werden, die die Mittel an ihre 

bleiben: Öffentliche Kinderbetreuung, Pflege- und Alten- 
arbeit, soziokulturelle Stadtteilarbeit, politische oder be- 
rufliche Weiterbildung und vieles andere mehr. Aber 
auch im Bereich der gewerblichen Wirtschaft, im Hand- 
werk und im Produktionssektor Iäßt sich sinnvolle Be- 
schäftigung nachweisen, wenn der ausschließliche Blick- 
winkel der Profitlogik verlassen und heute externalisierte 
und nicht berücksichtigte Folgekosten mitgerechnet wer- 
den: arbeitsintensive Reparaturen von Gebrauchsgütern 
statt vermeintlich billigerem Wegwerfen, Ausweitung 
von Recycling und Erhöhung der Zerlegungstiefe, um ver- 
mehrt Rohstoffe wieder der Produktion zuzuführen. 

Aus ökologischer Sicht sind öffentliche Investitions- 
Programme für eine Energie- und Verkehrswende längst 
überfällig. Unter diesen Bedingungen einer öffentlich in- 
duzierten Erhöhung der gesamten Nachfrage nach um- 
weltverträglicheren Gütern und Systemen verliert die Ge- 
fahr der Substitution von vorhandenen Erwerbsarbeits- 
plätzen durch öffentlich verantwortete Beschäftigung 
ihre Brisanz und es erscheint naheliegend, einen Teil die- 
ser Nachfrage für die Beschäftigung vormals Erwerbslo- 
ser im ÖVBS zu nutzen (siehe unten). Die Vergabe öffent- 
licher Aufträge beispielsweise im sozialen Mietwoh- 
nungsbau oder öffentlichen Nahverkehr sollte an die Be- 
dingung gekoppelt werden, daß ein bestimmtes Arbeits- 
volumen in Kooperation mi t  Betrieben des ÖVBS er- 
bracht wird. 

dung und Umschulung (FuU), Arbeitsbeschaffungsmaß- 
nahmen (ABM) und der ,,produktiven Arbeitsförderung" 
in Form pauschalierter Lohnkostenzuschüsse (5 249h. 5 
242s AFG) kann heute - wohlwollend formuliert - in be- 
scheidenem Ausmaß Dequalifizierungsprozessen und 
der Zementierung der Ausgrenzung aus dem Erwerbsar- 
beitsmarkt entgegenwirken und im Einzelfall Brücken in  
den ,,ersten Arbeitsmarkt" bauen. Die strukturelle Ar- 
beitsplatzlücke von rund sie- 
ben Millionen fehlenden Er- Wenn der ÖVBS als Instrument 
werbsarbeitsplätzen wird je- 
doch nicht angegangen, so- begriffen wird, das in erheb- 

- -  - 

daß die ,,Brückenr, auch bei lichem Umfang Beschäftigung 
gedachter quantitativer und 
qualitativer Verbesserunq der herbeiführen soll, ist die Auf- 
Maßnahmen allzu o f t  im hebuna der Orientierung auf 

4 - 
Nichts enden (müssen), da der 
erste Arbeitsmarkt die zur In- Marktnischen dringend gebo- 
tegration benötigten Erwerbs- ten. 
arbeitsplätze nicht hergibt. 
Während die Befristung der Maßnahmen konstituieren- 
des Prinzip der aktiven Arbeitsmarktpolitik darstellt, ist es 
erklärtes Ziel des ÖVBS, das Erwerbsarbeitsvolumen über 
die Einrichtung zusätzlicher Dauerarbeitsplätze (und so- 
mit  ohne Befristungen) zu erweitern. 

Auch mit dem neuen arbeitsmarktpolitischen Konzept 
der ,,Sozialen Betriebe", das erstmals unter rot-grüner Re- 
gierungsverantwortung in Niedersachsen und mittlerweile 
(in Ansätzen) auch von anderen Bundesländern umgesetzt 
wird, wird das Prinzip der Befristung durchbrochen: Betrie- 
be, die mindestens 50% unbefristete Erwerbsarbeitsplätze 
zu tariflichen Bedingungen für arbeitsmarktpolitische Ziel- 

Dauerarbeitsplätze jenseits v o m  zweitklassigem 
Arbeitsmarkt ... 
Aktive Arbeitsmarktpolitik nach dem Arbeitsförderungs- 
gesetz (AFG) mit  den zentralen Instrumenten Fortbil- 

Dienstleistung irn gartenpflegerischen Bereich bei der GeDiRec Bottrop 
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NEUE GEMEINWIRTSCHAFT? SPD UND JUGEND 

Gesellschaftlicher Nutzen 
statt größtmögliche 

Eckpunkte eines Öffentlich verantworteten 
Beschäftigungssektors 

von Annelie Buntenbach und Martin Künkler* 

z wei Geschäftsleute sitzen in einem Restaurant und 
unterhalten sich über die wirtschaftliche Entwick- 
lung. Zufrieden lehnt sich einer zurück: „Wir ha- 

ben in den letzten Jahren viel geschafft. Sehr viele neue 
Arbeitsplätze geschaffen." Der Kellner dreht sich um und 
sagt: „Ja, und zwei davon habe ich." 

Dies ist bereits weitgehende Realität im vermeintli- 
chen Job-Wunderland USA und offensichtlich die ar- 
beitsmarktpolitische Perspektive der Bundesregierung 
und der Arbeitgeber. Mi t  ihrem Programm ,,für mehr 
Wachstum und Beschäftigung" - George Orwell Iäßt 
grüßen - und dessen Umsetzungsgesetzen, die weitge- 
hend vom Bundestaa bereits beschlossen wurden, setzt - 
die Bundesregierung konsequent ihre Basisphilosophie 
der ,,Verbilligung der Ware Arbeitskraft" in die Tat um: 
Pauschale Kostensenkungsprogramme für Unterneh- 
men, Deregulierung der Arbeitsmärkte, Demontage des 
Sozialstaates mit  der Brechstange ... 

Gelingt dieser marktradikale Umbau von Arbeits- 
markt (und Gesellschaft!), bleiben reduzierte Kernbeleg- 

schaften, denen olympiareife . . 

Hier, w o  keine Arbeitsplätze i m  LeistWlen abverlangt wer- 
den, in weiter deregulierten 

marktwirtschaftlichen Selbst- Arbeitsverhältnissen, nehmen 

lauf entstehen. setzt der prekäre Beschäftigungsver- ~- - - ~- 

hältnisse und der über eine 
öffentlich verantwortete Be- durchlöcherte soziale 

schäftigungssektor an. cherung vermittelte Zwang 
zur Annahme (fast) jeder Ar- 

beit zu jedem Preis und jeder Bedingung zu, verstetigt 
sich die Polarisierung von Einkommen und Lebenschan- 
cen, mit  der zweifelhaften Perspektive eines Nutzens für 
einige wenige, deren Renditen aus Vermögen und Unter- 
nehkertätigkeit (insbesondere im weltmarktorientierten 
Segment) abermals kräftig steigen. 

Diese ,,Sparpolitik" - genauer: die Umverteilungspoli- 
tik von unten nach oben - ist zum Erreichen des hochge- 
steckten Ziels einer Halbierung der registrierten Erwerbs- 
losigkeit kontraproduktiv, da über die Reduzierung öf- 
fentlicher Ausgaben und die realen Lohneinbußen der 
abhängig Beschäftigten sowie über Kürzungen der Sozi- 
alleistungen die binnenwirtschaftliche Nachfrage weiter 
geschwächt und die ohnehin schleppende Konjunktur 
kaputtgespart wird. Die (Arbeitsmarkt)Politik der Bundes- 

* Annelie Buntenbach MdB, Bündnis 9 0 D i e  Grünen, 
Martin Kiinkler. Mitarbeiter im Büro Buntenbach 

regierung ist nicht geeignet, ein höheres Beschäftigungs- 
niveau zu erreichen und sie ist erst recht nicht die einzi- 
ge, quasi naturgesetzliche und somit alternativlose Ant- 
wort auf die Arbeitsmarktkrise. 

Perspektive einer gesellschaftlich bes t immten  
Ökonomie 
Der kurzfristig wirksamste Hebel im Kampf gegen die- 
Massenerwerbslosigkeit liegt in weiteren Schritten der 
kollektiven Arbeitszeitverkürzung. Es gilt, die heutige 
pervertierte Form des vorhandenen Zeitwohlstands - 
aufgrund höchster Produktivität reicht ein immer kleine- 
res Arbeitszeitvolumen zur Produktion des gesellschaftli- 
chen Reichtums - durch eine Neuverteilung der vorhan- 
den Erwerbsarbeit auf mehr Schultern zu überwinden 
und den Zeitwohlstand für die Gesellschaft nutzbar'zu 
machen. Neben dieser Umverteilung des Erwerbsarbeits- 
volumens sind Wege zu beschreiten, die auf eine Aus- 
weitung des Erwerbsarbeitsvolumens, also die Schaf- 
fung zusätzlicher Dauerarbeitsplätze abzielen. Neben 
der politischen Steuerung der Märkte mittels Wirt- 
schafts-, Industrie- und Strukturpolitik mi t  dem Ziel eines 
sozial-ökologischen Umbaus und der Stärkung der in- 
ländischen Nachfrage ist hierzu die Etablierung eines Öf- 
fentlich verantworteten Beschäftigungssektors von zen- 
traler Bedeutung. Die nachfolgend skizzierten Eckpunkte 
eines Öffentlich verantworteten Beschäftigungssektor 
(ÖvBS) sind nicht als Entgegensetzung zu ähnlich orien- 
tierten Vorschlägen (z.B. der ,,Memorandum-Gruppe") 
zu verstehen, nicht als Ei des Kolumbus, sondern als Dis- 
kussionsbeitrag, als Versuch, einen Ansatz konkret und 
greifbar zu machen, um sich daran reiben zu können. 

Nicht alles, was die Gesellschaft braucht, nicht alle 
notwendigen Güter und Dienstleistungen werden in ka- 
pitalistischen Ökonomien ,,automatisch" angeboten. 
Sinnvolle Aufgaben bleiben unerledigt und Arbeit liegt 
brach, da sie in der profitorientierten Logik nicht lohnt. 
Hier, wo keine Arbeitsplätze im marktwirtschaftlichen 
Selbstlauf entstehen, setzt der ÖVBS an. Im Kern geht es 
um das Zusammenführen von defizitären Bereichen, den 
ungedeckten Bedarfen an gesellschaftlich sinnvoller Ar- 
beit und dem Mangel an existenzsichernden Erwerbsar- 
beitsplätzen, mit  den Potentialen für gesellschaftliche 
Wohlfahrt, die im immensen gesellschaftlichen Reichtum 
liegen, der entgegen allen Spar- und ,,Gürtel-enger- 
schnallen"-Parolen weiterhin real wächst. Könnte ein sol- 
cher Beschäftigungssektor durchgesetzt werden, wür- 
den im Resultat Güter und Dienstleistungen bereitge- 
stellt, die insbesondere denjenigen zugute kommen, die 
nicht über die materiellen Ressourcen verfügen, die heu- 
te nicht öffentlich zugänglichen Produkte und Dienste 
privat einkaufen zu können. Gleichzeitig würde Beschäf- 
tigung in einem erheblichen Umfang mobilisiert, die ei- 
nen entscheidenden Beitrag zur Überwindung der anhal- 
tenden Massenerwerbslosigkeit leisten kann. 

Die Etablierung eines ÖVBS ist ein konkreter Ausdruck 
der umfassenderen Perspektive einer gesellschaftlich be- 
stimmten Ökonomie. Nicht eine größtmögliche Verwer- 
tung von Kapital (und Arbeitskraft), sondern der best- 
mögliche gesellschaftliche Nutzen wird zentraler Orien- 
tierungspunkt wirtschaftlicher Aktivitäten. 

Sozial nützl iche Güter und Dienste 
Offensichtlich gibt es in den Bereichen Soziale Dienstlei- 
stungen, Bildung und Kultur ungedeckte Bedarfe und 
eine Vielzahl sinnvoller Tätigkeiten, die heute unerledigt 

regionale Struktur (Arbeitsämter) 
weitergibt. Diese müssen ein aus- 
wahlfähiges Angebot an Ausbil- 
dungstellen, d.h. Anzahl der Bewer- 
berlnnen plus 12.5% gewährleisten. 
Die Verteilung der Mittel soll über 
die paritätisch besetzten Verwal- 
tungsausschüsse der Arbeitsämter 
organisiert werden. 

Eine Beurteilung, welches der 
beiden Modelle geeigneter ist. muß 

I 
von den aktuellen Herausforderun- 
gen für das berufliche Bildungssy- 
stem ausgehen. Wenn ein solidari- 
sches Finanzierungsmodell auch 
nicht alle Probleme zu lösen imstan- 
de ist, so kann es dennoch Spielräu- 
me für weitergehende Regulierun- 
gen eröffnen: 

Es muß ein finanzieller Lasten- 
ausgleich zwischen ausbildenden 
und nicht ausbildenden Betrieben 
geschaffen werden. 

Regional ist ein auswahlfähiges 
Angebotes an qualifizierten Ausbil- 
dungsplätzen zu gewährleisten. 

Qualifizierungspolitik muß mi t  
regionaler Arbeitsmarkt- und Struk- 
turpolitik verknüpft werden, damit 
auf bestehende und zu erwartende 
Defizite in der Qualifikationsstruktur 
reagiert werden kann. 

Junge Frauen müssen ihr bislang 
auf wenige Bereiche eingegrenztes 
Berufsspektrum erweitern können. 
Die Vergabe von Mitteln aus einem 
Umlagefinanzierungsfonds könnte 
an die Einhaltung einer Frauenquote 
geknüpft werden. 

Benachteiligte Gruppen (Gering- 
qualifizierte, junge Ausländerinnen) 
müssen im besonderen Maße geför- 
dert werden. 

Das duale System braucht eine 
qualitative Weiterentwicklung. In- 
novative Modellprojekte in  Koope- 
ration m i t  Betrieben können aus 
einem Umlagefonds bezuschußt 
werden 

Gegebenfalls kann auch ein Bei- 
trag zur Übernahme von Auszubil- 
denden geleistet werden, wenn die 

I volle Mittelvergabe an die Einhal- 
tung einer Mindestübernahmequote 
gekoppelt wird. 

Während die Schaffung von 
mehr Ausbildungsplätzen innerhalb 
eines Kammerbezirkes durch das 
0.g. Modell zwar möglich wäre, hört 
es bei weitergehenden Zielsetzun- 
gen schon auf. Nur eine gesetzliche 
Umlagefinanzierung könnte über ei- 
nen Berufsausbildungsfonds die 
Vergabe der Mittel nach bedarfsori- 
entierten bzw. qualitativen Kriterien 
organisieren. 

Dieser Kritikpunkt und weitere Män- 
gel sprechen gegen eine Kammerre- 
gelung: 

Das Ausbildungsplatzproblem ist 
nicht nur verursacht worden durch 
die gewerbliche Wirtschaft. Da eine 
öffentliche Verwaltung oder die Kir- 
che aber nicht in einer Kammer or- 
ganisiert ist, würden diese Bereiche 
bereits aus der Umlage ausgenom- 
men. Timmermann spricht in seinem 
Gutachten zwar hier und da von den 
"Kammern und ihren vergleichbaren 
Institutionen"; wie dies aber genau 
aussehen sollte, bleibt offen. 

Die Aufteilung der Kammern ist 
nicht deckungsgleich mit den Ar- 
beitsamtbezirken. Eine sinnvolle Ver- 
teilung der Mittel nach den Anfor- 
derungen regionaler Strukturpolitik 
und der Ausgleich regionaler Gefälle 
bzw. zwischen alten und neuen Län- 
dern wäre mit  einer Kammerumlage 
nicht machbar. 

Eine Kammerumlage läuft prak- 
tisch in Eigenregie der Wirtschaft. 
Mitbestimmung und Kontrolle sei- 
tens der Arbeitnehmerlnnen bzw. 
Gewerkschaften ist kaum zu ge- 
währleisten. Unklar ist, wer über die 
Vergabe der Mittel entscheidet. In 
den Berufausbildungsausschüssen 
der Kammern sind die Arbeitnehmer 
zwar paritätisch vertreten, diese 
Ausschüsse haben aber nur einge- 
schränkte Möglichkeiten und verfü- 
gen über keine arbeitsmarkt- bzw. 
strukturpolitische Kompetenz. Die 
staatliche Seite ist zudem überhaupt 
nicht präsent. Das Kammermodell 
sieht eine Abgabe vor, die sich nicht 
an der Bewerberlnnenzahl, d.h. also 
am tatsächlichen Bedarf an Ausbil- 
dungsplätzen, sondern am Fach- 
kräftebedarf der Unternehmen ori- 
entiert. Wenn aber alle Betriebe Aus- 
bildungskapazitäten abbauen, ist 
eine Orientierung an der durch- 
schnittlichen Ausbildungsquote 
längst nicht ausreichend. 

Der sozialdemokratische 
Verzicht auf  wirtschafts- 
pol i t ische Eingri f fe 
Bei der Diskussion um die beiden 
Ansätze handelt es sich allerdings 
weniger um eine Abwägung von Ef- 
fizienz und Effektivität der beiden 
Modelle. Es geht vielmehr um eine 
ordnungspolitische Frage: soll die Ei- 
genverantwortung der Wirtschaft 
beibehalten werden oder wollen wir 
eine demokratische Gestaltung der 
beruflichen Bildung unter Einbezie- 
hung von Politik und Gewerkschaf- 
ten? Daher handelt es sich u m  eine 
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symbolische Auseinandersetzung 
darüber, welche Einflußnahme auf 
wirtschaftliche Abläufe die SPD 
überhaupt will. Eine gesetzliche Um- 
lagefinanzierung wäre ein Beispiel 
sowohl für die gesellschaftlich sinn- 
volle Verwendung von Ressourcen 
(d.h. auch eine Umverteilungsmaß- 
nahme) als auch für eine Maßnahme 
der bewußten Regulierung von öko- 
nomischen Fehlentwicklungen. Ge- 
nau dies wird aber von maßgebli- 
chen Kräften in  der SPD explizit ab- 
gelehnt. Deutlich wird die verfochte- 
ne Logik an einem Satz aus einem 
jüngst veröffentlichten Positionspa- 
pier des NRW-Wirtschaftsministeri- 
ums zur beruflichen Bildung: "Die 
Landesregierung wird ihre Aufgabe 
als Moderator weiter wahrnehmen 
und intensivieren". Eine Reihe pro- 
minenter Landespolitiker (allen vor- 
an die "Blair-Boys" Schröder und 
Clement) wollen den Rückzug des 
Staates auf eine Moderatorenrolle 
bzw. sie stellen sich offensiv an die 
Seite der Unternehmen, deren Inter- 
esse mit Landesinteresse gleichge- 
setzt wird. 

Der enorme Einfluß der Wirtschaft 
auf die berufliche Bildung wird nicht 
kritisiert, die daraus resultierenden 
Probleme und Engpässe werden igno- 
riert. Im Gegenteil: dieses Ordnungs- 
prinzip wird auch noch unnötig über- 
höht. Anstatt den Widerspruch zwi- 
schen einzelbetrieblicher und gesamt- 
wirtschaftlicher Rationalität zu erken- 
nen und dementsprechende politisch- 
regulierende Eingriffe als notwendig 
zu begreifen, soll die Politik sich zu- 
rückhalten und der Wirtschaft die Re- 
gelung selbst überlassen. Das Timmer- 
mann-Gutachten hält fest: "Der we- 
sentliche Gedanke in der Diskussion 
um Fondslösungen scheint zu sein, 
daß mit Fondslösungen auch kollekti- 
ve Steuerungs- und Entscheidungs- 
strukturen verbunden sind, sie ein ver- 
ändertes Machtverhältnis in die be- 
triebliche Ausbildung hineintragen 
würden und der Bestandssicherung 
des einzelbetrieblichen Finanzierungs- 
Systems, vor allem der unternehmeri- 
schen Entscheidungsautonomie ent- 
gegenstehen." Dies sollte aber von 
Sozialdemokratlnnen nicht unbedingt 
als Gegenargument verstanden wer- 
den. 
Die eingebrachten Befürchtungen 
vor einem bürokratisierten Etatismus 
sind nicht grundsätzlich falsch, aber 
oftmals vorgeschoben. Es geht nicht 
um die Aufstellung eines Fünfjahres- 
plans der beruflichen Bildung, son- 
dern um ein Modell der gesellschaft- 

lichen Steuerung, daß regional alle 
wichtigen arbeitsrnarktpolitischen 
Akteure mit  einbezieht. Ergänzt 
werden müßte die Urnlagefinanzie- 
rung als Maßnahme zur Verwirkli- 
chung des Rechts auf Ausbildung 
um ein intregrales Konzept von Qua- 
lifizierungs- und Strukturpolitik und 
um einen Ausbau der Mitbestim- 
mungsmöglichkeiten von Auszubil- 
denden. 

3. Welche Jugend will die SPD? 
Nicht das bloße Bekenntnis, daß sich 
die SPD "niemals mit  der Arbeitslo- 
sigkeit junger Menschen" abfinden 
wird, sondern das offensive Aufgrei- 
fen von Interessen junger Men- 
schen, die Darstellung von politi- 
schen Alternativen und ihre Einbet- 
tung in gesellschaftliche Reformpro- 
jekte wie das einer Bildungsreform 
ist erforderlich. Daß die Ausführun- 
gen der SPD schwammig und defen- 
siv sind, ist jedoch Absicht: 

Einerseits verhindern innere Wi- 
dersprüche eine deutlichere Positio- 
nierung. Weitergehende Reforman- 
sätze würden den Widerstand der 
Haushaltspolitikerlnnen und der 
neoliberalen Standortfraktion her- 
vorrufen. 

Andererseits wird im Memoran- 
dum analysiert, daß die Jugendli- 
chen "für politische Ideologien kei- 
nen Sinn mehr" hätten. Dem Um- 
stand soll anscheinend durch inhalt- 
liche Konturenlosigkeit Rechnung 
getragen werden. Es stellt sich daher 
die Frage, welche Jugend die SPD ei- 
gentlich für sich gewinnen will. 
Auch die junge Generation ist nicht 
homogen, sondern setzt sich aus 
verschiedenen Milieus, Szenen und 
auch politischen Orientierungen zu- 
sammen - selbst wenn vieles nicht 
mehr so einfach zu schematisieren 
ist wie zu Papas und Mamas Zeiten. 
Nicht aber die Jugendlichen, die Wi- 
derstand und kollektive Proteste or- 
ganisieren, finden Beachtung und 
Lob bei der Parteispitze, sondern die 
angepaßten Kids, die eher unpoli- 
tisch-karitative Aktionen wie "Schü- 
ler helfen Leben" durchführen. Die 
vielfach zu beobachtenden Versu- 
che - die eigene Jugendorganisation 
bewußt ausgrenzend - an den ver- 
meintlichen Mainstream der Jugend 
heranzukommen, sprechen eben- 
falls dafür, daß es nicht die linken 
und kritischen Jugendlichen sind, an 
die die SPD ran möchte. 

Gerade die kritischen, kreativen 
und kompetenten Potentiale der 
Gesellschaft werden aber benötigt, 

SPD UND JUGEND 

wenn Hegemoniefähigkeit das Ziel 
sein soll. Gerade dann müssen 
Jugendliche, die gesellschaftliche 
Widersprüche erkannt haben, für 
einen konstruktiven Dialog gewon- 
nen werden. Zwar ist es richtig, daß 
kollektive Lösungsansätze in der jun- 
gen Generation derzeit nicht un- 
bedingten Vogue sind. Dies darf je- 
doch nicht zur Folge haben, den An- 
spruch auf politische Regulierung 
preiszugeben. Vielmehr müssen die 
gestiegenen emanzipatorischen Po- 
tentiale in einem neuen Projekt der 
demokratischen Gesellschaftsent- 
wicklung gebündelt werden. Und im 
übrigen sind Jugendliche - das zei- 
gen die Erfahrungen der Jusos mit 
Diskussionen über die Umlage- 
finanzierung - sehr wohl für Maß- 
nahmen zu gewinnen, die über das 
Konsens-Gequatsche hinausgehen, 
wenn diese konkret benannt werden 
und an erfahrbaren Widersprüchen 
ansetzen. 

Der Diskussionsprozeß im Vor- 
lauf des Parteitages sollte von den 
Jusos und allen weiteren interessier- 
ten Teilen der Partei dazu genutzt 
werden, den Widerspruch zwischen 
der Jugend und der SPD aufzu- 
greifen und zu politisieren. Natürlich 
muß auch die biedere Art und Wei- 
se, mit der die Sozialdemokratie sich 
in die Öffentlichkeit begibt, an den 
Pranger. Viel wichtiger ist es jedoch, 
sich nicht einfach nur an der "Mut- 
terpartei" abzuarbeiten, sondern 
den laufenden Diskussionsprozeß zu 
nutzen, um Kontakte zu anderen 
fortschrittlichen Kräften zu knüpfen 
und einen "alternativen Jugend- 
diskurs" zu führen. Dieser müßte 
ausgehen von den entwickelten An- 
sprüchen Jugendlicher an Arbeit 
und Leben, die Widersprüche zwi- 
schen ihnen und der Realität poli- 
tisieren und Alternativen in Reform- 
projekten bündeln. Irn Mittelpunkt 
muß die Auseinandersetzung um 
die Zukunft der Arbeit und des Bil- 
dungssystems stehen und kein pseu- 
dofortschrittliches Blabla über neue 
Generationenverträge oder Verträge 
mit der Zukunft. 

Wahrscheinlich sind hier die 
möglichen gewerkschaftlichen Pro- 
teste in diesem Jahr entscheidender 
als der SPD-Parteitag. Das bei Ju- 
gendlichen ramponierte Image der 
SPD kann von heute auf morgen so- 
wieso nicht verbessert werden - und 
mi t  kosmetischen Operationen 
schon gar nicht. 
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der durch die öffentliche Förderung abgemildert, aber 
nicht abgeschafft ist. Gleichzeitig aber haben die Be- 
schäftigten dieses Bereichs - anders als heute in man- 
chen arbeitsmarktpolitischen Projekten - die Gewähr, et- 
was Sinnvolles für sich und die Gesellschaft zu tun. 

Eine so konzipierte neue Arbeitspolitik ist ihrem Cha- 
rakter nach eher offensiv als defensiv und kann sogar 
neue Maßstäbe für die Arbeit im staatlichen und markt- 
wirtschaftlichen Sektor setzen, also eine gesamtgesell- 
schaftlich reformerische Ausstrahlung entfalten. Aber ei- 
nes kann sie mit  Sicherheit nicht: die heute bestehende 
Massenarbeitslosigkeit überwinden. Denn öffentlich un- 
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terstützte Arbeit wird nicht für die Millionenzahl all jener 
bereitgestellt werden können, die vom marktwirtschaftli- 
chen Prozeß ins Abseits gedrängt werden. Die Unterbe- 
schäftigung kann letztlich nur durch radikale - d.h. 
ebenfalls öffentlich gestützte - Strategien der Arbeits- 
umverteilung überwunden werden. 

Es mag deshalb als Denkmodell sinnvoll sein, die 
quantitative Dimension dieser neu konzipierten Arbeits- 
förderung im Rahmen dessen zu halten, was derzeit für 
die ,,aktive Arbeitsmarktpolitik" im weiteren Sinne (ABM, 
Qualifizierungsmaßnahmen, Frühverrentung usw.) auf- 
gewendet wird bzw. in der bisherigen arbeitsmarktpoliti- 
schen Reformdiskussion gefordert wird. Mi t  einer sol- 
chen Konzeption wären eine Ausweitung der Maßnah- 
men ohne Steuer- oder Beitragserhöhungen möglich, 
weil in  viel größerem Maße als bisher eigene Erlöse der 
Arbeitsmarktprojekte zur Finanzierung herangezogen 
werden könnten. 

Durch effizienteres Wirtschaften in den Arbeitsmarkt- 
projekten Iäßt sich der Subventionsbedarf verringern 
oder der Umfang der öffentlich geförderten Tätigkeiten 
ausweiten - oder beides gleichzeitig. Schließlich könnten 
steuerliche Vergünstigungen entsprechend den Vor- 
schlägen von Eichstädt-Bohlig die Entwicklungsdynamik 
in dem neukonstituierten Bereich der gemeinwohlorien- 
tierten Wirtschaft unterstützen. 

Schließlich wird eine Politik der radikalen Arbeitszeit- 
verkürzung und Arbeitsumverteilung den gesellschaftli- 
chen Bedarf an Umschulungen und Qualifizierungen er- 
heblich steigern. Denn Arbeitszeitverkürzungen bewir- 
ken nur dann eine Umverteilung der vorhandenen Arbeit, 
wenn sie nicht nur in den Bereichen mit großen Produkti- 
vitatsreserven durchgesetzt werden, sondern auch dort, 
w o  die Kapazitäten ausgelastet und die Produktivität 
hoch entwickelt ist, w o  also auf Grund der verkürzten Ar- 
beitszeit Arbeitskräfteknappheit entsteht. Eine derartige 
Politik der Arbeitsumverteilung beschleunigt also Struk- 
turwandel auf dem Arbeitsmarkt und muß deshalb durch 
umfassende Qualifizierungs- und Umschulungsprogram- 
rne unterstützt werden. Hier kann durchaus an die ge- 
genwärtige Praxis der Bundesanstalt angeknüpft werden. 

C Wenn die Schritte der Arbeitszeitverkürzung in grö- 
ßeren, für die betriebliche Planung handhabbaren Zeit- 
abständen vollzogen wird, können die tatsächlich benö- 
tigten Qualifizierungs- und Umschulungsaktivitäten 
rechtzeitig genug in Angriff genommen werden. Denn 
nur vorhandene oder zu erwartendende Arbeitskräfte- 
knappheit gibt zuverlässig Aufschluß über den wirklichen 
Bedarf, während der Arbeitskräfteüberfluß in  Zeiten der 
Massenarbeitslosigkeit den zukünftigen Bedarf eher ver- 
schleiert. In der gegenwärtig besonders in  den ostdeut- 
schen Ländern vielfach zu beobachtenden Praxis eines 
,,blindenu Qualifizierungsaktivismus, der den Menschen 
immer wieder neue ,,Warteschleifen" im Weiterbildungs- 

Druckerei bei der GeDiRec Bottrop 

Wesen zumutet, offenbart sich nichts weiter als das hilf- 
lose Agieren der Arbeitsmarktpolitiker angesichts der 
Massenarbeitslosigkeit. 

Arbeitsförderung beseitigt nicht die Massenarbeitslo- 
sigkeit, aber sie ist in der Lage, einen Teil des überschüssi- 
gen Arbeitspotentials durch Arbeitsmarktprojekte und 
sinnvolle Qualifizierung zu gestalten. Dies ist eine Chan- 
ce, die allerdings nur dann zum Bestandteil einer umfas- 
senden gesellschaftlichen Reformkonzeption werden 
kann, wenn sie tatsächlich in eine Strategie der gesamt- 
gesellschaftlichen Arbeitsumverteilung eingebettet ist. 

Anmerkungen: 
Bergmann, Christine (Hrsg.): Initiative für einen öffentlich geför- 
derten Arbeitsmarkt, Berlin 1993 
Senatsverwaltung für Arbeit und Frauen Berlin (Hrsg.): Zukunfts- 
orientierte Arbeitsmarktpolitik - Ausbau eines öffentlich geförder- 
ten Beschäftigungssektors, Konferenzreader, Berlin 1994 
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5. Leitsatz: Gesellschaftlich als nützl ich def inierte 
Arbei t  da r f  n i ch t  diskr iminiert  werden  
,,Warum sollte die qualifizierte Arbeit der Betreuung von 
alten Menschen, nur weil sie auf dem zweiten Arbeits- 
markt verrichtet wird, schlechter bezahlt werden als eine 
qualifizierte technische Arbeit auf dem ersten Arbeits- 
markt?" Diese Frage hat Walter Riester, der zweite Vorsit- 
zende der Industriegewerkschaft Metall, in einem Inter- 
view gestellt, als es um die Frage ging, ob die öffentlich 
geförderte Arbeit in Projekten des ,,zweiten Arbeits- 
markts" nicht schlechter entlohnt werden müsse als die 
im normalen gewerblichen oder staatlichen Sektor. Un- 
ternehme~ertreter, konservative und liberale Politiker 
fordern dies seit langem mi t  dem Ziel, unterhalb des 
,,normalenu Arbeitsmarkts einen Niedriglohnsektor für 
unqualifizierte Arbeiten jeglicher Art zu installieren und 

letztlich die Spannweite tarifli- 
Wenn der öffentlich geförderte cher Standards nach unten 
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allerdings von den Arbeitsmarktprojekten häufig nicht 
ausgeschöpft werden können - nicht nach oben, weil öf-  
fentliche Fördergelder nicht für übertarifliche Zulagen 
verwendet werden dürfen, und nicht nach unten, weil 
Versetzungen auf minderbezahlte Arbeitsstellen bzw. 
Entlassungen dem sozialen Auftrag der Projekte wider- 
sprechen. Richtig ist also nicht die generelle Herabstu- 
fung der Löhne - und sei es durch eigene Tarife für den 
öffentlich geförderten Sektor -, sondern die deutliche Er- 
weiterung der personalpolitischen Kompetenzen der Ge- 
schäftsführungen in Bezug auf Einstufung, Arbeitsein- 
satz, Zulagen, Versetzungen und auch - im äußersten 
Fall - Entlassungen. Natürlich müssen Faulheit, Disziplin- I 

losigkeit usw. ,,bestraft" werden können, wenn der bis in  
die Sozialdemokratie hinein wirksamen Demagogie ge- 
gen den ,,Sozialmißbrauch" begegnet werden soll. q 

Aber wenn von den Verantwortlichen in den Projek- 
ten zu Recht die Aufwertung des ,,Zweiten Arbeits- - 

Beschäftigungssektor ausdrück- hin auszudehnen. markts" zu einem gleichrangigen Beschäftigungssektor 

~ - Auch im sozialdemokra- gefordert wird, sollten sie alles meiden, was seine Nach- 
lich als erwünschter, gleichran- tisch-gewerkschaftlichen so- rangigkeit, seine Zweitklassigkeit bestätigt und fest- 

giger ~ ~ ~ ~ - , ä f t i ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ k t ~ ~  an- wie im grünen Spektrum gibt schreibt. Öffentliche Förderung - das muß zu allererst 
. . .  .. P . es Stimmen, die ein ,,Ab- eine positive Entscheidung für die bestimmte, in den Pro- 

gesehen wird, ist  die Forderung standsgebot" gegenüber der jekten und Betrieben geleistete Arbeit beinhalten. Dies 
nach Minderbezahlung und Arbeit im ,,ersten Arbeits- 

markt" für erforderlich halten. 
schlechterem arbeitsrechtlichem Unterstützt werden sie von 

Status widersinnig. Verantwortlichen in  der Ge- 
schäftsführung von Arbeits- 

marktprojekten (z.6. Eichstädt-Bohlig, in früherer Funkti- 
on  Geschäftsführerin der STAllBAU GmbH, Berlin), die 
auf Grund ihrer zuweilen leidvollen Erfahrungen mi t  Ar- 
beitsmoral, Leistungsfähigkeit, Lernbereitschaft ihrer Kli- 
entel die Forderung nach besonderen, d.h. auch niedri- 
geren tariflichen Standards für Projekte des ,,zweiten Ar- 
beitsmarkts" erhoben haben. Die Entlohnung entspre- 
chend der üblichen Branchentarife fördere die Immobili- 
tät der Projekt-Teilnehmerinnen und Teilnehmer, lasse 
ihre häufig geringere Leistungsfähigkeit und -bereit- 
schaft außer Acht und untergrabe insbesondere bei Ju- 
gendlichen die Bereitschaft, schlechter entlohnte Ausbil- 
dungsplätze anzunehmen. Weil gleichzeitig der perso- 
nalpolitische Spielraum in Arbeitsmarkprojekten auf 
Grund ihres sozialen Auftrags eingeengter als in norma- 
len gewerblichen Betrieben sei, könnten Leistungsunwil- 
ligkeit, Verantwortungslosigkeit usw. nicht sanktioniert, 
Kreativität und Engagement nicht honoriert werden. 
Letztlich werde dadurch sowohl den Projekten als auch 
den darin beschäftigten Personen geschadet, weil die 
notwendige Leistungsorientierung des öffentlich geför- 
derten Beschäftigungssektors nicht durchgesetzt werden 
könne. 

Die Erfahrungen der bestehenden Arbeitsmarktpro- 
jekte müssen ernst genommen werden, auch wenn die 
aus ihnen abgeleitete Forderung nach generell niedrige- 
rer Entlohnung in  einem öffentlich geförderten Beschäf- 
tigungssektor nicht überzeugt. Denn einsichtig ist sie nur 
dann, wenn der öffentlich geförderte Beschäftigungssek- 
tor  prinzipiell als nachrangig und minderwertig definiert 
wird. Wenn er allerdings, wie es in der Frage des stellver- 
tretenden IG-Metall-Chefs anklingt, ausdrücklich als er- 
wünschter, gleichrangiger Beschäftigungssektor angese- 
hen wird, ist die Forderung nach Minderbezahlung und 
schlechterem arbeitsrechtlichen Status widersinnig. 

In den bestehenden Branchentarifverträgen gibt es in 
aller Regel erhebliche Differenzierungsmöglichkeiten, die 

schließt die Subvention von aus welchen Gründen auch 
immer ,,leistungsgeminderten" Arbeitskräften nicht aus. 
Denn wer zum Beispiel auf Grund gesundheitlicher Be- 
einträchtigungen die normalen Leistungsnormen nicht 
erfüllen kann, sollte nicht durch verminderte Entlohnung 
bestraft werden. Dies gilt im übrigen sowohl für den öf- 
fentlich geförderten wie für den ,,ersten Arbeitsmarkt". 

... und eine no twend ige  Ergänzung 
Arbeitspolitik, dies dürfte nach all dem bisher Gesagten 
klar sein, ist mehr als Arbeitsmarktpolitik - auch mehr als 
jene in der Reformdiskussion geforderte qualitativ und 
quantitativ erweiterte Arbeitsmarktpolitik, die auf eine 
deutliche Aufwertung des ,,zweiten Arbeitsmarkts" zielt. 
Durch eine neue Arbeitspolitik wird ein Teil des vom „er- 
sten Arbeitsmarkt" freigesetzten gesellschaftlichen Ar- 
beitspotentials in einem demokratischen Entscheidungs- 
prozeß nach dem Kriterium des gesamtgesellschaftlichen 
Nutzens neu gestaltet. Erst damit kann der Sektor öffent- 
lich geförderter Beschäftigung aus seiner Nachrangigkeit 
gegenüber dem ,,ersten Arbeitsmarkt" befreit und zu ei- 
nem gleichrangigen, für die Gesellschaft auf die Dauer 
lebenswichtigen Arbeitsmarkt werden. 

Dieser Arbeitsmarkt kann und muß die sozialen Inte- 
grationsfunktionen der bisherigen ,,aktiven Arbeits- 
marktpolitik" beibehalten und ausbauen. Aber er weist 
sich vor allem inhaltlich aus: als Bereich gesellschaftlich 
notwendiger, aber nicht notwendig kommerziell ver- 
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wertbarer Tätigkeiten, die weder im staatlichen noch 
vom privatwirtschaftlichen Sektor angemessen verrichtet 
werden und die doch Elemente beider Sektoren in jeweils 
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zweckmäßigster Form miteinander kombinieren. Diese 
Konzeption einer neuen Arbeitspolitik, die u.a. mit dem 
Aufbau eines neuen gemeinwirtschaftlichen Sektors und 
neuer gemeinschaftlicher Selbsthilfestrukturen in Stadt- 
teilen und Landkreisen einhergehen muß, verbietet jede 
tarifliche und arbeitsrechtliche Diskriminierung der Be- 
schäftigten - aber sie verlangt den Beschäftigten auch 
mehr ab als dies bisher in vielen Projekten des ,,zweiten 
Arbeitsmarkts" getan wird: Engagement, Professionali- 
sierung und dort, w o  es möglich und nützlich ist, ein Ar- 
beiten unter marktwirtschaftlichem Konkurrenzdruck, 
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I n den letzten Jahren hat sich fast unbemerkt von der 
großen politischen Öffentlichkeit unter Arbeitsmarkt- 
politikerlnnen und -experten eine Renaissance der Dis- 

kussion u m  einen gemeinnützigen neuen Sektor von Be- 
schäftigung zwischen Privatwirtschaft und Staat bzw. öf- 
fentlichem Dienst entwickelt. Bei aller Unterschiedlichkeit 
der Ansätze und vorgeschlagenen Instrumente, über die 
da diskutiert wird, stimmen sie darin überein, daß die ge- 
genwärtige Beschäftigungslücke auf der einen Seite und 
die nicht gedeckten gesellschaftlichen Bedarfe an sozia- 
len, ökologischen und anderen Produkten und Dienstlei- 
stungen auf der anderen Seite nicht hinzunehmen sind. 
Dieser Mißstand wird mi t  herkömmlichen neoliberalen 
wirtschafts- und gesellschaftspolitischen Ansätzen nicht 
zu beseitigen sein. 

Das Grundprinzip eines dem entgegengesetzten ge- 
meinwirtschaftlichen Ansatzes ist, daß der Ertrag dieser 
wirtschaftlichen Tätigkeit in Form niedrigerer Preise oder 

Registrierte Arbeitslose und Beschäftigte in 1 1 1 
ArbeitsbeschaFfunymai3n.hm.n (jeweils im Mii) in Tausend t 
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durch Bereitstellung von Gütern und Dienstleistungen, 
öffentlicher Infrastruktur, die auf dem freien Markt nicht 
für die Allgemeinheit erschwinglich wäre, zur Verfügung 
gestellt würde. Das immer wieder genannte anders defi- 
nierte ökonomische Kalkül spielt in diesen sozialpoliti- 
schen Diskussionen u m  die Beseitigung der Massenar- 
beitslosigkeit ebenso eine Rolle wie in wieder aktuellen 
Ansätzen von haushaltswirtschaftlicher Ökonomie statt 
einzelbetrieblicher Sichtweise (,,Ökonomie des ganzen 
Hauses" bei Negt, Altvater u.a.). 

Historische Rolle der  Gemeinwirtschaft  
Ähnlich wie in der Bewertung der ,,Niederlage des Sozialis- 
mus" wird es auch bei einer Debatte um einen neuen ge- 
meinwirtschaftlichen Sektor ausreichend warnende Stim- 
men geben, die mit  ,,Gemeinwirtschaft" nur das Ende des 
gemeinwirtschaftlichen Unternehmens der Gewerkschaf- 
ten ,,Neue Heimat" verbinden und so den gesamten histori- 
schen Ansatz diskreditiert sehen. Einmal davon abgesehen, 
daß auch die ,,Neue Heimat" nicht nur ,,Dreck" war, gibt es 
auch ansonsten keinen Grund, in diesen Topos konservati- 
ver Gewerkschaftskritik zu verfallen. Vielmehr stellt sich Ge- 
rneinwirtschaftsbewegung als eine Säule der Arbeiterlnnen- 
bewegung dar, die genauso wie die Partei und die Gewerk- 
schaften (erste und zweite Säule) und der Kampf um eigen- 
ständige Freizeit- und Kulturorganisationen und -formen 
(als mindestens vierte Säule) eine historisch jeweils unter- 
schiedlich große Rolle spielte. 

Für andere Konzeptionen der Arbeits- und Sozialpoli- 
tik und eine andere gesellschaftliche Entwicklung muß, 
obwohl sie in  den vergangenen Jahren auch zum Teil un- 

Aktualität eines Projektes 
I I  Neuer Gemeinwirtschaft" 

Einleitung zum Heftschwerpunkt 

von Stefan Schostok* 

erfreuliche Entwicklungen angenommen hat, an ihren 
Prinzipien und Ansatzpunkten (z. B. Demokratieprinzip, 
Identitätsprinzip gegen Entfremdung, Verbesserung der 
Qualität der Arbeit, Selbsthilfe, planerische Prinzipien 
usw.) festgehalten werden. Die Diskussionen um eine Re- 
form und Neudefinition der Parteien, die aktuellen De- 
batten um die Zukunft der Gewerkschaftspolitik und die 
Suche nach Alternativen in der Freizeit-, Kultur- und Me- 
dienpolitik sind notwendige Elemente einer Redefinition 
radikalreformerischer Politik. Und hierzu gehört unter 
heutigen veränderten Bedingungen auch eine Redefinit- 
ion von Gemeinwirtschaft und gemeinwirtschaftlichen 
Konzeptionen! 

Beschäftigungskrise und d i e  Notwendigkei t  einer 
,,Neuen Gemeinwirtschaft" 
Gegenwärtig schreiten gesellschaftliche Spaltungspro- 
zesse voran. Reorganisationsmaßnahmen in der Indu- 
strie, damit verbundene Auslagerungen in Zulieferbetrie- 
be, die Zunahme von Scheinselbständigkeiten, Privatisie- 
rungen öffentlicher Dienstleistungen, ein massiver An- 
stieg geringfügiger Beschäftigungsverhältnisse in den 
letzten fünf Jahren, Schattenwirtschaft usw. (siehe DIW 
50195) lassen einen immer größeren Ring von prekären 
Beschäftigungsverhältnissen entstehen, der sich jedwe- 
der arbeitspolitischen Gestaltung entzieht. Die sozialen 
Ausgrenzungsprozesse an den Rändern der Gesellschaft 
werden durch die Politik der Regierungskoalition ständig 
verschärft. Die vergangenen Novellen der Gesetzgebung 
zur Arbeitsförderuna und So- ., 
zialhilfe (vgl. den Aufsatz von ZU den notwendiqen Elementen 
Putz in diesem Heft) haben 
immer offenkundiaer die einer Redefinition radikalrefor- ., 
Durchsetzung eines Niedrig- merischer Politik gehört unter 
lohn-Bereichs zum Ziel. Wäh- 
rend sich der beschriebene heutigen Bedingungen auch eine 
,,graue Sektor" von Beschäfti- Redefinition von Gemeinwirt- 
gung jenseits von Staat und und gemei nwi rtschaftli- 
privater Wirtschaft ausdehnt, 
hinken die Instrumente der öf- chen Konzeptionen. 
fentlichen Arbeitsmarkt- und 
Förderpolitik hinter den Beschäftigungsveränderungen 
ständig hinterher. Zum Teil wird der Beschäftigungsver- 
lust auch mi t  marktliberaler Begründung sich selbst 
überlassen. 

Diesem muß eine alternative Strategie entgegenge- 
setzt werden. Sie darf dabei nicht nur auf die Schaffung 

* Stefan Schostok, Mitglied des SPD-Bezirksvorstands Hannover, spw-Redaktion 
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von Arbeitsplätzen durch Umbau und Modernisierung 
der Industrie (in lnfrastrukturfeldern wie Energie, Verkehr 
und Kommunikation) setzen. Ebenso muß in der Arbeits- 
marktpolitik ein Paradigmenwechsel stattfinden, der die 
gewaltigen sozialen Spaltungen und Beschäftigungsver- 
luste in Staat und Privatwirtschaft zur Kenntnis nimmt 
und die mittlerweile unzureichenden Konzepte eines 
zweiten Arbeitsmarktes zu einem gleichberechtigten 
,,dritten Sektor" von Erwerbsarbeit weiterentwickelt. 

Als wesentlichste Aufgabe steht deshalb nach wie vor 
eine Reform der Arbeitsmarktpolitik und damit des Ar- 
beitsförderungsgesetzes an. Hierzu sind in den vergan- 
genen Jahren mit dem Vorschlag der SPD-Bundestags- 
fraktion für ein Arbeitsmarkt- und Strukturförderungsge- 
setz (siehe den Artikel von Marianne Weg in spw Nr. 79, 
5/94) und dem ,,Memorandum für ein neues Arbeitsför- 
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derungsgesetz" vom Arbeitskreis AFG-Reform Beiträge 
entwickelt worden, die durch ihre regional- und struktur- 
politischen Elemente erste Ansätze für eine Regulierung 
dieser oben beschriebenen ,,grauen Zonen" von Arbeit 
bieten. In dieser Ausgabe nimmt Martin Kempe eine Be- 
wertung der gegenwärtigen Arbeitsmarktpolitik und 
neuerer Konzepte vor. Er kommt zum Schluß, daß eine 
Ausdehnung dieser Konzeptionen in Richtung eines ge- 
meinwirtschaftlichen Sektors erforderlich ist, um über 
das bisherige Terrain der Arbeitsmarktpolitik hinaus (mit 
seiner alleinigen Ausrichtung auf den ,,Ersten Arbeits- 
markt") auf neue sozialverpflichtende Wirtschaftsformen 
und eine neue Sozialstaatlichkeit zu kommen. 

Darüberhinaus stellen wir aber aber auch gemeinsa- 
me Ansatzpunkte und große Schnittmengen zu Positio- 
nen bei Bündnis 90/Die Grünen und der PDS fest. In der 
Debatte zum Umbau der Arbeit qehen die Positionen von - 
staatlicher Regulierung bis hin zu Selbstorganisationl 
Selbstverwaltung und Dezentralisierung. Dieser „ge- 
meinwirtschaftliche Sektor" stellt damit auch einen ge- 
meinsamen Ansatzpunkt für ein ,,Crossover" radikalre- 
formerischer Konzepte dar. Am Ende eines solchen Dis- 
kussionsprozesses kann sich mit  der Ausgestaltung eines 
gemeinwirtschaftlichen Sektors eine gemeinsame Vor- 
stellung zur wirtschaftlichen und gesellschaftlichen De- 
mokratisierung herauskristallisieren. Annelie Buntenbach 
und Martin Künkler (B901Grüne) beschreiben hierzu 
rechtliche und organisatorische Umrisse eines öffentlich 
verantworteten Beschäftigungssektors (ÖvBS). Sie ma- 
chen konkrete Vorschläge für neue Institutionen und ei- 
nen Umbau des Arbeitsförderungsgesetzes. Harald Wer- 
ner (PDS) entwickelt ebenfalls Vorstellungen für einen 
gemeinwirtschaftlichen Sektor, der sich auf soziale, kul- 
turelle und ökologische Gemeinschaftsaufgaben konzen- 
trieren soll. 

Weiterentwicklung innovativer Arbeitsmarkt in- 
s t rumente 
Für ein Konzept sind bestehende innovative Instrumente 
der aktiven Arbeitsmarktpolitik dahingehend zu überprü- 
fen, inwieweit sie Ansatzpunkte für einen solchen Sektor 
bieten. Dies setzt natürlich voraus, daß weitere Kürzun- 
gen von Mitteln und Verschlechterungen des AFG erst 
einmal verhindert werden und Landesregierungen mi t  
sozialdemokratischer Beteiligung dieses Instrumentarium 
sichern und sich für weitergehende Diskussionen öffnen. 
Bewertungen und ~berprüfungen müssen für die Wei- 
terentwicklung von Instrumenten wie z.B. Soziale Betrie- 
be, Arbeitskrafte- und Dienstleistungspools, Beschäfti- 
gungs- und Qualifizierungsgesellschaften angestellt wer- 
den. 

.,. Soziale Betnebe (siehe auch Ulf Trombach zu den 

AL ,,Sozialen Betrieben" in Niedersachsen) sollen als Instru- 
_# ment der aktiven Arbeitsmarktpolitik Dauerarbeitsplätze 

r" 
für Langzeitarbeitslose in gewinnorientierten Betrieben 
schaffen. Im Mittelpunkt steht dabei die marktnahe Pro- 
duktion und Dienstleistung. Die Teilnehmerlnnen eines 
Projektes sind als Arbeitnehmerlnnen produktiv tätig. Sie 
tragen zur Refinanzierung der Arbeitsplatze durch die Er- 
wirtschaftung eines Teils der Aufwendungen bei. Unklar 
nach den ersten Jahren des Experiments mit  diesem Mo- 
dell ist, ob das ambitionierte Ziel, ohne weitere staatliche 
Förderung wirtschaftlich eigenständig tätig zu sein, er- 

L 

reicht werden kann. Ein Problem kann zukünftig in der 
Notwendigkeit fortlaufender öffentlicher Förderung lie- 
gen. Es ist die Frage zu beantworten, ob soziale und 

Elektroschrott-Demontage bei der GeDiRec Bottrop 
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der weiß. Gleichzeitig erscheint es völlig unrealistisch, 
den seit kurzem bestehenden gesetzlichen Anspruch auf 
einen Kindergartenplatz für jedes in  Deutschland leben- 
de Kind durch die massenhafte Neueinrichtung staatli- 
cher Kindertagesstätten einlösen zu wollen. Es gibt also 
gar keine andere Möglichkeit als die Unterstützung aller 
möglichen Selbsthilfeaktivitäten von Privatpersonen, Ver- 
bänden, Kirchen usw., und vieles spricht dafür, die wich- 
tigsten Problembereiche der sozialen Versorgung (Kin- 
derbetreuung, Versorgung von Alten und Pflegebedürfti- 
gen usw.) für die Arbeitsförderung zu öffnen, obwohl sie 
nach herkömmlichem Verständnis zu den Regelaufgaben 

g der Öffentlichen Hand gehören. 
Das gleiche gilt für Selbsthilfe in anderen Bereichen - 

beispielweise im Wohnungsbau, bei der Instandsetzung 
von Wohnungen, bei der Sanierung und Pflege des Woh- 
numfelds usw.. Kommerzielle handwerkliche Dienstlei- 
stungen sind für viele Menschen heute nicht mehr be- 
zahlbar. Gleichzeitig schafft der allgemeine Trend zur Ar- 
beitszeitverkürzung den Menschen größere zeitliche 
Spielräume zur Ausgestaltung ihres Lebensumfelds - ein 
Trend, der ohnehin aus gesellschaftspolitischen Gründen 
weiter forciert werden sollte. In einem neuen gemein- 
wirtschaftlichen Sektor könnte unter anderem eine öf- 
fentlich unterstützte Infrastruktur der handwerklichen 
Selbsthilfe geschaffen werden - vom stadtteilbezogenen 
Bauhof und Werkzeugverleih bis hin zu den von Eich- 
städt-Bohlig erwähnten neuen Formen des sozialen 
Wohnungsbaus. 

Überall dort, w o  Menschen ihre Probleme selbst in 
die Hand nehmen, sich aus der Passivität des Nichtstuns 
oder der sozialstaatlichen Zuteilungen herausbewegen, 
ist es richtig, Arbeit zu fördern - auch und gerade dann, 
wenn dies mit  einem zeitweiligen oder teilweisen Rück- 
zug aus dem formellen Sektor der Erwerbsarbeit verbun- 
den ist. Warum soll sich ein ländlicher Häuslebauer nicht 
mit  Unterstützung durch die Instrumente der Arbeitsför- 
derung für ein Jahr aus seinem normalen Job verabschie- 
den, wenn eine Vertretung garantiert ist? Es käme der 
Arbeitslosenstatistik zugute und der Häuslebauer könnte 
seine Baukosten und seine Verschuldung senken. 

Schließlich sind viele jener ,,sozialen Betriebe", die 
schon heute Langzeitarbeitslosen und sonstigen ,,Pro- 
blemgruppen" des Arbeitsmarkts eine Beschäftigung im 
handwerklichen und Dienstleistungsbereich bieten, Bei- 
spiele effektiver und gesellschaftlich höchst nützlicher 
Selbsthilfe - von der Stadtküche bis zum Fahrrad-Laden, 
vom Holzbaubetrieb bis zu öffentlichen Fuhrunterneh- 
men. 

Dies setzt allerdings eine marktwirtschaftlich effizien- 
te Betriebsführung voraus, die derzeit durch Restriktio- 
nen im Förderrecht erheblich behindert wird. Einschrän- 
kungen in Bezug auf die Tätigkeitsfelder öffentlich geför- 
derter Betriebe müssen weitgehend beseitigt, die freie 
Vermarktung ihrer Produkte und Dienstleistungen muß 
ermöglicht werden. Die ökologische Sanierung und Wie- 
deraufbereitung verseuchter Industrieflächen etwa ist 
eine wirtschaftsnahe Dienstleistung, die nicht umsonst 
erbracht werden muß, sondern den privatwirtschaftli- 
chen Nutzern in Rechnung gestellt werden kann. Die 
Möglichkeiten für Verbleib und Reinvestition der erziel- 
ten Erlöse im Betrieb müssen deutlich erweitert werden. 
Die zeitlichen Befristungen für die Förderung von Be- 
schäftigten auf dem ,,zweiten Arbeitsmarkt" sind vielfach 
zu kurz. Sie entziehen den Projekten immer wieder die 
gerade aufgebauten Qualifikationen und verhindern da- 
mit  notwendige und wünschenswerte Professionalisie- 
rungsprozesse. Ohne diese aber ist marktwirtschaftliches 
und - so erforderlich - konkurrenzfähiges Arbeiten mit  
oder ohne öffentliche Förderung kaum möglich. Im übri- 
gen werden die Voraussetzungen für den Übergang in  
den ,,ersten Arbeitsmarkt" sowohl für ausgründungswil- 
lige Projekte wie für einzelne Arbeitskräfte um so besser, 
je professioneller in  den Arbeitsförderprojekten gearbei- 
tet werden kann. 

4. Leitsatz: Die neue Arbeitspol i t ik kann  lmpulse 
für eine Reform des öffent l ichen Handelns geben 
u n d  neue Arbeitsformen experimentell erproben 
lnfolge der Finanzkrise der Öffentlichen Hand werden 
schon heute viele vormals staatliche Aufgaben von Ar- 
beitsmarktprojekten übernommen. Dies hat zum Teil 
heftige Proteste der Beschäftigten im Öffentlichen Dienst 
und ihrer Gewerkschaften ausgelöst, zum Teil aber auch 
(besonders in Ostdeutschland) die einzige Möglichkeit 
eröffnet, bestimmte Aufgaben überhaupt auszuführen. 
Die Verlagerung bislang staatlicher Tätigkeiten in den Be- 
reich öffentlich geförderter gemeinwirtschaftlicher Ar- 
beit kann zu einem Abbau sozialstaatlicher Standards 
und öffentlicher Beschäftigung führen, wenn sie allein fi- 
nanziellen Sachzwängen gehorcht und keine neue Idee 
der zu leistenden Arbeiten entwickelt. 

Sie kann aber auch Chan- 
cen eröffnen, die eingefahre- Eine so konzipierte neue Ar- 
nen, vielfach ineffektiven und 
der zu leistenden Arbeit nicht beitspoliti k ist  ihrem Charakter 
adäquaten Gleise des staatli- nach eher offensiv als defensiv 
chen Verwaltungshandelns zu 
verlassen, die in der Diskussi- und kann sogar neue Maßstäbe 

3. Leitsatz: Gesellschaftlich nützl iche u n d  deshalb on um die Reform des Öffent- für die Arbeit im staatlichen und 
öffentlich geförder te Arbei t  muß von  Restriktio- lichen Dienstes seit langen 
nen  befrei t  werden Jahren problematisiert wer- marktwirtschaftlichen Sektor 
Arbeitsförderuna bezieht sich auf gesellschaftlich ge- den. Die betriebliche oder die setzen, als0 eine aesamtaesell- 

C U U 

wollte Arbeit. sie ist positiv definiert und deshalb verbie- Projektform der Arbeitsmarkt- 
tet sich jede Eingrenzung auf jene durch die derzeit im initiativen bieten weitaus grö- 

schaftlich reformerische Aus- 
Arbeitsförderungsgesetz noch verankerte Nische zwi- ßere Möglichkeiten zu Flexibi- strahlung entfalten. 
schen dem kommerziellen Markt und regulär staatlicher lität, zu betriebswirtschaftlich 
Tätigkeit, die mit dem Wort ,,Zusätzlichkeit" definiert 
wird. Ganz im Gegenteil: dort  w o  der Markt seiner Auf- 
gabe, die Bevölkerung mi t  bestimmten Gütern und 
Dienstleistungen zu bezahlbaren Preisen zu versorgen, 
ungenügend nachkommt (etwa im Wohnungsbau, zum 
Teil auch im Handwerk), ist eine durch öffentliche Ar- 
beitsförderung installierte Konkurrenz durch gemein- 
wirtschaftliche Betriebe geradezu wünschenswert. 

effektiver Arbeitsorganisation und Investitionstätigkeit, 
also zu all dem, was Finnegan als positive Eigenschaften 
eines ,,sozial orientierten Unternehmertums" hervorhebt. 
Insofern kann ein öffentlich geförderter gemeinwirt- 
schaftlicher Sektor auch zu einem interessanten und pro- 
duktiven Experimentierfeld für die Reform des Öffentli- 
chen Dienstes werden, allerdings nur unter einer zentra- 
len Voraussetzung: 
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ist darin doch gleichzeitig die Aussage enthalten, er habe 
und schaffe keinen eigenen, aus sich selbst begründeten 
Wert. Wenn es die sozialen Notstände nicht gäbe, wenn 
die Arbeitslosigkeit morgen verschwände, dann - so er- 
gibt sich folgerichtig aus dieser Argumentation - könnte 
auch der ,,zweite Arbeitsmarkt" ohne spürbaren Verlust 
für die Gesellschaft wieder verschwinden. 

Das ist zwar in mancher Hinsicht schon heute von der 
Realität überholt. Besonders in Ostdeutschland wären 
viele Kommunen ohne die Arbeitsmarktprojekte über- 
haupt nicht lebensfähig, weil das Geld auch für die not- 
wendigsten kommunalen Dienstleistungen fehlt. Und 
eine systematische Aufbereitung verseuchter Industrie- 
flächen - insbesondere bei den ehemaligen Produktions- 

Stätten des DDR-Chemiekom- 
Die zeitlichen Befristungen für binats - für zukünftiqe Wirt- 

die Fördewng von Beschäftigten schaftliche ~u tzun '  wäre 
ohne die von der Bundesan- 

auf dem „zweiten Arbeitsmarkt" für Arbeit, den 
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Das gleiche gilt für hochsubventionierte Branchen, die 
ohne staatliche Unterstützung kaum eine Überlebens- 
chance hätten: jeder Arbeitsplatz im Bergbau wurde 
1994 mit rund 100.000 DM subventioniert und die in 
der Landwirtschaft erzielten Einkommen bestanden etwa 
zur Hälfte aus staatlichen Unterstützungsleistungen. All 
dies beruht auf politischen Entscheidungen, ist also ge- 
sellschaftlich erwünschte Arbeit. Und doch wird nie- 
mand auf den Gedanken kommen, die Arbeitsplätze in 
dem Berliner Opernhaus oder im Detrnolder Stadtthea- 
ter, im Steinkohlebergbau oder in der Stahlindustrie, irn 
Öffentlichen Nahverkehr oder in der Landwirtschaft seien 
einem ,,zweiten Arbeitsmarkt" zuzurechnen. 

Arbeitsförderung ist in der Bundesrepublik und in fast 
allen anderen Ländern der Erde längst etabliert, in Form 
vielfach flächendeckender Subventionen für bestimmte 
Branchen. Nur wird dabei in aller Regel nicht die Arbeits- 
kraft subventioniert, sondern das Produkt bzw. die 
Dienstleistunq, also das Inhaltliche der Arbeit. Genau 

sind vielfach zu kurz. Sie entzie- nen, Ländern und der Treu- darum geht es auch bei einer Erweiterung des Arbeitsbe- 
hand geförderten Sanierungs- griffs auf das nicht Marktfähige, aber gesellschaftlich hen den Projekten immer wieder ~ro iek te  aar nicht möalich. Notwendiae bzw. Erwünschte: warum nIcn ~ o l l t e  es 
U -, - . - - - - . . . - - - 

die qerade aufqebauten Qualifi- Und dochist es diese au;h in nicht möGich sein, beispielsweise den zahlreichen freien - 
den Reformvorschlägen letzt- Theatergruppen, die nicht in den Genuß von Subventi- kationen und verhindern damit 
lich nicht aufgehobene Min- onsgeldern aus dem regulären Kulturetat kommen, ei- 

notwendige und wünschens- derwertigkeit des ,,zweiten nen Zugang zu Mitteln der Arbeitsförderung über die Be- 

werte Professionalisieru ngspro- Arbeitsmarkts", die es 
schwer macht, für seinen Aus- 

zesse. bau und seine Reform als eine 
gegenüber dem ersten Ar- 

beitsmarkt nicht nachgeordnete, sondern alternative 
Form der Beschäftigung zu werben. [...I 

Fünf Leitsätze zukünftiger Arbeitsförderung 

1. Leitsatz: Der gesellschaftliche Arbeitsbegriff 
muß erweitert werden 
Gesellschaftlich notwendige Arbeit wird nicht nur im 
kommerziellen Markt und im Bereich öffentlicher Dienste 
geleistet. Im Gegenteil: man kann geradezu von einem 
Rückzug des kommerziellen Marktes und der Öffentli- 
chen Hand aus der sozialen Verantwortung sprechen. 
Besonders augenfällig wird dies in der Tendenz zur Priva- 
tisierung, Reduktion oder völligen Liquidierung sozialer 
Dienstleistungen durch die Öffentliche Hand. Zwar sind 
viele staatliche Dienstleistungen ursprünglich als Korrek- 
tiv des Warenmarktes entstanden, weil dieser seinem 
Wesen nach keine soziale Verantwortung kennt und aus 
sich selbst heraus bestenfalls in der Lage ist, materielle 
Bedürfnisse der Menschen zu befriedigen. Nicht oder nur 
begrenzt rationalisierbare soziale und kulturelle Bedürf- 
nisse der Menschen dagegen kann er entweder nur zu 
extrem elitären Preisen oder gar nicht befriedigen. 

Viele soziale Dienste der öffentlichen Hand sind aus 
diesem strukturellen Unvermögen des Warenmarktes 
heraus entstanden - aber nicht nur sie. Große Teile der 
lnfrastrukturpolitik (Verkehr, Kommunikation usw.), der 
Kulturpolitik sind nichts weiter als staatlich organisierte 
und finanzierte, gesellschaftlich notwendige und für 
nützlich erachtete Arbeit. Ein Großteil kultureller Aktivi- 
täten in Deutschland wird ausschließlich oder überwie- 
gend durch staatliche Zuwendungen ermöglicht. Keine 
einzige Oper in Deutschland könnte aus eigenen Einnah- 
men existieren. Die renommierte Deutsche Oper in Berlin 
beispielsweise erwirtschaftet nur rund 16 Prozent ihrer 
Einnahmen selbst. 
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willigung einzelner ABM-Stellen hinaus zu verschaffen? 
Das gleiche gilt für soziale und ökologische Aktivitä- 

ten, die nicht oder nur schwer kommerzialisierbar, aber 
dennoch von hohem gesellschaftlichen Nutzen sind und 
nicht - oder noch nicht - zu den Regelaufgaben des 
Staates gehören. Viele Kommunen in Ostdeutschland 
wären ohne die in Arbeitsmarktprojekten geleistete Ar- 
beit überhaupt nicht funktionfähig. Vom Denkmals- 
schutz über die Neugestaltung der Innenstadt bis hin zu 
ambulanten sozialen Diensten jeglicher Art - all dies ist 
auch in Westdeutschland vielerorts kaum mehr im nöti- 
gen Umfang aus den regulären Haushaltmitteln der 
Kommunen und der Länder zu finanzieren. In Frauen- 
häusern, Bürgerinitiativen, Selbsthilfegruppen wird 
ebenso gesellschaftlich notwendige Arbeit geleistet wie 
in den Jugendabteilungen der Sportvereine. All diese Ar- 
beiten unterbleiben viel zu oft, weil sie nicht (oder nicht 
genügend) aus den öffentlichen Haushalten finanziert 
bzw. unterstützt werden (können?) und allein ehrenamt- 
liches Engagement für sie nicht ausreicht. Die Gesell- 
schaft könnte sehr viel an sozialer und humaner Qualität 
gewinnen, wenn all diese Bereiche für die Arbeitsförde- 
rung geöffnet würden. 

Voraussetzung dafür wäre ein öffentlicher Diskurs 
und schließlich eine demokratische Entscheidung über 8 

das gesellschaftlich Notwendige und Unterstützenswer- 
te. 

2. Leitsatz: Gesellschaftliche Eigenaktivität muß 
gefordert werden 
Es geht nicht allein um die lineare Ausweitung sozialer 
Dienstleistungen, sondern in gewissem Maße auch um 
ihre Veränderung. Arbeitsförderung ist ihrem Wesen 
nach Förderung von Aktivität - sei es zur Selbsthilfe, zur 
Hilfe jener, die sich nicht selbst helfen können, sei es in  
anderen Bereichen gesellschaftlichen Engagements. Eine 
scharfe Abgrenzung gegenüber den Regelaufgaben des 
Staates bzw. Sozialstaates kann es deshalb bei der Ar- 
beitsförderung nicht geben. So stellt der Staat Kinder- 
krippen und Kindergärten bereit - viel zu wenig, wie je- 

wirtschaftliche Zielsetzungen der "Sozialen Betriebe" in 
der bisher gezeigten Form zu verbinden sind oder ob die- 
ses Modell nicht gerade über eine langfristige öffentliche 
Förderung eine Ausrichtung auf gesellschaftlich sinnvolle 
soziale, kulturelle und ökologische Beschäftigung erfah- 
ren kann. 

Gesellschaften zur Arbeitsförderung, Beschäftigung 
und Strukturentwicklung (ABS) haben in den vergange- 
nen Jahren als neue Maßnahmeträgerform im Transfor- 
mationsprozeß der neuen Bundesländer durch ihre flä- 
chendeckende Etablierung eine große arbeitsmarktpoliti- 
sche Rolle gespielt. Sie beschäftigen befristet und öffent- 

1 lich gefördert und dürfen in beschränktem Maße einer , erwerbswirtschaftlichen Zielsetzung nachgehen, sind 
aber nicht gewinnwirtschaftlich ausgerichtet. Im Gegen- 
satz zu ihren Vorläufern, den kommunalen Beschäfti- 
gungsgesellschaften in  der alten Bundesrepublik. haben 
sie sich als Gesellschaften für einen sozialverträglichen 
Personalabbau etabliert. Die ABS sollten entlassene Ar- 
beitnehmerlnnen auffangen und zugleich ein Element 
für eine struktur- und industrie~olitische Neuorientie- . .. . - . . - 

rung der ostdeutschen Wirtschaft bilden. Insbesondere 
die Gewerkschaften verfolgten mit dem strukturpoliti- 
schen Auftrag eine langfristig angelegte regionalwirt- 
schaftliche Strategie. Jenseits des "Auffangens" konnte 
die Funktion eines Übergangs in dauerhafte Beschäfti- 
gung aufgrund fehlender Arbeitsplätze kaum oder nicht 
zufriedenstellend ausgefüllt werden. Ebenso ist ihre 
Funktion für die Regionalentwicklung nur sehr vorsichtig 
zu beurteilen. Ein Hauptproblem bleibt für die erfolgrei- 
che Verwirklichung der gesteckten konzeptionellen An- 
sätze der ABS der begrenzte Handlungsspielraum und 
ebenfalls die geringe Ausstattung mit Mitteln. Gleich- 
wohl wurden durch die ABS als Form öffentlich geförder- 
ter Beschäftigung gesellschaftliche und ökologische Be- 
darfe gedeckt. Insofern stellt sich die Frage, ob die ABS 
zu einem wesentlichen Bestandteil des "dritten Beschäfti- 
gungssektors" ausgebaut werden können. 

Arbeitskräfte- oder Dienstleistungspools dienen 
dazu, Arbeitgeberfunktionen bündeln. Der Pool ist allei- 
niger Arbeitgeber für verschiedene geringfügige Beschäf- 
tigungen und kann so zahlreiche steuer- und sozialversi- 
cherungsrechtliche Probleme, die bei Beschäftigung 
durch verschiedene Arbeitgeber anfallen würden, besei- 
tigen. Arbeitskräftepools (als Pools zur Bündelung von 
Tätigkeiten geringfügig Beschäftigter bei einem Arbeit- 
geber) oder Dienstleistungspools (als Pools zur Bünde- 
lung mehrerer stundenweiser Arbeitseinsätze zu Dienst- 
leistungen oder Werkverträgen bei verschiedenen Arbeit- 
gebern) können - so das Ziel dieser Modelle - eine organi- 
satorische Alternative zur Verbesserung der Arbeitsbe- 
dingungen geringfügig Beschäftigter oder auch der Be- 
dingungen in den betroffenen Branchen darstellen. So- 
wohl in der Einbeziehung in die Sozialversicherung als 
auch in der Qualität der erbrachten Dienstleistungen lie- 
gen die Vorteile. 

Re-Definition gemeinwirtschaftlicher 
Konzeptionen 
Hier bestehen also eine Reihe von Instrumenten, die mit  
ihren spezifischen Zielsetzungen erste Ansätze zur Regu- 
lierung der prekären Beschäftigungsstrukturen und -ver- 
hältnisse bieten. Notwendig bleibt eine wesentliche Er- 
weiterung zu einem neuen Sektor öffentlich geförderter 
Beschäftigung (dazu stellt Ralf Krämer in diesem Heft ei- 
nige Überlegungen zur Diskussion). 

Die ganze Debatte muß erst einmal als Aufruf verstanden 
werden, eine Re-Definition gerneinwirtschaftlicher Kon- 
zeptionen anzugehen. Diese stellt einen wichtigen 
Schritt zur Profilbildung radikalreforrnerischer Kräfte in 
den Parteien, Gewerkschaften und Bewegungen dar. Die 
starke Verbindung gemeinwirtschaftlicher Ansätze zur 
Bekämpfung der Massenarbeitslosigkeit mit Ansätzen re- 
gionalisierter Politik stellt aber auch eine wichtige Vor- 
aussetzung für ein Konzept sozialer und politischer Inte- 
gration gegen die vertieften Spaltungsprozesse dar. Fort- 
schrittliche Kräfte können mit der Verfolgung einer sol- 
chen Konzeption Ansätze gegen den neoliberalen Markt- 
glauben und den politischen Ohnmachtdiskurs der Glo- 
balisierung entwickeln. 

Die starke Verbindunq qemein- 
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NEUE GEMEINWIRTSCHAFT? NEUE GEMEINWIRTSCHAFT? 

Von der Arbeitsmarkt- 
politik zur neuen 
Arbeitspoliti k 
von Martin Kempe* 

Die zwei Seiten der ,,aktiven Arbeitsmarktpolitik" z weifellos haben all diese Maßnahmen in den ost- 
deutschen Ländern eine soziale Katastrophe verhin- 
dert. Nicht der Markt hat den sozialen Struktur- 

wandel in Ostdeutschland bewältigt (sofern man bei der 
dennoch vorhandenen Arbeitslosigkeit von ,,bewältigen" 
sprechen kann), sondern die flächendeckende, millionen- 

1 fach eingesetzte ,,aktive Arbeitsmarktpolitik", deren Pro- 
jekte in einigen Regionen nach wie vor der größte und 
beschäftigungsintensivste Wirtschaftsfaktor sind. Man- 
che ostdeutsche Region würde ohne diese Form der Be- 
schäftigung auch heute noch Arbeitslosenquoten von 30 
und mehr Prozent aufweisen. Daß der wirtschaftliche Zu- 
sammenbruch nicht auch zu einem sozialen geworden 
ist, bleibt also das Verdienst der ,,aktiven Arbeitsmarkt- 
politik", wie sie vor allem von Kommunalpolitikern, Be- 
triebsräten und Gewerkschaften vor Ort durchgesetzt 
worden sind. 

Ursprünglich sind die lnstrumente dieser Politik vor 
allem in den Branchenkrisen Westdeutschlands entwik- 
kelt worden - im Bergbau, in der Schiffbau- und Stahlin- 
dustrie, diesich an der Küste, im Ruhrgebiet und im Saar- 
land zu regionalen Strukturkrisen ausweiteten. Für die in 
diesen Bereichen ,,freigesetzten" Arbeitskräfte, die für 

den Vorruhestand noch zu 
jung waren, wurde eine Fülle Nicht der Markt hat den sozia- 
von Arbeitsbeschaffungsmaß- 

ien Strukturwandel in Ost- nahmen(~~~) ,For tb i ldungs-  
deutschland bewältigt, sondern und Qalifizierungsmögs"chkei- 

ten geschaffen, die den Ar- 
die flächendeckende, millionen- beitslosen eine Wiedereinglie- 
fach einqesetzte ,,aktive Ar- derung in den ersten Arbeits- - 
beitsmarktpoliti k". 

markt erleichtern und einen 
sozialen Strukturwandel in 
den Krisenregionen fördern 

sollten. Fast überall in  der Bundesrepublik wurden von 
Kommunen, Ländern und Arbeitsverwaltung gemeinsam 
getragene professionelle Träger- und Finanzierungs- 
strukturen für die Maßnahmen des ,,zweiten Arbeits- 
markts" aufgebaut. Spezielle Programme für besonders 
benachteiligte ,,Problemgruppen" am Arbeitsmarkt (Ju- 
gendliche, Frauen, Behinderte, ungelernte Arbeitskräfte, 
Langzeitarbeitslose usw.) wurden entwickelt. Die Zu- 
gangsvoraussetzungen für die Teilhabe an diesen Maß- 
nahmen wurden allmählich gelockert und weitere För- 
dermöglichkeiten, zum Beispiel für Existenzgründungen, 

* Martin Kempe, freier Journalist, Hamburg. Der Text ist ein Auszug aus seinem 1995 
erschienen Buch „ZukunftArbeit - Wege aus der sozialen Krise " (Martin Kempe: 
ZukunjisArbeit, Frankfurt um Main und Wien 1995, Büchergilde Gutenbergj. Wir danken 
dem Autor und der Büchergilde für die freundliche Genehmigung. 

geschaffen. Die EG stellte unter bestimmten sozial- oder 
regionalpolitischen Kriterien weitere Fördertöpfe bereit, 
die der aktiven Arbeitsmarktpolitik neue Impulse gaben. 
All dies sollte die Neu- oder Wiedereingliederung in den 
,,normalenu Arbeitsmarkt fördern und den Ausgren- 
zungsmechanismen des Arbeitsmarkts entgegenwirken. 

Ob dies gelungen ist, darüber gibt es unterschiedli- 
che Meinungen, je nachdem ob das Mögliche oder das 
Erforderliche zum Maßstab des Urteils gemacht wird. In 
Ostdeutschland aber ist die ,,aktive Arbeitsmarktpolitik" 
angesichts der ungleich größeren Dimension der sozialen 
Probleme über ihre kompensatorische Rolle hinausge- 
wachsen. Einerseits wurden ihre lnstrumente weiterent- 
wickelt, flexibler und flächendeckender einsetzbar. Ande- 
rerseits aber wurde sie selbst zum Träger des sozialen 
und zum Teil sogar wirtschaftlichen Umstrukturierungs- 
Prozesses - im Guten wie im Schlechten. [...I 

,,Aktive Arbeitsmarktpolitik" hatte [...I trotz aller Ver- 
dienste in der Umstrukturierungsphase Ostdeutschlands 
durchaus ein Janusgesicht. Denn sie war und ist bis heu- 
te  auf den ersten Arbeitsmarkt mi t  all seinen Barrieren, 
seinen geschlechtsspezifisch diskriminierenden Struktu- 
ren und ausgrenzenden Konkurrenzmechanismen hin 
strukturiert. Ihre im Arbeitsförderungsgesetz festgeleg- 
ten Ziele geben ihren Aktivitäten keinen Eigenwert, ganz 
gleich ob es sich um ABM-Projekte oder Bildungs- und 
Urnschulungsveranstaltungen handelt. Alle diese Aktivi- 
täten müssen sich auf eine zukünftige Integration der 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer in den ,,normalen", 
den ,,ersten" Arbeitsmarkt hin orientieren. Und sie dür- 
fen diesem, d.h. den bestehenden, kommerziell arbeiten- 
den Betrieben, auf keinen Fall als Konkurrenten auf dem 
Markt in die Quere kommen, sondern müssen sich auf 
sog. ,,zusätzliche", weder von „der Wirtschaft" noch 
vom öffentlichen Arbeitgeber wahrgenommene Arbei- 
ten beschränken. 

Trotz aller Verdienste um die Krisenbewältigung in 
Ostdeutschland i s t  die ,,aktive Arbeitsmarktpolitik" also - 
anders als das Wort suggeriert - bisher keineswegs ein 
Feld sozialer und politischer Innovation. Und Bundesar- 
beitsminister Norbert Blüm hat unmißverständlich klar- 
gestellt, daß es dabei auch bleiben soll. Er sehe ,,vier gro- 
ße Handlungsfelder der Arbeitsmarktpolitik". schrieb er 
im Herbst 1994: ,,I. Arbeitnehmer beruflich besser quali- 
fizieren, 2. das Angebot an Arbeitskräften vermindern 
(Vorruhestand - d.Verf.), 3. Arbeit finanzieren, die sonst 
liegenbleibt, 4. mit  Lohnkostenzuschüssen Brücken für 
Benachteiligte bauen". Insgesamt gelte es, jeden Fort- 
schritt zu nutzen, der auf dem ersten Arbeitsmarkt erzielt 
werde, um „die arbeitsmarktpolitischen lnstrumente 
punktuell zurückzunehmen". Denn jede Mark, die in den 
zweiten Arbeitsmarkt gesteckt werde, müsse auf dem er- 
sten, regulären Arbeitsmarkt erwirtschaftet werden, kon- 
statierte der Bundesarbeitsminister. Er sei deshalb gegen 
ein ,,kopfloses Mehr" bei der aktiven Arbeitsmarktpolitik 
(Handelsblatt, 7.18.10.94). 

Ein sperriges Reformpaket 
Blüm hat damit noch einmal die prinzipiell nachgeordne- 
te, komplementäre Stellung der ,,aktiven Arbeitsmarkt- 
politik" zum ersten Arbeitsmarkt bekräftigt, dessen of- 
fensichtliches und dauerhaftes Versagen doch gleichzei- 
tig all die im Nachhinein kaum zu lösenden Probleme 
produziert. Er reagierte damit auf eine Diskussion unter 
Arbeitsmarktpolitikern und -experten, die schon im Som- 
mer 1993 einen ,,Paradigmawechsel in der Arbeitsmarkt- 

politik" gefordert hatten und für einen finanziell dauer- 
haft abgesicherten, insgesamt ausgeweiteten ,,öffentlich 
geförderten Beschäftigungssektor" plädierten1. 

Die bisherigen Prioritäten der Arbeitsmarktpolitik 
müßten umgekehrt werden. ,,Arbeit statt Arbeitslosig- 
keit" und ,,Arbeit statt Sozialhilfe" gelte es zu finanzie- 
ren, forderten die an dem Appell beteiligten Wissen- 
schaftler und unterbreiteten eine Vielzahl konkreter Vor- 
schläge, wie dies im einzelnen umzusetzen sei. Ebenfalls 
im Sommer 1993 legte die SPD-Fraktion im Bundestag 
einen Gesetzentwurf für ein ,,Arbeits- und Strukturförde- 
rungsgesetz" (ASFG) vor, das das bisherige Arbeitsförde- 

I 
rungsgesetz (AFG) ablösen solle. [...I 

Ein umfangreiches, ein sperriges Reformpaket also, 
das auf eine deutliche Aufwertung der ,,aktiven Arbeits- 

1 marktpolitik" zielt, den Arbeitslosen einige wichtige 
Rechtsansprüche verschafft und ihrer stufenweisen so- 
zialen und materiellen Ausgrenzung entgegenwirkt. Bis- 
her bestehende Restriktionen für die Aktivitäten der Ar- 
beitsmarktprojekte werden erheblich gelockert, und die 
Grenzen zwischen dem ,,ersten" und dem ,,zweitenr' Ar- 
beitsmarkt durchlässiger gemacht. Das Bemühen um 
größere ~ir tschaftsnähe, um die stärkere Einbeziehung 
privater Unternehmen in die Arbeitsmarktpolitik ist of- 
fenkundig. Die mißtrauische, von Konkurrenzängsten 
geprägte Abwehr der Wirtschaft gegenüber den Aktivitä- 
ten der ,,aktiven Arbeitsmarktpolitik" soll abgebaut wer- 
den zugunsten einer partnerschaftlichen Kooperation 
zwischen erstem und zweitem Arbeitsmarkt. [...I 

Schwieriges Neuland 
Neuland zu betreten ist immer mit dem Risiko der Verän- 
derung und auch des Scheiterns verbunden. Nichts spie- 
gelt diese Allerweltsweisheit deutlicher wider als die hef- 
tige Diskussion darüber, was der Zweite Arbeitsmarkt 
darf oder nicht darf, ob  er gegenüber dem ersten Ar- 
beitsmarkt eine nachgeordne- 
te oder eine gleichrangige 
Rolle spielen soll, ob er dem 
mittelständischen Gewerbe 
das Wasser abgräbt oder ihm 

2 - 

vielleicht sogar wichtige und 
fruchtbare Impulse geben 
kann. 

Ganz offensichtlich mei- 
nen die Wirtschaft, ein Teil 
der Gewerkschaften und auch 
die meisten Politiker nach wie 
vor, der zweite Arbeitsmarkt 
sei zwar notwendig, aber nur 
als zeitweiliger Notbehelf in 
einer vorübergehenden Kri- 
sensituation. Selbst in den 
weitreichenden Reformvor- 
schlägen zur Ausweitung der 
.,aktiven Arbeitsmarktpolitik" 
und zur ständigen Einrich- 
tung eines ,,öffentlich geför- 
derten Beschäftigungssek- 
t o r ~ " ~  klingen diese Wertig- 
keiten noch an. Denn die mei- 
sten dieser Vorschläge zielen 
nach wie vor darauf, Arbeits- 
lose wieder in den ersten Ar- 
beitsmarkt zurückzuführen. 
Zu diesem Zweck sollen die 

Arbeitsmarktprojekte langfristiger abgesichert werden, 
professioneller, markt- und wirtschaftsnäher arbeiten, 
sollen Ausgrenzungen und Dequalifizierungsprozesse 
besser als bisher abgefangen und gleitende Übergänge 
zum ersten Arbeitsmarkt mehr als bisher gefördert wer- 
den. 

Die praktischen Erfahrungen [...I gehen in dieselbe 
Richtung und stützen die These, daß eine derartige Re- 
form der Arbeitsmarktpolitik einen wesentlichen Beitrag 
zur Überwindung der Massenarbeitslosigkeit leisten 
könnte. Die ,,Berliner Erklärung zur Halbierung der Ar- 
beitslosigkeit bis zum Jahre 2000m, die von demselben 
Expertenspektrum getragen wurde wie die konkreten 
Vorschläge zur Reform der Arbeitsmarktpolitik, geht von 
rund 500.000 zusätzlichen Stellen bis zum Jahre 2000 
im öffentlich geförderten Sektor aus. Diese Stellen vertei- 
len sich auf die verschiedenen 
Maßnahmenbündel des Re- Arbeitsmarktpolitiker und -ex- 
formpakets: mehr inner- und perten fordern einen Paradig- 
außerbetriebliche Fortbildung 
und Umschuluna. mehr ABM. menwechsel in der Arbeits- 

-. 
Ausbau der Proiektförderuns markt~olitik und plädieren für 
nach den 55 249h und 242s einen dauerhaft abgesicherten 
AFG, verstärkte Förderung 
von Existenzgründungen, För- öffentlich geförderten Beschäfti- 
derung sozialer Betriebe usw. 
[...I 

gungssektor. 
Und doch: ein wirklicher Paradigmenwechsel der Ar- 

beitsmarktpolitik, wie ihn die Experten selbst gefordert 
haben, ist das nicht. Die Fixierung auf den ersten, den 
,,eigentlichen" Arbeitsmarkt mif all seinen Unsinnigkei- 
ten der sozialen Ausgrenzung einerseits und der Über- 
flußproduktion auf der anderen Seite bleibt bestehen. 
Der zweite Arbeitsmarkt wird immer noch vor allem aus 
sozialpolitischen Gründen für notwendig und ausbau- 
würdig gehalten. Und so richtig diese Begründung ist, so 

Umzugshilfe bei der GeDiRec Bottrop 
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regionalpolitischen Kriterien weitere Fördertöpfe bereit, 
die der aktiven Arbeitsmarktpolitik neue Impulse gaben. 
All dies sollte die Neu- oder Wiedereingliederung in den 
,,normalenu Arbeitsmarkt fördern und den Ausgren- 
zungsmechanismen des Arbeitsmarkts entgegenwirken. 

Ob dies gelungen ist, darüber gibt es unterschiedli- 
che Meinungen, je nachdem ob das Mögliche oder das 
Erforderliche zum Maßstab des Urteils gemacht wird. In 
Ostdeutschland aber ist die ,,aktive Arbeitsmarktpolitik" 
angesichts der ungleich größeren Dimension der sozialen 
Probleme über ihre kompensatorische Rolle hinausge- 
wachsen. Einerseits wurden ihre lnstrumente weiterent- 
wickelt, flexibler und flächendeckender einsetzbar. Ande- 
rerseits aber wurde sie selbst zum Träger des sozialen 
und zum Teil sogar wirtschaftlichen Umstrukturierungs- 
Prozesses - im Guten wie im Schlechten. [...I 

,,Aktive Arbeitsmarktpolitik" hatte [...I trotz aller Ver- 
dienste in der Umstrukturierungsphase Ostdeutschlands 
durchaus ein Janusgesicht. Denn sie war und ist bis heu- 
te  auf den ersten Arbeitsmarkt mi t  all seinen Barrieren, 
seinen geschlechtsspezifisch diskriminierenden Struktu- 
ren und ausgrenzenden Konkurrenzmechanismen hin 
strukturiert. Ihre im Arbeitsförderungsgesetz festgeleg- 
ten Ziele geben ihren Aktivitäten keinen Eigenwert, ganz 
gleich ob es sich um ABM-Projekte oder Bildungs- und 
Urnschulungsveranstaltungen handelt. Alle diese Aktivi- 
täten müssen sich auf eine zukünftige Integration der 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer in den ,,normalen", 
den ,,ersten" Arbeitsmarkt hin orientieren. Und sie dür- 
fen diesem, d.h. den bestehenden, kommerziell arbeiten- 
den Betrieben, auf keinen Fall als Konkurrenten auf dem 
Markt in die Quere kommen, sondern müssen sich auf 
sog. ,,zusätzliche", weder von „der Wirtschaft" noch 
vom öffentlichen Arbeitgeber wahrgenommene Arbei- 
ten beschränken. 

Trotz aller Verdienste um die Krisenbewältigung in 
Ostdeutschland i s t  die ,,aktive Arbeitsmarktpolitik" also - 
anders als das Wort suggeriert - bisher keineswegs ein 
Feld sozialer und politischer Innovation. Und Bundesar- 
beitsminister Norbert Blüm hat unmißverständlich klar- 
gestellt, daß es dabei auch bleiben soll. Er sehe ,,vier gro- 
ße Handlungsfelder der Arbeitsmarktpolitik". schrieb er 
im Herbst 1994: ,,I. Arbeitnehmer beruflich besser quali- 
fizieren, 2. das Angebot an Arbeitskräften vermindern 
(Vorruhestand - d.Verf.), 3. Arbeit finanzieren, die sonst 
liegenbleibt, 4. mit  Lohnkostenzuschüssen Brücken für 
Benachteiligte bauen". Insgesamt gelte es, jeden Fort- 
schritt zu nutzen, der auf dem ersten Arbeitsmarkt erzielt 
werde, um „die arbeitsmarktpolitischen lnstrumente 
punktuell zurückzunehmen". Denn jede Mark, die in den 
zweiten Arbeitsmarkt gesteckt werde, müsse auf dem er- 
sten, regulären Arbeitsmarkt erwirtschaftet werden, kon- 
statierte der Bundesarbeitsminister. Er sei deshalb gegen 
ein ,,kopfloses Mehr" bei der aktiven Arbeitsmarktpolitik 
(Handelsblatt, 7.18.10.94). 

Ein sperriges Reformpaket 
Blüm hat damit noch einmal die prinzipiell nachgeordne- 
te, komplementäre Stellung der ,,aktiven Arbeitsmarkt- 
politik" zum ersten Arbeitsmarkt bekräftigt, dessen of- 
fensichtliches und dauerhaftes Versagen doch gleichzei- 
tig all die im Nachhinein kaum zu lösenden Probleme 
produziert. Er reagierte damit auf eine Diskussion unter 
Arbeitsmarktpolitikern und -experten, die schon im Som- 
mer 1993 einen ,,Paradigmawechsel in der Arbeitsmarkt- 

politik" gefordert hatten und für einen finanziell dauer- 
haft abgesicherten, insgesamt ausgeweiteten ,,öffentlich 
geförderten Beschäftigungssektor" plädierten1. 

Die bisherigen Prioritäten der Arbeitsmarktpolitik 
müßten umgekehrt werden. ,,Arbeit statt Arbeitslosig- 
keit" und ,,Arbeit statt Sozialhilfe" gelte es zu finanzie- 
ren, forderten die an dem Appell beteiligten Wissen- 
schaftler und unterbreiteten eine Vielzahl konkreter Vor- 
schläge, wie dies im einzelnen umzusetzen sei. Ebenfalls 
im Sommer 1993 legte die SPD-Fraktion im Bundestag 
einen Gesetzentwurf für ein ,,Arbeits- und Strukturförde- 
rungsgesetz" (ASFG) vor, das das bisherige Arbeitsförde- 

I 
rungsgesetz (AFG) ablösen solle. [...I 

Ein umfangreiches, ein sperriges Reformpaket also, 
das auf eine deutliche Aufwertung der ,,aktiven Arbeits- 

1 marktpolitik" zielt, den Arbeitslosen einige wichtige 
Rechtsansprüche verschafft und ihrer stufenweisen so- 
zialen und materiellen Ausgrenzung entgegenwirkt. Bis- 
her bestehende Restriktionen für die Aktivitäten der Ar- 
beitsmarktprojekte werden erheblich gelockert, und die 
Grenzen zwischen dem ,,ersten" und dem ,,zweitenr' Ar- 
beitsmarkt durchlässiger gemacht. Das Bemühen um 
größere ~ir tschaftsnähe, um die stärkere Einbeziehung 
privater Unternehmen in die Arbeitsmarktpolitik ist of- 
fenkundig. Die mißtrauische, von Konkurrenzängsten 
geprägte Abwehr der Wirtschaft gegenüber den Aktivitä- 
ten der ,,aktiven Arbeitsmarktpolitik" soll abgebaut wer- 
den zugunsten einer partnerschaftlichen Kooperation 
zwischen erstem und zweitem Arbeitsmarkt. [...I 

Schwieriges Neuland 
Neuland zu betreten ist immer mit dem Risiko der Verän- 
derung und auch des Scheiterns verbunden. Nichts spie- 
gelt diese Allerweltsweisheit deutlicher wider als die hef- 
tige Diskussion darüber, was der Zweite Arbeitsmarkt 
darf oder nicht darf, ob  er gegenüber dem ersten Ar- 
beitsmarkt eine nachgeordne- 
te oder eine gleichrangige 
Rolle spielen soll, ob er dem 
mittelständischen Gewerbe 
das Wasser abgräbt oder ihm 

2 - 

vielleicht sogar wichtige und 
fruchtbare Impulse geben 
kann. 

Ganz offensichtlich mei- 
nen die Wirtschaft, ein Teil 
der Gewerkschaften und auch 
die meisten Politiker nach wie 
vor, der zweite Arbeitsmarkt 
sei zwar notwendig, aber nur 
als zeitweiliger Notbehelf in 
einer vorübergehenden Kri- 
sensituation. Selbst in den 
weitreichenden Reformvor- 
schlägen zur Ausweitung der 
.,aktiven Arbeitsmarktpolitik" 
und zur ständigen Einrich- 
tung eines ,,öffentlich geför- 
derten Beschäftigungssek- 
t o r ~ " ~  klingen diese Wertig- 
keiten noch an. Denn die mei- 
sten dieser Vorschläge zielen 
nach wie vor darauf, Arbeits- 
lose wieder in den ersten Ar- 
beitsmarkt zurückzuführen. 
Zu diesem Zweck sollen die 

Arbeitsmarktprojekte langfristiger abgesichert werden, 
professioneller, markt- und wirtschaftsnäher arbeiten, 
sollen Ausgrenzungen und Dequalifizierungsprozesse 
besser als bisher abgefangen und gleitende Übergänge 
zum ersten Arbeitsmarkt mehr als bisher gefördert wer- 
den. 

Die praktischen Erfahrungen [...I gehen in dieselbe 
Richtung und stützen die These, daß eine derartige Re- 
form der Arbeitsmarktpolitik einen wesentlichen Beitrag 
zur Überwindung der Massenarbeitslosigkeit leisten 
könnte. Die ,,Berliner Erklärung zur Halbierung der Ar- 
beitslosigkeit bis zum Jahre 2000m, die von demselben 
Expertenspektrum getragen wurde wie die konkreten 
Vorschläge zur Reform der Arbeitsmarktpolitik, geht von 
rund 500.000 zusätzlichen Stellen bis zum Jahre 2000 
im öffentlich geförderten Sektor aus. Diese Stellen vertei- 
len sich auf die verschiedenen 
Maßnahmenbündel des Re- Arbeitsmarktpolitiker und -ex- 
formpakets: mehr inner- und perten fordern einen Paradig- 
außerbetriebliche Fortbildung 
und Umschuluna. mehr ABM. menwechsel in der Arbeits- 

-. 
Ausbau der Proiektförderuns markt~olitik und plädieren für 
nach den 55 249h und 242s einen dauerhaft abgesicherten 
AFG, verstärkte Förderung 
von Existenzgründungen, För- öffentlich geförderten Beschäfti- 
derung sozialer Betriebe usw. 
[...I 

gungssektor. 
Und doch: ein wirklicher Paradigmenwechsel der Ar- 

beitsmarktpolitik, wie ihn die Experten selbst gefordert 
haben, ist das nicht. Die Fixierung auf den ersten, den 
,,eigentlichen" Arbeitsmarkt mif all seinen Unsinnigkei- 
ten der sozialen Ausgrenzung einerseits und der Über- 
flußproduktion auf der anderen Seite bleibt bestehen. 
Der zweite Arbeitsmarkt wird immer noch vor allem aus 
sozialpolitischen Gründen für notwendig und ausbau- 
würdig gehalten. Und so richtig diese Begründung ist, so 

Umzugshilfe bei der GeDiRec Bottrop 
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ist darin doch gleichzeitig die Aussage enthalten, er habe 
und schaffe keinen eigenen, aus sich selbst begründeten 
Wert. Wenn es die sozialen Notstände nicht gäbe, wenn 
die Arbeitslosigkeit morgen verschwände, dann - so er- 
gibt sich folgerichtig aus dieser Argumentation - könnte 
auch der ,,zweite Arbeitsmarkt" ohne spürbaren Verlust 
für die Gesellschaft wieder verschwinden. 

Das ist zwar in mancher Hinsicht schon heute von der 
Realität überholt. Besonders in Ostdeutschland wären 
viele Kommunen ohne die Arbeitsmarktprojekte über- 
haupt nicht lebensfähig, weil das Geld auch für die not- 
wendigsten kommunalen Dienstleistungen fehlt. Und 
eine systematische Aufbereitung verseuchter Industrie- 
flächen - insbesondere bei den ehemaligen Produktions- 

Stätten des DDR-Chemiekom- 
Die zeitlichen Befristungen für binats - für zukünftiqe Wirt- 

die Fördewng von Beschäftigten schaftliche ~u tzun '  wäre 
ohne die von der Bundesan- 

auf dem „zweiten Arbeitsmarkt" für Arbeit, den 
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Das gleiche gilt für hochsubventionierte Branchen, die 
ohne staatliche Unterstützung kaum eine Überlebens- 
chance hätten: jeder Arbeitsplatz im Bergbau wurde 
1994 mit rund 100.000 DM subventioniert und die in 
der Landwirtschaft erzielten Einkommen bestanden etwa 
zur Hälfte aus staatlichen Unterstützungsleistungen. All 
dies beruht auf politischen Entscheidungen, ist also ge- 
sellschaftlich erwünschte Arbeit. Und doch wird nie- 
mand auf den Gedanken kommen, die Arbeitsplätze in 
dem Berliner Opernhaus oder im Detrnolder Stadtthea- 
ter, im Steinkohlebergbau oder in der Stahlindustrie, irn 
Öffentlichen Nahverkehr oder in der Landwirtschaft seien 
einem ,,zweiten Arbeitsmarkt" zuzurechnen. 

Arbeitsförderung ist in der Bundesrepublik und in fast 
allen anderen Ländern der Erde längst etabliert, in Form 
vielfach flächendeckender Subventionen für bestimmte 
Branchen. Nur wird dabei in aller Regel nicht die Arbeits- 
kraft subventioniert, sondern das Produkt bzw. die 
Dienstleistunq, also das Inhaltliche der Arbeit. Genau 

sind vielfach zu kurz. Sie entzie- nen, Ländern und der Treu- darum geht es auch bei einer Erweiterung des Arbeitsbe- 
hand geförderten Sanierungs- griffs auf das nicht Marktfähige, aber gesellschaftlich hen den Projekten immer wieder ~ro iek te  aar nicht möalich. Notwendiae bzw. Erwünschte: warum nIcn ~ o l l t e  es 
U -, - . - - - - . . . - - - 

die qerade aufqebauten Qualifi- Und dochist es diese au;h in nicht möGich sein, beispielsweise den zahlreichen freien - 
den Reformvorschlägen letzt- Theatergruppen, die nicht in den Genuß von Subventi- kationen und verhindern damit 
lich nicht aufgehobene Min- onsgeldern aus dem regulären Kulturetat kommen, ei- 

notwendige und wünschens- derwertigkeit des ,,zweiten nen Zugang zu Mitteln der Arbeitsförderung über die Be- 

werte Professionalisieru ngspro- Arbeitsmarkts", die es 
schwer macht, für seinen Aus- 

zesse. bau und seine Reform als eine 
gegenüber dem ersten Ar- 

beitsmarkt nicht nachgeordnete, sondern alternative 
Form der Beschäftigung zu werben. [...I 

Fünf Leitsätze zukünftiger Arbeitsförderung 

1. Leitsatz: Der gesellschaftliche Arbeitsbegriff 
muß erweitert werden 
Gesellschaftlich notwendige Arbeit wird nicht nur im 
kommerziellen Markt und im Bereich öffentlicher Dienste 
geleistet. Im Gegenteil: man kann geradezu von einem 
Rückzug des kommerziellen Marktes und der Öffentli- 
chen Hand aus der sozialen Verantwortung sprechen. 
Besonders augenfällig wird dies in der Tendenz zur Priva- 
tisierung, Reduktion oder völligen Liquidierung sozialer 
Dienstleistungen durch die Öffentliche Hand. Zwar sind 
viele staatliche Dienstleistungen ursprünglich als Korrek- 
tiv des Warenmarktes entstanden, weil dieser seinem 
Wesen nach keine soziale Verantwortung kennt und aus 
sich selbst heraus bestenfalls in der Lage ist, materielle 
Bedürfnisse der Menschen zu befriedigen. Nicht oder nur 
begrenzt rationalisierbare soziale und kulturelle Bedürf- 
nisse der Menschen dagegen kann er entweder nur zu 
extrem elitären Preisen oder gar nicht befriedigen. 

Viele soziale Dienste der öffentlichen Hand sind aus 
diesem strukturellen Unvermögen des Warenmarktes 
heraus entstanden - aber nicht nur sie. Große Teile der 
lnfrastrukturpolitik (Verkehr, Kommunikation usw.), der 
Kulturpolitik sind nichts weiter als staatlich organisierte 
und finanzierte, gesellschaftlich notwendige und für 
nützlich erachtete Arbeit. Ein Großteil kultureller Aktivi- 
täten in Deutschland wird ausschließlich oder überwie- 
gend durch staatliche Zuwendungen ermöglicht. Keine 
einzige Oper in Deutschland könnte aus eigenen Einnah- 
men existieren. Die renommierte Deutsche Oper in Berlin 
beispielsweise erwirtschaftet nur rund 16 Prozent ihrer 
Einnahmen selbst. 
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willigung einzelner ABM-Stellen hinaus zu verschaffen? 
Das gleiche gilt für soziale und ökologische Aktivitä- 

ten, die nicht oder nur schwer kommerzialisierbar, aber 
dennoch von hohem gesellschaftlichen Nutzen sind und 
nicht - oder noch nicht - zu den Regelaufgaben des 
Staates gehören. Viele Kommunen in Ostdeutschland 
wären ohne die in Arbeitsmarktprojekten geleistete Ar- 
beit überhaupt nicht funktionfähig. Vom Denkmals- 
schutz über die Neugestaltung der Innenstadt bis hin zu 
ambulanten sozialen Diensten jeglicher Art - all dies ist 
auch in Westdeutschland vielerorts kaum mehr im nöti- 
gen Umfang aus den regulären Haushaltmitteln der 
Kommunen und der Länder zu finanzieren. In Frauen- 
häusern, Bürgerinitiativen, Selbsthilfegruppen wird 
ebenso gesellschaftlich notwendige Arbeit geleistet wie 
in den Jugendabteilungen der Sportvereine. All diese Ar- 
beiten unterbleiben viel zu oft, weil sie nicht (oder nicht 
genügend) aus den öffentlichen Haushalten finanziert 
bzw. unterstützt werden (können?) und allein ehrenamt- 
liches Engagement für sie nicht ausreicht. Die Gesell- 
schaft könnte sehr viel an sozialer und humaner Qualität 
gewinnen, wenn all diese Bereiche für die Arbeitsförde- 
rung geöffnet würden. 

Voraussetzung dafür wäre ein öffentlicher Diskurs 
und schließlich eine demokratische Entscheidung über 8 

das gesellschaftlich Notwendige und Unterstützenswer- 
te. 

2. Leitsatz: Gesellschaftliche Eigenaktivität muß 
gefordert werden 
Es geht nicht allein um die lineare Ausweitung sozialer 
Dienstleistungen, sondern in gewissem Maße auch um 
ihre Veränderung. Arbeitsförderung ist ihrem Wesen 
nach Förderung von Aktivität - sei es zur Selbsthilfe, zur 
Hilfe jener, die sich nicht selbst helfen können, sei es in  
anderen Bereichen gesellschaftlichen Engagements. Eine 
scharfe Abgrenzung gegenüber den Regelaufgaben des 
Staates bzw. Sozialstaates kann es deshalb bei der Ar- 
beitsförderung nicht geben. So stellt der Staat Kinder- 
krippen und Kindergärten bereit - viel zu wenig, wie je- 

wirtschaftliche Zielsetzungen der "Sozialen Betriebe" in 
der bisher gezeigten Form zu verbinden sind oder ob die- 
ses Modell nicht gerade über eine langfristige öffentliche 
Förderung eine Ausrichtung auf gesellschaftlich sinnvolle 
soziale, kulturelle und ökologische Beschäftigung erfah- 
ren kann. 

Gesellschaften zur Arbeitsförderung, Beschäftigung 
und Strukturentwicklung (ABS) haben in den vergange- 
nen Jahren als neue Maßnahmeträgerform im Transfor- 
mationsprozeß der neuen Bundesländer durch ihre flä- 
chendeckende Etablierung eine große arbeitsmarktpoliti- 
sche Rolle gespielt. Sie beschäftigen befristet und öffent- 

1 lich gefördert und dürfen in beschränktem Maße einer , erwerbswirtschaftlichen Zielsetzung nachgehen, sind 
aber nicht gewinnwirtschaftlich ausgerichtet. Im Gegen- 
satz zu ihren Vorläufern, den kommunalen Beschäfti- 
gungsgesellschaften in  der alten Bundesrepublik. haben 
sie sich als Gesellschaften für einen sozialverträglichen 
Personalabbau etabliert. Die ABS sollten entlassene Ar- 
beitnehmerlnnen auffangen und zugleich ein Element 
für eine struktur- und industrie~olitische Neuorientie- . .. . - . . - 

rung der ostdeutschen Wirtschaft bilden. Insbesondere 
die Gewerkschaften verfolgten mit dem strukturpoliti- 
schen Auftrag eine langfristig angelegte regionalwirt- 
schaftliche Strategie. Jenseits des "Auffangens" konnte 
die Funktion eines Übergangs in dauerhafte Beschäfti- 
gung aufgrund fehlender Arbeitsplätze kaum oder nicht 
zufriedenstellend ausgefüllt werden. Ebenso ist ihre 
Funktion für die Regionalentwicklung nur sehr vorsichtig 
zu beurteilen. Ein Hauptproblem bleibt für die erfolgrei- 
che Verwirklichung der gesteckten konzeptionellen An- 
sätze der ABS der begrenzte Handlungsspielraum und 
ebenfalls die geringe Ausstattung mit Mitteln. Gleich- 
wohl wurden durch die ABS als Form öffentlich geförder- 
ter Beschäftigung gesellschaftliche und ökologische Be- 
darfe gedeckt. Insofern stellt sich die Frage, ob die ABS 
zu einem wesentlichen Bestandteil des "dritten Beschäfti- 
gungssektors" ausgebaut werden können. 

Arbeitskräfte- oder Dienstleistungspools dienen 
dazu, Arbeitgeberfunktionen bündeln. Der Pool ist allei- 
niger Arbeitgeber für verschiedene geringfügige Beschäf- 
tigungen und kann so zahlreiche steuer- und sozialversi- 
cherungsrechtliche Probleme, die bei Beschäftigung 
durch verschiedene Arbeitgeber anfallen würden, besei- 
tigen. Arbeitskräftepools (als Pools zur Bündelung von 
Tätigkeiten geringfügig Beschäftigter bei einem Arbeit- 
geber) oder Dienstleistungspools (als Pools zur Bünde- 
lung mehrerer stundenweiser Arbeitseinsätze zu Dienst- 
leistungen oder Werkverträgen bei verschiedenen Arbeit- 
gebern) können - so das Ziel dieser Modelle - eine organi- 
satorische Alternative zur Verbesserung der Arbeitsbe- 
dingungen geringfügig Beschäftigter oder auch der Be- 
dingungen in den betroffenen Branchen darstellen. So- 
wohl in der Einbeziehung in die Sozialversicherung als 
auch in der Qualität der erbrachten Dienstleistungen lie- 
gen die Vorteile. 

Re-Definition gemeinwirtschaftlicher 
Konzeptionen 
Hier bestehen also eine Reihe von Instrumenten, die mit  
ihren spezifischen Zielsetzungen erste Ansätze zur Regu- 
lierung der prekären Beschäftigungsstrukturen und -ver- 
hältnisse bieten. Notwendig bleibt eine wesentliche Er- 
weiterung zu einem neuen Sektor öffentlich geförderter 
Beschäftigung (dazu stellt Ralf Krämer in diesem Heft ei- 
nige Überlegungen zur Diskussion). 

Die ganze Debatte muß erst einmal als Aufruf verstanden 
werden, eine Re-Definition gerneinwirtschaftlicher Kon- 
zeptionen anzugehen. Diese stellt einen wichtigen 
Schritt zur Profilbildung radikalreforrnerischer Kräfte in 
den Parteien, Gewerkschaften und Bewegungen dar. Die 
starke Verbindung gemeinwirtschaftlicher Ansätze zur 
Bekämpfung der Massenarbeitslosigkeit mit Ansätzen re- 
gionalisierter Politik stellt aber auch eine wichtige Vor- 
aussetzung für ein Konzept sozialer und politischer Inte- 
gration gegen die vertieften Spaltungsprozesse dar. Fort- 
schrittliche Kräfte können mit der Verfolgung einer sol- 
chen Konzeption Ansätze gegen den neoliberalen Markt- 
glauben und den politischen Ohnmachtdiskurs der Glo- 
balisierung entwickeln. 

Die starke Verbindunq qemein- 
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von Arbeitsplätzen durch Umbau und Modernisierung 
der Industrie (in lnfrastrukturfeldern wie Energie, Verkehr 
und Kommunikation) setzen. Ebenso muß in der Arbeits- 
marktpolitik ein Paradigmenwechsel stattfinden, der die 
gewaltigen sozialen Spaltungen und Beschäftigungsver- 
luste in Staat und Privatwirtschaft zur Kenntnis nimmt 
und die mittlerweile unzureichenden Konzepte eines 
zweiten Arbeitsmarktes zu einem gleichberechtigten 
,,dritten Sektor" von Erwerbsarbeit weiterentwickelt. 

Als wesentlichste Aufgabe steht deshalb nach wie vor 
eine Reform der Arbeitsmarktpolitik und damit des Ar- 
beitsförderungsgesetzes an. Hierzu sind in den vergan- 
genen Jahren mit dem Vorschlag der SPD-Bundestags- 
fraktion für ein Arbeitsmarkt- und Strukturförderungsge- 
setz (siehe den Artikel von Marianne Weg in spw Nr. 79, 
5/94) und dem ,,Memorandum für ein neues Arbeitsför- 
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derungsgesetz" vom Arbeitskreis AFG-Reform Beiträge 
entwickelt worden, die durch ihre regional- und struktur- 
politischen Elemente erste Ansätze für eine Regulierung 
dieser oben beschriebenen ,,grauen Zonen" von Arbeit 
bieten. In dieser Ausgabe nimmt Martin Kempe eine Be- 
wertung der gegenwärtigen Arbeitsmarktpolitik und 
neuerer Konzepte vor. Er kommt zum Schluß, daß eine 
Ausdehnung dieser Konzeptionen in Richtung eines ge- 
meinwirtschaftlichen Sektors erforderlich ist, um über 
das bisherige Terrain der Arbeitsmarktpolitik hinaus (mit 
seiner alleinigen Ausrichtung auf den ,,Ersten Arbeits- 
markt") auf neue sozialverpflichtende Wirtschaftsformen 
und eine neue Sozialstaatlichkeit zu kommen. 

Darüberhinaus stellen wir aber aber auch gemeinsa- 
me Ansatzpunkte und große Schnittmengen zu Positio- 
nen bei Bündnis 90/Die Grünen und der PDS fest. In der 
Debatte zum Umbau der Arbeit qehen die Positionen von - 
staatlicher Regulierung bis hin zu Selbstorganisationl 
Selbstverwaltung und Dezentralisierung. Dieser „ge- 
meinwirtschaftliche Sektor" stellt damit auch einen ge- 
meinsamen Ansatzpunkt für ein ,,Crossover" radikalre- 
formerischer Konzepte dar. Am Ende eines solchen Dis- 
kussionsprozesses kann sich mit  der Ausgestaltung eines 
gemeinwirtschaftlichen Sektors eine gemeinsame Vor- 
stellung zur wirtschaftlichen und gesellschaftlichen De- 
mokratisierung herauskristallisieren. Annelie Buntenbach 
und Martin Künkler (B901Grüne) beschreiben hierzu 
rechtliche und organisatorische Umrisse eines öffentlich 
verantworteten Beschäftigungssektors (ÖvBS). Sie ma- 
chen konkrete Vorschläge für neue Institutionen und ei- 
nen Umbau des Arbeitsförderungsgesetzes. Harald Wer- 
ner (PDS) entwickelt ebenfalls Vorstellungen für einen 
gemeinwirtschaftlichen Sektor, der sich auf soziale, kul- 
turelle und ökologische Gemeinschaftsaufgaben konzen- 
trieren soll. 

Weiterentwicklung innovativer Arbeitsmarkt in- 
s t rumente 
Für ein Konzept sind bestehende innovative Instrumente 
der aktiven Arbeitsmarktpolitik dahingehend zu überprü- 
fen, inwieweit sie Ansatzpunkte für einen solchen Sektor 
bieten. Dies setzt natürlich voraus, daß weitere Kürzun- 
gen von Mitteln und Verschlechterungen des AFG erst 
einmal verhindert werden und Landesregierungen mi t  
sozialdemokratischer Beteiligung dieses Instrumentarium 
sichern und sich für weitergehende Diskussionen öffnen. 
Bewertungen und ~berprüfungen müssen für die Wei- 
terentwicklung von Instrumenten wie z.B. Soziale Betrie- 
be, Arbeitskrafte- und Dienstleistungspools, Beschäfti- 
gungs- und Qualifizierungsgesellschaften angestellt wer- 
den. 

.,. Soziale Betnebe (siehe auch Ulf Trombach zu den 

AL ,,Sozialen Betrieben" in Niedersachsen) sollen als Instru- 
_# ment der aktiven Arbeitsmarktpolitik Dauerarbeitsplätze 

r" 
für Langzeitarbeitslose in gewinnorientierten Betrieben 
schaffen. Im Mittelpunkt steht dabei die marktnahe Pro- 
duktion und Dienstleistung. Die Teilnehmerlnnen eines 
Projektes sind als Arbeitnehmerlnnen produktiv tätig. Sie 
tragen zur Refinanzierung der Arbeitsplatze durch die Er- 
wirtschaftung eines Teils der Aufwendungen bei. Unklar 
nach den ersten Jahren des Experiments mit  diesem Mo- 
dell ist, ob das ambitionierte Ziel, ohne weitere staatliche 
Förderung wirtschaftlich eigenständig tätig zu sein, er- 

L 

reicht werden kann. Ein Problem kann zukünftig in der 
Notwendigkeit fortlaufender öffentlicher Förderung lie- 
gen. Es ist die Frage zu beantworten, ob soziale und 

Elektroschrott-Demontage bei der GeDiRec Bottrop 
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der weiß. Gleichzeitig erscheint es völlig unrealistisch, 
den seit kurzem bestehenden gesetzlichen Anspruch auf 
einen Kindergartenplatz für jedes in  Deutschland leben- 
de Kind durch die massenhafte Neueinrichtung staatli- 
cher Kindertagesstätten einlösen zu wollen. Es gibt also 
gar keine andere Möglichkeit als die Unterstützung aller 
möglichen Selbsthilfeaktivitäten von Privatpersonen, Ver- 
bänden, Kirchen usw., und vieles spricht dafür, die wich- 
tigsten Problembereiche der sozialen Versorgung (Kin- 
derbetreuung, Versorgung von Alten und Pflegebedürfti- 
gen usw.) für die Arbeitsförderung zu öffnen, obwohl sie 
nach herkömmlichem Verständnis zu den Regelaufgaben 

g der Öffentlichen Hand gehören. 
Das gleiche gilt für Selbsthilfe in anderen Bereichen - 

beispielweise im Wohnungsbau, bei der Instandsetzung 
von Wohnungen, bei der Sanierung und Pflege des Woh- 
numfelds usw.. Kommerzielle handwerkliche Dienstlei- 
stungen sind für viele Menschen heute nicht mehr be- 
zahlbar. Gleichzeitig schafft der allgemeine Trend zur Ar- 
beitszeitverkürzung den Menschen größere zeitliche 
Spielräume zur Ausgestaltung ihres Lebensumfelds - ein 
Trend, der ohnehin aus gesellschaftspolitischen Gründen 
weiter forciert werden sollte. In einem neuen gemein- 
wirtschaftlichen Sektor könnte unter anderem eine öf- 
fentlich unterstützte Infrastruktur der handwerklichen 
Selbsthilfe geschaffen werden - vom stadtteilbezogenen 
Bauhof und Werkzeugverleih bis hin zu den von Eich- 
städt-Bohlig erwähnten neuen Formen des sozialen 
Wohnungsbaus. 

Überall dort, w o  Menschen ihre Probleme selbst in 
die Hand nehmen, sich aus der Passivität des Nichtstuns 
oder der sozialstaatlichen Zuteilungen herausbewegen, 
ist es richtig, Arbeit zu fördern - auch und gerade dann, 
wenn dies mit  einem zeitweiligen oder teilweisen Rück- 
zug aus dem formellen Sektor der Erwerbsarbeit verbun- 
den ist. Warum soll sich ein ländlicher Häuslebauer nicht 
mit  Unterstützung durch die Instrumente der Arbeitsför- 
derung für ein Jahr aus seinem normalen Job verabschie- 
den, wenn eine Vertretung garantiert ist? Es käme der 
Arbeitslosenstatistik zugute und der Häuslebauer könnte 
seine Baukosten und seine Verschuldung senken. 

Schließlich sind viele jener ,,sozialen Betriebe", die 
schon heute Langzeitarbeitslosen und sonstigen ,,Pro- 
blemgruppen" des Arbeitsmarkts eine Beschäftigung im 
handwerklichen und Dienstleistungsbereich bieten, Bei- 
spiele effektiver und gesellschaftlich höchst nützlicher 
Selbsthilfe - von der Stadtküche bis zum Fahrrad-Laden, 
vom Holzbaubetrieb bis zu öffentlichen Fuhrunterneh- 
men. 

Dies setzt allerdings eine marktwirtschaftlich effizien- 
te Betriebsführung voraus, die derzeit durch Restriktio- 
nen im Förderrecht erheblich behindert wird. Einschrän- 
kungen in Bezug auf die Tätigkeitsfelder öffentlich geför- 
derter Betriebe müssen weitgehend beseitigt, die freie 
Vermarktung ihrer Produkte und Dienstleistungen muß 
ermöglicht werden. Die ökologische Sanierung und Wie- 
deraufbereitung verseuchter Industrieflächen etwa ist 
eine wirtschaftsnahe Dienstleistung, die nicht umsonst 
erbracht werden muß, sondern den privatwirtschaftli- 
chen Nutzern in Rechnung gestellt werden kann. Die 
Möglichkeiten für Verbleib und Reinvestition der erziel- 
ten Erlöse im Betrieb müssen deutlich erweitert werden. 
Die zeitlichen Befristungen für die Förderung von Be- 
schäftigten auf dem ,,zweiten Arbeitsmarkt" sind vielfach 
zu kurz. Sie entziehen den Projekten immer wieder die 
gerade aufgebauten Qualifikationen und verhindern da- 
mit  notwendige und wünschenswerte Professionalisie- 
rungsprozesse. Ohne diese aber ist marktwirtschaftliches 
und - so erforderlich - konkurrenzfähiges Arbeiten mit  
oder ohne öffentliche Förderung kaum möglich. Im übri- 
gen werden die Voraussetzungen für den Übergang in  
den ,,ersten Arbeitsmarkt" sowohl für ausgründungswil- 
lige Projekte wie für einzelne Arbeitskräfte um so besser, 
je professioneller in  den Arbeitsförderprojekten gearbei- 
tet werden kann. 

4. Leitsatz: Die neue Arbeitspol i t ik kann  lmpulse 
für eine Reform des öffent l ichen Handelns geben 
u n d  neue Arbeitsformen experimentell erproben 
lnfolge der Finanzkrise der Öffentlichen Hand werden 
schon heute viele vormals staatliche Aufgaben von Ar- 
beitsmarktprojekten übernommen. Dies hat zum Teil 
heftige Proteste der Beschäftigten im Öffentlichen Dienst 
und ihrer Gewerkschaften ausgelöst, zum Teil aber auch 
(besonders in Ostdeutschland) die einzige Möglichkeit 
eröffnet, bestimmte Aufgaben überhaupt auszuführen. 
Die Verlagerung bislang staatlicher Tätigkeiten in den Be- 
reich öffentlich geförderter gemeinwirtschaftlicher Ar- 
beit kann zu einem Abbau sozialstaatlicher Standards 
und öffentlicher Beschäftigung führen, wenn sie allein fi- 
nanziellen Sachzwängen gehorcht und keine neue Idee 
der zu leistenden Arbeiten entwickelt. 

Sie kann aber auch Chan- 
cen eröffnen, die eingefahre- Eine so konzipierte neue Ar- 
nen, vielfach ineffektiven und 
der zu leistenden Arbeit nicht beitspoliti k ist  ihrem Charakter 
adäquaten Gleise des staatli- nach eher offensiv als defensiv 
chen Verwaltungshandelns zu 
verlassen, die in der Diskussi- und kann sogar neue Maßstäbe 

3. Leitsatz: Gesellschaftlich nützl iche u n d  deshalb on um die Reform des Öffent- für die Arbeit im staatlichen und 
öffentlich geförder te Arbei t  muß von  Restriktio- lichen Dienstes seit langen 
nen  befrei t  werden Jahren problematisiert wer- marktwirtschaftlichen Sektor 
Arbeitsförderuna bezieht sich auf gesellschaftlich ge- den. Die betriebliche oder die setzen, als0 eine aesamtaesell- 
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wollte Arbeit. sie ist positiv definiert und deshalb verbie- Projektform der Arbeitsmarkt- 
tet sich jede Eingrenzung auf jene durch die derzeit im initiativen bieten weitaus grö- 

schaftlich reformerische Aus- 
Arbeitsförderungsgesetz noch verankerte Nische zwi- ßere Möglichkeiten zu Flexibi- strahlung entfalten. 
schen dem kommerziellen Markt und regulär staatlicher lität, zu betriebswirtschaftlich 
Tätigkeit, die mit dem Wort ,,Zusätzlichkeit" definiert 
wird. Ganz im Gegenteil: dort  w o  der Markt seiner Auf- 
gabe, die Bevölkerung mi t  bestimmten Gütern und 
Dienstleistungen zu bezahlbaren Preisen zu versorgen, 
ungenügend nachkommt (etwa im Wohnungsbau, zum 
Teil auch im Handwerk), ist eine durch öffentliche Ar- 
beitsförderung installierte Konkurrenz durch gemein- 
wirtschaftliche Betriebe geradezu wünschenswert. 

effektiver Arbeitsorganisation und Investitionstätigkeit, 
also zu all dem, was Finnegan als positive Eigenschaften 
eines ,,sozial orientierten Unternehmertums" hervorhebt. 
Insofern kann ein öffentlich geförderter gemeinwirt- 
schaftlicher Sektor auch zu einem interessanten und pro- 
duktiven Experimentierfeld für die Reform des Öffentli- 
chen Dienstes werden, allerdings nur unter einer zentra- 
len Voraussetzung: 

28 spw. Zeitschrift für Sozialistische Politik und Wirtschaft, Heft 90, 1996 



5. Leitsatz: Gesellschaftlich als nützl ich def inierte 
Arbei t  da r f  n i ch t  diskr iminiert  werden  
,,Warum sollte die qualifizierte Arbeit der Betreuung von 
alten Menschen, nur weil sie auf dem zweiten Arbeits- 
markt verrichtet wird, schlechter bezahlt werden als eine 
qualifizierte technische Arbeit auf dem ersten Arbeits- 
markt?" Diese Frage hat Walter Riester, der zweite Vorsit- 
zende der Industriegewerkschaft Metall, in einem Inter- 
view gestellt, als es um die Frage ging, ob die öffentlich 
geförderte Arbeit in Projekten des ,,zweiten Arbeits- 
markts" nicht schlechter entlohnt werden müsse als die 
im normalen gewerblichen oder staatlichen Sektor. Un- 
ternehme~ertreter, konservative und liberale Politiker 
fordern dies seit langem mi t  dem Ziel, unterhalb des 
,,normalenu Arbeitsmarkts einen Niedriglohnsektor für 
unqualifizierte Arbeiten jeglicher Art zu installieren und 

letztlich die Spannweite tarifli- 
Wenn der öffentlich geförderte cher Standards nach unten 
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allerdings von den Arbeitsmarktprojekten häufig nicht 
ausgeschöpft werden können - nicht nach oben, weil öf-  
fentliche Fördergelder nicht für übertarifliche Zulagen 
verwendet werden dürfen, und nicht nach unten, weil 
Versetzungen auf minderbezahlte Arbeitsstellen bzw. 
Entlassungen dem sozialen Auftrag der Projekte wider- 
sprechen. Richtig ist also nicht die generelle Herabstu- 
fung der Löhne - und sei es durch eigene Tarife für den 
öffentlich geförderten Sektor -, sondern die deutliche Er- 
weiterung der personalpolitischen Kompetenzen der Ge- 
schäftsführungen in Bezug auf Einstufung, Arbeitsein- 
satz, Zulagen, Versetzungen und auch - im äußersten 
Fall - Entlassungen. Natürlich müssen Faulheit, Disziplin- I 

losigkeit usw. ,,bestraft" werden können, wenn der bis in  
die Sozialdemokratie hinein wirksamen Demagogie ge- 
gen den ,,Sozialmißbrauch" begegnet werden soll. q 

Aber wenn von den Verantwortlichen in den Projek- 
ten zu Recht die Aufwertung des ,,Zweiten Arbeits- - 

Beschäftigungssektor ausdrück- hin auszudehnen. markts" zu einem gleichrangigen Beschäftigungssektor 

~ - Auch im sozialdemokra- gefordert wird, sollten sie alles meiden, was seine Nach- 
lich als erwünschter, gleichran- tisch-gewerkschaftlichen so- rangigkeit, seine Zweitklassigkeit bestätigt und fest- 

giger ~ ~ ~ ~ - , ä f t i ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ k t ~ ~  an- wie im grünen Spektrum gibt schreibt. Öffentliche Förderung - das muß zu allererst 
. . .  .. P . es Stimmen, die ein ,,Ab- eine positive Entscheidung für die bestimmte, in den Pro- 

gesehen wird, ist  die Forderung standsgebot" gegenüber der jekten und Betrieben geleistete Arbeit beinhalten. Dies 
nach Minderbezahlung und Arbeit im ,,ersten Arbeits- 

markt" für erforderlich halten. 
schlechterem arbeitsrechtlichem Unterstützt werden sie von 

Status widersinnig. Verantwortlichen in  der Ge- 
schäftsführung von Arbeits- 

marktprojekten (z.6. Eichstädt-Bohlig, in früherer Funkti- 
on  Geschäftsführerin der STAllBAU GmbH, Berlin), die 
auf Grund ihrer zuweilen leidvollen Erfahrungen mi t  Ar- 
beitsmoral, Leistungsfähigkeit, Lernbereitschaft ihrer Kli- 
entel die Forderung nach besonderen, d.h. auch niedri- 
geren tariflichen Standards für Projekte des ,,zweiten Ar- 
beitsmarkts" erhoben haben. Die Entlohnung entspre- 
chend der üblichen Branchentarife fördere die Immobili- 
tät der Projekt-Teilnehmerinnen und Teilnehmer, lasse 
ihre häufig geringere Leistungsfähigkeit und -bereit- 
schaft außer Acht und untergrabe insbesondere bei Ju- 
gendlichen die Bereitschaft, schlechter entlohnte Ausbil- 
dungsplätze anzunehmen. Weil gleichzeitig der perso- 
nalpolitische Spielraum in Arbeitsmarkprojekten auf 
Grund ihres sozialen Auftrags eingeengter als in norma- 
len gewerblichen Betrieben sei, könnten Leistungsunwil- 
ligkeit, Verantwortungslosigkeit usw. nicht sanktioniert, 
Kreativität und Engagement nicht honoriert werden. 
Letztlich werde dadurch sowohl den Projekten als auch 
den darin beschäftigten Personen geschadet, weil die 
notwendige Leistungsorientierung des öffentlich geför- 
derten Beschäftigungssektors nicht durchgesetzt werden 
könne. 

Die Erfahrungen der bestehenden Arbeitsmarktpro- 
jekte müssen ernst genommen werden, auch wenn die 
aus ihnen abgeleitete Forderung nach generell niedrige- 
rer Entlohnung in  einem öffentlich geförderten Beschäf- 
tigungssektor nicht überzeugt. Denn einsichtig ist sie nur 
dann, wenn der öffentlich geförderte Beschäftigungssek- 
tor  prinzipiell als nachrangig und minderwertig definiert 
wird. Wenn er allerdings, wie es in der Frage des stellver- 
tretenden IG-Metall-Chefs anklingt, ausdrücklich als er- 
wünschter, gleichrangiger Beschäftigungssektor angese- 
hen wird, ist die Forderung nach Minderbezahlung und 
schlechterem arbeitsrechtlichen Status widersinnig. 

In den bestehenden Branchentarifverträgen gibt es in 
aller Regel erhebliche Differenzierungsmöglichkeiten, die 

schließt die Subvention von aus welchen Gründen auch 
immer ,,leistungsgeminderten" Arbeitskräften nicht aus. 
Denn wer zum Beispiel auf Grund gesundheitlicher Be- 
einträchtigungen die normalen Leistungsnormen nicht 
erfüllen kann, sollte nicht durch verminderte Entlohnung 
bestraft werden. Dies gilt im übrigen sowohl für den öf- 
fentlich geförderten wie für den ,,ersten Arbeitsmarkt". 

... und eine no twend ige  Ergänzung 
Arbeitspolitik, dies dürfte nach all dem bisher Gesagten 
klar sein, ist mehr als Arbeitsmarktpolitik - auch mehr als 
jene in der Reformdiskussion geforderte qualitativ und 
quantitativ erweiterte Arbeitsmarktpolitik, die auf eine 
deutliche Aufwertung des ,,zweiten Arbeitsmarkts" zielt. 
Durch eine neue Arbeitspolitik wird ein Teil des vom „er- 
sten Arbeitsmarkt" freigesetzten gesellschaftlichen Ar- 
beitspotentials in einem demokratischen Entscheidungs- 
prozeß nach dem Kriterium des gesamtgesellschaftlichen 
Nutzens neu gestaltet. Erst damit kann der Sektor öffent- 
lich geförderter Beschäftigung aus seiner Nachrangigkeit 
gegenüber dem ,,ersten Arbeitsmarkt" befreit und zu ei- 
nem gleichrangigen, für die Gesellschaft auf die Dauer 
lebenswichtigen Arbeitsmarkt werden. 

Dieser Arbeitsmarkt kann und muß die sozialen Inte- 
grationsfunktionen der bisherigen ,,aktiven Arbeits- 
marktpolitik" beibehalten und ausbauen. Aber er weist 
sich vor allem inhaltlich aus: als Bereich gesellschaftlich 
notwendiger, aber nicht notwendig kommerziell ver- 
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wertbarer Tätigkeiten, die weder im staatlichen noch 
vom privatwirtschaftlichen Sektor angemessen verrichtet 
werden und die doch Elemente beider Sektoren in jeweils 

1 

zweckmäßigster Form miteinander kombinieren. Diese 
Konzeption einer neuen Arbeitspolitik, die u.a. mit dem 
Aufbau eines neuen gemeinwirtschaftlichen Sektors und 
neuer gemeinschaftlicher Selbsthilfestrukturen in Stadt- 
teilen und Landkreisen einhergehen muß, verbietet jede 
tarifliche und arbeitsrechtliche Diskriminierung der Be- 
schäftigten - aber sie verlangt den Beschäftigten auch 
mehr ab als dies bisher in vielen Projekten des ,,zweiten 
Arbeitsmarkts" getan wird: Engagement, Professionali- 
sierung und dort, w o  es möglich und nützlich ist, ein Ar- 
beiten unter marktwirtschaftlichem Konkurrenzdruck, 
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I n den letzten Jahren hat sich fast unbemerkt von der 
großen politischen Öffentlichkeit unter Arbeitsmarkt- 
politikerlnnen und -experten eine Renaissance der Dis- 

kussion u m  einen gemeinnützigen neuen Sektor von Be- 
schäftigung zwischen Privatwirtschaft und Staat bzw. öf- 
fentlichem Dienst entwickelt. Bei aller Unterschiedlichkeit 
der Ansätze und vorgeschlagenen Instrumente, über die 
da diskutiert wird, stimmen sie darin überein, daß die ge- 
genwärtige Beschäftigungslücke auf der einen Seite und 
die nicht gedeckten gesellschaftlichen Bedarfe an sozia- 
len, ökologischen und anderen Produkten und Dienstlei- 
stungen auf der anderen Seite nicht hinzunehmen sind. 
Dieser Mißstand wird mi t  herkömmlichen neoliberalen 
wirtschafts- und gesellschaftspolitischen Ansätzen nicht 
zu beseitigen sein. 

Das Grundprinzip eines dem entgegengesetzten ge- 
meinwirtschaftlichen Ansatzes ist, daß der Ertrag dieser 
wirtschaftlichen Tätigkeit in Form niedrigerer Preise oder 

Registrierte Arbeitslose und Beschäftigte in 1 1 1 
ArbeitsbeschaFfunymai3n.hm.n (jeweils im Mii) in Tausend t 
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durch Bereitstellung von Gütern und Dienstleistungen, 
öffentlicher Infrastruktur, die auf dem freien Markt nicht 
für die Allgemeinheit erschwinglich wäre, zur Verfügung 
gestellt würde. Das immer wieder genannte anders defi- 
nierte ökonomische Kalkül spielt in diesen sozialpoliti- 
schen Diskussionen u m  die Beseitigung der Massenar- 
beitslosigkeit ebenso eine Rolle wie in wieder aktuellen 
Ansätzen von haushaltswirtschaftlicher Ökonomie statt 
einzelbetrieblicher Sichtweise (,,Ökonomie des ganzen 
Hauses" bei Negt, Altvater u.a.). 

Historische Rolle der  Gemeinwirtschaft  
Ähnlich wie in der Bewertung der ,,Niederlage des Sozialis- 
mus" wird es auch bei einer Debatte um einen neuen ge- 
meinwirtschaftlichen Sektor ausreichend warnende Stim- 
men geben, die mit  ,,Gemeinwirtschaft" nur das Ende des 
gemeinwirtschaftlichen Unternehmens der Gewerkschaf- 
ten ,,Neue Heimat" verbinden und so den gesamten histori- 
schen Ansatz diskreditiert sehen. Einmal davon abgesehen, 
daß auch die ,,Neue Heimat" nicht nur ,,Dreck" war, gibt es 
auch ansonsten keinen Grund, in diesen Topos konservati- 
ver Gewerkschaftskritik zu verfallen. Vielmehr stellt sich Ge- 
rneinwirtschaftsbewegung als eine Säule der Arbeiterlnnen- 
bewegung dar, die genauso wie die Partei und die Gewerk- 
schaften (erste und zweite Säule) und der Kampf um eigen- 
ständige Freizeit- und Kulturorganisationen und -formen 
(als mindestens vierte Säule) eine historisch jeweils unter- 
schiedlich große Rolle spielte. 

Für andere Konzeptionen der Arbeits- und Sozialpoli- 
tik und eine andere gesellschaftliche Entwicklung muß, 
obwohl sie in  den vergangenen Jahren auch zum Teil un- 

Aktualität eines Projektes 
I I  Neuer Gemeinwirtschaft" 
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erfreuliche Entwicklungen angenommen hat, an ihren 
Prinzipien und Ansatzpunkten (z. B. Demokratieprinzip, 
Identitätsprinzip gegen Entfremdung, Verbesserung der 
Qualität der Arbeit, Selbsthilfe, planerische Prinzipien 
usw.) festgehalten werden. Die Diskussionen um eine Re- 
form und Neudefinition der Parteien, die aktuellen De- 
batten um die Zukunft der Gewerkschaftspolitik und die 
Suche nach Alternativen in der Freizeit-, Kultur- und Me- 
dienpolitik sind notwendige Elemente einer Redefinition 
radikalreformerischer Politik. Und hierzu gehört unter 
heutigen veränderten Bedingungen auch eine Redefinit- 
ion von Gemeinwirtschaft und gemeinwirtschaftlichen 
Konzeptionen! 

Beschäftigungskrise und d i e  Notwendigkei t  einer 
,,Neuen Gemeinwirtschaft" 
Gegenwärtig schreiten gesellschaftliche Spaltungspro- 
zesse voran. Reorganisationsmaßnahmen in der Indu- 
strie, damit verbundene Auslagerungen in Zulieferbetrie- 
be, die Zunahme von Scheinselbständigkeiten, Privatisie- 
rungen öffentlicher Dienstleistungen, ein massiver An- 
stieg geringfügiger Beschäftigungsverhältnisse in den 
letzten fünf Jahren, Schattenwirtschaft usw. (siehe DIW 
50195) lassen einen immer größeren Ring von prekären 
Beschäftigungsverhältnissen entstehen, der sich jedwe- 
der arbeitspolitischen Gestaltung entzieht. Die sozialen 
Ausgrenzungsprozesse an den Rändern der Gesellschaft 
werden durch die Politik der Regierungskoalition ständig 
verschärft. Die vergangenen Novellen der Gesetzgebung 
zur Arbeitsförderuna und So- ., 
zialhilfe (vgl. den Aufsatz von ZU den notwendiqen Elementen 
Putz in diesem Heft) haben 
immer offenkundiaer die einer Redefinition radikalrefor- ., 
Durchsetzung eines Niedrig- merischer Politik gehört unter 
lohn-Bereichs zum Ziel. Wäh- 
rend sich der beschriebene heutigen Bedingungen auch eine 
,,graue Sektor" von Beschäfti- Redefinition von Gemeinwirt- 
gung jenseits von Staat und und gemei nwi rtschaftli- 
privater Wirtschaft ausdehnt, 
hinken die Instrumente der öf- chen Konzeptionen. 
fentlichen Arbeitsmarkt- und 
Förderpolitik hinter den Beschäftigungsveränderungen 
ständig hinterher. Zum Teil wird der Beschäftigungsver- 
lust auch mi t  marktliberaler Begründung sich selbst 
überlassen. 

Diesem muß eine alternative Strategie entgegenge- 
setzt werden. Sie darf dabei nicht nur auf die Schaffung 

* Stefan Schostok, Mitglied des SPD-Bezirksvorstands Hannover, spw-Redaktion 
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symbolische Auseinandersetzung 
darüber, welche Einflußnahme auf 
wirtschaftliche Abläufe die SPD 
überhaupt will. Eine gesetzliche Um- 
lagefinanzierung wäre ein Beispiel 
sowohl für die gesellschaftlich sinn- 
volle Verwendung von Ressourcen 
(d.h. auch eine Umverteilungsmaß- 
nahme) als auch für eine Maßnahme 
der bewußten Regulierung von öko- 
nomischen Fehlentwicklungen. Ge- 
nau dies wird aber von maßgebli- 
chen Kräften in  der SPD explizit ab- 
gelehnt. Deutlich wird die verfochte- 
ne Logik an einem Satz aus einem 
jüngst veröffentlichten Positionspa- 
pier des NRW-Wirtschaftsministeri- 
ums zur beruflichen Bildung: "Die 
Landesregierung wird ihre Aufgabe 
als Moderator weiter wahrnehmen 
und intensivieren". Eine Reihe pro- 
minenter Landespolitiker (allen vor- 
an die "Blair-Boys" Schröder und 
Clement) wollen den Rückzug des 
Staates auf eine Moderatorenrolle 
bzw. sie stellen sich offensiv an die 
Seite der Unternehmen, deren Inter- 
esse mit Landesinteresse gleichge- 
setzt wird. 

Der enorme Einfluß der Wirtschaft 
auf die berufliche Bildung wird nicht 
kritisiert, die daraus resultierenden 
Probleme und Engpässe werden igno- 
riert. Im Gegenteil: dieses Ordnungs- 
prinzip wird auch noch unnötig über- 
höht. Anstatt den Widerspruch zwi- 
schen einzelbetrieblicher und gesamt- 
wirtschaftlicher Rationalität zu erken- 
nen und dementsprechende politisch- 
regulierende Eingriffe als notwendig 
zu begreifen, soll die Politik sich zu- 
rückhalten und der Wirtschaft die Re- 
gelung selbst überlassen. Das Timmer- 
mann-Gutachten hält fest: "Der we- 
sentliche Gedanke in der Diskussion 
um Fondslösungen scheint zu sein, 
daß mit Fondslösungen auch kollekti- 
ve Steuerungs- und Entscheidungs- 
strukturen verbunden sind, sie ein ver- 
ändertes Machtverhältnis in die be- 
triebliche Ausbildung hineintragen 
würden und der Bestandssicherung 
des einzelbetrieblichen Finanzierungs- 
Systems, vor allem der unternehmeri- 
schen Entscheidungsautonomie ent- 
gegenstehen." Dies sollte aber von 
Sozialdemokratlnnen nicht unbedingt 
als Gegenargument verstanden wer- 
den. 
Die eingebrachten Befürchtungen 
vor einem bürokratisierten Etatismus 
sind nicht grundsätzlich falsch, aber 
oftmals vorgeschoben. Es geht nicht 
um die Aufstellung eines Fünfjahres- 
plans der beruflichen Bildung, son- 
dern um ein Modell der gesellschaft- 

lichen Steuerung, daß regional alle 
wichtigen arbeitsrnarktpolitischen 
Akteure mit  einbezieht. Ergänzt 
werden müßte die Urnlagefinanzie- 
rung als Maßnahme zur Verwirkli- 
chung des Rechts auf Ausbildung 
um ein intregrales Konzept von Qua- 
lifizierungs- und Strukturpolitik und 
um einen Ausbau der Mitbestim- 
mungsmöglichkeiten von Auszubil- 
denden. 

3. Welche Jugend will die SPD? 
Nicht das bloße Bekenntnis, daß sich 
die SPD "niemals mit  der Arbeitslo- 
sigkeit junger Menschen" abfinden 
wird, sondern das offensive Aufgrei- 
fen von Interessen junger Men- 
schen, die Darstellung von politi- 
schen Alternativen und ihre Einbet- 
tung in gesellschaftliche Reformpro- 
jekte wie das einer Bildungsreform 
ist erforderlich. Daß die Ausführun- 
gen der SPD schwammig und defen- 
siv sind, ist jedoch Absicht: 

Einerseits verhindern innere Wi- 
dersprüche eine deutlichere Positio- 
nierung. Weitergehende Reforman- 
sätze würden den Widerstand der 
Haushaltspolitikerlnnen und der 
neoliberalen Standortfraktion her- 
vorrufen. 

Andererseits wird im Memoran- 
dum analysiert, daß die Jugendli- 
chen "für politische Ideologien kei- 
nen Sinn mehr" hätten. Dem Um- 
stand soll anscheinend durch inhalt- 
liche Konturenlosigkeit Rechnung 
getragen werden. Es stellt sich daher 
die Frage, welche Jugend die SPD ei- 
gentlich für sich gewinnen will. 
Auch die junge Generation ist nicht 
homogen, sondern setzt sich aus 
verschiedenen Milieus, Szenen und 
auch politischen Orientierungen zu- 
sammen - selbst wenn vieles nicht 
mehr so einfach zu schematisieren 
ist wie zu Papas und Mamas Zeiten. 
Nicht aber die Jugendlichen, die Wi- 
derstand und kollektive Proteste or- 
ganisieren, finden Beachtung und 
Lob bei der Parteispitze, sondern die 
angepaßten Kids, die eher unpoli- 
tisch-karitative Aktionen wie "Schü- 
ler helfen Leben" durchführen. Die 
vielfach zu beobachtenden Versu- 
che - die eigene Jugendorganisation 
bewußt ausgrenzend - an den ver- 
meintlichen Mainstream der Jugend 
heranzukommen, sprechen eben- 
falls dafür, daß es nicht die linken 
und kritischen Jugendlichen sind, an 
die die SPD ran möchte. 

Gerade die kritischen, kreativen 
und kompetenten Potentiale der 
Gesellschaft werden aber benötigt, 

SPD UND JUGEND 

wenn Hegemoniefähigkeit das Ziel 
sein soll. Gerade dann müssen 
Jugendliche, die gesellschaftliche 
Widersprüche erkannt haben, für 
einen konstruktiven Dialog gewon- 
nen werden. Zwar ist es richtig, daß 
kollektive Lösungsansätze in der jun- 
gen Generation derzeit nicht un- 
bedingten Vogue sind. Dies darf je- 
doch nicht zur Folge haben, den An- 
spruch auf politische Regulierung 
preiszugeben. Vielmehr müssen die 
gestiegenen emanzipatorischen Po- 
tentiale in einem neuen Projekt der 
demokratischen Gesellschaftsent- 
wicklung gebündelt werden. Und im 
übrigen sind Jugendliche - das zei- 
gen die Erfahrungen der Jusos mit 
Diskussionen über die Umlage- 
finanzierung - sehr wohl für Maß- 
nahmen zu gewinnen, die über das 
Konsens-Gequatsche hinausgehen, 
wenn diese konkret benannt werden 
und an erfahrbaren Widersprüchen 
ansetzen. 

Der Diskussionsprozeß im Vor- 
lauf des Parteitages sollte von den 
Jusos und allen weiteren interessier- 
ten Teilen der Partei dazu genutzt 
werden, den Widerspruch zwischen 
der Jugend und der SPD aufzu- 
greifen und zu politisieren. Natürlich 
muß auch die biedere Art und Wei- 
se, mit der die Sozialdemokratie sich 
in die Öffentlichkeit begibt, an den 
Pranger. Viel wichtiger ist es jedoch, 
sich nicht einfach nur an der "Mut- 
terpartei" abzuarbeiten, sondern 
den laufenden Diskussionsprozeß zu 
nutzen, um Kontakte zu anderen 
fortschrittlichen Kräften zu knüpfen 
und einen "alternativen Jugend- 
diskurs" zu führen. Dieser müßte 
ausgehen von den entwickelten An- 
sprüchen Jugendlicher an Arbeit 
und Leben, die Widersprüche zwi- 
schen ihnen und der Realität poli- 
tisieren und Alternativen in Reform- 
projekten bündeln. Irn Mittelpunkt 
muß die Auseinandersetzung um 
die Zukunft der Arbeit und des Bil- 
dungssystems stehen und kein pseu- 
dofortschrittliches Blabla über neue 
Generationenverträge oder Verträge 
mit der Zukunft. 

Wahrscheinlich sind hier die 
möglichen gewerkschaftlichen Pro- 
teste in diesem Jahr entscheidender 
als der SPD-Parteitag. Das bei Ju- 
gendlichen ramponierte Image der 
SPD kann von heute auf morgen so- 
wieso nicht verbessert werden - und 
mi t  kosmetischen Operationen 
schon gar nicht. 
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der durch die öffentliche Förderung abgemildert, aber 
nicht abgeschafft ist. Gleichzeitig aber haben die Be- 
schäftigten dieses Bereichs - anders als heute in man- 
chen arbeitsmarktpolitischen Projekten - die Gewähr, et- 
was Sinnvolles für sich und die Gesellschaft zu tun. 

Eine so konzipierte neue Arbeitspolitik ist ihrem Cha- 
rakter nach eher offensiv als defensiv und kann sogar 
neue Maßstäbe für die Arbeit im staatlichen und markt- 
wirtschaftlichen Sektor setzen, also eine gesamtgesell- 
schaftlich reformerische Ausstrahlung entfalten. Aber ei- 
nes kann sie mit  Sicherheit nicht: die heute bestehende 
Massenarbeitslosigkeit überwinden. Denn öffentlich un- 

1 
terstützte Arbeit wird nicht für die Millionenzahl all jener 
bereitgestellt werden können, die vom marktwirtschaftli- 
chen Prozeß ins Abseits gedrängt werden. Die Unterbe- 
schäftigung kann letztlich nur durch radikale - d.h. 
ebenfalls öffentlich gestützte - Strategien der Arbeits- 
umverteilung überwunden werden. 

Es mag deshalb als Denkmodell sinnvoll sein, die 
quantitative Dimension dieser neu konzipierten Arbeits- 
förderung im Rahmen dessen zu halten, was derzeit für 
die ,,aktive Arbeitsmarktpolitik" im weiteren Sinne (ABM, 
Qualifizierungsmaßnahmen, Frühverrentung usw.) auf- 
gewendet wird bzw. in der bisherigen arbeitsmarktpoliti- 
schen Reformdiskussion gefordert wird. Mi t  einer sol- 
chen Konzeption wären eine Ausweitung der Maßnah- 
men ohne Steuer- oder Beitragserhöhungen möglich, 
weil in  viel größerem Maße als bisher eigene Erlöse der 
Arbeitsmarktprojekte zur Finanzierung herangezogen 
werden könnten. 

Durch effizienteres Wirtschaften in den Arbeitsmarkt- 
projekten Iäßt sich der Subventionsbedarf verringern 
oder der Umfang der öffentlich geförderten Tätigkeiten 
ausweiten - oder beides gleichzeitig. Schließlich könnten 
steuerliche Vergünstigungen entsprechend den Vor- 
schlägen von Eichstädt-Bohlig die Entwicklungsdynamik 
in dem neukonstituierten Bereich der gemeinwohlorien- 
tierten Wirtschaft unterstützen. 

Schließlich wird eine Politik der radikalen Arbeitszeit- 
verkürzung und Arbeitsumverteilung den gesellschaftli- 
chen Bedarf an Umschulungen und Qualifizierungen er- 
heblich steigern. Denn Arbeitszeitverkürzungen bewir- 
ken nur dann eine Umverteilung der vorhandenen Arbeit, 
wenn sie nicht nur in den Bereichen mit großen Produkti- 
vitatsreserven durchgesetzt werden, sondern auch dort, 
w o  die Kapazitäten ausgelastet und die Produktivität 
hoch entwickelt ist, w o  also auf Grund der verkürzten Ar- 
beitszeit Arbeitskräfteknappheit entsteht. Eine derartige 
Politik der Arbeitsumverteilung beschleunigt also Struk- 
turwandel auf dem Arbeitsmarkt und muß deshalb durch 
umfassende Qualifizierungs- und Umschulungsprogram- 
rne unterstützt werden. Hier kann durchaus an die ge- 
genwärtige Praxis der Bundesanstalt angeknüpft werden. 

C Wenn die Schritte der Arbeitszeitverkürzung in grö- 
ßeren, für die betriebliche Planung handhabbaren Zeit- 
abständen vollzogen wird, können die tatsächlich benö- 
tigten Qualifizierungs- und Umschulungsaktivitäten 
rechtzeitig genug in Angriff genommen werden. Denn 
nur vorhandene oder zu erwartendende Arbeitskräfte- 
knappheit gibt zuverlässig Aufschluß über den wirklichen 
Bedarf, während der Arbeitskräfteüberfluß in  Zeiten der 
Massenarbeitslosigkeit den zukünftigen Bedarf eher ver- 
schleiert. In der gegenwärtig besonders in  den ostdeut- 
schen Ländern vielfach zu beobachtenden Praxis eines 
,,blindenu Qualifizierungsaktivismus, der den Menschen 
immer wieder neue ,,Warteschleifen" im Weiterbildungs- 

Druckerei bei der GeDiRec Bottrop 

Wesen zumutet, offenbart sich nichts weiter als das hilf- 
lose Agieren der Arbeitsmarktpolitiker angesichts der 
Massenarbeitslosigkeit. 

Arbeitsförderung beseitigt nicht die Massenarbeitslo- 
sigkeit, aber sie ist in der Lage, einen Teil des überschüssi- 
gen Arbeitspotentials durch Arbeitsmarktprojekte und 
sinnvolle Qualifizierung zu gestalten. Dies ist eine Chan- 
ce, die allerdings nur dann zum Bestandteil einer umfas- 
senden gesellschaftlichen Reformkonzeption werden 
kann, wenn sie tatsächlich in eine Strategie der gesamt- 
gesellschaftlichen Arbeitsumverteilung eingebettet ist. 

Anmerkungen: 
Bergmann, Christine (Hrsg.): Initiative für einen öffentlich geför- 
derten Arbeitsmarkt, Berlin 1993 
Senatsverwaltung für Arbeit und Frauen Berlin (Hrsg.): Zukunfts- 
orientierte Arbeitsmarktpolitik - Ausbau eines öffentlich geförder- 
ten Beschäftigungssektors, Konferenzreader, Berlin 1994 
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Gesellschaftlicher Nutzen 
statt größtmögliche 

Eckpunkte eines Öffentlich verantworteten 
Beschäftigungssektors 

von Annelie Buntenbach und Martin Künkler* 

z wei Geschäftsleute sitzen in einem Restaurant und 
unterhalten sich über die wirtschaftliche Entwick- 
lung. Zufrieden lehnt sich einer zurück: „Wir ha- 

ben in den letzten Jahren viel geschafft. Sehr viele neue 
Arbeitsplätze geschaffen." Der Kellner dreht sich um und 
sagt: „Ja, und zwei davon habe ich." 

Dies ist bereits weitgehende Realität im vermeintli- 
chen Job-Wunderland USA und offensichtlich die ar- 
beitsmarktpolitische Perspektive der Bundesregierung 
und der Arbeitgeber. Mi t  ihrem Programm ,,für mehr 
Wachstum und Beschäftigung" - George Orwell Iäßt 
grüßen - und dessen Umsetzungsgesetzen, die weitge- 
hend vom Bundestaa bereits beschlossen wurden, setzt - 
die Bundesregierung konsequent ihre Basisphilosophie 
der ,,Verbilligung der Ware Arbeitskraft" in die Tat um: 
Pauschale Kostensenkungsprogramme für Unterneh- 
men, Deregulierung der Arbeitsmärkte, Demontage des 
Sozialstaates mit  der Brechstange ... 

Gelingt dieser marktradikale Umbau von Arbeits- 
markt (und Gesellschaft!), bleiben reduzierte Kernbeleg- 

schaften, denen olympiareife . . 

Hier, w o  keine Arbeitsplätze i m  LeistWlen abverlangt wer- 
den, in weiter deregulierten 

marktwirtschaftlichen Selbst- Arbeitsverhältnissen, nehmen 

lauf entstehen. setzt der prekäre Beschäftigungsver- ~- - - ~- 

hältnisse und der über eine 
öffentlich verantwortete Be- durchlöcherte soziale 

schäftigungssektor an. cherung vermittelte Zwang 
zur Annahme (fast) jeder Ar- 

beit zu jedem Preis und jeder Bedingung zu, verstetigt 
sich die Polarisierung von Einkommen und Lebenschan- 
cen, mit  der zweifelhaften Perspektive eines Nutzens für 
einige wenige, deren Renditen aus Vermögen und Unter- 
nehkertätigkeit (insbesondere im weltmarktorientierten 
Segment) abermals kräftig steigen. 

Diese ,,Sparpolitik" - genauer: die Umverteilungspoli- 
tik von unten nach oben - ist zum Erreichen des hochge- 
steckten Ziels einer Halbierung der registrierten Erwerbs- 
losigkeit kontraproduktiv, da über die Reduzierung öf- 
fentlicher Ausgaben und die realen Lohneinbußen der 
abhängig Beschäftigten sowie über Kürzungen der Sozi- 
alleistungen die binnenwirtschaftliche Nachfrage weiter 
geschwächt und die ohnehin schleppende Konjunktur 
kaputtgespart wird. Die (Arbeitsmarkt)Politik der Bundes- 

* Annelie Buntenbach MdB, Bündnis 9 0 D i e  Grünen, 
Martin Kiinkler. Mitarbeiter im Büro Buntenbach 

regierung ist nicht geeignet, ein höheres Beschäftigungs- 
niveau zu erreichen und sie ist erst recht nicht die einzi- 
ge, quasi naturgesetzliche und somit alternativlose Ant- 
wort auf die Arbeitsmarktkrise. 

Perspektive einer gesellschaftlich bes t immten  
Ökonomie 
Der kurzfristig wirksamste Hebel im Kampf gegen die- 
Massenerwerbslosigkeit liegt in weiteren Schritten der 
kollektiven Arbeitszeitverkürzung. Es gilt, die heutige 
pervertierte Form des vorhandenen Zeitwohlstands - 
aufgrund höchster Produktivität reicht ein immer kleine- 
res Arbeitszeitvolumen zur Produktion des gesellschaftli- 
chen Reichtums - durch eine Neuverteilung der vorhan- 
den Erwerbsarbeit auf mehr Schultern zu überwinden 
und den Zeitwohlstand für die Gesellschaft nutzbar'zu 
machen. Neben dieser Umverteilung des Erwerbsarbeits- 
volumens sind Wege zu beschreiten, die auf eine Aus- 
weitung des Erwerbsarbeitsvolumens, also die Schaf- 
fung zusätzlicher Dauerarbeitsplätze abzielen. Neben 
der politischen Steuerung der Märkte mittels Wirt- 
schafts-, Industrie- und Strukturpolitik mi t  dem Ziel eines 
sozial-ökologischen Umbaus und der Stärkung der in- 
ländischen Nachfrage ist hierzu die Etablierung eines Öf- 
fentlich verantworteten Beschäftigungssektors von zen- 
traler Bedeutung. Die nachfolgend skizzierten Eckpunkte 
eines Öffentlich verantworteten Beschäftigungssektor 
(ÖvBS) sind nicht als Entgegensetzung zu ähnlich orien- 
tierten Vorschlägen (z.B. der ,,Memorandum-Gruppe") 
zu verstehen, nicht als Ei des Kolumbus, sondern als Dis- 
kussionsbeitrag, als Versuch, einen Ansatz konkret und 
greifbar zu machen, um sich daran reiben zu können. 

Nicht alles, was die Gesellschaft braucht, nicht alle 
notwendigen Güter und Dienstleistungen werden in ka- 
pitalistischen Ökonomien ,,automatisch" angeboten. 
Sinnvolle Aufgaben bleiben unerledigt und Arbeit liegt 
brach, da sie in der profitorientierten Logik nicht lohnt. 
Hier, wo keine Arbeitsplätze im marktwirtschaftlichen 
Selbstlauf entstehen, setzt der ÖVBS an. Im Kern geht es 
um das Zusammenführen von defizitären Bereichen, den 
ungedeckten Bedarfen an gesellschaftlich sinnvoller Ar- 
beit und dem Mangel an existenzsichernden Erwerbsar- 
beitsplätzen, mit  den Potentialen für gesellschaftliche 
Wohlfahrt, die im immensen gesellschaftlichen Reichtum 
liegen, der entgegen allen Spar- und ,,Gürtel-enger- 
schnallen"-Parolen weiterhin real wächst. Könnte ein sol- 
cher Beschäftigungssektor durchgesetzt werden, wür- 
den im Resultat Güter und Dienstleistungen bereitge- 
stellt, die insbesondere denjenigen zugute kommen, die 
nicht über die materiellen Ressourcen verfügen, die heu- 
te nicht öffentlich zugänglichen Produkte und Dienste 
privat einkaufen zu können. Gleichzeitig würde Beschäf- 
tigung in einem erheblichen Umfang mobilisiert, die ei- 
nen entscheidenden Beitrag zur Überwindung der anhal- 
tenden Massenerwerbslosigkeit leisten kann. 

Die Etablierung eines ÖVBS ist ein konkreter Ausdruck 
der umfassenderen Perspektive einer gesellschaftlich be- 
stimmten Ökonomie. Nicht eine größtmögliche Verwer- 
tung von Kapital (und Arbeitskraft), sondern der best- 
mögliche gesellschaftliche Nutzen wird zentraler Orien- 
tierungspunkt wirtschaftlicher Aktivitäten. 

Sozial nützl iche Güter und Dienste 
Offensichtlich gibt es in den Bereichen Soziale Dienstlei- 
stungen, Bildung und Kultur ungedeckte Bedarfe und 
eine Vielzahl sinnvoller Tätigkeiten, die heute unerledigt 

regionale Struktur (Arbeitsämter) 
weitergibt. Diese müssen ein aus- 
wahlfähiges Angebot an Ausbil- 
dungstellen, d.h. Anzahl der Bewer- 
berlnnen plus 12.5% gewährleisten. 
Die Verteilung der Mittel soll über 
die paritätisch besetzten Verwal- 
tungsausschüsse der Arbeitsämter 
organisiert werden. 

Eine Beurteilung, welches der 
beiden Modelle geeigneter ist. muß 
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von den aktuellen Herausforderun- 
gen für das berufliche Bildungssy- 
stem ausgehen. Wenn ein solidari- 
sches Finanzierungsmodell auch 
nicht alle Probleme zu lösen imstan- 
de ist, so kann es dennoch Spielräu- 
me für weitergehende Regulierun- 
gen eröffnen: 

Es muß ein finanzieller Lasten- 
ausgleich zwischen ausbildenden 
und nicht ausbildenden Betrieben 
geschaffen werden. 

Regional ist ein auswahlfähiges 
Angebotes an qualifizierten Ausbil- 
dungsplätzen zu gewährleisten. 

Qualifizierungspolitik muß mi t  
regionaler Arbeitsmarkt- und Struk- 
turpolitik verknüpft werden, damit 
auf bestehende und zu erwartende 
Defizite in der Qualifikationsstruktur 
reagiert werden kann. 

Junge Frauen müssen ihr bislang 
auf wenige Bereiche eingegrenztes 
Berufsspektrum erweitern können. 
Die Vergabe von Mitteln aus einem 
Umlagefinanzierungsfonds könnte 
an die Einhaltung einer Frauenquote 
geknüpft werden. 

Benachteiligte Gruppen (Gering- 
qualifizierte, junge Ausländerinnen) 
müssen im besonderen Maße geför- 
dert werden. 

Das duale System braucht eine 
qualitative Weiterentwicklung. In- 
novative Modellprojekte in  Koope- 
ration m i t  Betrieben können aus 
einem Umlagefonds bezuschußt 
werden 

Gegebenfalls kann auch ein Bei- 
trag zur Übernahme von Auszubil- 
denden geleistet werden, wenn die 

I volle Mittelvergabe an die Einhal- 
tung einer Mindestübernahmequote 
gekoppelt wird. 

Während die Schaffung von 
mehr Ausbildungsplätzen innerhalb 
eines Kammerbezirkes durch das 
0.g. Modell zwar möglich wäre, hört 
es bei weitergehenden Zielsetzun- 
gen schon auf. Nur eine gesetzliche 
Umlagefinanzierung könnte über ei- 
nen Berufsausbildungsfonds die 
Vergabe der Mittel nach bedarfsori- 
entierten bzw. qualitativen Kriterien 
organisieren. 

Dieser Kritikpunkt und weitere Män- 
gel sprechen gegen eine Kammerre- 
gelung: 

Das Ausbildungsplatzproblem ist 
nicht nur verursacht worden durch 
die gewerbliche Wirtschaft. Da eine 
öffentliche Verwaltung oder die Kir- 
che aber nicht in einer Kammer or- 
ganisiert ist, würden diese Bereiche 
bereits aus der Umlage ausgenom- 
men. Timmermann spricht in seinem 
Gutachten zwar hier und da von den 
"Kammern und ihren vergleichbaren 
Institutionen"; wie dies aber genau 
aussehen sollte, bleibt offen. 

Die Aufteilung der Kammern ist 
nicht deckungsgleich mit den Ar- 
beitsamtbezirken. Eine sinnvolle Ver- 
teilung der Mittel nach den Anfor- 
derungen regionaler Strukturpolitik 
und der Ausgleich regionaler Gefälle 
bzw. zwischen alten und neuen Län- 
dern wäre mit  einer Kammerumlage 
nicht machbar. 

Eine Kammerumlage läuft prak- 
tisch in Eigenregie der Wirtschaft. 
Mitbestimmung und Kontrolle sei- 
tens der Arbeitnehmerlnnen bzw. 
Gewerkschaften ist kaum zu ge- 
währleisten. Unklar ist, wer über die 
Vergabe der Mittel entscheidet. In 
den Berufausbildungsausschüssen 
der Kammern sind die Arbeitnehmer 
zwar paritätisch vertreten, diese 
Ausschüsse haben aber nur einge- 
schränkte Möglichkeiten und verfü- 
gen über keine arbeitsmarkt- bzw. 
strukturpolitische Kompetenz. Die 
staatliche Seite ist zudem überhaupt 
nicht präsent. Das Kammermodell 
sieht eine Abgabe vor, die sich nicht 
an der Bewerberlnnenzahl, d.h. also 
am tatsächlichen Bedarf an Ausbil- 
dungsplätzen, sondern am Fach- 
kräftebedarf der Unternehmen ori- 
entiert. Wenn aber alle Betriebe Aus- 
bildungskapazitäten abbauen, ist 
eine Orientierung an der durch- 
schnittlichen Ausbildungsquote 
längst nicht ausreichend. 

Der sozialdemokratische 
Verzicht auf  wirtschafts- 
pol i t ische Eingri f fe 
Bei der Diskussion um die beiden 
Ansätze handelt es sich allerdings 
weniger um eine Abwägung von Ef- 
fizienz und Effektivität der beiden 
Modelle. Es geht vielmehr um eine 
ordnungspolitische Frage: soll die Ei- 
genverantwortung der Wirtschaft 
beibehalten werden oder wollen wir 
eine demokratische Gestaltung der 
beruflichen Bildung unter Einbezie- 
hung von Politik und Gewerkschaf- 
ten? Daher handelt es sich u m  eine 
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SPD UND JUGEND NEUE GEMEINWIRTSCHAFT? 

Nur eine gesetzliche 
Umlagefinanzierung 

könnte über einen 
Berufsausbildungs- 
fonds die Vergabe 

der M i t te l  nach 
bedarifsorientierten 

bzw. qualitativen 
Kriterien organisie- 

ren. 

Anstatt den Wider- 
spruch zwischen 

einzelbetrieblicher 
und gesamtwirt- 

schaftlicher Rationa- 
l i tät  z u  erkennen 
und dementspre- 
chende politisch- 

regulierende 
Eingriffe als not -  

wendig z u  begrei- 
fen, sol l  nach 

Ansicht maßgebli- 
cher Kräfte in der 

SPD die Politik sich 
zurückhalten und 
der Wirtschaft die 

Regelung selbst 
überlassen. 

der SPD jedoch die sogenannte 
Kammerlösung (vgl. R.Hahn/ 
T.Kämmerer in spw 3/96). Nachdem 
lange Zeit jede Form des Finanzie- 
rungsausgleichs skeptisch beurteilt 
bzw. explizit abgelehnt wurde, sind 
die Hardliner wie NRW-Wirtschafts- 
minister Clement angesichts des in- 
nerparteilichen und öffentlichen 
Drucks bzw. der offensichtlichen Er- 
folglosigkeit "weicher" Maßnahmen 
nun auf das Kammer-Modell "in Ei- 
genverantwortung der Wirtschaft'' 
eingeschwenkt 

Bemerkenswert ist, daß diese Po- 
sition binnen weniger Wochen in 
verschiedensten Verlautbarungen 
der SPD verankert wurde. Der An- 
satz findet sich ebenso im soge- 
nannten Alternativ-Programm "Zu- 
kunft sichern-Zusammenhalt stär- 
ken", in einem Papier der NRW- 
Landtagsfraktion und sogar im aktu- 
ellen Koalitionsvertrag Schleswig- 
Holstein - ohne jedoch, daß ein 
Bundesparteitag sich nun deutlich 
für eine der drei Varianten ausge- 
sprochen hätte. Im Falle NRW wird 
sogar ein Parteitagsbeschluß miß- 
achtet: beschlossen wurde im April 
dieses Jahres auf Initiative der Jusos 
eine eindeutige Festlegung auf die 
Umlagefinanzierung gemäß DGB- 
Modell. 

Anreizend: das Finanzierungs- 
gutachten 
Eine wissenschaftliche Unterfütte- 
rung für den Gedanken des Kam- 
mer-Modells liefert ein jüngst vom 
Bielefelder Bildungsökonomen Die- 
ter Timmermann im Auftrag des 
NRW-Wirtschaftsministeriums vor- 
gelegtes Gutachten "Anreizsysteme 
für ausbildende Unternehmen". Be- 
reits der Titel macht deutlich, daß 
der Auftrag vorsah, die Eigenverant- 
wortung der Wirtschaft als sakro- 
sankt zu begreifen und lediglich 
mögliche ökonomische Anreize auf- 
zuzeigen, die es Unternehmen ren- 
tabel erscheinen lassen. mehr Aus- 
bildungsplätze anzubieten. Es sei 
am Rande angemerkt, daß dieses 
"politische Gutachten" von einem 
Ministerium im Auftrag gegeben 
wurde, das gleichzeitig alternative 
verkehrspolitische Erkenntnisse des 
renommierten Wuppertal-Institutes 
mit  dem Argument von Tisch 
wischt, es handele sich um "politi- 
sche Gutachten". 

Das dennoch lesenswerte Papier 
beschreibt in seinem ersten Teil zu- 
nächst sehr richtig aktuelle Entwick- 
lungstendenzen des beruflichen Bil- 

dungssystems und zukünftiger An- 
forderungen an berufliche Qualifika- 
tion. Sowohl die strukturellen Ursa- 
chen für den Ausbildungsplatzab- 
bau (abgesehen von der Überbeto- 
nung der angeblich zu hohen Aus- 
bildungskosten) als auch qualitative 
Modernisierungsdefizite des dualen 
Systems der Berufsausbildung wer- 
den durchaus erkannt. Timmer- 
manns Erosionsszenario skizziert die 
zu erwartenden Konsequenzen, 
wenn die Politik weiter auf die 
Selbststeuerungsleistungen des dua- 
len Systems setzt: weiterer Abbau 
von Ausbildungsplätzen gerade in 
Großbetrieben und Zukunftsbran- 
chen, Rückfall des dualen Systems 
auf den Handwerksbereich, Anstieg 
der Jugendarbeitslosigkeit, Training- 
on-the-job in den Großbetrieben, 
Expansion von Vollzeitberufsschulen 
und Warteschleifen, steigende Ko- 
sten für die öffentlichen Haushalte 
und letztendlich die durch Qualikati- 
onsdefizite entstehende Blockade 
ökonomischer Innovationen. 

Um so mehr verwundert es, 
wenn in den weiteren Teilen z.T. 
haarsträubende Lösungsvorschläge 
gemacht werden. Zunächst entwik- 
kelt Timmermann "Anreizsysteme 
im Rahmen des einzelbetrieblichen 
Finanzierungssystems". also Vor- 
schläge, wie Unternehmen von Aus- 
bildungskosten entlastet werden 
können. Einerseits sind dies Ansätze 
zur Kostensenkung, andererseits 
nennt er Möglichkeiten der öffentli- 
chen Subventionierung. Zur ersten 
Gruppe gehört die Möglichkeit, die 
Betriebe von der Zahlung von Sozial- 
abgaben für Auszubildende zu ent- 
lasten (da die Ausbildungsvergü- 
tung tarifvertraglich geregelt wird) 
oder die Steigerung von produktiven 
Anteilen der Ausbildung am Arbeits- 
platz zuungunsten z.B. von theoreti- 
schen Anteilen. Zur zweiten Gruppe 
gehören Vorschläge, ausbildenden 
Betrieben 2.B. Abschreibungen von 
"betrieblich erzeugtem Humankapi- 
tal", Abzüge von der Steuerschuld 
oder direkte staatliche Zuschüsse zu 
gewähren. 

Beide Gruppen von Vorschlägen 
garantieren jedoch noch längst nicht, 
daß tatsächlich Ausbildungsplätze ge- 
schaffen werden. Sie sind verteilungs- 
politisch zudem inakzeptabel und 
führen wohl eher zu einer Minderung 
der Ausbildungsqualität als zu ihrer 
Steigerung. Das zweite Lösungspaket 
beinhaltet Möglichkeiten von "Anreiz- 
Systemen außerhalb des Rahmens des 
einzelbetrieblichen Finanzierungssy- 

stems" - also solche, die auf finanziel- 
le Ausgleiche zwischen ausbildenden 
und nicht oder nur unzureichend aus- 
bildenden Unternehmen hinauslau- 
fen. Nach einer Betrachtung mögli- 
cher Modelle konzentriert er sich auf 
die Darstellung des von ihm zumin- 
dest im Gutachten favorisierten "Be- 
rufsausbildungfonds in Eigenregie 
und Eigenverantwortung der Wirt- 
schaft auf Kammerebene". Eben die- 
ses Modell - allerdings weniger kon- I 

kret - wird aktuell von der SPD begün- 
stigt. In den weiteren Auseinanderset- 
zungen scheint also ein Streit "Kam- 
mer-Modell" gegen "Umlagefinanzie- 
rungs-Modell" bevorzustehen. 

Karnmerrnodell gegen Urnlage- 
f inanzierung 
Das im Finanzierungsgutachten vor- 
geschlagene Modell nimmt als Aus- 
gangspunkt die Eigenverantwor- 
tung der Wirtschaft, die es zu erhal- 
ten gelte. Daher solle zunächst auf 
die "Einsicht und Vernuft der Arbeit- 
geberseite" gesetzt und ein Aus- 
gleichssystem in "kollektiver Selbst- 
verpflichtung" eingefordert werden. 
Erst wenn dieser Aushandlungspro- 
zeß nach 2-3 Jahren nicht zum er- 
wünschten Ergebnis führt, wird als 
ultima ratio eine gesetzliche Rege- 
lung vorgeschlagen. Ob freiwillig 
oder per Gesetz: das Modell sieht 
eine Umlage der Kammern (IHK, 
Handwerkskammer, Landwirt- 
schaftskammer, Kammern der freien 
Berufe u.a.) vor, über deren Verwen- 
dung diese selbst entscheiden sol- 
len. Alle Betriebe, deren Ausbil- 
dungsplatzquote die durchschnittli- 
che Quote z.8. ihres Kammerbezir- 
kes unterschreitet, sollen einen be- 
stimmten Prozentsatz vom Umsatz 
in den Fonds einzahlen. 

Der DGB fordert hingegen das 
Modell einer gesetzlichen Umlagefi- 
nanzierung, das eine Abgabe aller 
Betriebe und Verwaltungen vorsieht. 
Die Höhe der Abgabe soll sich nach 
den jährlich tatsächlich benötigten 
Gesamt-Ausbildungskosten richten. 
Als Bezugsgröße werden mehrere 

L 

Varianten (Bruttolohn- und Gehalt- 
summe, Anzahl der Beschäftigten, 
Umsatz) für möglich erachtet. Mög- 
lich ist ebenso die Berechnung der 
Abgabe nach Zielquotenerreichung, 
d.h. alle Betriebe, die unter der für 
ein auswahlfähiges Angebote nöti- 
gen Ausbildungsquote bleiben, 
müssen pro fehlendem Ausbil- 
dungsplatz zahlen. Die Abgabe soll 
an die Bundesanstalt für Arbeit ge- 
zahlt werden, die die Mittel an ihre 

bleiben: Öffentliche Kinderbetreuung, Pflege- und Alten- 
arbeit, soziokulturelle Stadtteilarbeit, politische oder be- 
rufliche Weiterbildung und vieles andere mehr. Aber 
auch im Bereich der gewerblichen Wirtschaft, im Hand- 
werk und im Produktionssektor Iäßt sich sinnvolle Be- 
schäftigung nachweisen, wenn der ausschließliche Blick- 
winkel der Profitlogik verlassen und heute externalisierte 
und nicht berücksichtigte Folgekosten mitgerechnet wer- 
den: arbeitsintensive Reparaturen von Gebrauchsgütern 
statt vermeintlich billigerem Wegwerfen, Ausweitung 
von Recycling und Erhöhung der Zerlegungstiefe, um ver- 
mehrt Rohstoffe wieder der Produktion zuzuführen. 

Aus ökologischer Sicht sind öffentliche Investitions- 
Programme für eine Energie- und Verkehrswende längst 
überfällig. Unter diesen Bedingungen einer öffentlich in- 
duzierten Erhöhung der gesamten Nachfrage nach um- 
weltverträglicheren Gütern und Systemen verliert die Ge- 
fahr der Substitution von vorhandenen Erwerbsarbeits- 
plätzen durch öffentlich verantwortete Beschäftigung 
ihre Brisanz und es erscheint naheliegend, einen Teil die- 
ser Nachfrage für die Beschäftigung vormals Erwerbslo- 
ser im ÖVBS zu nutzen (siehe unten). Die Vergabe öffent- 
licher Aufträge beispielsweise im sozialen Mietwoh- 
nungsbau oder öffentlichen Nahverkehr sollte an die Be- 
dingung gekoppelt werden, daß ein bestimmtes Arbeits- 
volumen in Kooperation mi t  Betrieben des ÖVBS er- 
bracht wird. 

dung und Umschulung (FuU), Arbeitsbeschaffungsmaß- 
nahmen (ABM) und der ,,produktiven Arbeitsförderung" 
in Form pauschalierter Lohnkostenzuschüsse (5 249h. 5 
242s AFG) kann heute - wohlwollend formuliert - in be- 
scheidenem Ausmaß Dequalifizierungsprozessen und 
der Zementierung der Ausgrenzung aus dem Erwerbsar- 
beitsmarkt entgegenwirken und im Einzelfall Brücken in  
den ,,ersten Arbeitsmarkt" bauen. Die strukturelle Ar- 
beitsplatzlücke von rund sie- 
ben Millionen fehlenden Er- Wenn der ÖVBS als Instrument 
werbsarbeitsplätzen wird je- 
doch nicht angegangen, so- begriffen wird, das in erheb- 

- -  - 

daß die ,,Brückenr, auch bei lichem Umfang Beschäftigung 
gedachter quantitativer und 
qualitativer Verbesserunq der herbeiführen soll, ist die Auf- 
Maßnahmen allzu o f t  im hebuna der Orientierung auf 

4 - 
Nichts enden (müssen), da der 
erste Arbeitsmarkt die zur In- Marktnischen dringend gebo- 
tegration benötigten Erwerbs- ten. 
arbeitsplätze nicht hergibt. 
Während die Befristung der Maßnahmen konstituieren- 
des Prinzip der aktiven Arbeitsmarktpolitik darstellt, ist es 
erklärtes Ziel des ÖVBS, das Erwerbsarbeitsvolumen über 
die Einrichtung zusätzlicher Dauerarbeitsplätze (und so- 
mit  ohne Befristungen) zu erweitern. 

Auch mit dem neuen arbeitsmarktpolitischen Konzept 
der ,,Sozialen Betriebe", das erstmals unter rot-grüner Re- 
gierungsverantwortung in Niedersachsen und mittlerweile 
(in Ansätzen) auch von anderen Bundesländern umgesetzt 
wird, wird das Prinzip der Befristung durchbrochen: Betrie- 
be, die mindestens 50% unbefristete Erwerbsarbeitsplätze 
zu tariflichen Bedingungen für arbeitsmarktpolitische Ziel- 

Dauerarbeitsplätze jenseits v o m  zweitklassigem 
Arbeitsmarkt ... 
Aktive Arbeitsmarktpolitik nach dem Arbeitsförderungs- 
gesetz (AFG) mit  den zentralen Instrumenten Fortbil- 

Dienstleistung irn gartenpflegerischen Bereich bei der GeDiRec Bottrop 
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gruppen (Langzeitarbeitslose bzw. von Langzeitarbeitslo- ÖVBS jenseits der traditionellen Strukturen des öffentli- 
sigkeit bedrohte) einrichten, erhalten eine degressiv gestal- chen Dienstes zu etablieren, um nicht höchst reformbe- 
tete und befristete Förderung. dürftige Bürokratien und Hierarchien in einem neuen 

Ein ÖVBS in der hier vorgeschlagenen Form geht über Sektor zu verfestigen. Die Bereitstellung finanzieller Mit- 
das Konzept der ,,Sozialen Betriebe" insofern hinaus, das tel und deren Verteilung, die Verständigung über Aufga- 
der ,,Existenzgründungscharakter" des Förderprogram- ben und Inhalte der Projekte sowie die Normierung von 
mes nicht übernommen wird. Die degressive Förderung Standards der Arbeitsverhältnisse sind Aufgaben der öf- 
verpflichtet die Sozialen Betriebe, einen kontinuierlich fentlichen Hand, die Projekte sind jedoch in  Regie ver- 
steigenden Anteil ihrer Ausgaben selbst zu erwirtschaf- schiedenster Träger und betrieblicher Eigentumsformen 
ten; nach Auslaufen der Förderung nach fünf Jahren sol- zu installieren. Insofern ist die Etablierung eines ÖVBS ein 
len sich die Betriebe eigenständig über die Vermarktung Experimentierfeld, indem die gemachten Erfahrungen je- 
ihrer Produkte und Dienstleistungen finanzieren. Ein weils eine Modifizierung der Strukturen und Rahmenset- 
ÖVBS würde hingegen auch solche Tätigkeiten umfas- Zungen bedingen sollten. I 

sen, die auch eingedenk einer befristeten Förderung Andererseits wird keine Aufgabenverlagerung aus 
nicht profitabel vermarktet werden können und als ge- dem öffentlichen Dienst, sondern ein Erschließen zusätz- 
sellschaftlich sinnvolle Tätigkeiten auf Dauersubventio- licher Tätigkeitsfelder im ÖVBS angestrebt. Ein ÖVBS un- 
nierung ergänzend zu den selbstewirtschafteten Mitteln terscheidet sich auch dadurch vom klassischen öffentli- 
angewiesen sind. Erst recht, wenn der ÖVBS als Instru- chen Dienst, daß die mi t  öffentlichen Mitteln und öffent- 
ment begriffen wird, das in erheblichem Umfang (reali- lich organisierten neuen Erwerbsarbeitsplätze vor allem 
stisch erscheint zunächst die Größenordnung von einer den heute auf dem Arbeitsmarkt benachteiligten bzw. 
Million Erwerbsarbeitsplätze) Beschäftigung herbeifüh- völlig chancenlosen Gruppen zu gute kommen sollen. 
ren soll, ist die Aufhebung der Orientierung auf Marktni- 
schen, in denen über eine Anschubfinanzierung rentable Erwerbsarbeitsplätze für wen? 
Beschäftigung entsteht, dringend geboten. Um eine höhere Produktivität zu erreichen, ohne zeitli- 

Die amtierende Bundesregierung hat in der Vergan- chen Qualifizierungsvorlauf qualifiziert Dienstleistungen 
genheit die lnstrumente der aktiven Arbeitsmarktpolitik und Güter zu ,,produzierenu und den negativen Auswir- 
rnißbraucht, um die Geltung der Flächentarifverträge kungen langanhaltender Erwerbslosigkeit entgegenzu- 
auszuhöhlen und zu unterlaufen. Neben der Kürzung 

der Sozialleistungen, mit  der 

Die Ausgestaltung des ÖVBS je- der Zwang für Erwerbslose er- 
höht wird, zur Existenzsiche- 

liegt unter Beteiligung der rung (fast) jede Arbeit zu jeder 

reqionalen Arbeitsmarktakteure, Bedingung anzunehmen, und - 
den verschärften Zumutbar- 

"On Gewerkschaften und Er- keitsreqeln und Sanktionsin- - 
werbsloseninitiativen in der Ent- strumenten im AFG und Sozi- 

alhilferecht, gehört die Ein- scheidungskompetenz der Re- führung der ,,berücksichti- 
gienen. gungsfähigen Bemessungs- 

grundlage" in Höhe von 90% 
des Arbeitsentgelts bei ABM und die untertarifliche Be- 

wirken, ist eine heterogene Belegschaftsstruktur in den 
Betrieben des ÖVBS vorteilhaft. Mittels Quotenregelun- , 

gen kann trotzdem sichergestellt werden, daß die neuen 
Arbeitsplätze sogenannten arbeitsmarktpolitischen Ziel- 
gruppen zugute kommen und eine Bestenauslese ver- 
mieden wird. So ist z. B. ein Beschäftigtenanteil von min- 
destens 75% vormals Erwerbsloser und von 50% beson- 
ders am Arbeitsmarkt benachteiligten Gruppen (Lang- 
zeitarbeitslose, Arbeitslose mi t  gesundheitlichen Ein- 
schränkungen oder ohne Berufsabschluß, ältere Arbeits- 
lose u.a.) als zwingende Fördervoraussetzung denkbar. 
Mindestens die Hälfte der Stellen sind - nicht nur bezo- 
gen auf die Gesamt-Beschäftigtenzahl, sondern auch be- 
zogen auf die jeweiligen Tätigkeitsfelder und Qualifikati- 

Zahlung als Voraussetzung für einen ungekürzten Zu- onsebenen - mit Frauen zu besetzen. 
schuß bei der produktiven Arbeitsförderung (5 249h, 5 Die Beschäftigung im ÖVBS ist mit  Qualifizierungsele- 
242s AFG) zu den Instrumenten, mit  denen untertarifli- menten, die sich am Bedarf im Einzelfall orientieren, und 
che Bezahlung und die Ausweitung eines Billiglohnsek- Angeboten der sozialen Betreuung zu kombinieren. Ent- 
tors gesetzlich erzwungen werden sollen. gegen einer vorgelagerten Qualifizierungsphase nach 

Öffentlich geförderte Beschäftigung muß tariflich ab- dem AFG hat eine berufliche Weiterbildung direkt im 
gesicherte, sozial- und arbeitsrechtliche normale Arbeit ÖVBS verbunden mit der dort ausgeübten Beschäftigung 
sein. Entsprechende Regelungen kommen im ÖVBS un- 
eingeschränkt zur Geltung; sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigungsverhältnisse und die Einhaltung der je 
nach Einsatzfeld der Betriebe des ÖVBS geltenden bra- 
chenspezifischen Tarifverträge ist als zwingende Voraus- 
setzung für eine öffentliche Förderung vorzusehen. 

... und öf fent l ichem Dienst 
Da Marktmechanismen und die Bewegungsgesetze kapi- 
talistischer Ökonomien offensichtlich weder Vollbeschäf- 

den Vorteil, Maßnahmen genauer auf die erforderlichen 
Qualifikationen hin ausrichten zu können. Qualifizierung 
und Angebote sozialer Betreuung sollten im ÖVBS je 
nach Betriebsgröße auch überbetrieblich organisiert sein 
und somit ,,im Zugriff" eines regionalen Verbundes meh- 
rerer Betriebe liegen. 

Entsprechend der verschiedenen Aufgaben des ÖVBS 
1 

- ,,nicht marktgängige" Güter und Dienstleistungen an- 
zubieten und vormals Erwerbslosen einen Dauerarbeits- 
platz zu bieten - liegt eine zweigeteilte öffentliche Forde- 

tigung noch eine ausreichende Versorgung aller mit  not- rung nahe: Ein Förderanteil in Abhängigkeit von der Be- 
wendigen Gütern und Dienstleistungen sicherstellen, legschaftsstruktur zur Kompensation der erhöhten Ko- 
sondern vielmehr tendenziell Krisen und Arbeitsplatzver- sten für Qualifizierung und Betreuung und als Ausgleich 
nichtung bedingen, können diese Zielsetzungen nur in für die vergleichsweise niedrigere Produktivität, der nach 
öffentlicher Verantwortung erreicht werden. Öffentliche erfolgreich abgeschlossenen Maßnahmen reduziert 
Verantwortung heißt jedoch nicht, daß die einzelnen wird, und ein von der Belegschaftsstruktur unabhängi- 
Projekte des ÖVBS in staatlicher Regie durchgeführt wer- ger, nach Tätigkeitsfeldern differenzierter Förderbetrag 
den müssen. Hier wird vielmehr vorgeschlagen, einen als Dauersubvention. 

SPD UND JUGEND 

Weite Teile des Papieres bleiben bei 
schwammigen und frei interpretier- 
baren Floskeln. Daß Chancengleich- 
heit ein altes Prinzip sozialdemokra- 
tischer Bildungspolitik ist, ist ja 
schön und gut. Wenn aber beispiels- 
weise gleichzeitig kein einziges Wort 
über das bestehende selektive Bil- 
dungssystem sowie. konkrete Alter- 
nativen in der Schulstruktur verloren 
wird, rnuß in Zweifel gestellt wer- 
den, daß das Prinzip konsequent 
realisiert werden soll. Der Memo- 
Entwurf enthält keine einzige wirk- 
lich neue Forderung (was nicht prin- 
zipiell verkehrt sein muß), aber alle, 
die benannt werden, sind schon ein- 
mal deutlich pointierter beschlossen 
worden. 

2. "Jugend-Beruf-Zukunft" - 
Ausbildungsfinanzierung als 
Symbolkonfl ikt  
Ein wichtiger Diskussionspunkt in 
den nächsten Monaten und auf dem 
Bundesparteitag wird wohl die Aus- 
einandersetzung um die berufliche 
Bildung sein - und nicht allein des- 
wegen, weil mit  "Jugend-Beruf-Zu- 
kunft" das inhaltliche Kernkapitel 
des Memorandums überschrieben 
ist. Erstens drängt die akute und sich 
Jahr für Jahr verschärfende Lage auf 
dem Ausbildungsmarkt zu politi- 
schen Lösungen. Zunehmend wird 
von Jugendlichen der Mangel an 
Ausbildungs- und Arbeitsplätzen als 
zentrale gesellschaftliche Herausfor- 
derung benannt. Für immer mehr 
wird er auch zum persönlichen Pro- 
blem, zumal nicht nur diejenigen 
betroffen sind, die keinen Ausbil- 
dungsplatz bekommen, sondern 
auch Auszubildende, die einen Beruf 
ergreifen müssen, der nicht ihrer 
Wahl entspricht. Es gäbe demnach 
hier die Möglichkeit, direkt etwas für 
Jugendliche zu tun und es kostet zu- 
dem keinen Pfennig aus öffentlichen 
Haushalten - im Gegenteil. Zweitens 
ist die Reform des allgemeinen und 
beruflichen Bildungssystems ein 
ganz wesentliches Projekt, mit dem 
sich die Linke gegen die vorherr- 
schende neoliberale Standortlogik 
profilieren könnte. In der Frage der 
Qualifikationsentwicklung bündeln 
sich die Diskussionen über die Le- 
bensperspektiven von Jugendlichen 
und über die ökonomische Innovati- 
onsfähigkeit bzw. die Zukunft der 
Arbeit. Daher gilt es auch, die De- 
batte grundsätzlicher zu führen und 
nicht allein auf die Frage der quanti- 
tativen Versorgung zu reduzieren. 
Dennoch entwickelt sich drittens die 

Kontroverse über lnstrumente zur 
Schaffung von ausreichend Ausbil- 
dungsplätzen zum symbolischen 
Konflikt über die Regulierungstiefe 
sozialdemokratischer Wirtschaftspo- 
litik. Daher soll im folgenden nun die 
Art und Weise, wie die SPD mit dem 
Thema der Ausbildungsfinanzierung 
umgeht, exemplarisch dargestellt 
werden. 

Als sich ab 1993 die Lage auf 
dem Ausbildungsmarkt wieder zu- 
spitzte, wurde in der SPD überwie- 
gend darauf gesetzt, über Appelle 
und runde Tische vor Ort auf Unter- 
nehmen einzuwirken. Während die 
Gewerkschaften unter Federführung 
der IG-Metall an einem Konzept für 
ein Umlagefinanzierungsmodell 
strickten, wurden zunächst die alten 
Vorbehalte gegen eine solidarische 
Ausbildungsplatzfinanzierung wie- 
der hervorgebracht: sie sei verfas- 
sungswidrig und bürokratisch, sie 
würde die Unternehmen noch mehr 
belasten, sie löse die Probleme aktu- 
ell nicht. Viele Argumentationen ha- 
ben sich an früheren Finanzierungs- 
Modellen abgearbeitet, die bei- 
spielsweise eine Abgabe aller Betrie- 
be unabhängig von der Ausbil- 
dungsleistung vorsahen, obwohl 
niemand mehr über derartige Mo- 
delle nachdachte. 

Symptomatisch war, daß kaum 
über die wirklichen Ursachen der 
Ausbildungsplatzkrise fernab des 
modischen Kostenlamento disku- 
tiert wurde. Hätten die Wortführer 
in der Partei registriert, daß - entge- 

gen den vergangenen Jahrzehnten - 
eben nicht (nur) konjunkturelle und 
demographische Entwicklungen für 
die Ausbildungsplatzlücke verant- 
wortlich sind, sondern ebenso struk- 
turelle Faktoren berücksichtigt wer- 
den müssen, dann hätten sie die 
Aussichtslosigkeit von Appellen er- 
kennen müssen. Die prinzipielle Ori- 
entierungslosigkeit bzw. die fehlen- 
de Bereitschaft, sich eindeutig zu 
positionieren, wurde auf dem 
Mannheimer Bundesparteitag offen- 
bar, als beschlossen wurde, sowohl 
gesetzliche Lösungen, als auch Re- 
gelungen auf Ebene der Kammern 
und sogar Steuererleichterungen für 
ausbildende Unternehmen in Be- 
tracht zu ziehen. 

Hintenrum: d i e  Durchsetzung 
des Kammermodells 
Aus diesem Positionsmix galt es 
nun, eine geeignete Variante her- 
auszugreifen. Dies war vor allem die 
Aufgabe einer eigens beim SPD-Par- 
teivorstand eingerichteteten Projekt- 
gruppe "Jugend-Beruf-Zukunft". 
Diese hat ihre Arbeit nun beendet 
und schlägt nach längeren Ausein- 
andersetzungen in ihrem Abschluß- 
bericht weiterhin vor, daß unter- 
schiedliche Regelungen vorstellbar 
sind. Als Möglichkeiten werden 
zwar auch die "Einführung eines 
bundesgesetzlichen Leistungsaus- 
gleichs" einerseits und mögliche 
"steuerliche Anreizsysteme" ande- 
rerseits erwähnt. Favorisiert wird 
von maßgeblichen Kräften innerhalb 

I-C weniger können 1 
Beim Arbeitsamt jeweils zwischen 

1 Oktober und M,ai gemeldete - 
Lehrstellenangebote und -nachfrage, 

i n  Tausend, Gesarntwirtschaft - 

I 

Quelle: Bundesanstalt fUr Arbeit 

Die Kontroverse 
über lnstrumenfe 
zur Schaffung von 
ausreichend 
Ausbildungsplätzen 
entwickelt sich zum 
symbolischen 
Konfl ikt  über die 
Regulierungstiefe 
sozialdemokrati- 
scher Wirfschafispo- 
litik. 
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1. Staatstreu und jugendfrei: es 
s t i m m t  i m m e r  mehr  

uch wenn die SPD-Zentrale 
im Juli dieses Jahres verlaut- A baren ließ, daß die "Aus- 

trittswelle gebrochen" sei und nun 
wieder junge Leute in die SPD eintre- 
ten würden, ist die riesige Kluft, die 
zwischen der jungen Generation 
und der Sozialdemokratischen Partei 
klafft, mittlerweile von führenden 
Funktionärlnnen als ernstzuneh- 
mendes Problem erkannt worden. 
Dazu gibt es auch allen Grund. So- 
wohl die schwindende Akzeptanz 
bei jungen Wählerlnnen als auch die 
Vergreisung des Mitgliederbestan- 
des haben die Alarmsirenen des 
Erich-Ollenhauer-Hauses und seiner 
Filialien in Gang gesetzt. Der Anteil 
junger Menschen an der Mitglied- 
schaft der SPD ist in den letzten bei- 
den Jahrzehnten kontinuierlich ge- 
sunken. Betrug der Anteil von Mit- 
gliedern im Juso-Alter unter 35 Jah- 
ren im Jahre 1974 noch 30,9%, lag 
dieser im Jahr 1994 bei lediglich 
15%. Noch dramatischer ist der An- 
teil der Genosslnnen unter 21 Jah- 
ren; dieser ist 'im genannten Zeit- 
raum von 4,4% auf dramatische 
0.68% zurückgegangen. Daß dies 
nicht allein auf die bekannten Rekru- 
tierungsprobleme zurückzuführen 
ist, mit  denen alle gesellschaftlichen 
Großorganisationen konfrontiert 
sind, zeigen die Wahlergebnisse der 
letzten Zeit. Die drei Landtagswah- 
len im März haben einen weiteren 
Einbruch bei jungen Wählerlnnen 
gebracht; in Baden-Württemberg 
liegt die SPD in der Gunst Jugendli- 
cher z.B. nur noch auf Platz drei. 

Nun können an dieser Stelle 
nicht die zahlreichen Faktoren auf- 
geführt werden, die zur Abwen- 

Juso-Bezirksvorsitzender Westliches 
SPD-Parteivorstands 

dung der jungen Generation von 
den verschiedensten gesellschaftli- 
chen Institutionen geführt haben. Es 
gibt jedoch Aspekte, die speziell der 
SPD das Leben schwer machen und 
verdeutlichen, daß die Lösung nicht 
einfach nur in einer bunteren und ir- 
gendwie jugendlicheren Außendar- 
stellung zu sehen ist. Es ist kritischen 
Sozialdemokratlnnen die Problema- 
tik hinlänglich bewußt, daß der SPD 
so etwas wie ein gesellschaftliches 
Reformprojekt fehlt, einige Teile hilf- 
los danach suchen und große Teile 
den Findungsprozeß bewußt blok- 
kieren. Politischer Opportunismus 
und langweiliger Pragmatismus wird 
aber gerade von jungen Leuten 
nicht belohnt. Zudem scheint der 
SPD die gesellschaftliche Basis für 
ihre traditionelle Politik abhanden zu 
kommen. Das neoliberale Trommel- 
feuer via Medien und Politik, die So- 
zialisation Jugendlicher unter 14  
Jahren Kohl haben das politisch kon- 
servativ geprägte Lager in der jun- 
gen Generation nicht gerade ge- 
schmälert. Auf der anderen Seite 
können progressive Teile der Jugend 
mit der SPD auch nicht mehr viel an- 
fangen. Die Zunahme an ökologisch 
geprägten Orientierungen und 
emanzipatorischen Ansprüchen 
wird von den Grünen wesentlich 
ernsthafter bedient. 

Ein Parteitag als Jungbrunnen!? 
Angesichts dieser Mißlage macht 
sich nun hilflose Hektik breit. Ganz 
schnell wird jetzt versucht, die junge 
Generation wieder zu gewinnen. 
Bringen soll es ein jugendpolitischer 
Bundesparteitag im November unter 
dem begrenzt kreativen Motto "Ver- 
trag mit  der Zukunft - Neue Chan- 
cen für die Jugend". Zur inhaltlichen 
Vorbereitung ist kürzlich ein jugend- 
politisches Memorandum mi t  dem 
gleichen Titel in die öffentliche Dis- 
kussion gegeben worden. Dieses 
Memorandum versucht sowohl eine 
Darstellung der jungen Generation 
als auch eine sozialdemokratische 
Positionierung in jugend- und bil- 
dungspolitischen Fragen vorzuneh- 
men und richtet sich als Diskussions- 
grundlage an "interessierte Jugend- 
liche, an Jugendverbände, Praktiker 
aus dem Bereich der Jugendpolitik 
und der Jugendhilfe" und die eigene 
Partei. 

Um kein Mißverständnis auf- 
kommen zu lassen: es ist zu begrü- 
ßen, daß die SPD sich verstärkt mit  
den Belangen junger Menschen aus- 
einandersetzen will. Ebenso ist es 
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ein Fortschritt, wenn einem Partei- 
tag ein ausführlicher Diskussions- 
prozeß vorgeschaltet wird, in den 
nicht nur alle Organisationsebenen 
der Partei sondern auch außerhalb 
stehende Personen und politische 
Zusammenhänge einbezogen wer- 
den sollen. Allerdings gibt - neben 
den berechtigten Zweifeln, ob mi t  
diesem Ansatz eine neue Qualität 
der politischen Willensbildung dau- 
erhaft etabliert wird - vor allem die 
inhaltliche Diskussionsgrundlage 
Anlaß zur Skepsis, da8 die SPD wie- 
der zur Partei der Jugend avanciert. 
Zugespitzt könnte man auch sagen, 
daß das jugendpolitische Memoran- 
dum die negativen Beurteilungen 
der SPD durch kritische junge Leute 
eher bestätigt, als daß es ihnen ent- 
gegenwirkt. 

Fehlende Polarisierung: Wer die 
in der Präambel angekündigte 
"grundlegende Richtungsentschei- 
dung für die Zukunft dieser Gesell- 
schaft" wirklich erwartet, sieht sich 
enttäuscht. In einer Art pädagogisie- 
renden Luftbildaufnahme aus Er- 
wachsenenperspektive wird der Ver- 
such unternommen, die durch den 
gesellschaftlichen Wandel veränder- 
te Lebenssituation von Jugendlichen 
zu skizzieren. Daß aber die neokon- 
se~at ive Politik sowohl die materiel- 
le Lebenslage von Jugendlichen 
massiv beeinflußt, als auch Auswir- 
kungen auf das Bewußtsein der Ju- 
gendlichen hat, wird allenfalls am 
Rande gestreift. 

Fehlende Glaubwürdigkeit: Wie 
glaubwürdig ist die SPD bei Jugend- 
lichen, wenn sie in Papieren 
schreibt, "wer in die Bildung inve- 
stiert, investiert in Zukunftsfähigkeit 
der Gesellschaft", aber Studierende 
und Schülerlnnen gleichzeitig erle- 
ben, wie sozialdemokratische Lan- 
desregierungen Bildungsabbau be- 
treiben? 

Fehlende Selbstkritik: Die U n be- 
streitbare Distanz vieler Jugendlicher 
zu tradierten Formen politischen En- 
gagements wird lapidar mit  folgen- 
dem Satz abgetan: "Diese Einstel- 
lung Jugendlicher zur Politik ist mit  
'Verdrossenheit' kaum angemessen 
zu beschreiben." Anstatt die Flucht 
nach vorn anzutreten und eine of- 
fensive und ehrliche Auseinander- 
setzung mi t  eigenen Defiziten in An- 
griff zu nehmen, wird die "Schuld" 
auf die Jugendlichen abgewälzt. 

Fehlende inhaltliche Zuspitzung: 
Der wohl wesentlichste Kritikpunkt 
Jugendlicher an Parteien ist, daß 
warmen Worten keine Taten folgen. 
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Dezentrale Strukturen 
Sinnvollerweise setzt ein ÖVBS auf der Ebene der Regio- 
nen an. Hier vor Ort können im Zusammenhang mit der 
Aufstellung regionaler Entwicklungspläne in Kenntnis 
der vorhandenen Qualifikationen der Erwerbslosen und 
der regionalen Wirtschaftsstruktur die politischen Ent- 
scheidungen zur Bestimmung der Tätigkeitsfelder der 
einzelnen Betriebe sachgerecht getroffen und über die 
Verteilung der finanziellen Mittel entschieden werden. 
Dies bedeutet im Vergleich zur Struktur der bestehenden 
Arbeitsmarktpolitik eine Regionalisierung der Entschei- 
dungskornpetenzen. Auf Bundesebene wären die Rah- 
menbedingungen für einen ÖVBS zu definieren, so z. B. 
allgemeinverbindliche Förderbedingungen wie die Ein- 
haltung tariflicher Standards, Zielgruppen und Maßnah- 
men der Frauenförderung vorzugeben. Den rechtlichen 
Rahmen könnte ein neu zu schaffender Teil eines refor- 
mierten AFG bilden. 

Die Ausgestaltung des ÖVBS jedoch liegt unter Betei- 
ligung der regionalen Arbeitsmarktakteure, von Gewerk- 
schaften und Erwerbsloseninitiativen in der Entschei- 
dungskompetenz der Regionen, also den Zusammen- 
schlüssen der kommunalen Gebietskörperschaften, wo- 
bei eine über die repräsentative Demokratie hinausge- 
hende Einflußmöglichkeit der Bürgerlnnen mittels Ele- 
menten direkter Demokratie verankert werden sollte. 
(Dazu sollten die Erfahrungen aus dem Programm ,,Jobs 
for a change" des Greater London Council Mitte der 
achtziger Jahre in die Konzeption eines ÖVBS einfließen). 
Die notwendigen finanziellen Mittel zur Etablierung ei- 
nes ÖVBS sind aus Steuermitteln des Bundes bereitzustel- 
len, da auf Bundesebene die Handlungsmöglichkeiten 
bestehen, den vorhandenen gesellschaftlichen Reichtum 
entsprechend umzuverteilen und für den ÖVBS nutzbar 
zu machen. 

Umvertei lung für öf fent l iche Beschäftigung 
Gelingt mi t  der Etablierung eines ÖVBS eine deutliche 
Anhebung des Beschäftigungsniveaus, stehen den Ko- 
sten Refinanzierungspotentiale in erheblicher Größen- 
ordnung aufgrund reduzierter Ausgaben für Lohnersatz- 
leistungen in der Arbeitslosenversicherung und Einspa- 
rungen bei der Sozialhilfe und Beitragsrnehreinnahmen 
bei den Sozialversicherungen und Steuermehreinnah- 
men der öffentlichen Haushalte gegenüber. Für 1995 
werden die gesamtfiskalischen Kosten der Erwerbslosig- 
keit auf 160 Milliarden DM geschätzt. Berechnungen zu 
den gesamtwirtschaftlichen Budgeteffekten von bei- 
spielsweise Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen weisen die- 
sen eine Selbstfinanzierungsquote von ca. 70  % zu. Für 
eine gesamtwirtschaftliche Bilanzierung der Kosten eines 
ÖVBS wären zudem die Erlöse aus den erbrachten 
Dienstleistungen und verkauften Gütern zu berücksichti- 
gen. 

Aber auch unter Berücksichtigung der Refinanzie- 
rungsmöglichkeiten und Umschichtungen nach dem 
Motto ,.Arbeit statt Arbeitslosigkeit" finanzieren", wird 
zur Erreichung und Erhaltung der Vollbeschäftigung i n  
der hochproduktiven lndustrienation BRD mittels ÖVBS 
und anderer Reformprojekte ein dauerhaft höheres Ni- 
veau öffentlicher Ausgaben zur Beschäftigungsförde- 
rung notwendig sein. Dies macht eine Umverteilung des 
vorhandenen gesellschaftlichen Reichtums unumgäng- 
lich. Es geht um eine Neuproportionierung der Reich- 
tumsverteilung zu Lasten einer unproduktiven Geldver- 
mögensbildung auf den privaten Konten weniger Reicher 

und zugunsten öffentlicher Ausgaben, die Arbeitsplätze 
schaffen. Konkrete Instrumente sind beispielsweise die 
Annäherung der faktischen Besteuerung an die nominel- 
len Steuersätze bei hohen Einkommen, eine verbesserte 
Erfassung der Einkommen aus Unternehmertätigkeit und 
Vermögen bei der Steuerbemessung, die Sicherstellung 
der vollen Besteuerung der Einkünfte aus Geldvermögen, 
eine Sonderabgabe auf große Geldvermögen (,,sozialer 
Lastenausgleich") und eine effektiv höhere Besteuerung 
von Erbschaften und Vermögen allgemein unter Berück- 
sichtigung entsprechender Freigrenzen für Normalver- 
dienerlnnenl. 

Die ,,alte" Forderung fortschrittlicher Kräfte nach ei- 
ner Umverteilung des gesellschaftlichen Reichtums erhält 
mi t  dem Abschöpfen finanzieller Ressourcen bei hohen 
Einkommenbeziehern und 
Vermögenden einen neuen Gesamtwirtschaftliche Berech- 
Charakter: Neben den An- nungen weisen Arbeitsbeschaf- 
spruch der sozialen Gerechtig- 
keit, der angemessenen Teil- fungsmaßnahmen eine Selbstfi- 
habe am Reichtum und nanzierungsquote von Ca. 70% 
der Überwindung von Armut 
tritt der Anspruch, ,,enteigne- ZU. Für den ÖVBS wären zudem 
ten" im Sinnevon privat ange- die Erlöse aus den erbrachten 
eignetem Reichtum aus ge- 
sellschaftlicher Produktion, Dienstleitungen und verkauften 
der als Spielgeld für Spekula- Gütern zu berücksichtigen. 
tionen an den Finanzmärkten 
dient, wieder der Realwirtschaft zuzuführen und gesell- 
schaftlich nutzbringend einzusetzen. 

Gesellschaftliche Gegenmacht 
Realistisch betrachtet stehen die Durchsetzungschancen 
für einen öffentlich verantworteten Beschäftigungssek- 
tor zur Zeit nicht zum Besten. Dies liegt weniger in den 
vielfach noch offenen und zu klärenden Fragen des Kon- 
zeptes eines öffentlich verantworteten Beschäftigungs- 
ektors begründet, als vielmehr in den gegebenen Kräfte- 
verhältnissen und der weitgehend anhaltenden neolibe- 
ral-konservativen Hegemonie in den öffentlichen Diskur- 
sen. 

Entscheidend für diese öffentlichen Debatten wird 
sein, ob es gelingt, der Politik der Bundesregierung und 
der Arbeitgeber den Deckmantel des Sachzwangs zur 
Rettung des Standorts Deutschland und zur Konsolidie- 
rung der öffentlichen Haushalte im Interesse aller zu rau- 
ben. Die zugrundeliegende knallharte lnteressenspolitik 
zugunsten der Bezieherlnnen von Einkommen aus Unter- 
nehmertätigkeit und Vermögen muß herausgearbeitet 
werden. Ihr müssen klare Alternativen entgegengesetzt 
und in die Gesellschaft hinein für solidarische Lösungsan- 
sätze geworben und mobilisiert werden. Es gilt deutlich 
zu machen, daß es bei den aktuellen Konflikten wie z.B. 
um das ,,Sparpaketa' der Bundesregierung nicht um fi- 
nanzielle Möglichkeiten geht, sondern um eine grundle- 
gende Richtungsentscheidung: Sozialdarwinismus oder 
Solidarität. 

Anmerkung: 
Ausführlichere Konzepte neueren Datums zum Thema Urnvertei- 
lung: Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik: Memorandum 
1996, Köln 1996; Schui, HerberVSpoo, Eckart (Hg.): Geld ist ge- 
nug da, Heilbronn 1996; Büro Buntenbach: Solidarität statt Aus- 
grenzung, (Broschüre), Juni 1996. 



Arbeit zwischen Staat und 
Privatwirtschaft 
von Harald Werner * 

I mmer häufiger taucht in Veröffentlichungen oder auf 
Kongressen die Forderung nach einem öffentlich ge- 
förderten Beschäftigungssektor auf, so zum Beispiel im 

Memo '96 der ,,Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspoli- 
tik" und bei der Crossover-Konferenz (vgl. spw 2/96, insb. 
5.23-29, Anm. d. Red.). Die PDS bereitet zur Zeit eine Bun- 
destagsinitiative vor, hinter der sich allerdings mehr ver- 
birgt, als nur ein Instrument der Arbeitsmarktpolitik. 

Die Idee ist relativ einfach, wird aber gerade deshalb nur 
zu leicht mi t  klassischen Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, 
wie etwa dem zweiten Arbeitsmarkt oder sogar einer Art 

neuem Arbeitsdienst verwech- 
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niger Arbeit notwendig ist, um die über den Markt zu be- 
ziehenden Güter und Dienstleistungen bereitzustellen, bleibt 
immer mehr Arbeit zur Sicherung der sozialen, ökologi- 
schen und kulturellen Lebensbedingungen ungetan. Zur Be- 
friedigung dieser Bedürfnisse ist der Markt völlig unfähig, 
weil es an kauffähiger Nachfrage mangelt. Denn in der Re- 
gel handelt es sich hier um Aufgabenfelder, die den Renta- 
bilitätsanforderungen privater Kapitalverwertung nicht ge- 
recht werden können. 

Was die ökologischen Probleme betrifft, so bestreitet 
niemand mehr, daß hier ein gewaltiger Arbeitseinsatz not- 
wendig ist, um Altlasten zu beseitigen, Naturkreisläufe zu 
reproduzieren oder Ressourcen zu sichern. Gleiches gilt je- 
doch auch für die sozialen Strukturen der Gesellschaft. 
Auch sie wurden durch die einseitig am wachsenden Profit 
orientierte Wirtschaftsordnung so sehr in Mitleidenschaft 
gezogen, daß bei ihnen, wie im Falle der natürlichen Lebens- 
bedingungen, von einer ernsthaften Reproduktionskrise ge- 
sprochen werden kann. Für große Teile der Bevölkerung in 
den Trabantenstädten, aber gerade auch im unterentwickel- 
ten ländlichen Raum, mangelt es an sozialen und kulturellen 
Diensten. Im Grunde genommen würde der schnelle soziale 
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ler und kultureller Dienstleistun- neuen gemeinwirtschaftlichen Natürlich wird es in Zukunft darauf ankommen, durch 
Sektor begründen soll. Seine eine grundlegende Steuerreform die Gebietskörperschaften 

gen notwendig Statt- Konzentration auf soziale, kul- aus der Schuldenfalle zu befreien und den öffentlichen 
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meinschaftsaufgaben wird von den im Öffentlichen Dienst allei- der a, Beitrag zu einem 

ne 1993 rund 165.000 Steilen sozialen und ökologischen Re- 

gestrichen. formprojekt verstanden, in 
dem sich mehrere Ziele verbin- 

den. Das wichtigste darunter, der Umbau des gesellschaftli- 
chen Arbeitssystems, worunter hauptsächlich eine Umver- 
teilung des gesellschaftlichen Arbeitskräfteportentials auf 
die Reproduktion der sozialen und ökologischen Lebensbe- 
dingungen verstanden wird. 

Ein Umbau des gesellschaftlichen Arbeitssystems 
Die bestehende Massenarbeitslosigkeit hat überwiegend kei- 
ne konjunkturellen Ursachen und ist auch nicht allein mit  
dem Struktuiwandel der gewerblichen Wirtschaft erklärbar. 
Der eigentliche Grund ist der rapide Rückgang des Bedarfs 
an warenproduzierender Arbeit, der weder durch beschleu- 
nigtes Wachstum, noch durch eine drastischeVerringerung 
der tariflichen Arbeitszeit ausgeglichen werden kann. 
Wachstum in einer Größenordnung, die Millionen neuer Ar- 
beitsplätze schafft, ist weder ökonomisch denkbar noch 
ökologisch wünschbar, und Arbeitszeitverkürzungen grei- 
fen viel zu langsam oder werden von der unaufhaltsamen 
Steigerung der Arbeitsproduktivität schnell wieder aufge- 
zehrt. 

Gleichzeitig mangelt es unserer Gesellschaft nicht an Ar- 
beit, wohl aber Geld, sie zu bezahlen. Während immer we- 
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Dienst sowohl zu reformieren, als auch auszubauen. Doch 
gleichzeitig gibt es gute Gründe, den Umbau des gesell- 
schaftlichen Arbeitssystems nicht auf eine Ausweitung des 
öffentlichen Dienstes zu beschränken. 

Gründe für einen neuen gemeinwirtschaftlichen 
Sektor 
Bei den gegenwärtigen Reformen des öffentlichen Dienstes 
geht es, wenn man einmal von der aus nackter Finanznot 
betriebenen Privatisierung absieht, in erster Linie um den 
Abbau überflüssiger Hierarchien und um die Stärkung der 
Eigenverantwortlichkeit bestimmter Dienstleistungsbereiche. 
Wobei man davon ausgeht, daß Bürokratisierung und Ko- 
stenexplosion um so größer sind, je weniger Einfluß die Be- 
schäftigten eines öffentlichen Dienstleistungsbereichs so- 
wohl auf die Kostengestaltung, als auch auf die Verbesse- 
rung des Angebots haben. Verantwortungsbewußtsein ent- 
steht nur dort, w o  man auch Verantwortung hat. 

Angesichts dieser Einsichten und manch guter Erfah- 
rung, die damit gemachtwurde, daß etwa die Leitung eines 
städtischen Bäderbetriebes wesentlich rationeller arbeitet, 
wenn sie nicht in eine aufgeblähte Hierarchie eingebunden 
ist, sondern selbständig im Rahmen der vorgegebenen Fi- 
nanzzuweisungen handelt, spricht eigentlich alles dafür, den 
öffentlichen Dienst zu entflechten und Bürokratien zu de- 
zentralisieren. Doch wie es die herrschende marktradikale 
Strategie will, wird der öffentliche Dienst in seinen Kernbe- 
reichen ausgedünnt und die möglicherweise profitablen 
Dienste werden privatisiert. 

Nun muß eine Gegenstrategie keinesfalls dabei stehen- 
bleiben, den öffentlichen Dienst zu verteidigen. Es wird 
nämlich häufig übersehen, daß es nicht nur private und öf- 
fentliche Arbeitgeber gibt, sondern zwischen diesen beiden 
Großanbietern breitet sich auf dem Arbeitsmarkt ein Netz- 
werk an selbstorganisierten Projekten aus, das jetzt schon 

SPD UND JUGEND 

ve Ablehnung von überregionalen 
Strukturen, insbesondere des Bun- 
desverbandes. Die tauchen also 
kaum auf, spielen aber sozusagen 
als die heranwachsende Unbekann- 
te von unten natürlich überall eine 
Rolle. 

Dann ist da der sogenannte re- 
formsozialistische Bereich. Sie haben 
längst den Reformismus an die Juso- 
Linke abgegeben. Sie gestehen sich 

J 
das nicht ein und übertünchen mit 
ihren Abgrenzungsstrategien ihr 
fehlendes politisches Projekt. 

Die Juso-Linke würde es auf je- 
den Fall ablehnen, das Erbe des Re- 
formismus einfach mal so von mir 
aufs Ohr gedrückt zu kriegen. Sie 
übersieht, daß sie längstens das 
strukturierende Zentrum der Jusos 
ist. Der Juso-Linken fallen deswegen 
auch andere Aufgaben zu. Sie muß 
versuchen, sowohl klare Linie gegen 
diffuse Randerscheinungen, als na- 
türlich auch Polarisierung zu organi- 
sieren. Gleichzeitig muß sie aber 
auch breiter integrieren. 

Dann kommen "die Bayern", die 
von einem Mythos zehren. In der 
Theoriearbeit sind sie immer noch 
gut, aber in der praktischen Umset- 
zung weitgehend scwach und des- 
wegen an der eigenen Basis immer 
stärker mit  Konflikten konfrontiert. 
Dann gibt es die jungen Sozialdemo- 
kraten, bzw. "de-facto-Junge Sozial- 
demokraten in einigen Bezirken. Die 
Revolutionsphrasen der Linksruckler, 
sind ebenso irrelevant für die inhalt- 
lichen Debatten wie die Unabhängi- 
gen und die Ex-Haueristen. Und 
dem füge ich dann eine weitere 
Selbsttäuschung zu und meine, das 
moderieren zu können. 

Bei dem, was ich da beschrieben 
habe, da würden mir die meisten 
Leute, so unter vier Augen, sicher 
zustimmen. insgesamt muß ich sa- 
gen, daß wir wieder kollektiv fähig 
werden müssen. unsere Arbeit aus- 
zuwerten, d. h,. wir müssen unsere 
Analysen dann auch aushalten. Der 
erste Test dürfte das lnteview sein 
(lacht). 

Die Bedeutung der Jusos 
spw: Das ist alles in allem kein 

sehr rosiges Bild, das Du von den Ju- 
sos zeichnest. 

Nahles: Nein, und wir müssen 
uns selbstkritisch vorhalten, daß wir 
in der Qualifizierungsarbeit zu we- 
nig gemacht haben. Die Leute kom- 
men nicht als kleine Sozialisten von 
der Schule. Wir geben denen gar 
nicht mehr die Chance, welche zu 

werden. Ich bin selber erst links ge- 
worden innerhalb der Jusos. Ich 
glaube, daß das heute an vielen 
Punkten auch deswegen nicht mehr 
funktioniert, weil Strukturen kaputt 
sind; trotzdem kenne ich bei den Ju- 
sos mehr fitte Leute und linke Aus- 
richtungen, als man das bei anderen 
Organisationen findet. Wir müssen 
aber ehrlicher werden in der eigenen 
Rollenanalyse von Strömung zu Strö- 
mung. 

spw: Wie ist es denn dann um 
die gesellschaftliche Relevanz der Ju- 
sos bestellt? 

Nahles: Jusos haben einen Be- 
deutungszuwachs zu verbuchen, 
und zwar deshalb, weil sie thema- 
tisch wieder in einem politischen Be- 
reich - insbesondere in der Ausbil- 
dungsfrage - ein echter Bündnis- 
Partner geworden sind, und weil es 
da auch ein Qualifikationsprofil gibt. 

Jusos haben auch heute noch 
drei Funktionen: Einmal als Jugend- 
verband, dann als Teil der SPD und 
als linker Richtungsverband. Wir 
sollten uns nicht auf eine dieser 
Funktionen reduzieren, sondern 
eine kreative Verbindung von den 
drei Punkten finden. 

Wir müssen versuchen, die rein 
arithmetische Mehrheit, die von der 
Partei angestrebt wird, zu einer poli- 
tischen Mehrheit auszugestalten. 
Wir müssen Anknüpfungspunkte 
schaffen, um daraus tatsächlich ein 
politisches Projekt zu machen, weil 
ich auf Dauer nicht glaube, daß man 
einfach nur Zahlen nebeneinander- 
stellen kann und dann irgendwann 
darauf kommt, die zu addieren, u m  
dann am Ende einen Regierungs- 
wechsel herbeizufüren. 

Deshalb glaube ich, daß unsere 
Rolle als Jusos die ist, daß wir in ei- 
ner vernetzten Struktur diejenigen 
sind, die tatsächlich linke Positionen 
in einen machtpolitisch realen Zu- 
sammenhang transportieren kön- 
nen. Das wäre eben unsere Doppel- 
funktion, die wir da haben. 

spw: Kann das ein Jugendver- 
band leisten? 

Nahles: Nein, sicher nicht al- 
lein. Ich glaube, daß es einen Un- 
terschied gibt, wenn man sich den 
Radius dessen betrachtet, was 
über einen engeren crossover-Pro- 
zeß ist, wie er jetzt von der spw 
angestoßen wurde, m i t  Grünen, 
PDS und Teilen der Parteilinken 
und auch der Juso-Linken. Das hat 
meiner Meinung nach eine organi- 
sierende, strukturierende und eine 
politische Funktion. Ich denke, daß 

es ebenso notwendig ist, - ob man 
das dann crossover nennt oder 
was, ist mir egal -eine Vernetzung 
zu organisieren in einen Bereich, 
der weitergeht, beispielsweise in  
einen kulturellen Zusammenhang. 
Nicht nur, weil ich als Unabhängi- 
ge angetreten bin, sondern weil 
ich auch Germanistin bin, finde ich 
in meinem akademischen Umfeld 
sehr viele ortlose Linke, die sich 
teilweise an die Grünen drange- 
hängt hatten, die aber dann auch 
wieder enttäuscht waren; die Hoff- 
nungen verknüpft haben, m i t  Os- 
kar würde das jetzt irgendwie alles 
besser. Die Frage ist, wer der Trä- 
ger in der Partei ist. Ich sehe also 
sehr wohl für die Jusos darüber 
hinaus eine Notwendigkeit, in ge- 
sellschaftliche Bereiche hin Kon- 
takte aufzubauen. 

IUSY-Festival - ein großer Erfolg 
spw: Im Juli hat das IUSY-Festi- 

val in Bonn stattgefunden. Ist das 
Ausdruck der internationalen Be- 
deutung der Jusos? 

Nahles: Das IUSY-Festival war 
ein riesiger Erfolg. Ich denke, daß 
die internationalen Beziehungen der 
Jusos nicht mehr so leicht unter- 
schätzt wird - weder von uns selbst, 
noch von Dritten. Wir haben viele 
Jusos auf dem Festival motivieren 
können, einen Teil ihrer Arbeit in in- 
ternationale Politik zu stecken. Das 
war gut, um konkreter anLösungen 
für internationale Probleme zu ar- 
beiten. 

spw: Haben Jusos die Lösungs- 
kompetenz? 

Nahles: Nur bedingt, weil wir es 
nicht schaffen, die Forderungen 
nach einer neuen Weltwirtschafts- 
Ordnung und nach Dernokratisie- 
rung auf allen Ebenen in solche kon- 
kreten Punkte runterzubrechen. 

spw: Ist es nicht auch so, daß 
Lösungskompetenz teilweise für na- 
tionale Fragen da ist, Lösungsvor- 
schläge, aber die weiter gedacht 
werden, um ... 

Nahles: Die ldeenlosigkeit ist 
weltweit da, der neoliberale Stand- 
ortkack ist doch überall derselbe. Es 
ist an dem Punkt ohne weiteres 
möglich, daß man da mit den ande- 
ren linken Organisationen in diesel- 
be Richtung stößt oder Erfahrungen 
austauscht. Auf dem IUSY-Festival 
haben wir dafür einen wichtigen 
Anfang gemacht. Aber daraus muß 
jetzt auch etwas folgen. 

spw: Liebe Andrea, vielen Dank 
für das Gespräch. 

Wir müssen uns 
selbstkritisch 
vorhalten, daß wir in  
der Qualifizierungs- 
arbeit z u  wenig 
gemacht haben. Die 
Leute kommen nicht 
als kleine Sozialisten 
von der Schule. Wir 
geben denen gar 
nicht mehr die 
Chance, welche zu 
werden. 
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Mit unseren Begrif- 
fen wie Diskrimie- 
rung und fehlende 

Gleichberechtigung, 
die zwar die Realität 
richtig beschreiben, 

verfehlen wir nicht 
nur den Zeitgeist, 

sondern ernten 
inzwischen kaum 

noch Schulterzuk- 
ken. 

Abschlußpressekonferenz des IUSY-Festivals in Bonn. Foto: Alexander Völkel 

sellschaftspolitische Spektrum wirkt, 
noch haben wir tatsächlich die Um- 
setzung von schon vorhandenen po- 
litischen Projekten. Das eine sollte 
man da nicht gering schätzen, zum 
zweiten schreiben wir kein neues 
Grundsatzprogramm, sondern tat- 
sächlich ein Regierungsprogramm. 
Und es ist so, daß der Parteivorsit- 
zende Verbündete braucht, weil er 
ohne Hosen dasteht mi t  Minister- 
präsidenten, die versuchen, sowohl 
die Bundestagsfraktion, als auch die 
Partei zu marginalisieren. Oskar 
spielt immer noch den Stellvertreter, 
der ab und zu auf die Bonner Bühne 
kommt und eine schlaue Idee vor- 
trägt. Das reicht nicht mehr als 
Parteivorsitzender. Da muß er eben 
über so einen Prozeß "Regierungs- 
progfamm" Unterstützung für sich 
organisieren. 

spw:  ... und die Parteilinke? 
Nahles: ... irgendwann läuft die 

Schonfrist auch aus. 
spw:  Das haben Susi Möbbeck 

und Thomas Westphal auch schon 
so ähnlich formuliert ... 

Nahles: Am Anfang habe ich 
sehr viel Zeit da investiert. Ich hab 
das jetzt reduziert, weil ich das Ge- 
fühl habe, daß eine weitere Veran- 
kerung in den Bezirken notwendig 
ist. Das könnte z.B. über Ökosoziale 
Initiative laufen. M i t  Hermann 
Scheer habe ich verabredet, daß wir 
sowas mal mi t  einigen Leuten ein- 

Stielen wollen. Aber letztlich fehlen 
auch dafür oft  die personellen Kapa- 
zitäten. 

Strömungen u n d  der  Versuch, 
sie zu moderieren 

spw:  Gibt es denn mittlerweile 
für Dich eine stärkere Verortung in 
innerverbandliche Zusammenhän- 
ge? 

Nahles: Ich habe mir eine sach- 
politische Orientierung vorgenom- 
men. Da hat sich herausgestellt, daß 
die wesentlichen Projekte meistens 
aus dem Bereich der Juso-Linken 
kommen. Deswegen ist in der prak- 
tischen Arbeit, und das ist gar kein 
Geheimnis, eine Verkoppelung da. 

Darüber hinaus ist es gelungen - 
und das hat auch der letzte Bundes- 
kongreß gezeigt - eine ganze Reihe 
von Bezirken in die Arbeit einzube- 
ziehen, die keine feste Definition da- 
für abgeben könnten, wie sie sich 
jetzt eigentlich nennen. Selbst der 
Begriff der Unabhängigkeit hat sich, 
glaube ich, mit  meiner Kandidatur 
verbraucht, wohl auch deshalb, weil 
es dieses unabhängige Spektrum 
von Anfang bis Ende nicht geschafft 
hat - das würde ich auch selbstkri- 
tisch mal sagen -eine ernsthafte in- 
haltliche Plattform dafür zu liefern, 
was das sein soll. 

Dennoch nehme ich meine Posi- 
tion als Unabhängige wahr. Weni- 
ger, weil ich mir eine eigene politi- 

sche Plattform schmiede, sondern 
vielmehr, weil ich denke, daß es oft  
nur eine Frage der Hierarchie der 
Themen ist, über die wir uns strei- 
ten. Vor allem versuche ich auch im- 
mer wieder dafür zu werben, daß 
man an einigen Punkten auch zu ei- 
ner gemeinsamen Stärke findet. 

spw:  Ist es nicht wohlmeinende 
Naivität, zu glauben, daß man über 
den Konfliktlagern schwebend die 
strategischen und politischen Diffe- 
renzen in den Griff bekommt? Ein 
Teil des Verbandes ordnet Dich ja 
auch faktisch als Vorsitzende der 
Juso-Linken ein. Auf der anderen 
Seite sagt die Juso-Linke aber: das ist 
die Vorsitzende des Gesamtverban- 
des. das soll sie auch sein, da unter- 
stützen wir sie auch. Aber sie gehört 
nicht zu uns als Strömung. 

Nahles: Ja, das ist ja insoweit 
auch ganz richtig. Ich möchte das 
mal konkret machen, wo ihr mich 
jetzt schon mal hier festnagelt. Ich 
habe mir überlegt, wieviele Gruppen 
wir denn eigentlich innerhalb der Ju- 
sos haben. Ich bin da auf sieben ge- 
kommen. 

Die größte Gruppe, die über- 
haupt nicht auf der Bundesebene 
auftaucht, die möchte ich an den 
Anfang stellen: Das ist die soge- 
nannte Basis, mi t  sehr starker kom- 
munalpolitischer Fixierung, im 
Glücksfall diffuse linkssozialdemo- 
kratische Positionen und eine massi- 

einige Hunderttausend Menschen beschäftigt und vielfältige 
soziale oder kulturelle Dienste anbietet, die ursprünglich in 
das Aufgabengebiet von Gebietskörperschaften gehören. 

Doch die große Bedeutung, die solche Projekte häufig 
für die soziale Infrastruktur einer Kommune oder Region 
haben, steht in einem krassen Mißverhältnis zu ihrer rechtli- 
chen und finanziellen Absicherung. Überwiegend handelt es 
sich um Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, die nicht für eine 
bestimmte Aufgabe finanziert werden, sondern für die be- 
fristete Beschäftigung Arbeitsloser. Häufiger Personalwech- 
sel sowie zeitraubende Beantragungs- und Abrechnungs- 
verfahren nehmen den Projekten ihre Kontinuität und 
schränken ihre Wirksamkeit ein. Würden die Projekte einen 
Pauschalhaushalt für den beantragten Zweck und einen an- 
gemessenen Zeitraum erhalten, könnte sich ein neuer ge- 
meinwirtschaftlicher Sektor entfalten, der nicht nur neue 
Arbeitsplätze anbietet, sondern gleichzeitig die durch den 
Markt nicht zu reproduzierenden natürlichen und sozialen 
Lebensgrundlagen der Gesellschaft sichert. 

Die Erfahrungen mit selbstorganisierten Sozialdiensten, 
Beratungsstellen und Nachbarschaftseinrichtungen haben 
gezeigt, daß solche basisnahen Projekte, die meistens aus 
sozialen oder politischen Bewegungen entstehen, wesentlich 
näher an den alltäglichen Problemen sind als jede staatliche 
Verwaltung. Und sie sind für das Gemeinwesen nützlicher 
als private Dienstleister, die trotz aller guten Vorsätze bei 
Strafe ihres Bankrotts gezwungen sind, zunächst das einge- 
setzte Kapital zu verwerten. Wo private Dienstleister von 
der Rendite abhängen und staatliche Einrichtungen von den 
Machterhaltungsstrategien der jeweils regierenden Partei, 
leben selbstorganisierte Projekte von der Akzeptanz ihres 
sozialen Umfeldes. Denn das Einzige, was sie bei der Mittel- 
beantragung außer guten Ideen anzubieten haben, ist öf- 
fentliches Interesse. Damit sind solche Projekte auf demo- 
kratische Basisbewegungen angewiesen und fördern, neben 
ihren nützlichen Diensten, auch noch die Politisierung ihres 
Umfeldes und die Entwicklung zivilgesellschaftlicher Struk- 
turen. 

Eine andere Form von  Rentabil ität 
Nicht alles, was Rendite bringt, ist für die Gesellschaft auch 
rentabel, und auf der anderen Seite würde jede Gesellschaft 
zugrunde gehen, in der alle nur das tun, was sich für sie un- 
mittelbar rentiert. Die Bereitstellung gesellschaftlichen 
Reichtums, oder anders ausgedrückt, die Umverteilung von 
Mehrprodukt aus der gewerblichen Warenproduktion zur 
Erledigung nicht profitträchtiger Arbeiten, kann für die Ge- 
samtgesellschaft höchst rentabel sein, wenn damit ihre 
Überlebensfähigkeit erhöht wird. Mißt man den öffentlich 
geförderten Beschäftigungssek- 
tor an diesem Anspruch, dann Würden die Projekte einen Pau- 
handelt es sich bei den notwen- 
digen Transferleistungen nicht schalhaushalt für den beantrag- 
um verlorene Zuschüsse, son- ten Zweck und einen anaemesse- 

iI 

dern um Zukunftsinvestitionen. 
Dennoch muß damit ge- nen Zeitraum erhalten, könnte 

rechnet werden, daß die Schaf- sich ein neuer gemeinwirtschaft- 
fung von einer Million Arbeits- 
plätzen im öffentlich geförder- 

licher Sektor entfalten, der die 
ten Beschäftigungssektor jähr- natürlichen und sozialen Lebens- 
lich etwa 60 Milliarden DM ko- grundlagen der Gesellschaft 
stet. Allerdings kosten knapp 
vier Millionen Arbeitslose irn chert- 
Jahr gegenwärtig 165 Milliar- 
den DM. Und zwar ohne daß sich diese Zahlungen in gesell- 
schaftlich nützlicher Arbeit niederschlagen. Sie treiben ledig- 
lich die Beiträge zur Arbeitslosenversicherung in die Höhe 
und steigern die Lohnnebenkosten der Unternehmen. Die 
,,Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik" hat für ihr 
jüngstes Memorandum errechnet, daß sich 80 Prozent und 
mehr der für einen öffentlich geförderten Beschäftigungs- 
Sektor notwendigen Mittel selbst finanzieren, weil einerseits 
Lohnersatzleistungen für die jetzt Arbeitslosen hinfällig wer- 
den und andererseits die neu in Arbeit gekommenen Ar- 
beitslosen danach selbst Beiträge leisten. 

So gesehen wäre ein öffentlich geförderter Beschäfti- 
gungssektor aus drei Gründen eine höchst rentable Angele- 

Altpaptersammlung bei der GeDiRec Bottrop 
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genheit. Erstens finanziert er gesellschaftlich notwendige 
Arbeiten zum übergroßen Teil durch Einsparungen an Ar- 
beitslosengeld, Arbeitslosen- sowie Sozialhilfe. Zweitens pro- 
duzieren die in ihm Beschäftigten soziale. kulturelle und 
ökologische Dienste, die die gesellschaftliche Produktivität 
erhöhen. Und drittens werden die nicht unerheblichen Ko- 
sten gesenkt, die eine Gesellschaft zu tragen hat, die sich 
auf Dauer mit  den Folgen von Arbeitslosigkeit und Armut 
herumzuschlagen hat. 

Wie finanzieren und  w i e  organisieren? 
Auch wenn sich der öffentlich geförderte Beschäftigungs- 
sektor nicht nur langfristig, sondern auch kurzfristig rech- 
net, rnuß zunächst eine Anschubfinanzierung gesichert 
werden. Die Initiative der PDS-Bundestagsgruppe schlägt 
zur Finanzierung zwei Wege vor. Zum einen sollen alle Er- 
werbspersonen mit einer Arbeitsmarktabgabe einen Beitrag 
zum Abbau der Massenarbeitslosigkeit leisten. Zum anderen 
sollen die Arbeitgeber ihre Beiträge zur Arbeitslosenversi- 
cherung nicht mehr nach der Lohnsumme entrichten, son- 
dern nach dem Bruttoertrag des Unternehmens. Das würde 

NEUE GEMEINWIRTSCHAFT? 

die Beitragslast der arbeitsintensiven Betriebe senken und 
könnte dennoch zu Mehreinnahmen führen, wenn ein 
Brechnungskoeffizient angesetzt wird, der den Großen 
mehr nimmt, als den Kleinen erlassen wird. 

Die organisatorische Lösung stützt sich auf die Erfah- 
rungen, die in der BRD einerseits mit föderativen Strukturen 
und andererseits mi t  selbstverwalteten Körperschaften des 
öffentlichen Rechts -wie den Sozialversicherungsträgern - 
gemacht wurden. Es sollte deshalb ein ,,Fond für soziale 
und ökologische Gemeinschaftsaufgaben" geschaffen wer- 
den, der an die Bundesanstalt für Arbeit angegliedert ist 
und wie diese föderal gegliedert wird. Auf allen Ebenen 
müßten Selbstverwaltungsorgane gewählt werden, die in ih- 
rer Zusammensetzung die betroffenen Gruppen und Insti- 
tutionen widerspiegeln 

Auf der Bundesebene des Fonds sollten Grundsatzent- 
scheidungen über Förderprioritäten fallen, in den Ländern 
Entscheidungen über die am meisten förderungswürdigen 
Regionen und in den Regionen selbst sollte entschieden 
werden, welche Projekte förderungswürdig sind. Wobei, im 
Gegensatz zum sogenannten zweiten Arbeitsmarktes, die 

Projekte Globalmittel erhalten sollten, eine eigene 
-1 Personalpolitik entwickeln können und auch im 

Wettbewerb zu anderen Anbietern stehen wür- 1 4. Gewerkschaftspolitische Konferenz der PDS 1 den. Fürdie Projekte rollten die gleichen tarifii- 

Entwurfe zur leuverleilung der Arbeitszeit 
7. und 8.Se~tember 1996 - 
~uisburg-~heinhausen, Rheinhausen Haile 
Sonnabend, 7. September, 
10.00 Uhr 
Grußwort, Pfarrer Dieter Kelp 
Strategische Bedeutung des Kampfes um Arbeitszeitverkürzung, 
Jörg Huffschmid 
Arbeitszeitverkürzung als Beschäftigungspolitik, 
Steffen Lehndorff 
Arbeitszeitverkürzung als Gesellschaftspolitik, Gisela Kessler 
14.30 - 18.30 Uhr, Arbeitsgruppen 

Sonntag, 8. September, 10.00 - 13.00 Uhr 
Podiumsdiskussion: Der Streit um die Arbeitszeit - Abwehrkampf 
oder Chance für eine neue Runde gewerkschaftlicher Kämpfe? 

Anmeldung: 
PDS Parteivorstand. Gewerkschaitspolitik, 
Kleine Alexanderstraße 28, 10178 Berlin 
Telefon 030124009673, Fax 030124 0093 10 

Partei des Demokratischen Sozialismus, Parteivorstand, Bundestagsgruppe der PDS 

chen und arbeitsrechtlichen Bedingungen gelten, 
wie für den öffentlichen Dienst, außer daß sie im 
Unterschied zu diesem in den Bereich des Be- 
triebsverfassungesetzes fallen. 

Ein weiterer wesentlicher Unterschied zum 
zweiten Arbeitsmarkt sollte darin bestehen, daß 
auf den verschiedenen Ebenen des Fonds nicht 
nur über Schwerpunktaufgaben entschieden 
wird, sondern auch auf eine ausgewogene Pro- 
jektstruktur geachtet wird und ein Netz von Be- 
ratungs- und Qualifizierungsangeboten aufge- 
baut wird, das die Professionalität der Projekte si- 
chern hilft. 

Perspektiven u n d  Grenzen 
Wie jedes gesellschaftliche Reformprojekt eröff- 
net der öffentlich geförderte Beschäftigungssek- 
tor neue Perspektiven und stößt auch an Gren- 
zen des Systems, in dem es begonnen wird. Die 
entscheidende Grenze wird sein, daß der neue 
Beschäftigungssektor keine ausreichende Anwort 
auf die Beschäftigungskrise ist. M i t  ihm lassen 
sich nicht alle Probleme der Massenarbeitslosig- 
keit oder des sozialen und ökologischen Umbaus 
der Gesellschaft lösen, sondern er ist ein Entwick- 
lungspfad unter anderen. Und schließlich muß 
gesagt werden, daß gerade die strukturellen Pro- 
bleme der neuen Länder nicht damit gelöst wer- 
den können, daß alle Arbeitslosen in Sozialarbei- 
ter oder benifstätige Umweltschützer verwandelt 
werden. Der öffentlich geförderte Beschäfti- 
gungssektor kann hier weder lndustriepolitik 
noch Mittelstandsförderung ersetzen. aber er 
kann sie unterstützen. 

SPD UND JUGEND 

zucken. Und dann erklären mir jun- 
ge Frauen: Wir brauchen keine Frau- 
enpower. 

spw: Liegt es nicht auch daran, 
daß wir zu sauertöpfisch sind? Am 
15. Juni, da waren wir dagegen,. Bei 
der love-parade ging es um fun, 
love, happiness. 

Nahles: Wir würden keinen 
Schritt weiterkommen, wenn wir 
jetzt den Leuten, ähnlich wie in ei- 
nem Werbejingle, weismachen woll- 
ten: Die Welt ist in Ordnung, und Ja- 
cobs light hilft uns dabei und die Ju- 
sos auch. 

Ich geh mal von mir selber aus: 
Einerseits nutze ich moderne Frei- 
zeitgestaltung, weil es mir Spaß 
macht. Gleichzeitig erlebe ich auch 
die Gebrochenheiten, die in dieser 
kulturellen Übkrformung und in 
sozialen Konflikten liegen. Das 
geht sicher nicht nur mir so. Die 
müssen wir aufspüren und daran 
auch ansetzen. Wir müssen gar 
nicht mal was anderes verkaufen. 
Wir müssen nur Begriffe finden, 
die in diese zweispältige Realität 
reinreichen. 

Und wir dürfen nicht so einen 
Ausschließungscharakter organisie- 
ren: Wenn du jetzt das eine machst, 
dann kannste aber nicht Juso sein. 
Das ist immer noch das, was man so 
mitkriegt bei den Jusos. Bloß ver- 
heimlichen, daß man vielleicht auch 
gerne bei der Love Parade dabei ge- 
wesen wäre! Und ich bin doch 
hauptsächlich dafür angegriffen 
worden, daß ich gesagt habe, was 
mir auch Spaß macht. Dabei glaube 
ich, daß das das ist, was bei denen, 
die wir eigentlich erreichen wollen, 
am meisten ankommt, weil es näm- 
lich ehrlich ist. 

Jugendpolit ischer Parteitag als 
Chance f ü r  Erneuerung 

spw: Im November wird die SPD 
einen jugendpolitischen Parteitag 
durchführen. Welche Auswirkungen 
wird das auf die weitere Entwick- 
lung in der Partei haben? 

Nahles: Das ist eine offene Fra- 
ge. Die Möglichkeit, den Parteitag 
als Forum zu nutzen, ist auf jeden 
Fall da. Der Diskussionsentwurf "ju- 
gendpolitisches Memorandum" 
wird in weiten Teilen der Partei auf- 
gegriffen, es gibt Sonderparteitage 
und die entwickeln Druck auf die 
Parteispitze. Leider sehe ich gleich- 
zeitig Bestrebungen der Parteifüh- 
rung, einen Parteitag zu machen, 
der den Ausweis für eine Jugend- 
lichkeit geben soll, die gar nicht vor- 

Andrea Nahles, der Falken-Vorsitzende Michael Vollert und Oskar Lafontaine auf dem IUSY-Festival in Bonn. Foto: Alexander Volkel 

handen ist. Ich denke aber, daß die 
Parteiführung damit letztlich nicht 
durchkommt. 

spw: Ist das nicht eine all zu op- 
timistische Einschätzung? 

Nahles: Der Parteitag weckt 
Hoffnung auf Aufbruch und Verän- 
derungen in der Partei, die über den 
juge;idpolitischen Teil hinausgehen. 
Das ist a~:ch unsere Chance, gerade 
weil die Hoffnungen, die in Mann- 
heim mi t  dem Vorsitzendenwechsel 
verknüpft waren, sich nicht erfüllt 
haben. Das, was die Jusos immer ge- 
sagt haben, ist richtig; daß es nicht 
allein mi t  dem Auswechseln von Per- 
sonen reicht. 

Es rnuß uns gelingen, an einigen 
zentralen Zukunftsprojekten entlang 
- hier ist besonders der Bildungs- 
und Ausbildungsteil von hoher sym- 
bolischer Bedeutung - eine politi- 
sche Profilierung der Partei einzufor- 
dern. Es rnuß der Punkt erreicht wer- 
den, w o  nach den Konsequenzen, 
die die Partei für ihre eigene strategi- 
sche Ausrichtung zieht, gefragt 
wird. 

spw: In NRW hat die SPD 1994 
einen jugendpolitischen Parteitag 
gemacht, auf dem wegweisende Be- 
schlüsse gefaßt wurden, z.B. daß 
man eine 10% Jugendquote einfüh- 
ren wolle. Vormittags war der Ju- 
gendparteitag, am Nachmittag war 
dann die Landesdelegiertenkonfe- 
renz zur Aufstellung der Landesliste 

für die Bundestagswahl. Und die 
einzige JUSO-Bewerberin fiel mit  
Pauken und Trompeten durch. 
Glaubst du, daß heute die Partei ei- 
nen Schritt weiter ist als noch vor 
zwei Jahren in NRW? 

Nahles: Gezwungenermaßen 
gibt es einen Erkenntnisgewinn. 
Man hat das nach Mannheim ge- 
merkt, was die Jusos mit den Medi- 
en zum Teil auch als Verbündete an 
Druck machen konnten, einen gene- 
rellen Verjüngungsprozeß einzulei- 
ten. Aber damit hört es schon auf. 
Was ich aber hoffnungsvoll finde ist, 
daß bereits jetzt mi t  der Entwick- 
lung eines Regierungsprogramms 
1998 begonnen wird. Wenn man es 
schaffen würde, auf diesem Jugend- 
parteitag Zukunftsperspektiven und 
politische Projekte zu plazieren, 
dann wäre das gleichzeitig ein Aus- 
gangspunkt für einen Zukunftskon- 
greß 1997, um was ruberzubringen 
ins Regierungsprogramm 1998. 

spw: Ist das nicht die alte Arbeit- 
saufteilung? Die Linke macht das 
Programmatische, während die Par- 
teirechte für die Macht und für die 
Umsetzung zuständig ist? 

Nahles: Immerhin hat Fort- 
schritt 90 Leute wie mich in die Par- 
tei gebracht. Wir haben heute aber 
weder einen intellektuell spannen- 
den politischen Diskurs, der in ir- 
gendeiner Weise in das angeglieder- 
te intellektuelle, kulturelle oder ge- 

Ich halte die ganzen 
Denionstrationen 
und die ganze 68er- 
Bewegung für eine 
große Love-Parade 
mi t  organisierendem 
Kern und politischer 
Ausrichtung. Es ist 
sauschade, daß sich 
das entkoppelt hat. 

spw. Zeitschrift für Sozialistische Politik und Wirtschaft, Heft 90, 1996 
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"Da kriegt der 
Clement noch im- 
mer einen roten 
Kopf, wenn man 
ihm das erzählt ... I, 
Interview mit Andrea Nahles* 

Der freie Fall der 
Jusos, der sich m i t  

dem Bundeskongreß 
in  Gera abzeichnete, 

konnte gestoppt 
werden. In  dem 
Bereich Jugend, 

Beruf, Ausbildung 
haben wir Öffent- 
lichkeit organisiert 

und wieder Interesse 
an den Jusos 

geweckt. 

Eine erste Zwischenbilanz 
spw: Nach einem hitzigen inner- 

verbandlichen Sommer bist Du im 
vergangen September zur Bundes- 
vorsitzenden der Jusos gewählt wor- 
den. Welche Zwischenbilanz ziehst 
Du? 

Nahles: Ich glaube, daß der freie 
Fall der Jusos, der sich mit  dem vor- 
angegangenen Bundeskongreß in 
Gera abzeichnete, gestoppt werden 
konnte. Es konnte sogar Handlungs- 
fähigkeit zurückerobert worden. Die 
erstaunliche medienpolitische Prä- 
senz, die mi t  meiner Kandidatur ver- 
knüpft war, ist an einigen Punkten 
inhaltlich gerechtfertigt worden: In 
dem Bereich Jugend. Beruf, Ausbil- 
dung haben wir Öffentlichkeit orga- 
nisiert und wieder lnteresse an den 
Jusos geweckt. Ich glaube aller- 
dings, daß sich noch zu große Teile 
der Jusos zu sehr als Zuschauer ver- 
halten. Viele sehen die Chancen 
noch nicht, daß man die Stimme, 
die man für die Jusos zurückgewon- 
nen hat, als Transmissionsriemen in 
gesellschaftliche und parteipoliti- 
sche Bereiche hinein nutzen kann. 

spw: Dir wird aber auch vorge- 
worfen. daß Du der Ausdruck feh- 
lender 'lnhalte bist und der marode 
Zustand des Verbandes nur durch 
eine relativ gute Berichterstattung 
über Deine Person kaschiert wird. 

Politik, Kultur, Symbolik 
Nahles: Es gab ja schon damals 

bei Susi Möbbeck am Anfang so ei- 
nen Wirbel. Solche Kritiker fordern 
den zweiten Schritt vor dem ersten. 
In der Öffentlichkeit mußte zu- 
nächst rüberkommen: es gibt uns 

* Andrea Nahles ist Bundesvorsitzende der Jusos in der SPD. Für 
die spwführfen das Gespräch Claudia Walther und Reinhold Rünker. 

wieder. Das ist uns ansatzweise ge- 
lungen. Selbst eine minimale und 
stark personalisierte Öffentlichkeit 
hat im Verband großen Eindruck ge- 
macht. Viele konnten ein Erfolgsge- 
fühl verbuchen, sie hatten eine Iden- 
fitikationsmöglichkeit. Zudem ist es 
erstaunlich, wie das die Partei teil- 
weise beeindruckt hat. Das haben 
die den Jusos ja gar nicht zugetraut; 
das bedeutet nicht, daß sich das 
jetzt überall politisch niederschlägt. 
Aber es hat Widerstände reduziert. 
Die Partei hat beispielsweise kapiert, 
daß die Umlagefinanzierung unser 
wichtigstes Thema ist, kombiniert 
mit  anderen bildungs- und wirt- 
schaftspolitischen Überlegungen. 
Die haben kapiert, daß wir das mit  
Nachdruck wollen und damit auch 
Erfolg haben. Ich nenne nur das Bei- 
spiel des NRW-Landesverbandes, w o  
wir das als Beschluß durchgesetzt 
haben. Da kriegt der Clement noch 
immer einen roten Kopf, wenn man 
ihm das erzählt. 

Das darf man weder überbewer- 
ten, noch sollte man so tun, als ob 
das keine Chance wäre. 

Ich bin bei den Jusos sehr dafür 
angegriffen worden, daß ich auch 
mal was ganz anderes mache: Ich 
bin z.B. auf eine Science-Fiction- 
Convention gegangen, da waren 
rund 400 Perry-Rhodan-Fans. Ich 
habe mit denen über das Frauenbild 
bei Perry Rhodan diskutiert und sie 
ordentlich angegriffen, weil ich ge- 
sagt habe: die sind entweder Mu- 
tanten oder tot, oder Gespielinnen 
von Atlan und Perry. Und das ist 
nicht das, was eine starke Frau re- 
präsentiert. Ich bin nämlich eine, 
und das gefällt mir nicht. Das hat die 
schockiert, und die haben ein gan- 
zes Jahr in den Fanzeitschriften dar- 
über geredet. 

Im Jugendmagazin 'jetzt' der 
Süddeutschen Zeitung habe ich den 
Führungsstil von Jean-Luc Picard aus 
Star Trek positiv beurteilt. Da hab 
ich dann im eigenen Verband übel- 
ste Anmache für gekriegt. Aber ge- 
nau das findet die Medienöffentlich- 
keit spannend: einen Aufhänger fin- 
den und dann trotzdem eine ver- 
nünftige Sache nachlegen. Wenn 
das nicht mehr funktioniert, dann 
sind die Jusos auf Dauer in einer 
Sackgasse. 

spw: Das betrifft ja auch die Fra- 
ge nach der politischen Kultur und 
linker Symbolik. Wie steht es darum 
angesichts z.B. einer Love-Parade in 
Berlin, w o  mehr als 750.000 Ju- 
gendliche hinkommen - mehr, als 

zur Großdemo am 15. Juni nach 
Bonn. 

Nahles: Also, ich halte die gan- 
zen Demonstrationen und die ganze 
68er-Bewegung für eine große 
Love-Parade mit organisierendem 
Kern und politischer Ausrichtung. Es 
ist sauschade, daß sich das entkop- 
pelt hat. Es gibt einen Zerfall in der 
Jugendkultur, zwischen dem, was 
wir jetzt als Love-Parade sehen, die 
explizit sogar was dagegen haben, 
daß man sie politisch instrumentali- 
siert ... 

spw: ... niemand möchte instru- 
mentalisiert werden ... 

Nahles: Das ist richtig. In den 
60ern hat es aber eine genialische 
Verknüpfung gegeben, und die ist 
jetzt nicht mehr da. Das liegt 2.B. an 
einer Reduzierung der politischen 
Fragestellungen eben auf Kernberei- 
che,von Politik, die auch aus meiner 
Sicht von der Priorität her ganz weit 
oben stehen: Wirtschaftspolitische 
und auch umweltpolitische Frage- 
stellungen, grundsätzlich Fragen der 
gesellschaftlichen Institutionen. 
Eklatant ist für mich hier der Verlust 
an kulturellen Ausdrucksformen, an 
attraktiven Symbolen und an der 
bloßen Kenntnis darüber, wie das 
abgeht. Das, was sich in der Love- 
Parade ausdrückt, ist vom Kern nicht 
was völlig anderes, als das, was da- 
mals die Leute auf die Straße getrie- 
ben hat. Das waren nicht alles intel- 
lektuelle Typen wie Rudi Dutschke. 
Die Bewegung als Bewegung selbst 
war natürlich ein Riesenfaktor. Und 
jetzt läuft die Bewegung als Bewe- 
gung an uns vorbei. Wir sind nicht 
mehr in der Lage zu bündeln, was 
da auch an diffuser, teilweise linker, 
sozialdemokratischer Naivität rum- 
wabert. 

Und es ist ja auch so, daß es real 
weiter soziale Ungerechtigkeiten, 
Diskriminierungen gibt. Am besten 
sind man das in der Frauenpolitik. 
Mittlerweile haben die jungen Frau- 
en nicht nur erkannt, daß es diese 
Ungerechtigkeiten gibt, sondern sie 
haben auch gelernt, sich selber dar- 
in einzurichten. Feminismus ist heu- 
te gar nicht mehr eine Frage von 
weiblich-unweiblich. Die Feministin 
ist unweiblich, das wird voraus- 
gestzt. Viel schlimmer: Es ist nicht 
mehr cool. Und das ist ein Unter- 
schied. M i t  unseren Begriffen wie 
Diskrirnierung und fehlende Gleich- 
berechtigung, die zwar die Realität 
richtig beschreiben, verfehlen wir 
nicht nur den Zeitgeist, sondern ern- 
ten inzwischen kaum noch Schulter- 

S eit September 1991 gibt es in Niedersachsen das 
Programm "Soziale Betriebe". In weiteren sieben 
Bundesländern sind in Anlehnung an Niedersach- 

sen ähnliche Programme auf den Weg gebracht wor- 
den'. "Soziale Betriebe" unterscheiden sich durch drei 
Merkmale von traditioneller Arbeitsmarktpolitik. Zum ei- 
nen wird von "Sozialen Betrieben" eine doppelte Zielstel- 
lung verlangt: Sie sollen einerseits besondere Zielgrup- 
pen des Arbeitsmarktes, nämlich Langzeitarbeitslose und 
Schwer- bzw. Schwerstvermittelbare beschäftigen und 
andererseits sich durch die Erzielung von Einnahmen 
dauerhaft ohne Zuschüsse am Markt etablieren. Zum an- 
deren haben "Soziale Betriebe" die Möglichkeit, Iänger- 
fristig zu planen, da sie zumeist zwischen drei bis fünf 
Jahren degressiv gefördert werden. 

Im folgenden soll nun aufgezeigt werden, wie sich 
das Programm in Niedersachsen in der Praxis entwickelt 
hat und welche Schwierigkeiten, aber auch Zukunftsper- 
spektiven als dauerhafter Ansatz für öffentlich geförderte 
Betriebe oder Betriebe "neuer Gemeinwirtschaft" beste- 
hen. 

Soziale Betriebe in Niedersachsen 
Das Programm "Soziale Betriebe" ist von der damaligen 
rot-grünen Landesregierung konzeptioniert worden, um 
die traditionelle aktive Arbeitsmarktpolitik zu ergänzen. 
Ausgangsüberlegung war, daß "weder Wirtschafts- 
wachstum noch die Instrumente der aktiven Arbeits- 
marktpolitik (...) den Arbeitsmarkt wieder in ein Gleich- 
gewichtn2 bringen. Dabei werde dauerhaft insbesondere 
die Gruppe der Langzeitarbeitslosen und Schwervermit- 
telbaren vom regulären Arbeitsmarkt verdrängt. Um die- 
se Personengruppen wieder erfolgreich zu reintegrieren, 
"müssen mehr Dauerarbeitsplätze im regulären (...) Ar- 
beitsmarkt geschaffen werdenn3. Genau dies soll mit  
dem Konzept "Soziale Betriebe" erreicht werden. 

Vorrangige Zielsetzung ist dabei die Reintegration 
von Langzeitarbeitslosen in reguläre sozialversicherungs- 
pflichtige Dauerarbeitsplätze. Nach einer Anlauffinanzie- 
rung sollen zusätzliche, unbefristete und subventionsun- 
abhängige Arbeitsplätze für Langzeitarbeitslose geschaf- 
fen werden. Laut der entsprechenden Richtlinien sollen 
Langzeitarbeitslose und Schwervermittelbare beruflich 
qualifiziert, sozial stabilisiert und beschäftiqt werden. 

Soziale Betriebe - 
Beschäftigungs- 

förderung oder mehr? 
von Ulf Trombach * 

für die Förderung beträgt für jede beschäftigte Person in- 
gesamt 39,- DM pro Stunde bis höchstens 1.800 Stun- 
den im Jahr. Die Obergrenzen betragen dabei pro Be- 
schäftigten und Stunde für das Ausbildungspersonal 
6,00 DM, die Einkommen der Beschäftigten 22,50 DM, 
die Ausgaben für Verbrauchsgüter 7,80 DM. und für in- 
direkte Ausgaben 2.70 DM. 

Jede Unternehmensform ist möglich und es gibt kei- 
ne Beschränkung auf Kriterien wie bei ABM (Zusätzlich- 
keit, Gemeinnützigkeit usw.). Die Zuschüsse werden ge- 
währt, da von der Grundannahme ausgegangen wird, 
daß die Produktivität von längerfristig Arbeitslosen zu- 
nächst geringer ist und im Laufe einer dauerhaften Be- 
schäftigung in dem Maße gesteigert werden kann, daß 
die Zahlung von Zuschüssen degressiv verlaufen kann. 
Zur Beratung und Information von "Sozialen Betrieben" 
in Niedersachsen ist eine eigens mi t  dem Programm ge- 
schaffene Landesberatungsgesellschaft (LaBIB) tätig, die 
aus Mitteln des Sozial- und Frauenministeriums geför- 
dert wird. 

In der Praxis existieren heute 77 Betriebe mit ca. 1500 
Mitarbeitern, die in allen Wirtschaftbranchen tätig sind. 
Bei den meisten Betrieben handelt es sich um kleinere 
Mittelbetriebe. Dreiviertel aller Arbeitsplätze sind unbe- 
fristet und 36% aller Beschäftigten sind Frauen, wobei 
14% der Betriebe reine Frauenbetriebe sind. Der derzeiti- 
ge Eigenfinanzierungsanteil liegt bei Ca. 39%. Geplant ist 
nach Willen des Niedersächsischen Landtages die Grün- 
dung von 100 Betrieben mit Ca. 2000 Beschäftigten. Die 
Zahl der Betriebe soll auf diesem Niveau dann entspre- 
chend gehalten werden. Aus- 
qehend von den 126,000 Sie sollen besondere Zielgrup - - 

Dabei müssen mindestens 50% der Beschäftigten unbe- Langzeitarbeitslosen in Nie- Den des Arbeitsmarktes beschäf- 
fristet beschäftigt werden. dersachsen (Zahl von 1994) ' 

Neben der sozialen Zielsetzuna unterlieqen "Soziale würden so für 1.5% der Ziel- tigen und sich andererseits - 
Betriebe" genau definierten wirtschaftlichen Anforde- 
rungen. So wurde zunächst festgelegt, daß "Soziale Be- 
triebe" ihre Ausgaben soweit wie möglich selbst erwirt- 
schaften sollen. Konkret heißt dies, daß in der ersten 
dreijährigen Förderphase durchschnittlich 30% der zu- 
wendungsfähigen Ausgaben4 selbst erwirtschaftet wer- 
den müssen. Am Ende der drei Jahre muß die sogenann- 
te Wertschöpfungsquotes 45% der zuwendungsfähigen 
Ausgaben erreicht haben, u m  die zweite Förderphase 
(viertes und fünftes Jahr) zu erlangen. Danach sollen sich 
die Betriebe zu 100% selbst finanzieren. Dies bedeutet 
für die Betriebe, daß sie erfolgreich am Markt operieren 
müssen, wenn sie dauerhaft bestehen wollen. 

Finanziert werden die Kosten der "Sozialen Betriebe" 
bei Einhaltung und Überprüfung der oben genannten 
Zielsetzungen aus Fördermitteln der Europäischen Sozi- 
alfonds, die durch das Land Niedersachsen kofinanziert 
werden. Unterdessen wird von einem Prinzip der Teilneh- 
merlnnenstunden ausgegangen. Die Bemessunggrenze 

gruppe dauerhaft Arbeitsplät- durch die Erzielung von Einnah- 
ze entstehen. men dauerhaft ohne Zuschüsse 
Bewertung u n d  Schwierig- am Markt etablieren. 
kei ten des Programmes 
Insgesamt ist davon auszugehen, daß "Soziale Betriebe" 
ihre sozialen Zielsetzungen erreichen. So sind nach An- 
gaben der Begleituntersuchung (April 1996) "gut die 
Hälfte der in Sozialen Betrieben beschäftigten Zielgrup- 
pen älter als 40  Jahre, ein Fünftel ist älter als 55 Jahre. 
28% der Beschäftigten waren Iänger als drei Jahre er- 
werbslos, 11% sind Ausländerinnen. 23O/0 der Beschäf- 
tigten sind schwerbehindert. 28% arbeiten auf Teilzeit- 

* Uif Trombach, Hildesheim, Betriebsleiter eines niedersächsischen "Sozialen Betriebes" 
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stellen. 53% der Zielgruppe haben keinen Berufsab- wendungsrechts gefördert werden, müssen quartalswei- 
schluß, 26%waren vorher im So~ialhilfebezug"~. Daß die se sowohl alle wirtschaftlichen Daten als auch Arbeits- 
Zielgruppen erreicht werden, dürfte bei den Fördervor- und Qualifizierungszeiten detailliert nachgewiesen wer- 
aussetzungen kaum verwundern. Die Probleme für "So- den. Dabei besteht insbesondere das Problem. daß auf- 
ziale Betriebe" in Niedersachsen liegen viel eher im be- grund der Marktorientierung neben den Verwendungs- 
triebswirtschaftlichen und überfrachteten bürokrati- nachweisen für die öffentlichen Gelder im Sinne der 
schen Bereich. So haben von den 30 im Jahre 1992 be- Haushaltsordnung noch gleichzeitig intern eine betriebs- 
willigten Betrieben nur 35% das Ziel einer Wertschöp- wirtschaftliche Buchführung notwendig ist. Dies erhöht 
fungsquote von 45% erreicht. 45% der Betriebe beka- enorm den Verwaltungsaufwand und erfordert zur Be- 
men zunächst eine Förderung für das vierte Förderjahr wältigung der Anforderungen insgesamt einen zu gro- 
nur unter Auflagen bewilligt. Der Rest schied aus dem ßen Overheadbereich. 
Programm aus. Der zweite sich ständig in der Diskussion befindliche 

Dies macht deutlich, daß das ehrgeizige Ziel, eine Punkt betrifft die Rücklagenbildung. Da die öffentlichen 
vollständige Marktintegration mit  benachteiligten Grup- Zuwendungen als nachrangig gelten, werden alle Mittel 
pen des Arbeitsmarktes ohne öffentliche Zuschüsse zu herangezogen, die die geforderten Wertschöpfungsquo- 
erlangen, außerordentlich schwierig zu verwirklichen ist. ten zur Eigenfinanzierung der Betriebe überschreiten. Al- 
Dies liegt zum einen daran, daß viele Betriebe aus den lerdings ist es durch gesonderte Anträge möglich, soge- 
Bereich der Beschäftigungsinitiativen heraus entstanden nannte Mehrerlöse in den Betrieb zu investieren. Da- 
sind, die sich in der Vergangenheit (wie zumeist in För- durch wird aber nicht das Problem gelöst, daß bei ab- 
derprogrammen gefordert) einseitig nach fördertechni- nehmenden öffentlichen Zuwendungen zunehmend Li- 
schen Aspekten ausgerichtet haben. Gleichzeitig fehlte quiditätsprobleme entstehen, die durch Rücklagen aus- 
entweder betriebswirtschaftliches Know-how oder dieser geglichen werden könnten. Würden die Einnahmen, die 
Aspekt des Programmes wurde schlicht unterschätzt. Al- über den geforderten Eigenfinanzierungsanteilen liegen, 
lerdings zeigt sich auch ein enormes Gefälle zwischen re- in den Betrieben wenigstens zum Teil verbleiben, könn- 
lativ erfolgreichen Betrieben, die Marktnischen erobern ten unter Umständen drohende Personalreduzierungen 
und sogar ihre Belegschaft erweitern konnten und Be- umgangen werden und Konkurse größerer Art vermie- 
trieben, deren Kapazitäten wenig ausgenutzt wurde und den werden. 
die zur Sicherstellung weiterer Förderung bzw. wirt- 
schaftlichen Erfolges sogar Personalabbau betreiben Soziale Betriebe - Ansatzpunkt für e inen öffent-  
mußten. l ich geforderten gemeinwirtschaft l ichen Sektor 

Nun darf hierbei nicht vergessen werden, daß es sich Das Programm "Soziale Betriebe" stellt - trotz der ge- 
u m  ein neues innovatives Programm handelt, w o  viele schilderten Schwierigkeiten in der wirtschaftlichen Ziel- 
gewohnte Aspekte von den Akteuren im Bereich Beschäf- setzung - die bisher weitreichendste Maßnahme im Be- 
tigungsförderung erst über Bord geworfen werden muß- reich aktiver Arbeitsmarktpolitik dar. Dies zeigt sich unter 
ten. Wie bei gleichbleibend eher niedrigen Wertschöp- anderem auch daran, daß dieses Programm in unter- 
fungsquoten die Betriebe nach Ablauf der Förderperi- schiedlichen Varianten in anderen Bundesländern umge- 

oden - trotz verstärkter be- setzt wird oder werden soll. Trotz unterschiedlicher För- 
Die Probleme für ,,Soziale Betrie- triebswirtschaftlicher Orien- derarten und -höhen haben alle Programme eine Ge- 

be" liegen viel eher im betriebs- tierung - bestehen sollen, ist meinsamkeit: die Förderung verläuft degressiv und die 
allerdings noch eine offene Betriebe sollen nach Ablauf der Förderperiode eigenstän- 

wirtschaftlichen und über'frach- Frage. Zwar wird um Lösun- dig bestehen können. Dies bedeutet, daß der Spagat 

teten bürokratischen Bereich. gen gerungen und die Diskus- zwischen wirtschaftlichen und sozialen Zielen in allen 
sion ist vollem Gange, es ist al- Programmen der verschiedenen Bundesländer derselbe 

lerdings zu vermuten, daß mit Blick auf die erfolgreiche ist. 
soziale Zielstellung, sowie auf fehlende Haushaltsmittel Zur Etablierung eines Sektors mit dauerhaft öffentlich 
des Landes nur unzureichende Regelungen getroffen 
werden. 

Nun ist es bei der enorm ehrgeizigen Zielsetzung si- 
cherlich nicht vernünftig, Betriebe, die von der Verwirkli- 
chung einer vollständigen Selbstfinanzierung weit ent- 
fernt sind, dauerhaft auf hohem Niveau zu subventionie- 
ren. Genausowenig sollten Betriebe ohne Unterstützung 
aus dem Programm ausscheiden, die die geforderten 
wirtschaftlichen Ziele nahezu erfüllen, um dann über 
kurz oder lang in Konkurs zu gehen. Hier müßte dem 
Umstand stärker Rechnung getragen werden, daß es 
nicht realisierbar ist, mit  den oben beschriebenen Ziel- 
gruppen (den Beschäftigten in "Sozialen Betrieben") die 
gleiche Leistungsfähigkeit zu erreichen, die ein "norma- 
ler" Wirtschaftsbetrieb erbringt. 

Um den Spagat zwischen sozialen und wirtschaftli- 
chen Zielen dauerhaft zu bestehen, müssen allerdings die 
ständig kritisierten Probleme im Zuschnitt des Program- 
mes gelöst werden: 

So ist einerseits der Verwaltungsaufwand enorm 
hoch. Da "Soziale Betriebe" auf der Grundlage des Zu- 

geförderten Arbeitsplätzen in "Sozialen Betrieben" oder 
gemeinwirtschaftlichen Betrieben, die eine Größenord- 
nung erreichen. daß mehr aTs den beschriebenen 1,5% 
Langzeitarbeitslosen ein dauerhaftes Arbeitsverhältnis 
geboten werden kann, sind "Soziale Betriebe" allerdings 
nur als Zwischenstation mi t  experimentellem Charakter 
zu verstehen. Hierzu bedarf es weitaus größerer finanzi- 
eller Anstrengungen und einer veränderten Förderbasis. 
Dazu zählen meines Erachtens folgende Punkte: 

"Soziale Betriebe" sollten in allen Wirtschaftssektoren 
tätig sein. Dabei darf es allerdings nicht nur um eine 
"Marktnischenvariante" gehen. "Soziale Betriebe" bzw. 
gemeinwirtschaftliche Betriebe sollten in  allen Bereichen 
tätig werden, die nicht unbedingt die Gewinnerwartun- 
gen von privaten Unternehmungen versprechen, aber 
ein Höchstmaß an Eigenfinanzierung erbringen können. 
Dabei sollten insbesondere alle im Zuge kommunaler Pri- 
vatisierungen stattfindenden Auslagerungen kommuna- 
ler Aufgaben wie z. B. der Abfallwirtschaft überprüft 
werden, ob sie nicht durch "Sozialen Betrieben'' über- 
nommen werden können. Dies funktioniert aber nur, 
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staatlichen Funktionäre ihre Erträge 
so hoch wie möglich halten. Dies 
führt manchmal zu wirtschaftlichen 
Mißerfolgen. So gab im Gebiet 
Volgograd einige westliche Groß- 
konzerne aus dem Westen, die an 
der Extraktion von Öl und Bischofit 
sowie an beachtlichen Investitionen 
interessiert waren. Die bereits unter- 
schriftsreifen Verträge wurden letzt- 
lich nicht unterzeichnet. Wahr- 
scheinlich erschien den westlichen 
Unternehmen der zu zahlende Preis 
zu hoch. Die Verwaltung nahm dies 
offensichtlich in Kauf. Den russi- 
schen Unternehmen dagegen kann 
diese Protektion nur recht sein. Pro- 
blematisch wird dieses dann, wenn 
diese Politik kontraproduktiv wird 
und die Bevölkerung, die unter dem 
wirtschaftlichen Abstieg zu leiden 
hat, sich gegen diese Politik wehrt. 
Dies ist jedoch bisher nicht der Fall. 
Die politische Lage erscheint auf der 
Gebietsebene stabil. 

Interessensgegensätze werden 
mittlerweile auch zwischen verschie- 
denen Unternehmensbereiche deut- 
lich. In Volgograd, der viertgrößten 
Stadt Rußlands, wo die Kommunisten 
im letzten Oktober 21 von 24  Stadt- 
ratssitzen gewinnen konnten, gibt es 
neben dem der Regierung naheste- 
henden Konzern Lukojl eben auch an- 
dere Unternehmensinteressen, die of- 
fensichtlich besser von den Kommuni- 
sten artikuliert werden. Dem Interesse 
des Ölkonzerns an der Vermarktung 
seiner Produkte zu hohen Preisen im 
Inland und Erhaltung seiner Monopol- 
stellung in der Region sowie an einem 
relativ ungestörten Export stehen die 
der Konsumgüter- und Lebensmittel- 
produzenten entgegen, die offen- 
sichtlich über die soziale Programma- 
tik der Kommunisten eine Verbesse- 
rung der Lage der breiten Bevölkerung 
und damit ihres Absatzes erwarten. So 
wurde die Kommunistische Partei in 
Volgograd tatsächlich von einigen Un- 
ternehmern aus diesem Bereich in ih- 
rem Wahlkampf unterstützt. Die Ver- 
treter der KP wirken dementspre- 
chend auch alles andere als unterneh- 
merfeindlich, eher pragmatisch und 
an einem Schutz der regionalen Un- 
ternehmen orientiert. Die Interessen 
sowohl innerhalb der Verwaltung als 
auch zwischen den Unternehmen und 
der Verwaltung sind nicht konfliktfrei. 
Im Zweifelsfalle wird der Konflikt dann 
auch mit Gewalt ausgetragen. Die 
,,neuen Russen", Unternehmer, die 
ihre Unternehmen in den letzten Jah- 
ren neu aufgebaut haben, scheinen 
vor allem von solchen gewalttätigen 

Konflikten betroffen zu sein. In dieser 
Grauzone zwischen privatem und pri- 
vatisiertem Kapital und der Verwal- 
tung gedeiht offensichtlich eine 
schwer greifbare und wahrscheinlich 
noch in der Phase der Formierung be- 
findliche ,,Mafiaa', deren wirkliche 
Ausmaße und organisatorischer Auf- 
bau schwer erkennbar sind. 

Bonaparte als Rettung 
In  dieser Situation eines prekären 
gesellschaftlichen Gleichgewichtes 
ist die Forderung nach autoritären 
Lösungen -wie so häufig - für viele 
naheliegend. Wenn auch Schirinovs- 
kij endgültig zum Kaspar der russi- 
schen Politik abgestiegen zu sein 
scheint, so sind die autoritären Ten- 
denzen sowohl bei den Kommuni- 
sten als auch im Jelzin Lager deutlich 
erkennbar. Schirinovskijs Stimmen 
wurden bei den vergangenen Wah- 
len vom rhetorisch und konzeptio- 
nell eher einfach gestrickten Kandi- 
daten Lebed abgeschöpft. Die Er- 
nennung des Generals Aleksandr Le- 
bed zum Verantwortlichen für die 
Sicherheit deutet auf einen sich ver- 
stärkenden Drang zu einer Politik 
des law and order hin. Lebed, der 
sich bereits bewundernd über den 
chilenischen Diktator Pinochet geäu- 
ßert hat, kurz nach seiner Ernen- 
nung erweiterte Kompetenzen for- 
derte und sich unzufrieden über die 
vielen Freiheiten von v.a. westlichen 
Ausländern in Rußland erklärte, ver- 
tr i t t  die Konzeption von marktwirt- 
schaftlicher Freiheit bei notfalls auch 
autoritärer politischer Führung. 
Hayek und Friedman würden sicher- 
lich lobende Worte für sein politi- 
sches Programm finden. Daß der 
eher tumb wirkende Lebed an Grob- 
schlächtigkeit nichts zu wünschen 
übrig Iäßt, hat er bereits als Befehls- 
haber im Bürgerkrieg in Moldavien 
gezeigt. Auch die Idee, die russi- 
schen Truppen aus Tschetschenien 
zurückzuziehen und das Volk auszu- 
hungern, spricht nicht für einen 
feinfühligen Politikstil. 

Lebed wird bereits jetzt als der 
legitime Nachfolger Jelzins gehan- 
delt. Er ist nichtweniger autoritär als 
die anderen Bewerber, als populärer 
Militär hat er allerdings bessere Kar- 
ten als die anderen Bewerber um die 
Nachfolge Jelzins, da man ihm das 
Zupacken zutraut. Er wird als neuer 
Sicherheitsverantwortlicher auch vor 
massiven Repressionen nicht zurück- 
schrecken, um im Namen von Recht 
und Ordnung den Anschein zu er- 
wecken, als bekäme er die Lage in  

den Griff. Die rund 6.000 Verhafte- 
ten in Moskau nach den Terroran- 
schlägen auf Busse sind ein deutli- 
ches Zeichen dafür, daß die Instru- 
mente Lebeds nicht die feinsten sein 
werden. Von zielgerichteter Hand- 
lung im Hinblick auf die Aufklärung 
der Verbrechen kann natürlich erst 
gar keine Rede sein. 

Daß Lebed dabei ebenso wie alle 
anderen autoritären Führer nach ih- 
rem 18. Brumaire [Anspielung auf 
Napoleon Bonaparte, der sich am 
18. Brumaire des französischen Re- 
volutionskalenders (09.1 1.1 799) in 
einem Staatsstreich zum Ersten Kon- 
sul Frankreichs erhob, sowie "als 
Farce" der Staatsstreich von Luis Bo- 
naparte, 02.1 2.1 851, siehe dazu 
Karl Marx: Der 18. Brumaire des Luis 
Bonaparte, (1852) MEW 8, Anm. d. 
Red.] in demselben Morast von Kor- 
ruption und Willkür steckenbleiben 
wird, den sie aufzuräumen verspre- 
chen, und letztlich das Land trotz 
bonapartistischen Glanzes in noch 
tiefere Probleme bringt, da es keinen 
vernünftigen interessensausgleich 
mehr gibt, spielt in der Diskussion 
keine Rolle. Alle bonapartistischen 
Führer der Geschichte sind in einer 
Katastrophe gescheitert. Das hat ih- 
ren jeweiligen aufhaltsamen Auf- 
stieg allerdings noch nie verhindert. 

Alle bonapartisti- 
schen Führer der  
Geschichte sind in 
einer Katastrophe 
gescheitert. Das hat  
ihren jeweiligen 
aufhaltsamen 
Aufstieg allerdings 
noch n ie  verhindert. 
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Die undurchsichtige 
und willkürliche 

Steuerpolitik des 
russischen Staates 
dient letztlich zu r  

Kontrolle der  
Unternehmer und 
zur Extraktion von 

Bestechungsgel- 
dern. 

chauvinistische Bodensatz der 
KPdSU, der Haufen Übriggebliebe- 
ner, die es seit 1991 nicht geschafft 

' haben, einen respektablen Über- 
gang in die private Wirtschaft oder 
in eine der mehr oder minder demo- 
kratischen Parteien zu finden. Die 
Partei wird von Funktionären ge- 
führt, die bis vor kurzem im dritten 
oder vierten Glied der KPdSU stan- 
den und die weder eine theoretische 
Bildung besitzen noch allzu große 
organisatorische Fähigkeiten. Wenn 
die Exponenten dieser Partei zur Fe- 
der greifen, kommt nicht einmal 
mehr der deterministische Marxis- 
mus der Sowjetzeit dabei heraus. Es 
wird vielmehr versucht, ein Konglo- 
merat aus völkisch-religiösen Ver- 
satzstücken und Forderungen nach 
sozialer Sicherheit und Geopolitik zu 
verkaufen. Das Wahlergebnis vom 3. 
Juli zeigt, daß dieses nicht auf taube 
Ohren stößt, auch wenn die Wahl 
nicht gewonnen wurde. Sjuganovs 
Leitsatz heißt denn auch ,,Ich glaube 
an Rußland". 

Wie sich dieses Spektrum nach 
der Wahlniederlage entwickeln 
wird, ist noch unklar, aber eine Spal- 
tung des nationalpatriotischen La- 
gers und sogar eine Auflösung der 
Kommunistischen Partei erscheinen 
nicht unwahrscheinlich. Ein im An- 
satz bereits bestehender Differenzie- 
rungsprozeß wird die Flügel stärker 
voneinander scheiden. Die Radikalen 
und extremen Nationalisten werden 
möglicherweise durch die stärker an 
der Opposition innerhalb des beste- 
henden politischen und wirtschaftli- 
chen Zusammenhanges Interessier- 
ten abgestoßen, eine Sozialdemo- 
kratisierung eines Teils der Partei 
vonstatten gehen. Ob dies einen 
größeren Teil der Partei umfassen 
wird und inwiefern sich aus dieser 
Bewegung eine originär sozialderno- 
kratische Organisation entwickeln 
kann, ist nicht abzuschätzen. 

Eine sozialdemokratische Bewe- 
gung wird es allerdings ohne einen 
Teil der jetzigen Kommunistischen 
Partei keinesfalls geben. Die Versu- 
che der Gründung und manchmal 
sogar der Zusammenfassung linker, 
demokratischer Parteien ist zwar 
sehr löblich, hat aber zu keinem 
nennenswerten langfristigen politi- 
schen geführt. Gorbatschows Ab- 
schneiden bei den Präsidentschaft- 
wahlen zeigt deutlich, wie wenig so- 
zialdemokratische Politikansätze 
eine Rolle spielen -jedenfalls wenn 
sie nicht durch eine gesellschaftliche 
Bewegung und eine starke Organi- 

sation gestützt werden. Derlei politi- 
sche Kopfgeburten wie Gor- 
batschows Kandidatur gibt es in 
Rußland zu genüge, sie haben sich 
bislang nie als tragfähig erwiesen. 

Die russische Arbeiterbewegung 
Und die Arbeiterbewegung? Eine ef- 
fektiv organisierte Arbeiterbewe- 
gung gibt es allenfalls in Teilberei- 
chen. So sind die Kohle- und Trans- 
portarbeiter vergleichsweise schlag- 
kräftig und können sich gegen die 
Regierung durchsetzen. In den mei- 
sten anderen Bereichen sieht es da- 
gegen düster aus. In einer Wirt- 
schaft, die sich, was das Produkti- 
onsvolumen angeht, immer noch im 
freien Fall befindet, ist mit  dem klas- 
sischen Mittel des Streiks nichts zu 
gewinnen. Die Gewerkschaften, de- 
ren Funktionäre in der Sowjetzeit 
stark an die Unternehmen gebun- 
den waren und es zum großen Teil 
noch sind, müssen sich erst noch 
neu formieren. Ihre Strategie ist es, 
sich im Zweifelsfalle eher gegen die 
Regierung und ihre gegen die arbei- 
tende Bevölkerung gerichtete Politik 
zu wenden, als von den Unterneh- 
men die ausstehenden Löhne zu for- 
dern. 

Zudem gibt es keine wirksamen 
Kanäle zwischen den Gewerkschaf- 
ten und einzelnen Parteien. Keine 
der politischen Kräfte artikuliert ori- 
ginär die politischen und wirtschaft- 
lichen Interessen der abhängig Be- 
schäftigten. Hierbei ist auch die tief 
verwurzelte Korruption unter den 
politischen Vertretern wenig zuträg- 
lich. Auch hier haben Versuche zu 
Beginn der neunziger Jahre, eine 
Partei zu gründen, die ähnlich der 
Labour Party zum direkten politi- 
schen Sprachrohr der Gewerkschaf- 
ten wird, keine Früchte getragen. 
Die letzte politische Initiative des Ge- 
werkschaftsdachverbandes, FNPR, 
war die Gründung eines Wahlblocks 
gemeinsam mit Großunternehmern, 
der bei den Dumawahlen vom De- 
zember 1995 nicht die 5%-Hürde 
überspringen konnte. Ein Teil der 
Mitgliedsgewerkschaften hatte sich 
in diesem Zusammenhang gegen 
eine Unterstützung dieses Wahl- 
blocks ausgesprochen. 

Die Provinz - Gradmesser der 
gesellschaftlichen Entwicklung 
Unterhalb der nationalen Ebene und 
vor allem außerhalb der sich wirt- 
schaftlich relativ gut haltenden Zen- 
tren Moskau und St. Petersburg bil- 
den sich neue Strukturen heraus, die 
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zwar im Ansatz bereits in der So- 
wjetzeit bestanden haben, aber 
durch die Privatisierung und den 
Wegfall des regulierenden Mecha- 
nismus der KPdSU neue, schärfere 
Formen annehmen. Dieser Bereich 
der russischen Gesellschaft, die Ent- 
wicklung in den Untiefen der russi- 
schen Provinz, ist bisher noch nicht 
ausreichend analysiert worden. 
Westliche wie russische Beobachter 
haben die Tendenz, sich auf die Zen- 
trale zu konzentrieren, obwohl sich 
in der Provinz Entwicklungen aufzei- 
gen lassen, die die gesamte politi- 
sche und gesellschaftliche Struktur 
stärker beeinflussen als Erlasse des 
Präsidenten, die zum großen Teil 
nicht befolgt werden oder sich so- 
gar widersprechen. 

Regulierend wirkt auf der Ebene 
der Gebiete (oblast') die Verwal- 
tung, die die entscheidenden Hebel 
bei der Vergabe von Land, Aufträ- 
gen und Krediten der Staatsbank in 
ihren Händen hält. Letztlich ist sie 
die entscheidenden Instanz in der 
wirtschaftlichen Entwicklung eines 
Gebietes, da die großen Aufträge 
weiterhin von hier ausgehen. Die 
administrative Spitze scheint eng 
mit den Unternehmen verquickt zu 
sein. Dies Iäßt sich beispielhaft für 
das Gebiet Volgograd sagen, w o  die 
Verwaltungsspitze über eine Hol- 
ding verfügt und eben diese Holding 
einen Klub für Unternehmer und die 
Verwaltungsspitze gegründet hat. 
Diese Holding scheint im Volgogra- 
der Fall ebenfalls die Waschanlage 
zur Legalisierung von Bestechungs- 
geldern zu sein. Wenn ein Unter- 
nehmen nicht an der Zahlung von 
Bestechungsgeldern teilnimmt, gibt 
es für die Verwaltung die Möglich- 
keit, die Aufträge zu sperren oder im 
schlimmsten Falle die Steuerpolizei 
in das Unternehmen zu schicken. 
Das Aufdecken der gängigen Steuer- 
hinterziehung und die Zahlung der 
vollen Steuern bei den russischen 
Steuersätzen hätte unweigerlich den 
Tod des Unternehmens zur Folge. 

Die undurchsichtige und willkür- 
liche Steuerpolitik des russischen 
Staates dient letztlich zur Kontrolle 
der Unternehmer und zur Extraktion 
von Bestechungsgeldern. Dieses pa- 
rasitäre System birgt verschiedene 
Gefahren in sich. Letztlich steht die 
Verwaltung unter dem Druck, eine 
gewisse wirtschaftliche Entwicklung 
aufzeigen zu können. Sie darf also 
den Bogen nicht überspannen und 
die Unternehmen zugrunde richten. 
Andererseits jedoch wollen die 
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wenn nicht die Filetstücke, die gute Umsätze verspre- 
chen, an private Wirtschaftsbetriebe vergeben werden 
und der kaum lukrative Rest für "Soziale Betriebe" ver- 
bleibt. 

"Soziale Betriebe", die eben auch eine wirtschaftliche 
Zielsetzung verfolgen, sollten weiterhin eine deutlich so- 
ziale Zielsetzung verfolgen. Allerdings ist eine ausschließ- 
liche Beschränkung auf Langzeitarbeitslose und 
Schwerstvermittelbare kontraproduktiv. Eine Quotenre- 
gelung wie sie seit vergangenem Jahr in Niedersachsen 
gilt - 70% der Beschäftigten müssen mindestens ein Jahr 
oder länger arbeitslos sein - führt zu verbesserter Pro- 
duktivität der Betriebe und zu verbessertem Know-how 
innerhalb der Beleqschaften. 

Von den Anforderungen her könnten die Richtlinien 
der bereits realisierten Programme als Grundlage dienen. 
Der Anreiz wirtschaftlich erfolgreich zu operieren, läge 
im Verbleib der Mittel, die über die Vorgaben hinaus er- 
wirtschaftet werden, im Sektor "Sozialer bzw. gemein- 
wirtschaftlicher Betriebe". 

Dies stellt meines Erachtens nur einen Gedanken dar, 
der aus den Schwierigkeiten, die in der Praxis von beste- 
henden "Sozialen Betrieben" entstehen, heraus und ei- 
nen Schritt in Richtung eines dauerhaft öffentlich geför- 
derten Sektors mi t  "sozialen" oder "gemeinwirtschaftli- 
chen Betrieben" führen könnte. Notwendig ist aber mehr 
als nur die Formulierung von Gedanken. Eine politische 
und aesellschaftliche Diskussi- - - 

Wenn "Soziale bzw. gemeinwirtschaftliche Betriebe" on über die Fortentwicklung Um den S~aaat zwischen sozia- . U 

soziale und wirtschaftliche Ziele verfolgen sollen, stellt solcher Ansatzpunkte, wie des 
sich die Fraae, warum die bestehenden Proararnme für Proaramms "Soziale Betrie- len und wirtschaftlichen Zielen - - .4 

"Soziale Betriebe" ausschließlich unter Federführung der be", müßte stattfinden. Auch dauerhaft zu bestehen, müssen 
Sozialministerien stattfinden sollen. Sinnvoller wäre eine 
Verzahnung von Wirtschafts- und Sozialpolitik, also eine 
Koordinierung entsprechender Programme durch Sozial- 
und Wirtschaftsministerien. Dadurch könnten auch 
Überlegungen zum Zuge kommen, die Förderung, die 
von Seiten der öffentlichen Haushalte kommt, zu entbü- 
rokratisieren und einen ganzen Katalog an Fördermög- 
lichkeiten, von der Subvention über das Darlehen bis zu 
Zuwendungen, bereitzustellen. Damit könnten auch 
wirtschaftspolitische Ziele mi t  der Etablierung von "So- 
zialen Betrieben" verfolgt werden, die insbesondere den 
Bereich der regionalen Strukturpolitik betreffen. 

Im Sinne einer wirklichen Entwicklung eines gesam- 
ten Sektors mit "Sozialen bzw. gemeinwirtschaftlichen 
Betrieben" müßten einerseits die Mittel der Bundesan- 
stalt für Arbeit stärker auf die "aktive Arbeitsmarktpoli- 
tik" und die Einrichtung von Dauerarbeitsplätzen orien- 
tiert werden. Andererseits müssen in den Regionen die 
Kommunen mit ihren Möglichkeiten zur Beschäftigungs- 
förderung von Sozialhilfeempfängern hinzukommen. 

Die Möglichkeiten von Förderungen durch verschie- 
denen Stellen sind auch heute schon gegeben und wer- 
den von Trägern "Sozialer Betriebe" auch genutzt. Es 
bleibt aber der Bemühung der Träger solcher Maßnah- 
men überlassen, wie und woher er die Mittel erwirbt. 
Sinnvoller erscheint - wenn "soziale Betriebe" mehr als 
nur Vorzeigemaßnahmen sein wollen - die Entwicklung 
einer "konzertierten Aktion" im Bereich Beschäftigungs- 
förderung, beispielsweise durch die Gründung von Trä- 
gergesellschaften in den einzelnen Bundesländern. Ge- 

wenn dies, zumindest nieder- 
sächsischer Sicht betrachtet, die Probleme im Zuschnitt des 
ein mühseliges Unterfangen Programmes gelöst werden. - 
darstellt. Soziale Betriebe be- 
sitzen im vierten Jahr ihres Bestehens immer noch ledig- 
lich eine kleine Lobby. Daher beschränken sich die Dis- 
kussionen bei den Trägern zumeist nur auf konkrete Ver- 
änderungen der Förderrichtlinien, während sich von Sei- 
ten des zuständigen Sozialministeriums auf dem "Herz- 
stück" niedersächsischer Arbeitsmarktpolitik ausgeruht 
wird und jede weiterführende Diskussion als bestandsge- 
fährdend betrachtet wird. Obwohl der Niedersächsische 
Landtag einstimmig einer "Weiterentwicklung" der "So- 
zialen Betriebe" zugestimmt hat, ist auch von konservati- 
ven Heckenschützen das Argument einer Reetablierung 
von Planwirtschaft durch die Hintertür zu hören. 

Anmerkungen: 
I Vgl. insgesamt: ArbeitsMarktPolitik Aktuell (AMPA), Sonderaus- 

gabe Juli 199615. Jahrgang; Landesberatungsgesellschafi zur Be- 
ratung und Information von Beschäftigungsinitiativen mbH, Han- 
nover 
Dr. Kleine, D.: "Soziale Betriebe als ein neues Instrument der Ar- 
beitsförderung", in: Soziale Betriebe in Niedersachsen, 5.7, Hrsg.: 
Niedersächsisches Sozialministerium, Hannover 1993 
Ebenda, S. 8 
Alle Ausgaben, die nicht zuwendungsfähig sind, wie z.B. Waren- 
einsatz bei Handelsbetrieben, müssen darüber hinaus auch selbst 
gedeckt werden. 
Umsatz minus Wareneinsatflorleistungen zu betrieblichen Ko- 
sten minus Wareneinsatflorleistungen ' Soziale Betriebe akuell, AMPA, Nr.2 11996. a.a.0. 

Verteilung der Mittel, die im Sinne eines Pools angelegt Wir hecchafh Ersatzteile fü 
werden müßten. Dies bezieht sich nicht nur auf finanziel- I saziale Einrlchtclngen, z. B.: 

le Mittel. Es sollten analoq zu den in zahlreichen Bundes- - 
Iändern bestehenden Beratungsgesellschaften Pools 
auch für die Qualifizierung und soziale Beratung der Be- 
schäftigten in "Sozialen Betrieben" gebildet werden. Da- 
mit  würden einerseits "Soziale Betriebe" von Overhead- 
kosten für Sozialpädagogen oder Lehrpersonal befreit, 
andererseits wäre ein effektiverer Einsatz eben dieses Per- 
sonals möglich. Die Pools könnten auch durch die Mehr- 
einnahmen der einzelnen Betriebe gespeist werden. Um- 
satzstärkere könnten die umsatzschwächeren Betriebe 
stützen, eine Reduzierung ständig steigender öffentli- 
cher Mittel wäre möalich. 

spw. Zeitschrift für Sozialistische Politik und Wirtschaft, Heft 90. 1996 



Überlegungen 
wicklungsmög 

zu Ent- 
lieh keiten 

einer ,,Neuen Gemein- 
wirtschaft'' 
von RalfKrämer* 

I ch möchte im folgenden einige Überlegungen zu 
Punkten darstellen, die in vorliegenden Diskussions- 
beiträgen zur anzustrebenden Entwicklung eines Sek- 

tors öffentlich geförderter Beschäftigung m.E. nicht im- 
mer hinreichend beachtet werden. Darauf aufbauend 
formuliere ich einige Eckpunkte eines möglichen Mo- 
dells, das sich von den hier diskutierten in einigen wichti- 
gen Punkten unterscheidet. 

I. Die politisch-ökonomischen Bedingungen 
Die berechtigte Betonung der gesellschaftlichen Nütz- 
lichkeit und Gleichwertigkeit öffentlich geförderter Ar- 
beit und Kritik an der Unterordnung bisheriger aktiver 
Arbeitsmarktpolitik unter die Anforderungen des sog. Er- 
sten Arbeitsmarktes ändert leider nichts an dem realen 
ökonomischen Verhältnis, in dem ein Sektor öffentlich 
geförderter Beschäftigung zum erwerbswirtschaftlichen 

Sektor steht: Ebenso wie beim 
staatlichen Sektor wird der ES ist notwend igr ::Neue Ge- 
ö~onomische Austausch einer 

meinwirtschaft" als einen neu- ,,Neuen Gemeinwirtschaft" 

en Sektor der Ökonomie mit er- mit dem kapitalistisch domi- 
nierten Marktsektor, konkret 

heblicher Dimension ZU entwik- die Käufe der Betriebe und die 

kein, der sich auf gesicherter Ba- Eir~kommen der Beschäftig- 
ten, überwiegend nicht durch 

sis reproduzieren und gemäß Verkäufe finanziert, also öko- 
den an ihn gestellten Anforde- nomischen (Äquivalenten-) 

Tausch, sondern durch Um- 
rungen entwickeln verteilung hoheitlich durchge- 
kann. Dabei ist von dauerhafter setzter Abzüge vom dort er- 

zielten Markteinkommen öffentlicher Förderung auszu- (Steuern und Sozialabgaben). 
Während beim Kauf der Nut- 

zen einer Ware bekannt und ihr Preis akzeptiert ist, muß 
der gesellschaftliche Nutzen öffentlich bereitgestellter 
oder geförderter Leistungen und die Angemessenheit 
und gerechte Verteilung der damit verbundenen finanzi- 
ellen Belastungen politisch vermittelt und gegen andere 
Interessen insbesondere an privater Reichtumsaneig- 
nung durchgesetzt werden. 

Die ,,Neue Gemeinwirtschaft'' wird per saldo zu 
Mehraufwendungen der Bundesanstalt für Arbeit (Auf- 
wendungen für öffentlich geförderte Beschäftigung ab- 
züglich eingesparter Arbeitslosenunterstützung) und für 

* RalfKrämer, Dortmund, Sozialwissenschafler, spw-Redaktion 
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sonstige öffentliche Förderung führen. Dem stehen ge- 
samtfiskalisch Mehreinnahmen an Steuern und Sozialab- 
gaben und Einsparungen bei der Sozialhilfe gegenüber. 
Vor allem aber steht dem per Saldo aufgrund der hohen 
Selbstfinanzierungseffekte relativ geringen Mehrauf- 
wand ein gewaltiger gesellschaftlicher Nutzen und mit- 
telfristig auch ökonomischer Vorteil gegenüber: 

durch die erstellten gesellschaftlich erwünschten so- 
zialen, kulturellen und ökologischen Güter und Dienstlei- 
stungen; 

durch die Reduzierung offener und verdeckter Ar- 
beitslosigkeit und die damit verbundenen Vorteile gesell- 
schaftlicher Integration; 

durch Qualifizierung, Struktu~erbesserung und Mo- 
bilisierung des Arbeitskräftepotentials sowie Verbesse- 
rung von Infrastruktur; 

durch Stärkung binnenwirtschaftlicher und regiona- 
ler ökonomischer Aktivitäten und Kreisläufe, insbesonde- 
re in Regionen mit hoher Arbeitslosigkeit. 

Diese Leistungen eines Sektors ,,Neuer Gemeinwirt- 
schaft" für die Gesellschaft sind aber nicht unmittelbar 
wahrnehmbar und quantifizierbar und sie entsprechen 
auch nicht den lnteressen aller gesellschaftlichen Grup- 
pen. Selbst wenn darauf geachtet wird, daß von den Be- 
trieben der ,,Neuen Gemeinwirtschaft" nur geringe Kon- 
kurrenz zu Betrieben des erwerbswirtschaftlichen Sektors 
ausgeht, ist dennoch Widerstand von privaten Unterneh- 
men zu erwarten, die sich um möglichen Absatz ge- 
bracht sehen. Darüber hinaus werden die Kapitalverbän- 
de grundsätzlichen Widerstand leisten, weil der Aufbau 
eines Sektors ,,Neuer Gemeinwirtschaft" eine Auswei- 
tung öffentlicher Umverteilung und Regulierung der 
Wirtschaft bedeutet und weil der disziplinierende Druck 
der Arbeitslosigkeit auf die Beschäftigten und Arbeitslo- 
sen gemildert wird. Allerdings ist eine gewisse Einbezie- 
hung von Unternehmen und Kapitalfraktionen bei be- 
stimmten Projekten etwa zur Infrastruktu~erbesserung 
oder im Umweltschutz oder im Rahmen regionaler Wirt- 
schaftspolitik möglich. 

Von großer Bedeutung wird die Förderung der 
Selbstorganisation der Betriebe der ,,Neuen Gemeinwirt- 
schaft'' in regionalen und bundesweiten Verbänden sein, 
damit diese ihr wachsendes ökonomisches Gewicht und 
Arbeitsplatzpotential entsprechend politisch zur Geltung 
bringen können. Sehr wichtig sind auch Bemühungen 
zur gewerkschaftlichen Organisierung der Beschäftigten 
in der ,,Neuen Gemeinwirtschaft". 

11. Die ökonomische Stellung eines Sektors der 
,,Neuen Gemeinwirtschaft" 
M.E. ist es notwendig, ,,Neue Gemeinwirtschaft" trotz 
ihrer immer politisch bestimmten Grundlage nicht als 
Oberbegriff für vereinzelte verschiedenartige ,,Soziale Be- 
triebe" und ähnliche Projekte, sondern als einen neuen 
Sektor der Ökonomie mit erheblicher Dimension zu ent- 
wickeln, der sich auf gesicherter Basis reproduzieren und 
gemäß den an ihn gestellten Anforderungen dynamisch 
entwickeln kann. Dazu ist es notwendig, verläßliche und 
tragfähige rechtliche Rahmenbedingungen in Form all- 
gemeiner Rechtsansprüche auf Förderung zu setzen, 
wenn bestimmte Voraussetzungen gegeben sind, um die 
Betriebe von willkürlichen Einzelentscheidungen weitge- 
hend unabhängig machen und aufwendige bürokrati- 
sche Verfahren zu vermeiden. Dabei ist von dauerhafter 
öffentlicher Förderung auszugehen, die Beschränkung 
auf eine Anschubfinanzierung wie bei den bisherigen 

spw. Zeitschrift für Sozialistische Politik und Wirtschaft, Heft 90, 1996 
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Demokratie in Rußland! 

E s hat einen erhöhten Grad an 
Interessiertheit von seiten 
westlicher Analytiker gegeben, 

als sie - wie Wolfgang Leonhard - 
Jelzins Wahlsieg herbeiwünschten 
und ihn als den Verteidiger der De- 
mokratie darzustellen suchten. Jeder 
Blick nach Rußland hinein und über 
Moskau hinaus zeigt deutlich, daß 
die politischen und wirtschaftlichen 
Strukturen, die verschiedenen Inter- 
essensgruppen nicht so klar in 
Schwarz und Weiß, in Demokraten 
und Kommunisten unterschieden 
werden können. 

Der Wahlkampf der Jelzin-An- 
hänger scheint - wie auch bereits 
bei den Duma-Wahlen - von unzu- 
lässigen Schwarzgeldern mitfinan- 
ziert worden zu sein. Mit unverhoh- 
lener Brutalität hat Jelzin die ihm zur 
Verfügung stehenden administrati- 
ven Kanäle ausgenutzt, um sowohl 
die Verwaltungen auf der Gebiets- 
und Ortsebene als auch die staatlich 
kontrollierten und staatlichen Mas- 
senmedien auf nationaler und regio- 
naler Ebene, die den allergrößten 
Teil ausmachen, für seinen Wahl- 
kampf zu nutzen. Andere Bewerber 
hatten - schlimmer noch als im De- 
zember 1995 zu den,Dumawahlen - 
kaum eine Chance, über die ihnen 
gesetzlich zustehende Zeit hinaus in 
die Medien zu gelangen. Dies gilt für 
Kommunisten ebenso wie für die 
Anhänger des Linksliberalen Jawlin- 
skij. 

Die politischen Strukturen in 
Rußland sind allenfalls als halbde- 
mokratisch zu bezeichnen, da ein 
autoritärer Politikstil weiterhin mit 
viel Liebe gepflegt wird und letztlich 
keine Institutionen und Gruppierun- 
gen bestehen, die der Willkür der 
staatlichen Verwaltung, den mono- 
polistischen Unternehmen oder der 
schwer zu definierenden Mafia et- 
was entgegensetzen wollten oder 
könnten. Die von einigen herbeige- 
sehnte Zivilgesellschaft und eine po- 
litische Öffentlichkeit haben sich 
ebensowenig eingestellt wie eine öf- 
fentliche Politik. Die politische Land- 
schaft is t  sowohl auf der Föderati- 
onsebene wie auch unterhalb von 
Gruppierungen geprägt, die über in- 
offizielle Wege ihre Interessen ab- 
gleichen und manchmal auch aus- 
gleichen. Wenn diese Wege nicht 
mehr zum Ausgleich reichen, wird 
die Politik gewaltförmig. So man- 
cher tote Bürgermeister oder neue 
Unternehmer könnte davon ein Lied 
singen. 

Die Reform Rußlands is t  irgendwo in 
der Grauzone zwischen sowjetisch- 
bürokratischem Anarchismus und 
wildem Marktkapitalismus stecken- 
geblieben. Herausgekommen dabei 
ist eine hybride Form einer Gesell- 
schaft, die vielleicht in ihrer politi- 
schen Unsicherheit, ihrem Hang zu 
autoritären, ihrer ungleichen Ent- 
wicklung am ehesten mit manchen 
lateinamerikanischen Staaten zu ver- 
gleichen wäre. Jedoch bis ins letzte 
trifft dieser Vergleich nicht zu. 

Privatisierung und 
Monopolisierung 
Als Kern der russischen Reformen ist 
westlichen Analytikern des liberalen 
Mainstream immer die Umstruktu- 
rierung der Wirtschaft erschienen. 
Das bankrotte, über die Jahrzehnte 
hinweg immer weniger funktionie- 
rende Plansystem ohne wirklich 
planvolles Vorgehen sollte durch 
eine Marktwirtschaft mit privatem 
Eigentum an Produktionsmitteln er- 
setzt werden. Interessierte Protago- 
nisten der Reformen wie der schwe- 
dische Ökonom Anders Aslund, der 
frühere Berater der Gaidar-Regie- 
rung, frohlocken denn auch in Apo- 
logie ihrer eigenenTätigkeit, es han- 
dele sich bei Rußland mittlerweile 
um eine Marktwirtschaft. Diese The- 
se wird allerdings selbst von solchen 
liberalen Analytikern wie Marshall I. 
Goldhagen in Frage gestellt, der die 
russischen Reformen als gescheitert 
darstellt. 

Die Privatisierung der letzten 
zehn Jahre hat vor allem zur Aneig- 
nung gesellschaftlichen Reichtums 
durch einzelne geführt. In den acht- 
ziger Jahren wurde bereits ein Teil 
der heutigen Strukturen der privati- 
sierten Wirtschaft vorbereitet. In ei- 
ner Reihe von Fällen wurden Komso- 
mol-Funktionäre mit Parteigeldern 
ausgestattet, um think tanks zu 
gründen, die sie dann letztlich zur 
Gründung neuer Unternehmen ge- 
nutzt haben. So mancher russische 
Bankier hat so seine Karriere begon- 
nen. Ein anderer Bereich der Privati- 
sierung gesellschaftlichen Reichtums 
fand über die so widersprüchlich be- 
werteten Kooperativen, die 1987 ins 
Leben gerufen wurden, statt. In der 
Perestroika wurden damit die auffäl- 
ligen, seitdem in Rußland überall an- 
zutreffenden Kioske geboren, die 
damals das Land mit Wäsche, Ziga- 
retten oder Spielzeug aus dem Aus- 
land zu versorgen suchten und die 
so häufig Opfer von Schutzgelder- 
pressern geworden sind. Viel wichti- 

Russischer 
Bonapartismus 

von Frank Schaup 

ger als die, die ihre Ersparnisse in die 
~ i o ~ e r a t i v e n  steckten, waren die 
roten Fabrikdirektoren, die an ihre 
Unternehmen angekoppelte Koope- 
rativen gründeten, die die Produkte 
des jeweiligen Unternehmens zu 
niedrigen Preisen aufkauften, um sie 
dann teurer weiterzuverkaufen. Hier 
fand ein Teil der Kapitalakkumulati- 
on statt, die dann so manchem Di- 
rektor half, zu Beginn der neunziger 
Jahre im Zuge der Privatisierung die 
Mehrheit der Anteilsscheine zu er- 
werben. 

Diese ,,Nomenklatura-Privatisie- 
rung" hat aber keinesfalls zu einem 
,,funktionierenden" Marktmechanis- 
mus geführt. Staatliche Monopole 
wurde in private Monopole umge- 
wandelt, die sich in bester Tradition 
der Leninschen Idee des faulenden 
Kapitalismus mit Zähnen und Klauen 
gegen eine Öffnung des Marktes 
wehren, die arbeitende Bevölkerung 
ausplündern und jeden technischen 
und gesellschaftlichen Fortschritt 
bremsen. Zu diesen gehören die 
großen Monopole im Bereich der ex- 
traktiven Wirtschaft wie Gazprom 
oder Lukojl, der vor sich hinsiechen- 
de militärindustrielle Komplex, aber 
auch solche Produzenten wie die 
bankrotte Auto-Fabrik ,,Ladan, de- 
ren früherer Geschäftsführer, Vladi- 
mir Kadannikov, geradezu symbol- 
haft im Januar 1996 zum Vizepre- 
mier für Wirtschaft benannt wurde. 

Die Reform Ruß- 
lands ist irgendwo 
in  der Grauzone 
zwischen sowje- 
tisch-bürokrati- 
schem Ana~hismus 
und wildem 
Marktkapitalismus 
steckengeblieben. 

Die Kommunistische Partei 
Die Kommunisten erscheinen in die- 
ser Situation keine politisch akzepta- 
ble Alternative zu sein. Seit Jahren 
stecken sie in einem Morast von un- 
durchschaubaren Verbindungen mit 
rechtsnationalistischen, antisemiti- 
schen faschistischen Gruppierun- 
gen. Die heutigen kommunistischen 
Funktionäre sind der großrussisch- 

* Frank Schauff, Historiker, lebt in Düren und Moskau, 
arbeitet z.2. an seiner Doktorarbeit über die 

sowjetische Politik im spanischen Bürgerkrieg. 
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Modellen ,,Sozialer Betriebe" ist unrealistisch. Von be- 
sonderer Bedeutung ist neben der Gestaltung der öffent- 
lichen Förderung die des Verhältnisses und der mögli- 
chen Übergänge zum erwerbswirtschaftlichen Sektor. 

Unter diesen Bedingungen erscheint es mir notwen- 
dig zu sein, die Grenzen zwischen ,,Neuer Gemeinwirt- 
schaft'' und Erwerbswirtschaft nicht zu verwischen und 
davon ggf. sogar noch besondere positive Impulse zur 
Veränderung dieser zu erwarten. Positive Auswirkungen 
auf die Bedingungen im Marktsektor der Ökonomie wür- 
de ich v.a. von der Reduzierung des Drucks der Arbeitslo- 
sigkeit auf die Lohnabhängigen erwarten. Unregulierte 
ökonomische Konkurrenz zwischen erwerbswirtschaftli- 
chen und Betrieben der ,,Neuen Gemeinwirtschaft" wür- 
de nicht nur massiven Widerstand der betroffenen über- 
wiegend kleinen Unternehmen hervorrufen, sondern 
auch zu Arbeitsplatzverlusten und Druck auf die Stan- 
dards der Arbeitsplätze dort führen, um der öffentlich 
subventionierten Konkurrenz standhalten zu können. So- 
ziale und ökologische Anforderungen der Gesellschaft an 
erwerbswirtschaftliche Betriebe lassen sich viel leichter 
durch unmittelbare rechtliche Vorgaben, finanzielle He- 
bel oder Kriterien für öffentliche Auftragsvergabe umset- 
zen als über den Umweg der Rückwirkung gemeinwirt- 
schaftlicher Betriebe. 

Auf der anderen Seite ist es notwendig, die öffentli- 
che Förderung an präzise Bedingungen zu knüpfen. um 
einen im Sinne der angestrebten Beschäftigungswirkun- 
gen effizienten Einsatz der Mittel zu gewährleisten, und 
um Mißbrauch bzw. Zweckentfremdung öffentlicher 
Förderung und daran anknüpfende Ablehnung der 
,,Neuen Gemeinwirtschaft" zu begrenzen. Dabei kann an 
bisherige Regelungen zur Gemeinnützigkeit angeknüpft 
werden. Zu beachten ist, daß die hier entwickelten Über- 
legungen nicht alternativ, sondern komplementär zu 
Konzeptionen einer Ausweitung öffentlicher geförderter 
Beschäftigung auch auf nicht gemeinwirtschaftliche Be- 
triebe und im Rahmen der lnfrastrukturentwicklung und 
regionalisierten Beschäftigungspolitik zu sehen sind, wie 
sie etwa im SPD-Konzept für ein Arbeits- und Struktur- 
förderungsesetz enthalten sind. 

Angesichts der genannten politisch-ökonomischen 
Bedingungen erscheint es mir insgesamt sinnvoll, mit  der 
,,Zusätzlichkeit" der in einem Sektor ,,Neuer Gemeinwirt- 
schaft" geleisteten Arbeit offensiv und positiv umzuge- 
hen: Es geht in der Tat darum, zusätzliche Erwerbsarbeit 
zu schaffen (und nicht Arbeitsplätze in bestehenden Be- 
trieben zu ersetzen) und zusätzliche soziale, kulturelle 
und ökologische Leistungen zu erbringen, die Markt 
oder Staat unter den gegebenen Bedingungen nicht or- 
ganisieren. Nicht vereinbar mi t  den Funktionsbedingun- 
gen eines Sektors ,,Neuer Gemeinwirtschaft" ist aller- 
dings die Verpflichtung zur Begründung der ,,Zusätzlich- 
keit" jeder einzelnen Maßnahme im Sinne der restriktiven 
Kriterien für die bisherigen Arbeitsbeschaffungsmaßnah- 
men im Rahmen des AFG. 

Verbände, Organisationen und Einrichtungen. Und der 
real ablaufende Prozeß von Abbau und Privatisierung 
zweifellos gesellschaftlich nützlicher bisher öffentlicher 
Dienstleistungen zeigt, daß diese Begründung zumindest 
unter den gegenwärtigen und absehbaren finanziellen 
Bedingungen und politischen Kräfteverhältnissen nicht 
ausreicht. Der hohe Selbstfinanzierungseffekt und die 
mögliche Durchsetzbarkeit eines Sektors ,,Neuer Gemein- 
wirtschaft" ergibt sich erst aus seiner besonderen ar- 
beitsmarktpolitischen Rolle. Diese ist quantitativ und 
qualitativ zu fassen. 

Quantitativ geht es darum, einen relevanten Beitrag 
zur Reduzierung der Massenarbeitslosgkeit zu leisten. Es 
ist daher unverzichtbar, im Zuge der Entwicklung der 
,,Neuen Gemeinwirtschaft" eine erhebliche Ausweitung 
der Zahl öffentlich geförderter Beschäftigungsverhältnis- 

ner konsequenter Anwendung des 
(alten) Statistikmodells gewesen 
wäre. Eine niedrigere Sozialhilfe- 
schwelle führt aber dazu, daß für die 
Neufestsetzung das Verbraucherver- 
halten einer Referenzgruppe mit 
niedrigerem Einkommen maßge- 
bend wird. 

als "Abstandshalter" vorgesehen, 
sondern ein Abstand von 15% des 
als Vergleichsmaßstab herangezo- 
genen Arbeitnehmereinkommens 
vorgeschrieben. Ob dadurch, daß 
diese Regelung nicht in das BSHG 
n.F. übernommen wurde, der einzu- 
haltende Lohnabstand - wie von 
SPD-Politikern behauptet - wirklich 
halbiert wurde, kann erst beurteilt 
werden, wenn die bisher weder im 
Gesetz noch in einer Rechtsverord- 
nung geregelte, in der Praxis meist 
gemäß einer Empfehlung des "Deut- 
schen Vereins" mit  maximal Ca. 
260,- DM (halber Eckregelsatz) be- 
zifferte Höhe des Freibetrages für er- 
werbstätige Sozialhilfeempfänger, 
endlich vom Verordnungsgeber 
festgesetzt wird. 

Dieser wird dabei allerdings vor 
einem Dilemma stehen: Ein höherer 
Freibetrag für Erwerbstätige führt 
nicht nur zu einem größeren Ar- 
beitsanreiz, sondern zugleich zu hö- 
heren Sozialhilfeleistungen für er- 
werbstätige Sozialhilfeempfänger 
und ihre Familien, da deren Bedarf 
dann einem niedrigerem "bereinig- 
ten" Einkommen gegenübergestellt 
werden muß. Die Erhöhung des 
Freibetrages vergrößert aber zu- 
gleich den nach der Lohnabstands- 
forme1 einzuhaltenden Abstand zwi- 
schen Löhnen und Sozialhilfe und 
kann dadurch zur Folge haben, daß 
das Lohnabstandsgebot früher 
greift und zur Kappung der Regel- 
sätze führt. Tritt dies ein, werden die 
Mehrausgaben der Sozialhilfeträger 
für erwerbstätige Hilfeempfänger 
mehr als ausgeglichen: Da die Zahl 
der erwerbstätigen Hilfeempfänger 
viel kleiner ist als die Zahl aller Hilfe- 
berechtigten, werden die Einsparun- 
gen durch niedrigere Regelsätze für 
alle Hilfeempfänger wesentlich hö- 
her sein als die Mehrausgaben für 
die relativ wenigen erwerbstätigen. 
Die Erhöhung des Freibetrages wäre 
also im Ergebnis als Sparmaßnahme 
attraktiv, wenn da nicht noch fol- 
gendes zu bedenken wäre: Durch 
die Absenkung des bereinigten Ein- 
kommens Erwerbstätiger wächst 
eine schwer zu schätzende, wahr- 
scheinlich große Zahl bisher nicht 
hilfeberechtigter Arbeitnehmer un- 
terer Einkommensgruppen mit Fa- 
milien in die Anspruchsberechti- 
gung hinein! 

kern einzugehen, nämlich auf die 
Behauptung, das "Bedarfsdeckungs- 
prinzip" sei nunmehr im Gesetz fest- 
geschrieben und damit gerettet. 
Nach 5 22 Abs. 3 BSHG n.F. sind die 
Regelsätze zwar "so zu bemessen, 
daß der laufende Bedarf dadurch 
gedeckt werden kann"; nicht mitge- 
liefert wird leider eine Definition des 
Begriffs "Bedarf". Dieser Iäßt sich 
sinnvoll nur aus der in 5 1 Abs. 2 
BSHG normierten Aufgabe der 
Sozialhilfe herleiten, dem Empfän- 
ger der Hilfe die Führung eines Le- 
bens zu ermöglichen, das der Wür- 
de des Menschen entspricht. "Be- 
darf" sind daher die Bedürfnisse, die 
befriedigt werden müssen, damit 
die Menschenwürde des Hilfeemp- 
fängers gewahrt wird (Definition auf 
der "Bedürfnisebene") bzw. die da- 
zu erforderlichen Mittel (Definition 
auf der "Bedarfsdeckungsebene"). 

Die Konkretisierung des sich aus 
diesem Bedarfsbegriff ergebenden, 
von der Sozialhilfe garantierten Exi- 
stenzminimums erfordert eine "nor- 
mative", wertende, letzthin politi- 
sche Entscheidung. Diese könnte 
besonders transparent durch die 
Rückkehr zum alten, vor dem Stati- 
stikmodell geltenden "Warenkorb- 
modell" erfolgen, nach dem ein fik- 
tiver Korb von Waren und Dienstlei- 
stungen zusammengestellt wird, die 
das dem Hilfeempfänger zugebillig- 
te Existenzminimum anschaulich ab- 
bilden, und aus deren Preis der Re- 
gelsatz abgeleitet wird. Durch die 
oben dargelegte enge Ankoppelung 
der Regelsätze an die Lohnentwick- 
lung, besonders aber durch die Be- 
grenzung der Regelsätze durch das 
Lohnabstandsgebot wird auf eine 
solche klare normative Entscheidung 
verzichtet und die Bemessung des 
sozialhilferechtlich anzuerkennen- 
den Bedarfs weitgehend dem Ar- 
beitsmarkt und damit in  Zeiten der 
Massenarbeitslosigkeit vor allem den 
Arbeitgebern überlassen. Ein auf ei- 
ner solchen Bedarfsermittlung basie- 
rendes "Bedarfsdeckungsprinzip" 
hat weder für Sozialhilfeempfänger 
noch für Arbeitnehmer eine Schutz- 
funktion. Da es sich auf die Aussage 
beschränkt, wenn der Hilfeempfän- 
ger das erhalte, was bei dieser Art 
der Bedarfsbemessung jeweils als 
Bedarf herauskommt, könne er 
menschenwürdig leben, kann es 
selbst durch noch so niedrige Regel- 
sätze schon per definitionem nie 
verletzt werden - womit natürlich 
auch der Wert seiner Rettung relati- 
viert wird. 

Regelsatzkappungsinstrument 
,,LohnabstandsgebotU 
In das BSHG n.F. in modifizierter 
Form übernommen wird ein bereits 
nach bisherigem Recht vorhande- 
nes, schon 1993 durch das FKPG 
("Solidarpaktsgesetz") geschärftes, 
bisher aber noch nie angewandtes 
Regelsatzkappungsinstrurnent, 
nämlich das "Lohnabstandsgebot". 
Nach 5 22 Abs. 4 n.F. hat die Regel- 
satzbemessung zu gewährleisten, 
"daß bei Haushaltsgemeinschaften 
von Ehepaaren mi t  drei Kindern die 
Regelsätze zusammen mit Durch- 
schnittsbeträgen für Kosten von Un- 
terkunft und Heizung sowie für ein- 
malige Leistungen und unter Be- 
rücksichtigung des abzusetzenden 
Betrages nach 5 76 Abs. 2a Nr. 1 un- 
ter den erzielten monatlichen durch- 
schnittlichen Nettoarbeitsentgelten 
unterer Lohn- und Gehaltsgruppen 
einschließlich anteiliger einmaliger 
Zahlungen zuzüglich Kindergeld 
und Wohngeld in einer entspre- 
chenden Haushaltsgemeinschaft mit 
einem alleinverdienenden Vollzeit- 
beschäftigten bleiben." Von der ent- 
sprechenden Regelung in 5 22 Abs. 
3 BSHG a.F. unterscheidet sich diese 
Vorschrift inhaltlich im wesentlichen 
nur dadurch, daß - wie bereits im 
Gb Februar 1996 - einmalige Zah- 
lungen des Arbeitgebers (z. B. Ur- 
laubs- und Weihnachtsgeld) auf der 
einen und einmalige Leistungen der 
Hilfe zum Lebensunterhalt (z. B. Be- 
kleidungs- und Hausratsbeihilfe) auf 
der anderen Seite in die Vergleichs- 
berechnung einbezogen werden. In 
Zeiten, in denen einmalige Zahlun- 
gen der Arbeitgeber zunehmend zu 
"Lohnnebenkosten" erklärt werden, 
von deren Senkung oder Abschaf- 
fung man sich wirtschaftliche Hei- 
lungswunder verspricht, bedeutet 
das, daß das zu erwartende Absin- 
ken dieser einmaligen Zahlungen zu 
niedrigeren Regelsätzen führt, so- 
bald das Lohnabstandsgebot zur 
Anwendung kommt. 

Im Gb Februar 96 war nicht der 
bei der Bereinigung des Einkom- 
mens von erwerbstätigen Sozialhil- 
feempfängern abzusetzende "Be- 
trag nach § 76 Abs. 2a Nr. l BSHG" 

Durch enge Ankop- 
pelung der Regel- 

sätze an  d ie 
Lohnentwicklung 

w i rd  die Bemessung 
des sozialhilferecht- 
/ich anzuerkennen- 

den Bedarfs 
weitgehend dem 

Arbeitsmarkt und 
damit in Zeiten der  

Massenarbeitslosig- 
ke i t  vor allem den 

Arbeitgebern 
überlassen. 

III. Die beschäftigungspolitische Bedeutung 
Es erscheint mir unverzichtbar. die beschäftigungspoliti- 
sche Begründung der ,,Neuen Gemeinwirtschaft" in den 
Vordergrund zu rücken. Die gesellschaftliche Nützlichkeit 
der erbrachten Leistungen ist zwar von großer Bedeu- 
tung, aber prinzipiell gäbe es auch andere Möglichkei- 
ten, diese zu organisieren: im öffentlichen Dienst, durch 
öffentliche Aufträge an erwerbswirtschaftliche Betriebe, 
oder mit  Hilfe des bestehenden Netzes entsprechender 

Bedarfsdeckungsprinzip 
gerettet? 
Abschließend ist noch auf eine wei- 
tere Erfolgsmeldung von SPD-Politi- 

.. * 
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se und dafür auch eine Ausweitung des entsprechenden 
Mitteleinsatzes zu erreichen. Dabei besteht wohl Kon- 
sens, daß dies nicht der alleinige oder überwiegende An- 
satz zur Bekämpfung der Massenarbeitslosigkeit sein 
kann, sondern in den Zusammenhang einer insgesamt 
beschäftigungsorientierten Wirtschaftspolitik und be- 
schleunigter Arbeitszeitverkürzung gestellt werden muß. 

Qualitativ geht es darum, Erwerbstätigkeit für Men- 
schen zu ermöglichen, die auf dem heutigen Arbeits- 
markt besondere Schwierigkeiten haben, benachteiligt 
werden oder deren Beschäftigung gesellschaftlich für be- 
sonders wichtig gehalten wird. Dies ist eine Daueraufga- 
be, die eine wesentliche Begründung der.besonderen öf- 
fentlichen Förderung der ,,Neuen Gemeinwirtschaft" ist. 
Daher ist es m.E. auch sinnvoll, die Förderung nicht pau- 
schal zu gestalten, sondern (vor allem) an die beschäftig- 
ten förderungsbedürftigen Personen gebunden. Den ge- 
nannten Gruppen strömen aus der Arbeitslosigkeit oder 
aus der nachwachsenden Generation ständig neue Per- 
sonen zu, es ist daher unumgänglich, auf der anderen 
Seite einen ständigen Übergang in ungeförderte Be- 
schäftigung zu organisieren. Deshalb sind begleitende 
Qualifizierungsmaßnahmen und entsprechende Anreiz- 
mechanismen von großer Bedeutung, weil es sich ja an- 
dererseits grundsätzlich um unbefristete Arbeitsverhält- 
nisse handeln soll. 

Wichtig scheint mir noch der Hinweis, daß es sich 
hier keineswegs um eine öffentlich geförderte Form in- 
formeller Arbeit und Selbsthilfe (häufig ohne Schutzrege- 
lungen und Kontrollen in sozialer, gesundheitlicher und 
ökologischer Hinsicht, mit  fließenden Übergängen zu 
Schwarzarbeit) handelt, sondern um hochgradig gesell- 
schaftlich regulierte Arbeit. 

IV. Ein mögliches Modell 
Die folgenden Überlegungen versuchen einige Bedin- 
gungen bzw. Ansätze eines Modells zu beschreiben, wie 
aus meiner Sicht ein ökonomischer Sektor der ,,Neuen 
Gemeinwirtschaft" funktionsfähig konstruiert und regu- 
liert werden könnte. Die Punkte sind so verstehen, daß 
sie notwendige Bedingungen darstellen, also von allen 
Betrieben dieses Sektors zu erfüllen sind. 

Die Ausgestaltung der öffentlichen Förderung und 
der Requlierung der Arbeits- 

2. Die Betrieben erfüllen soziale, kulturelle oder ökologi- 
sche Gemeinschaftsaufgaben (gemeinwirtschaftliche 
Aufgaben). Sie erstellen gesellschaftlich erwünschte Gü- 
ter oder Dienste, die ohne öffentliche Förderung nicht 
erstellt würden, weil die individuellen oder kollektiven 
Konsumentlnnen oder Nutznießerlnnen unsubventio- 
nierte Marktpreise nicht oder nicht im gesellschaftlich er- 
wünschten Umfang bezahlen könnten oder nur dann als 
Marktsubjekte auftreten, wenn das gesellschaftlich orga- 
nisiert wird (z.B. wird Naturschutz überwiegend öffent- 
lich finanziert werden müssen, weil er als öffentliches 
Gut allen zugute kommt). Es geht z.B. u m  Aufgaben im 
Bereich von Bildung und Erziehung, Pflege, Gesund- 
heitsförderung, Naturschutz, regenerative Energiege- 
winnung, umweltverträglichere Verkehrssysteme, Stadt- 
und Dorferneuerung, Recycling, Kultur, Wissenschaft. 

Soweit solche Leistungen bisher schon erbracht wer- 
den, geschieht dies im öffentlichen Dienst oder finanziert 
mit  Hilfe öffentlicher Zuschüsse oder durch die Kranken- 
oder Pflegeversicherung. Dabei werden viele Leistungen, 
besonders im Gesundheitswesen und Pflegebereich, 
auch von privaten erwerbswirtschaftlichen Anbietern er- 
bracht. Zu diesen besteht allerdings nur in wenigen Be- 
reichen eine Konkurrenzsituation, die geeignet zu regu- 
lieren ist (S.U.). 
3. Betriebe, die im Sinne der ,,Neuen Gemeinwirtschaft" 
öffentlich gefördert werden wollen, müssen sich ent- 
sprechend registrieren lassen. Wenn sie die genannten 
Voraussetzungen erfüllen, haben sie einen Anspruch auf 
entsprechende Registrierung, müssen sich dann aber 
auch den damit verbundenen besonderen Regulierungen 
unterwerfen. Auf der anderen Seite wird es Bestrebun- 
gen einzelner besonders erfolgreicher Betriebe der ,,Neu- 
en Gemeinwirtschaft" geben, die gemeinwirtschaftli- 
chen Beschränkungen abzuwerfen und in den erwerbs- 
wirtschaftlichen Sektor überzugehen. Dies ist (auch für 
Ausgründungen bisheriger Teilbetriebe) in  geregelter 
Weise zu ermöglichen, wobei eine private Aneignung auf 
Grundlage öffentlicher Förderung angesammelter Ver- 
mögen zu verhindern ist; damit entfallen zugleich die Be- 
dingungen für weitere öffentliche Förderung dieses Be- 
triebes im Sinne der ,,Neuen Gemeinwirtschaft". 

2. Finanzierung und ökonomische Stellung der 
Verhältnisse und der ökono- Betriebe der ,,Neuen Gemeinwirtschaft" Der hohe 
mischen Beziehun~en der Be- 1. Die Betriebe der ,,Neuen Gemeinwirtschaft" werden 

fekt und die mösliche Durch- triebe der , , ~ e u e i  Gemein- öffentlich gefördert, und zwar einerseits und v.a. im Rah- - 
setzbarkeit eines Sektors „ ~ e ~ e r  wirtschaft" böte eine Vielzahl 

von Steuerungsparametern, 
Gemeinwirtschaft" ergibt sich die im Zuge der Entwicklung 

erst aus seiner besonderen ar- des Sektors und der Verände- 
rung der Problemlagen und 

beitsmarktpolitischen Rolle. Die- Zielprioritäten variiert werden 

se ist  quantitativ und qualitativ können. Dabei ginge es auch 
um einen gesellschaftlichen 

ZU fassen. Such- und Lernprozeß in der 
Gestaltung eines solchen Sektors. Andererseits handelt 
es sich natürlich um eine Frage gesellschaftlicher und po- 
litischer Kräfteverhältnisse. 

1. Bedingungen der öffentlichen Förderung 
1. Die Betriebe befinden sich im Eigentum gemeinnützi- 
ger Träger. Soweit Gewinne nicht investiert oder für 
Rücklagen verwendet werden, sind sie unmittelbar ge- 
meinnützigen Zwecken zuzuführen. Die Jahresabschlüs- 
se der Betriebe unterliegen entsprechender Prüfung. 

men ihrer beschäftigungspolitischen Funktion und ande- 
rerseits aufgrund des gesellschaftlichen Interesses an den 
von ihnen erbrachten Leistungen. Dabei ist wichtig, per- 
sonen- und projektbezogene Förderung so zu gestalten 
(auf der Basis von Rechtsansprüchen), daß die ökonomi- 
schen Bedingungen des Betriebs von dieser Seite her mit- 
telfristig kalkulierbar sind. 

Erstens haben sie das Recht, Arbeitslose, die be- 
stimmte Kriterien erfüllen (z.B. Langzeitarbeitslose oder 
bestimmte ,,ProblemgruppenM des Arbeitsmarktes und 
als Beitrag zur Umsetzung einer Beschäftigungsgarantie 
für Jugendliche), zu beschäftigen, wobei die Bundesan- 
stalt für Arbeit Lohnkosten in festzulegender Höhe und 
Dauer bezuschußt (z.B. zu Beginn in Höhe von 80% des 
Bruttoentgelts). Die Förderung sollte in der Regel degres- 
siv ausgestaltet (auf die einzelnen Beschäfigten, nicht 
den Betrieb bezogen) und nach verschiedenenen Kriteri- 
en differenziert werden (z.B. personenbezogen: Alter, 
Geschlecht, Qualifikation, gesundheitliche Einschrän- 

Besonders diese einprozentige Erhö- 
hung wird von SPD-Politikern als 
Sieg gefeiert: "In 1997 wird es keine 
Nullrunde für Sozialhilfeempfänger 
geben. Der entsprechende Gesetz- 
entwurf der Bundesregierung ist 
vom Tisch. Damit ist es uns gelun- 
gen, einen weiteren Stein aus dem 
unsozialen Kürzungsmosaik heraus- 
zubrechen", jubelt Rudolf Dressler in 
einer zum 0.a. Bundestagsprotokoll 
gegebenen Erklärung. Da dieser 
Stein von der Bundesregierung erst 
in einem nach dem Gb Februar 9 6  
vorgelegten Gesetzentwurf präsen- 
tiert wurde und gegen die Bundes- 
ratsmehrheit nie in das Mosaik hätte 
gelangen könne, liegt der Verdacht 
nahe, daß die Nullrunde schon in 
der Absicht gefordert wurde, im 
Vermittlungsausschuß als Gegenlei- 
stung für echte Zugeständnisse der 
SPD auf sie zu verzichten. Dresslers 
Erfolgsmeldung ist auch deswegen 
nicht überzeugend, da die rechtliche 
Nullrunde durch eine faktische mi t  
dem Feigenblatt eines Anstiegs des 
Eckregelsatzes um 5,- DM ersetzt 
wurde. 

Durch die Begrenzung der Regel- 
satzerhöhung auf den Vomhundert- 
satz, um den sich die Renten verän- 
dern, wird die Regelsatzentwicklung 
nicht nur von der Entwicklung der 
Nettolöhne, also der Belastung der 
Bruttoeinkommen durch Steuern 
und Sozialversicherungsbeiträge, 
sondern auch von der Veränderung 
der "Bruttolohn- und Gehaltssum- 
me je durchschnittlich beschäftigten 
Arbeitnehmer" (5  68 Abs. 1 und 2 
SGB VI) abhängig gemacht. Letzte- 
res bedeutet, daß sich auch Arbeits- 
zeitverkürzungen ohne vollen Lohn- 
ausgleich (z.B. nach dem W - M o -  
dell), mehr Teilzeitarbeit, Kürzung 
der Lohnfortzahlung im Krankheits- 
fall und andere die Summe der Brut- 
toentgelte senkende Maßnahmen 
regelsatzsenkend auswirken wer- 
den. Sinkende Regelsätze führen 
aber zu niedrigeren Nettolöhnen. 
Nach.der Rechtsprechung des Bun- 
desverfassungsgerichts muß der 
Steuergesetzgeber nämlich jedem 
Einkommensbezieher mindestens 
soviel steuerfrei belassen, wie dieser 
und seine unterhaltsberechtigten 
Angehörigen als Sozialhilfeempfän- 
ger an Hilfe zum Lebensunterhalt er- 
halten würden. Je niedriger der Re- 
gelsatz, umso niedriger also das 
steuerfreie Existenzminimum, je 
niedriger dieser Steuerfreibetrag, 
umso höher - zumindest bis in mitt- 
lere Einkommensgruppen - die 

Lohnsteuer, je höher die Lohnsteuer, 
umso niedriger der Nettolohn, je 
niedriger der Nettolohn, umso nied- 
riger der Regelsatz, je niedriger der 
Regelsatz umso ... (s. oben!). Kurz- 
um: eine Lohnsenkungs- und Sozial- 
hilfesenkungsspirale mit Rückkopp- 
lungseffekt! 

Für die Zeit ab 01.07.1 999 sehen 
der Gb Februar 96 und das BSHG 
n.F. in 5 22 eine Regelsatzbemes- 
sung vor, die "Stand und Entwick- 
lung von Nettoeinkommen, Ver- 
brauchewerhalten und Lebenshal- 
tungskosten" zu berücksichtigen 
hat. Während sich der Gb Februar 
96 hinsichtlich der näheren Ausge- 
staltung auf die Feststellung be- 
schränkt, zur Bemessung der Regel- 
sätze werde in einer (noch zu erlas- 
senden) Rechtsverordnung "ein sta- 
tistisches Verfahren und für die jähr- 
liche Anpassung der Regelsätze ein 
Fortschreibungsmodus festgelegt", 
wird 5 22 Abs. 3 BSHG n.F. konkre- 
ter: "Grundlage sind die tatsächli- 
chen, statistisch ermittelten Ver- 
brauchsausgaben von Haushalten in 
unteren Einkommensgruppen. Da- 
tengrundlage ist die Einkommens- 
und Verbrauchsstichprobe. Die Be- 
messung ist zu überprüfen und ggf. 
weiterzuentwickeln, sobald die Er- 
gebnisse einer neuen Einkommens- 
und Verbrauchsstichprobe vorlie- 
gen." Damit wird ein neues, modifi- 
ziertes "Statistikmodell" angekün- 
digt, das erst in einer von der Bun- 
desregierung mit Zustimmung des 
Bundesrats zu erlassenden Rechts- 
verordnung (Regelsatzverordnung) 
näher geregelt werden soll. 

Es ist davon auszugehen, daß 
das neue, modifizierte Statistikmo- 
dell mit  dem ab 1990 eingeführten 
und durch die Deckelungen außer 
Vollzug gesetzten "alten" minde- 
stens folgendes gemeinsam haben 
wird: Es wird zunächst eine "Sozial- 
hilfeschwelle" berechnet, deren 
Höhe hauptsächlich vom Regelsatz 
abhängt. Sodann wird der "regel- 
satzrelevante Verbrauch" von Perso- 
nen einer "Referenzgruppe" ermit- 
telt, deren Einkommensspektrum 
(zuletzt 800,- bis 1000,- DM) knapp 
über dieser Schwelle beginnt. Dies 
geschieht durch Auswertung einer 
EVS, die in der Regel alle 5 Jahre zu 
allgemeinen statistischen Zwecken 
durchgeführt wird. Nach dem alten 
Statistikmodell wurde aus den er- 
mittelten Ausgaben der Referenz- 
gruppe der nicht regelsatzrelevante 
verbrauch (TB. Ausgaben für Auto 
und Urlaubsreisen) herausgerechnet 

und so der Regelsatz gefunden, der 
dann bis zur Neuberechnung auf 
der Basis der nächsten EVS der Preis- 
entwicklung entsprechend fortge- 
schrieben werden sollte. 

Da nach dem neuen Modell die 
Regelsatzbemessung auch "Stand 
und Entwicklung von Nettoeinkom- 
men" zu berücksichtigen hat, ist zu 
befürchten, daß zumindest die Bun- 
desregierung versuchen wird, durch 
die Neufassung der Regelsatzverord- 
nung eine zweifache, diesmal nicht 
nur vorübergehende, sondern auf 
Dauer angelegte Deckelung in das 
Bedarfsbemessungssystem einzu- 
bauen: Die Erhöhung der Ver- 
brauchsausgaben der Referenzgrup- 
pe von einer EVS zur nächsten wird 
voraussichtlich nur insoweit berück- 
sicht, als sie den prozentualen Lohn- 
anstieg in diesem Zeitraum nicht 
übersteigt. Die Fortschreibung der 
Regelsätze bis zur nächsten Neufest- 
setzung wird sich wahrscheinlich 
nur insoweit nach dem Preisanstieg 
richten, als dieser prozentual nicht 
höher ist als der Lohnanstieg. 

Die Deckelungen vom 
01.07.1993 bis 30.06.1 996 (BSHG 
a.F.) und anschließend vom 
01.07.1 996 bis 30.06.1 999 (BSHG 
n.F.) werden bei der Neufestsetzung 
der Regelsätze ab 01.07.1 999 regel- 
satzsenkend fortwirken, da die 
Sozialhilfeschwelle durch sie niedri- 
ger wird als sie bei ununterbroche- 

Da nach dem neuen 
Model l  d ie  Regel- 
satzbemessung 
auch "Stand und 
Entwicklung von 
Nettoeinkommen" 
zu berücksichtigen 
hat, ist  z u  befürch- 
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die Bundesregie- 
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Sozialhilfe- 
kompromiß: 
Lohnsenkungsförderungsgesetz mit 
Zustimmung der SPD? 

von Friedrich Pu&* 

Sozialhilfereform als 
Lohnpol i t ik 

m 29. Februar 1996 hat der A Bundestag mi t  den Stimmen 
der Regierungskoalition den 

von der Bundesregierung einge- 
brachten Entwurf eines Gesetzes zur 
Reform des Sozialhilferechts in der 
vom Ausschuß für Gesundheit emp- 
fohlenen Fassung angenommen. 
Nach Ablehnung dieses Gesetzesbe- 
schlusses durch den Bundesrat und 
einem gescheiterten ersten Vermitt- 
lungsverfahren wurde am 26. Juni 
1996 im Vermittlungsausschuß ge- 
gen die Stimmen von Bündnis 901 
Die Grünen und PDS ein Kompromiß 
gefunden, von dem die Regierungs- 
koalition und die SPD gleicherma- 
ßen behaupten, sie hätten sich in 
den entscheidenden Punkten durch- 
gesetzt. 

"Die Sozialhilfereform kommt, 
und sie kommt weitestgehend so, 
wie Bundesminister Seehofer sie im 

"In dem Spannungs- 
verhältnis m i s c h e n  

Sozialhilfe und 
Arbeitsmarkt w i r d  
durch die Reform 
eine wesentliche 

strukturelle Verän- 
derung erfolgen. " 
I m  Klartext: Durch 

d ie Reform werden 
Lohnsenkungen und 

Niedriglöhne 
vorbereitet und 

ermöglicht, also alte 
Arbeitgeberwün- 

sche erfüllt. 

Sommer letzten Jahres angekündigt 
hat", frohlockt der CDU-Abgeordne- 
te Lohmann It. Bundestagsprotokoll 
vom 27.06.1 996 (Anl. 5) und Iäßt 
gleich im nächsten Satz die Katze 
des wahren Zwecks dieser Reform 
aus dem Sack: "In dem Spannungs- 
verhältnis zwischen Sozialhilfe und 
Arbeitsmarkt wird durch die Reform 
eine wesentliche strukturelle Verän- 
derung erfolgen." Im Klartext: Durch 
die Reform werden Lohnsenkungen 
und Niedriglöhne vorbereitet und 
ermöglicht, also alte Arbeitgeber- 
wünsche erfüllt. Die Überschrift ei- 
nes Aufsatzes von Barthel im "Ar- 
beitgeber", dem Verbandsorgan der 
Arbeitgeber-Bundesvereinigung (1 71 
46-1994, 5. 573) sagt prägnant, 
worum es geht: "Sozialhilfe behin- 
dert Lohndifferenzierung". Zentrale 
Aussage und Forderung des Autors: 
Das gegenwärtige Niveau der Sozial- 

* Friedrich Putz, Prof. a. D., hat an der Verwaftungsfachhochschule 
in Wiesbaden, Abt. Kassel. Sozialrecht mit dem Schwerounkt 
Soziafhilferechr gelehrt. 

hilfe bietet keinen ausreichenden 
Spielraum für die Schaffung eines 
neuen Niedriglohnbereichs und 
muß daher abgesenkt werden. 

Das Sozialhilfeniveau wirkt näm- 
lich wie ein Mindestlohn: "Lohn und 
Lohnstruktur sind mit  dem sozialen 
Sicherungssystem verknüpft. Wie in 
einem System kommunizierender 
Röhren bestimmt der gesellschaft- 
lich definierte Mindestlohn der so- 
zialen Absicherung den Lohn der 
untersten Lohngruppe auf dem Ar- 
beitsmarkt", so H. Siebert, Mitglied 
des Sachverständigenrats zur Begut- 
achtung der gesamtwirtschaftlichen 
Situation, in der FAZ vom 
19.06.1 993. Dem ist noch hinzuzu- 
fügen: "Da die untersten Lohngrup- 
pen quasi das Fundament für die 
Einkommensschichtung aus abhän- 
giger Erwerbstätigkeit bilden, hätte 
folglich eine Senkung des sozialhilfe- 
rechtlichen Existenzminimums Aus- 
wirkungen auf die gesamte Einkom- 
menspyramide bei Arbeitnehmern." 
(Höft-Dzemski im "Nachrichten- 
dienst des Deutschen Vereins für öf- 
fentl. U. priv. Fürsorge", 1111994, 5. 
406) 

Im folgenden soll daher das Er- 
gebnis des zweiten Vermittlungsver- 
fahrens darauf untersucht werden, 
ob es die von den Regierungspartei- 
en und den Arbeitgebern angestreb- 
ten Lohnsenkungen erleichtert oder 
erschwert. Dabei muß der (vom 
Bundesrat abgelehnte) Gesetzbe- 
schluß vom 29. Februar 1996 (ab- 
gek.: ,,Gb Februar 96") nicht nur mit  
der im Vermittlungsausschuß ausge- 
handelten neuen Fassung des Bun- 
dessozialhilfegesetzes (BSHG n.F.) 
verglichen werden; da es sich um ein 
zustimmungspflichtiges Gesetz han- 
delt und die Mehrheit der SPD-ge- 
führten Länder im Bundesrat eine 
Änderung des geltenden Rechts hät- 
te verhindern können, muß Aus- 
gangspunkt des Vergleichs die bis- 
her geltende, ,,alte" Fassung des 
BSHG (BSHG a.F.) sein. 

Das von der Sozialhilfe garantier- 
te "soziokulturelle Existenzmini- 
mum", das dem Hilfeempfänger ein 
menschenwürdiges Leben ermögli- 
chen soll, zugleich aber ein Auffang- 
netz für die untersten Löhne bildet, 
wird maßgebend durch den Regel- 
satz der Hilfe zum Lebensunterhalt 
bestimmt, eine Pauschale, die die 
laufenden Leistungen für Ernäh- 
rung, hauswirtschaftlichen Bedarf 
sowie persönliche Bedürfnisse des 
täglichen Lebens umfaßt. Im Mittel- 
punkt des zum Gb Februar 96 füh- 
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renden Seehoferschen Reforment- 
wurfs stand daher das Bestreben, 
die nach bisherigem Recht fällige Er- 
höhung des Regelsatzes zu verhin- 
dern, den Regelsatz - zunächst zu- 
mindest real, also der Kaufkraft nach 
- abzusenken, auf Dauer möglichst 
niedrig zu halten und derart an die 
Lohnentwicklung zu koppeln, daß 
das besagte Netz, sobald sich die 
unteren Löhne ihm nähern, automa- 
tisch tiefer gehängt wird, damit es 
seine Auffangfunktion nie erfüllen 
kann. 

Neue Deckelungen der  
Regelsätze 
Nach 5 22 Abs. 4 BSHG a.F. wären 
die ab 01.07.1 993 geltenden "Dek- 
kelungen" der Regelsätze, durch die 
deren jährliche Fortschreibungen 
unter dem Anstieg der Lebenshal- 
tungskosten gehalten und die Regel- 
sätze somit ihrer Kaufkraft nach ab- 
gesenkt wurden, zum 30.06.1996 
ausgelaufen. Sowohl der Gb Februar 
96 als auch das BSHG n.F. sehen für 
die Zeit bis 30.06.1 999 eine erneute 
Deckelung vor, mi t  der verhindert 
werden soll, daß das ab 1990 im 
Einvernehmen aller Bundesländer 
eingeführte und als gerechtestes 
und in der Bevölkerung akzeptabel- 
stes Bedarfsbemessungssystem ge- 
priesene "Statistikmodell" wieder 
Anwendung findet. Nach diesem 
Modell hätten die Regelsätze auf der 
Grundlage der Einkommens- und 
Verbrauchsstichprobe (EVS) 1988 
zum 01.07.1996 neu festgesetzt 
werden müssen. Dies hätte zu einer 
Erhöhung des Eckregelsatzes (Regel- 
satz eines Haushaltsvorstands) um 
ca. 40,- DM geführt. Der erhöhte 
Regelsatz hätte dann bis zur Neu- 
festsetzung auf der Basis der EVS 
1993 dem Anstieg der Lebenshal- 
tungskosten entsprechend fortge- 
schrieben werden müssen. Nach 5 
22 Gb Februar 96 erhöhen sich die 
am 30.06.1996 geltenden Regelsät- 
ze für die Zeit bis 30.06.1999 "je- 
weils zum 01. Juli für ein Jahr um 
den Vomhundertsatz, um den sich 
die Renten aus der gesetzlichen Ren- 
tenversicherung im Bundesgebiet 
ohne neue Bundesländer und ohne 
Berücksichtigung der Belastung bei 
Renten verändern." 5 22 BSHG n.F. 
unterscheidet sich von dieser Rege- 
lung inhaltlich nur dadurch, daß die 
Anbindung an die Rentenentwick- 
lung erst ein Jahr später beginnt und 
die am 30.06.1 996 geltenden Re- 
gelsätze für die Zeit bis 30.06.1 997 
um ein Prozent erhöht werden. 

NEUE GEMEINWIRTSCHAFT? 

kung, Dauer der Arbeitslosigkeit; regional: Höhe der ört- Standards in anderen Bereichen entstehen. Die Arbeits- 
lichen Arbeitslosenqoute oder Erwerbsquote; oder nach entgelte müssen höher als die Arbeitslosenunterstützung 
Einsatzbereich). Dabei kann z.T. an bisherige Regelungen sein. Es muß die Möglichkeit materieller betrieblicher ~ e i -  
des AFG angeknüpft werden, entscheidend ist aber, die stungsanreize geben. Den Beschäftigten müssen Anreize 
Regelungen als Rechtsanspruch der förderungsfähigen und Möglichkeiten geboten werden, in bessere Beschäf- 
Betriebe zu gestalten, konkrete von ihnen benannte Ar- tigungsverhältnisse, insbesondere in anderen Wirt- 
beitslose, die die Bedingungen erfüllen und mi t  denen schaftssektoren, zu wechseln. Es müssen mit begrenz- 
eine entsprechende Vorvereinbarung getroffen wurde, tem Mitteleinsatz möglichst viele Arbeitsplätze gefördert 
öffentlich gefördert zu beschäftigen. werden. In diesem Sinne wäre etwa folgende Gestaltung 

Zweitens können die Betriebe bei Vorliegen zu defi- möglich: 
nierender Bedingungen öffentliche Zuschüsse zu Investi- Es werden branchenübliche tarifliche Löhne und Ge- 
tions- oder Betriebskosten oder für die Durchführung be- hälter gezahlt und sonstige Standards eingehalten (Son- 
stimmter Maßnahmen zur Erfüllung og. gemeinwirt- derzahlungen, Urlaub etc.), 
schaftlicher Aufgaben beantragen. Dabei könnte an bis- also keine niedrigeren Sonder- ~i~ ~~~~l~~~~~ sind als ~ ~ ~ h t ~ -  
herigen Förderungsmodalitäten etwa im Bereich der Ju- tarife vereinbart, und die Ein- 
gendhilfe und Bildungsarbeit angeknüpft werden, die gruppierung sollte der Qualifi- anSpruch der förderungsfähigen 
aber transparenter und offener zu gestalten sind. Anzu- kation der Beschäftigten ent- Betriebe zu gestalten, konkrete 
streben wäre im Sinne einer Demokratisierung der Wirt- sprechen. Die Arbeitszeit (und 
schaft die Vergabe der Fördermittel aus einem demokra- damit auch der Bruttomo- ihnen benannte 
tisch und regionalisiert unter Mitbestimmung der Ge- natsverdienst) beträgt norma- die die Bedingungen erfüllen 
werkschaften verwalteten Fonds, für den auch Teile des lerweise mindestens 80%- 
Aufkommens aus ökologischer Besteuerung verwendet 90% der üblichen tariflichen und mit denen eine entspre- 
werden könnten. Arbeitszeit (also gegenwärtig chende Vorvereinbaruna aetrof- 

4 4 

Wegen ihrer Gemeinnützigkeit unterliegen die Betrie- 30-34 Stunden pro Woche). 
be der ,,Neuen Gemeinwirtschaft" keiner Gewinnbe- Die Betriebe können bei Ein- fen wurde, öffentlich gefördert 
steuerung, ansonsten aber dem normalen Steuerrecht verständnis des Beschäftigten ZU beschäftiqen. - 
(Mehrwertsteuer, Grundsteuer, Gewerbesteuer etc.). Zu- die Arbeitszeit (und damit das 
wendungen an sie sind als Spende für gemeinnützige Entgelt) bis zum vollen Tarif erhöhen und sie können Be- 
Zwecke steuerlich absetzbar. schäftigte in höhere Entgeltstufen eingruppieren; da- - . .  

2. Ihren verbleibenden Finanzbedarf (für Kostendeckung durch erhöht sich aber nicht die öffentliche Förderung. 
und Investitionen) decken die Betriebe der ,,Neuen Ge- Ebenso können Teilzeitbeschäftigungsverhältnisse einge- 
meinwirtschaft" durch Entgelte für den Verkauf der von richtet und gefördert werden. 
ihnen erstellten Güter oder Dienstleistungen. Mögliche Die ~eschä f t i~ ten  unterliegen normalen arbeitsrecht- 
Kunden sind Gebietskörperschaften und öffentliche Ein- lichen Bedingungen einschließlich normalem Kündi- 
richtungen, gemeinnützige Institutionen und Verbände, gungsschutz. Sie können unter Beachtung der üblichen 
Sozialversicherungen und Sozialeinrichtungen, andere Bedingungen kündigen und zu anderen Betrieben im 
Betriebe der ,,Neuen Gemeinwirtschaft" sowie private Sektor der ,,Neuen Gemeinwirtschaft" (unter Mitnahme 
Haushalte, die in der Regel im regionalen Umfeld ansäs- der verbleibenden Förderungsansprüche) oder in unge- 
sig sind. Es können längerfristige Verträge abgeschlossen förderte Beschäftigungsverhältnisse wechseln. Die Betrie- 
werden, in denen Pakete zu erbringender Leistungen be können ebenfalls unter den üblichen Bedingungen 
und Gegenleistungen und Entgelte vereinbart werden. . kündigen, allerdings darf bei degressiv gestalteter Förde- 
Sie können Leistungen zur Infrastruktu~erbesserung an- rung von Beschäftigten eine Mindestbeschäftigungsdau- 
bieten, die im Rahmen der regionalen Wirtschaftspolitik er normaleweise nicht unterschritten werden bzw. wird 
öffentlich gefördert werden. Die verschiedenen Betriebe bei vorzeitiger Kündigung die Förderung des nächsten 
der ,,Neuen Gemeinwirtschaft" stehen dabei in Konkur- neu eingestellten Beschäftigten entsprechend reduziert. 
renz zueinander und in einigen Bereichen auch zu er- Die Gestaltung der Arbeitsverhältnisse von Beschäf- 
werbswirtschaftlichen Betrieben. tigten, die nicht oder nicht mehr öffentlich gefördert 

Die Betriebe der ,,Neuen Gemeinwirtschaft" haben werden, unterliegt normalen arbeitsrechtlichen und ta- 
das Recht, Leistungen anderer Betriebe dieses Sektors in riflichen Bedingungen. Es darf in den Betrieben der 
Anspruch zu nehmen und mit ihnen entsprechende Ver- ,,Neuen Gemeinwirtschaft" keine Beschäftigungsverhält- 
einbarungen zu treffen. Für produktive Zwecke erwerbs- nisse unterhalb der tariflichen Bedingungen geben. 
wirtschaftlicher Betriebe dürfen keine Leistungen erstellt Die Betriebe der ,,Neuen Gemeinwirtschaft" unterlie- 
werden. Waren oder Dienstleistungen außerhalb der de- gen unbeschränkt dem Betriebsverfassungsgesetz. Bei 
finierten Gemeinschaftsaufgaben dürfen nur unter ge- der Anwendung aller gesetzlichen Regelungen (Betriebs- 
nau zu definierenden Voraussetzungen angeboten wer- verfassungsgesetz, Kündigungsschutzgesetz ...) sind die 
den (etwa an bestimmte Kundenkreise oder wenn sie öffentlich geförderten Beschäftigten bei der Ermittlung 
notwendiges Kuppelprodukt der gemeinwirtschaftlichen der Beschäftigtenzahl voll mitzuzählen. 
Leistungserstellung sind, z.B. Recyclingprodukte). Sie 
sind mi t  einem besonderen Warenzeichen zu versehen. 

3. Die Arbeitsverhältnisse im Sektor der  ,,Neuen 
Gemeinwirtschaft" 
Bei der Gestaltung der Arbeitsverhältnisse in der ,,Neuen 
Gemeinwirtschaft" sind verschiedene Kriterien zu beach- 
ten: Die Beschäftigen müssen sozial gesichert sein und es 
darf kein Druck zur Absenkung sozialer und tariflicher 
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Zwischen Goethe 
und Mam 
Zum 25.  Todestag von Georg LukAcs 

von Ulrich WolfF 

Obwohl  ihm nach 
eigenem Bekunden 
der imperialistische 

Charakter des 
Krieges zunehmend 
klarer wird, b le ib t  e r  

als akademischer 
lntellektueller 

vorerst noch von  
der Arbeiterbewe- 

gung getrennt. 

m 4. Juni 1971 starb der un- 
garische Kulturphilosoph A und Marxist Georg Lukacs, 

86jährig. Am Ende seines politisch 
und intellektuell bewegten Lebens 
hinterließ er ein schier unübersehba- 
res Gesamtwerk, das bereits in einer 
1965 erstellten Bibliographie an die 
900 Titel umfaßte. Mi t  seinen Studi- 
en über die Entwicklungsgeschichte 
des modernen Dramas und die 
Theorie des Romans gelangte er in 
der bürgerlichen Welt zu frühem 
Ruhm. Die Aufsatzsammlung Ge- 
schichte und Klassenbewußtsein ist 
für mehrere Generationen von jun- 
gen kritischen Intellektuellen Ver- 
mittlung zum Marxschen Denken 
und Ansatzpunkt für revolutionäre 
politische Praxis gewesen.' Schließ- 
lich war Lukhcs auch aktiver Politi- 
ker; daß er dabei nachhaltig schei- 
terte, ist symptomatisch für das pre- 
käre Verhältnis zwischen Theorie 
und Praxis, zwischen Intellektuellem 
und Partei in der sozialistischen/ 
kommunistischen Bewegung. 
Grund genug, sich dieses nach Lenin 
sicherlich einflußreichsten Marxisten 
des 20. Jahrhunderts2 zu erinnern. 

Vom bürgerlichen Ästhetizismus 
zum politischen Revolutionär 
Lukacs wurde am 13. April 1885 in 
Budapest geboren. Sein Vater war 
jüdischer Abstammung und Direktor 
einer führenden ungarischen Bank. 
1901 wurde er von den Habsbur- 
gern geadelt. Da seine Mutter Öster- 
reicherin war, wuchs Lukacs zwei- 
sprachig auf. Erzogen nach den 
Werten eines kulturbeflissenen 
großbürgerlichen Milieus, wendet er 
sich schon als Schüler der Literatur 
zu. Er schreibt Dramen, die er als 
18jähriger verbrennt, weil sie nach 
seiner Überzeugung so ,,entsetzlich 

* Dr. Ulrich Wolf, Lehrer, Hannover 
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schlecht" waren. 1904 ist er in  Bu- 
dapest Mitgründer der Thalia-Büh- 
ne. Seine Bekanntheit als Autor von 
philosophisch-ästhetischen Essays 
begründete er mi t  der 191 1 erschie- 
nenen Aufsatzsammlung Die Seele 
und die Formen. 

Den lebensphilosophischen 
Hintergrund dieses Frühwerks cha- 
rakterisierte er rückblickend als Ver- 
such, ,,die innere Struktur (...) gewis- 
ser typischer menschlicher Verhal- 
tensformen zu verstehen und mittels 
der Darstellung und Analyse der Le- 
benskonflikte mit  den literarischen 
Formen in Zusammenhang zu brin- 
gen."3 In dieser Zeit ist Lukacs sehr 
starkvon dem Soziologen und Philo- 
sophen Georg Simmel beeinflußt, 
bei dem er in Berlin Seminare be- 
sucht und dessen persönlicher Schü- 
ler er wird. In Heidelberg, w o  191 8 
seine Habilitationspläne endgültig 
scheitern (Lukacs ist ,,Ausländern 
und ,,Jude"), gehört er während des 
Krieges zum Kreis um den Soziolo- 
gen Max Weber. Nicht untypisch für 
die intellektuelle Physiognomie die- 
ser Zeit ist eine Anekdote, die Hel- 
muth Plessner überliefert hat: ,,Wer 
sind die vier Evangelisten, fragte 
man damals: Marcus, Matthäus, 
Lukhcs und B l ~ c h . " ~  Sowohl Bloch 
mit seinem Frühwerk Geist der Uto- 
pie (1 91 5) wie auch Lukics gehör- 
ten also arn Vorabend der Oktober- 
revolution zu jener geistigen Strö- 
mung, deren Basis Lukacs später als 
,,naiven und völlig unfundierten 
U t o p i ~ m u s " ~  bezeichnete. ,,Damals 
erblickte ich im Weltkrieg eine Krise 
der gesamten europäischen Kultur; 
die Gegenwart betrachtete ich - mit 
den Worten Fichtes - als das Zeital- 
ter der vollendeten Sündhaftigkeit, 
als eine Krise der Kultur, aus der nur 
ein revolutionärer Ausweg möglich 
ist. Natürlich beruhte dieses ganze 
Weltbild noch auf rein idealistischen 
Grundlagen, und dementsprechend 
hätte sich die 'Revolution' nur auf 
geistiger Ebene abspielen können."6 

So kam Lukhcs messianisch- 
überschwenglich zum Marxismus. In 
die Zeit des 1. Weltkrieges fallen un- 
terschiedliche, ja widersprüchliche 
geistige und politische Einflüsse. Ne- 
ben dem Versuch, die Krise der eu- 
ropäischen Kultur in einer utopisch- 
kunstphilosophischen Perspektive zu 
überwinden - am deutlichsten er- 
kennbar in  der 191411 5 geschriebe- 
nen Theorie des Romans - tritt nun 
eine zweite Phase der intensiven Be- 
schäftigung mi t  Marx, dessen Früh- 
schriften Lukacs entdeckt und mit 

der idealistischen Geschichtsphilo- 
sophie Hegels verbindet. Gleichzei- 
tig ist er stark beinflußt,durch den 
ungarischen Linkssozialisten E ~ i n  
Szab6, der ihn auf den Syndikalis- 
mus Sorels aufmerksam macht. Au- 
ßerdem liest er die Vorkriegsschrif- 
ten von Rosa Luxemburg. Diese 
theoretischen Einflüsse begründeten 
wohl seine lebenslang andauernde 
Abneigung gegen die Sozialdemo- 
kratie, in dieser Zeit namentlich ge- 
gen Kautsky, der auf ihn einen „ge- 
radezu abstoßenden Eindruck"' 
macht. 

Obwohl ihm nach eigenem Be- 
kunden der imperialistische Charak- 
ter des Krieges zunehmend klarer 
wird, bleibt er als akademischer In- 
tellektueller vorerst noch von der Ar- 
beiterbewegung getrennt. Dies än- 
dert sich erst nach den Revolutionen 
191 711 8, die Lukacs in einer Phase 
der ,,ideologischen Gärungn8 tref- 
fen. Nach kurzem Zögern wird er im 
Dezember 191 8, völlig überra- 
schend für seinen Bekanntenkreis, 
Mitglied der soeben gegründeten 
Kommunistischen Partei Ungarns 
(KPU). Daß dabei die positive Stel- 
lungnahme seiner späteren Frau 
Gertrud Bortstieber eine zentrale . 
Rolle gespielt hat, sei hier ausdrück- 
lich erwähnt. 

Die erste Station von Lukacs' Tä- 
tigkeit als Politiker ist ebenso kurz 
wie dramatisch. Nach der Ausru- 
fung der ungarischen Räterepublik 
ist er von März bis August 191 9 zu- 
nächst stellvertretender Volkskom- 
missar, dann Volkskommissar für 
das Unterrichtswesen in der Rätere- 
gierung Bela Kun und politischer 
Kommissar der 5. Roten Division. 
Nach dem militärischen Gegenan- 
griff der Konterrevolution und dem 
Sturz der Rätediktatur gelingt ihm 
die Flucht nach Wien, w o  er im Ok- 
tober verhaftet wird. Gegen die dro- 
hende Auslieferung und Hinrich- 
tung erscheint daraufhin in zahlrei- 
chen deutschen Zeitungen ein Auf- 
ruf ,,Zur Rettung von Georg Lukhcs", 
den u.a. Alfred Kerr und die Brüder 
Heinrich und Thomas Mann unter- 
schrieben hatten. Ende 191 9 wird 
Lukacs von den Wiener Behörden 
freigelassen. 

Geschichte und 
Klassenbewußtsein 
In der Zeit des Exils in Wien ist 
Lukhcs weiterhin als Mitglied des 
Zentralkomitees der KPU tätig. Als 
leitender Redakteur der Zeitschrift 
Kommunismus gehört er Anfang 
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lierten Haushaltsziele der Standortsi- 
cherung, sozialen Grundsicherung 
und inneren Sicherheit. Daß die hier- 
für eingerichteten Senats-Arbeits- 
gruppen dann auch noch allesamt 
von der CDU geleitet werden, bedarf 
keiner näheren Kommentierung. 

Die Strategie der Parteispitze ist 
also schon jetzt gescheitert. Denn 
die SPD kann Ziele ihres Tuns nicht 
formulieren. lnnerparteilich führt 
der oben beschriebene Kurs zu einer 
Vertiefung der Spaltung der Partei. 
Denn dieser Kurs verlangt ein Aus- 
schalten der Gegner der großen Ko- 
alition. Die Parteispitze drischt des- 
halb, w o  immer es geht, auf die Par- 
teilinke. Sicherlich nicht ganz uner- 
wünschter Nebeneffekt hiervon ist 
die Schaffung eines Nebenkriegs- 
schauplatzes, der hilft, innerparteili- 
che (knappe) Mehrheiten zu organi- 
sieren. 

Die Partei schaut zu 
Die Partei selbst bleibt gegenüber 
Senat und Fraktionsspitze ge- 
schwächt. Ein eigener politischer 
Entwurf fehlt. und somit kann es 
nicht gelingen, die Parteispitze auf 
irgendwelche Inhalte zu verpflich- 
ten. Es bleibt zu befürchten, daß 
auch der neugewählte Landespartei- 
tag nur auf Senatspolitik reagiert 
statt einen Gestaltungsanspruch zu 
erheben. Dafür spricht auch, daß er 
sich gleich zu Beginn seines Wirkens 
faktisch selbst entmachtet hat, in- 
dem er die augenblicklich umstrit- 
tenste Frage der Stadt, den Finanz- 
kurs, an die Senatorin für Finanzen 
delegierte. Deren eigentlich als An- 
tragsbegründung angekündigtes 
Referat wurde mit freundlich verhal- 
tenem Beifall bedacht, der Antrag 
auf die Zeit nach den Haushaltsbera- 
tungen vertagt, und der Landesvor- 
sitzende stellte fest, daß der Applaus 
ja wohl deutlich gemacht habe, daß 
die Berliner SPD hinter ihrer Finanz- 
senatorin stehe ... 

Ohnehin wurden kritische Stim- 
men gegenüber der Finanzpolitik 
des Senats durch die Parteispitze als 
böswillige Angriffe auf die neue Se- 
natorin interpretiert. Das Durchzie- 
hen des ,,harten Sparkurses" erhielt 
damit den Charakter einer Machtfra- 
ge, und der Landesparteitag hatte 
im Grunde nur die Wahl zwischen 
der Rolle eines Claqueurs und der 
des Bösewichts. 

Die Senatorin spart also, und 
die Partei spart an Kritik. Es darf 
bezweifelt werden, daß dieser Kurs 
lange g u t  gehen kann, war doch 

eine der Lehren aus den letzten 
fünf  Jahren großer Koalition, daß 
die Kommunikation zwischen Se- 
nat und Partei dringend verbessert 
werden rnuß. 

Statt sich auf einen Diskurs über 
die Zukunft der Stadt einzulassen 
und ihn mit  voranzubringen, stellt 
die Parteispitze jedoch weiterhin die 
Weichen hin zu einer gesichtlosen 
Stadt der Glitzerfassaden und be- 
treibt sozialen Kahlschlag. Während 
einerseits mittels SPD-geführtem 
Rotstift Drogenberatungseinrichtun- 
gen ruiniert, Lehrerlnnenstellen 
massiv abgebaut, die ÖPNV-~arife 
für sozial Schwache erheblich er- 
höht und faktische Studiengebüh- 
ren eingeführt werden, fährt der Se- 
nat eine ungebremste Politik der 
prestigeträchtigen Großprojekte, 
wofür der Messe-Ausbau und der 
Transrapid als Beispiele genannt sei- 
en. Die SPD-Senatorlnnen setzen 
dem nichts entgegen, sondern tra- 
gen diesen Kurs - z.T. gegen nahezu 
einstimmig gefaßte Parteitagsbe- 
schlüsse - mit. 

Was bleibt, ist das Bild einer 
orientierungslosen Partei, deren 
Führung nahezu panisch auf Kritik 
an der großen Koalition reagiert. 
In  einer Zeit größter Herausforde- 
rungen, Chancen und Gefahren für 
Berlin, hat die SPD keine Vorstel- 
lung, was heute Zukunftsfähigkeit 
für die Stadt bedeutet. Das ist ihr 
Dilemma. 

Neue Leitbild-Diskussion? 
Diese Erkenntnis ist nicht gerade 
neu. Nach dem Wahldebakel vom 
22. Oktober 1995 gab es eine ganze 
Reihe nachdenklicher Stimmen, die 
genau dieses Manko der Berliner 
SPD beklagt hatten. 

Diese Stimmen, die eine Diskussi- 
on  um ein neues sozialdemokrati- 
sches Leitbild für Berlin angeregt 
hatten, werden nun wieder von den 
Regierungs-Kommandos übertönt; 
sie sind aber nicht verstummt. In et- 
lichen Bereichen der Partei reift mitt- 
lerweile wieder die Einsicht, daß sich 
dringend etwas änderen rnuß, daß 
es nicht ,,weiter so" heißen darf. 

Über eine langfrsitig angelegte 
Projektarbeit (Stadtprojekt) ist es 
den Jusos bereits partiell gelungen, 
die Diskussion um die Entwicklung 
Berlins in die Partei hineinzutragen: 
Der Donnerstagskreis (größter Zu- 
sammenhang der Parteilinken) wird 
die Debatte um ein alternatives sozi- 
aldemokratisches Leitbild aufgrei- 
fen. Der SPD-Landesvorstand hat 

nach der verlorenen Abgeordneten- 
hauswahl eine Arbeitsgruppe ,,Berlin 
2010" ins Leben gerufen, die vom 
stellvertretenden Juso-Landesvorsit- 
zenden geleitet wird. Zarte Ansätze 
eines Neuanfangs sind also zu se- 
hen. Es wird sich in den nächsten 
Monaten zeigen, ob die Parteispitze 
tatsächlich gewillt ist, diese Diskussi- 
on anzunehmen und auch die sich 
hieraus ergebenden Konsequenzen 
in der täglichen Politik zu ziehen. 
Zweifel sind allerdings angebracht, 
da es ja Bestandteil ihrer Doktrin ist, 
daß es keine Spielräume gibt. 

Für einen Neuanfang in der Berli- 
ner SPD wird es deshalb entschei- 
dend darauf ankommen, ob die Lin- 
ke es versteht, ein solches Leitbild so 
zu diskutieren, daß sie - erstens - in- 
nerhalb und außerhalb der Partei als 
ausstrahlungsfähige Kraft erscheint 
und - zweitens - die Diskussion je- 
weils auf die realpolitische Ebene 
herunterbricht. Dafür ist es erforder- 
lich, diese Diskussion als offenen 
Prozeß zu gestalten und Kompeten- 
Zen auch von außerhalb der Partei 
zu binden. Nur so können größere 
Teile der stark ausdifferenzierten 
Mitgliedschaft und auch Nichtmit- 
glieder integriert werden. Notwen- 
dig ist auch eine Verknüpfung dieser 
Diskussion mit dem Suchen nach 
Partnern für ein Reformbündnis in 
Berlin. Vor allem im Hinblick auf die 
Einschätzung der PDS ist hier ein 
Wandel festzustellen. Die PDS wird 
mittlerweile in weitesten Kreisen der 
Partei nüchterner betrachtet, nach- 
dem erste Erfahrungen der Zusam- 
menarbeit auf kommunaler Ebene 
gesammelt wurden. Eine Koalition 
von SPD, Grünen und PDS nach den 
nächsten Abgeordnetenhauswahlen 
1999 scheint durchsetzbar, wenn 
sie mit  einer Perspektive für die Stadt 
verbunden werden kann und heute 
dafür die Grundsteine gelegt wer- 
den. 

Hierfür müssen aber heute schon 
Wege aufgezeigt werden, die eine 
Perspektive abseits des möderischen 
Dogmas der Städtekonkurrenz bie- 
ten. Die Hinwendung zur Stadt und 
ihren Bewohnerlnnen und die Stär- 
kung der der Stadt innewohnenden 
ökonomischen Potentiale zum Nut- 
zen der dort lebenden Menschen, 
das muß die Antwort auf das milliar- 
denteure Projekt eines global players 
Berlin werden. Die Auseinanderset- 
zung um die Zukunft der Stadt rnuß 
in Berlin endlich diskutiert werden. 
Noch ist nicht entschieden, auf wel- 
cher Seite die SPD dann stehen wird. 

In einer Zeit  größter 
Herausforderungen, 
Chancen und 
Gefahren für Berlin, 
ha t  die SPD keine 
Vorstellung, was 
heute Zukunftsfä- 
higkeit für die Stadt 
bedeutet. Das ist ihr  
Dilemma. 

Eine Koalit ion von 
SPD, Grünen und 
PDS nach den 
nächsten Abgeord- 
netenhauswahlen 
1999 scheint 
durchsetzbar, wenn 
sie m i t  einer 
Perspektive für die 
Stadt verbunden 
werden kann und 
heute dafür die 
Grundsteine gelegt 
werden. 



reißen möchte: Alles, was die Verfas- 
sung erlaubt, soll auch gemacht wer- 
den und wenn es Einsätze-nach dem 
Muster des zweiten Golfkrieges sind. 
Kerngedanke ist der Wunsch nach ei- 
ner deutschen "Interessen-" oder 
auch "Machtpolitik", die eben sozial- 
demokratische Werte - oder was 
dann noch davon verblieben ist - 
auch mit aller Macht durchsetzen 
kann, von Partnerschaft keine Rede. 
Das ganze wird dann in ein europäi- 
sches Mäntelchen gekleidet und 
schon wird aus derzivilmacht Europa 
eine Zivilmacht Europa. 

Die Außen- und Sicherheitspo- 
litische Kommission soll nun bis 

Von Pyrrhus lernen, 
heißt Siegen lernen 
Die Berliner SPD-Spitze zieht durch 

von Matthias Linnekugel* 

W enn Krisen Chancen sind, 
dann tut die Berliner SPD- 
Spitze gerade alles, um 

die Chancen der Landespartei zu 
vergrößern. Spätestens auf dem 
Landesparteitag vom 16. Juni 1996 
hat sich gezeigt, daß trotz des Wahl- 
debakels vom 22. Oktober 1995 ein 
Kurswechsel nicht eingetreten ist. 
Obwohl noch im Januar allgemein 
beteuert worden war, daß es ein 
,,weiter so" unter keinen Umständen 
geben dürfe, ist die Partei nach wie 
vor orientierungslos und auf die Se- 
natspolitik fixiert. Die erforderliche 
Stärkung der Partei gegenüber der 
Fraktion und den Senatorlnnen ist 
nicht erfolgt. Im Gegenteil; die Riege 
aus Senatorlnnen und Fraktionsspit- 
ze ist gestärkt aus dem Landespar- 
teitag hervorgegangen. 

Zwar konnte sie die Wahl Klaus- 
Uwe Benneters zum stellvertreten- 
den Landesvorsitzenden nicht ver- 
hindern. aber mit  nunmehr zwei Se- 

* Matthias Linnekugel, Juso-hdesvorsitzender in Berlin 

April 1997 ein erstes umfassendes 
Papier vorlegen, das auf einem au- 
ßenpolitischen Kongreß der SPD 
mi t  unseren europäischen Schwe- 
sterparteien diskutiert werden soll. 
Aus dieser Diskussion wird dann 
der Leitantrag zum Bundespartei- 
tag im November 1997 erwachsen. 
Eines ist klar, wenn die Parteilinke 
nicht endlich anfängt, eigene Vor- 
stellungen zu formulieren, wird sie 
1997 wieder einmal vor einer 
"letzten Abwehrschlacht" stehen, 
die sie wie die vorherigen nur ver- 
lieren kann. 

Die letzte Hoffnung der Partei- 
linken auf den Parteivorsitzenden 

natorinnen im geschäftsführenden 
Landesvorstand, ist eine weitere 
Machtverlagerung zuungunsten der 
Partei spürbar geworden. Der Lan- 
desvorsitzende wurde mit einem 
schlechten Ergebnis im Amt bestä- 
tigt und wird wohl auch in Zukunft 
den Führungsanspruch des Frakti- 
onsvorsitzenden kaum in Frage stel- 
len. Es wird deshalb wohl dabei blei- 
ben, daß mit ,,Parteispitze" nicht der 
Landesvorsitzende und der ge- 
schäftsführende Landesvorstand, 
sondern eine Gruppe aus Landesvor- 
stand, Senat und Fraktionsspitze ge- 
meint ist. 

D ie Strategie der  Parteispitze 
Die Strategie der Parteispitze besteht 
augenblicklich darin, die SPD noch 
mehr als in der letzten Legislaturperi- 
ode als objektive Sachwalterin der ,,In- 
teressen Berlins" zu profilieren. Nach 
außen soll das Bild der rational han- 
delnden Partei verkauft werden, die 
sich positiv gegenüber den ,,Interes- 
senparteien" Grüne, PDS, FDP und 
CDU abhebt. Die Frage, wer bestimm- 
te Gemeininteressen als solche defi- 
niert, wird nicht mehr gestellt; soge- 
nannter Sachverstand ersetzt politi- 
sche Überzeugung, Sachzwänge ver- 
bieten den politischen Diskurs. Bot- 
schafterin dieser Linie soll vor allem die 
neue Finanzsenatorin, Annette Fug- 
mann-Heesing, sein, die auch ,,gegen 
die eigene Klientel" Kürzungen durch- 
setzt. Die Parteiführung ist stolz dar- 
auf, sich derart über den Dingen zu 
sehen und meckert über die CDU, die 
einen weniger drastischen Sparkurs 
anmahnt. 

Der unerwartete Aufwind der 
SPD im Frühjahr diesen Jahres schien 
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zu richten, ist politisch ebenso 
kurzsichtig. Zwar läuft die Arbeit 
der Außen- und Sicherheitspoliti- 
schen Kommission allen Vorstel- 
lungen des Parteivorsitzenden zu- 
wider, doch offenbar ist ihm die 
Außenpolitik unter Rudolf Schar- 
ping aus dem Ruder gelaufen. Ur- 
sächlich dafür dürfte sein Kniefall 
vor der Bundestagsfraktion direkt 
im Anschluß an den Mannheimer 
Bundesparteitag sein, als er ihr die 
Freiheit ließ, sich über die gerade 
erst gefaßten Beschlüsse des SPD- 
Parteitages in Bezug auf den Ein- 
satz der Tornado-Kampfflugzeuge 
hinwegzusetzen. 

dieser Strategie Recht zu geben: 
Fugmann-Heesing wurde in  den er- 
sten Monaten nach ihrem Amtsan- 
tr i t t  von der Berliner Presseland- 
schaft hochgeschrieben und in wei- 
ten Teilen der Partei als Heilsbringe- 
rin verehrt. Vor allem hierin liegt die 
Ursache dafür, daß die Partei nun- 
mehr alles unter haushaltspoliti- 
schen Vorzeichen diskutieren soll 
und die Fraktion Finanzpolitik als 
Selbstzweck betreibt. Ziel sei es, 
,,später handlungsfähig zu sein", ein 
erkennbarer gestalterischer Ansatz 
für heute fehlt also. Die Auseinan- 
dersetzungen um die Haushaltspoli- 
t ik lassen aber immer mehr zu Tage 
treten. daß Haushaltspolitik nur Mit- 
tel zum Zweck ist und politischen 
Vorgaben folgen muß. Eben diese 
Vorgaben fehlen aber der Finanzse- 
natorin, was deren Politik schwer 
vermittelbar werden Iäßt. 

Immer öfter wird in den Medien, 
aber auch innerhalb der Partei, die 
Frage gestellt, welchem Leitbild von 
Stadt die SPD eigentlich folgt. Eine 
Antwort hierauf ist allerdings zur 
Zeit nicht zu erhalten. Am Lack der 
,,Sparpartei" zeigen sich erste Krat- 
zer, und umso schwerer wiegt das 
Versäumnis, keine Grundierung auf- 
getragen zu haben. Dies wird offen- 
bar, seit seitens der CDU, aber auch 
verstärkt seitens der Berliner Presse, 
Druck auf die Finanzsenatorin aus- 
geübt wird. Die CDU fährt eine un- 
verholene Klientel- und Standortpo- 
litik, die sie geschickt dazu nutzt, als 
Partei mi t  menschlicherem Antlitz 
dazustehen. Die Parteispitze der SPD 
scheint hierdurch überfordert. Ohne 
Gegenwehr akzeptierten die SPD-Se- 
natorlnnen die von der CDU formu- 

der ZOer Jahre zum ultralinken Flü- 
gel der Kommunistischen Internatio- 
nale. Rückblickend charakterisierte 
Lukics diese Position als ,,messiani- 
sches Sektierertum", das im unge- 
brochenen Glauben an die nahende 
Weltrevolution bestrebt war, ,,in al- 
len Fragen die allerradikalsten Me- 
thoden" auszuarbeiten und „auf je- 
dem Gebiet einen totalen Bruch mit 
allen aus der bürgerlichen Welt 
stammenden Institutionen, Lebens- 
formen etc." anstrebte. 

Als Lukics einen polemischen 
Aufsatz gegen die Teilnahme der 
kommunistischen Parteien an bür- 
gerlichen Parlamenten schreibt, er- 
widert Lenin in scharfer Form: ,,Der 
Artikel von G.L. ist ein sehr radikaler 
und sehr schlechter Artikel. Der 
Marxismus darin ist ein Marxismus 
der bloßen Worte.." Dies hätte Lenin 
wohl auch, wenn er es noch hätte 
lesen können, zu Lukics' bedeu- 
tendstem Buch. der 1923 im Malik 
Verlag erschienenen Aufsatzsamm- 
lung Geschichte und Klassenbe- 
wußtsein gesagt, das in den 20er 
Jahren eine erste tiefe Wirkung auf 
die junge Intelligenz ausgeübt hat. 
Lukics interpretiert darin das Marx- 
sche Denken als historisch-materiali- 
stische Aufhebung der Hegelschen 
Dialektik und wendet sich damit ent- 
schieden sowohl gegen einen 
schlichten Ökonomismus wie auch 
gegen eine unhistorische Dogmati- 
sierung einzelner Bestandteile der 
Marxschen Lehre. ,,Nicht die Vor- 
herrschaft der ökonomischen Moti- 
ve in der Geschichtserklärung unter- 
scheidet entscheidend den Marxis- 
mus von der bürgerlichen Wissen- 
schaft, sondern der Gesichtspunkt 
der Totalität." Erst die Analyse der 
,,konkreten Totalität" (Marx) eröff- 
net die Möglichkeit, alle einzelnen 
Phänomene der kapitalistischen Ge- 
sellschaft in ihrem Zusammenhang 
wissenschaftlich zu erkennen. Dies 
ist nach Lukics das wesentliche Kri- 
terium des ,,orthodoxen Marxis- 
mus": die Überzeugung, daß ,,im 
dialektischen Marxismus die richtige 
Forschungsmethode gefunden wur- 
de. daß diese Methode nur im Sinne 
ihrer Begründer ausgebaut, weiter- 
geführt und vertieft werden kann." 

Jedoch ist die Totalitätskategorie 
nicht nur erkenntnistheoretisch zen- 
tral, sondern aus ihr ergibt sich auch 
erst die Möglichkeit der revolutionä- 
ren politischen Praxis: ,,Da das Prole- 
tariat von der Geschichte vor die be- 
wußte Umwandlung der Gesell- 
schaft gestellt ist, muß in seinem 

Klassenbewußtsein der dialektische 
Widerspruch des unmittelbaren In- 
teresses zum Endziel, des einzelnen 
Momentes zum Ganzen entstehen." 
Dabei besitzt das, was Lukics unter 
Klassenbewußtsein versteht, keine 
empirische Qualität: denn es ist ,,die 
Ethik des Proletariats, die Einheit sei- 
ner Theorie und seiner Praxis, der 
Punkt, wo die ökonomische Not- 
wendigkeit seines Befreiungskamp- 
fes dialektisch in Freiheit um- 
schlägt". Und insofern kann nur die 
kommunistische ,,Partei als ge- 
schichtliche Gestalt und als handeln- 
de Trägerin des Klassenbewußt- 
seins" die selbständige und für die 
Lohnabhängigen anschauliche Form 
des Klassenbewußtseins darstellen. 

Lukics selbst hat später diese 
idealistische Überhöhung des Prole- 
tariats als sich seiner selbst bewußt 
werdendes ,,identisches Subjekt-Ob- 
jekt der Menschheitsgeschichte" zu- 
recht als ein ,,ÜberhegeIn Hegels" 
bezeichnet, als eine ,,Konstruktion, 
die an kühner gedanklicher Erhe- 
bung über die Wirklichkeit objektiv 
den Meister selbst zu übertreffen 
beabsichtigt." 

Auch wenn dieser utopisch-idea- 
listische Grundzug unverkennbar ist: 
Geschichte und Klassenbewußtsein 
ist allemal ein lehrreiches Buch. Ins- 
besondere die Aufhellung der Struk- 
turbeziehungen zwischen der ideali- 
stischen Dialektik Hegels und der 
materialistischen - ,,auf die Füße ge- 
stellten" - Dialektik im Marxschen 
Denken sowie die auf außerordent- 
lich hohem Niveau durchgeführte 
kritische Analyse der bürgerlichen 
Philosophie und deren Beziehungen 
zum Phänomen der Verdinglichung 
in der kapitalistischen Warengesell- 
schaft machen es auch heute noch 
lesenswert. 

Politisches Scheitern und Rück- 
zug in die ästhetische Theorie 
1924 wird Lukics gemeinsam mit 
anderen ,,Linksabweichlern" (u.a. 
Korsch und Bordiga) auf dem V. 
Weltkongreß der Komintern scharf 
kritisiert und muß sich von Ge- 
schichte und Klassenbewußtsein öf- 
fentlich distanzieren. Gleichwohl ge- 
hört er weiterhin zum Führungskreis 
der illegalen KPU in Wien. Hier steht 
er schon seit Anfang der ZOer Jahre 
in Opposition zum Sinowjew-Zög- 
ling Bela Kun und gehört zur Frakti- 
on  um den ehemaligen Linkssozial- 
demokraten Jenö Landler, der in der 
ungarischen Räterepublik Volkskom- 
missar des lnnern gewesen war. 

1924125 kommt es über die Frage 
der Haltung zu den Gewerkschaften 
faktisch zur Spaltung der Partei. Als 
Kun und seine Leute irrsinnigerweise 
die Verweigerung der Gewerk- 
schaftsbeiträge verlangen, weil diese 
den sozialdemokratischen Parteibei- 
trag mit einschließen (was praktisch 
einem Selbstmord der illegal arbei- 
tenden ungarischen Kommunisten 
gleichgekommen wäre) treten Land- 
ler und Lukics aus dem ZK zurück. 
Da bereits zuvor die Beziehungen 
zum linken Flügel der Sozialistischen 
Partei Österreichs (SPÖ) intensiviert 
worden sind, erscheint nun jedoch 
die Gründung einer neuen Partei 
möglich: Die Ungarische Sozialisti- 
sche Arbeiterpartei (USAP) soll die 
strategische Aufgabe bewältigen, in 

Jedoch auch wenn 
dieser utopisch - 
idealistische Grund- 
zug  unverkennbar 
ist: Geschichte und 
Klassenbewußtsein 
ist allemal ein 
lehrreiches Buch. 
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Der Volkskommissar Georg Lukacs dankt dem Proletariat für seine Hilfe bei der 
Niederschlagung der Konterrevolution (1 91 9) 
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Klassik verstand 
Lukacs als ,,Summe 
des in einer Gesell- 

schaftsform 
kulturell und damit  

sozial verbindlich 
Erreichten. Dies 

mußte freilich für 
ihn objektiviert, in 

Form gebracht und 
auf  Dauer gestellt 

sein. " 

Ungarn nach dem Sturz der Horthy- 
Diktatur die Demokratie und die Re- 
publik wiederherzustellen. 

Da Landler 1928 stirbt, fällt 
Lukacs die Aufgabe zu, dafür einen 
Programmentwurf zu schreiben. 
Das Programm der ,,Demokratischen 
Diktatur" ist das Kernstück der soge- 
nannten Blum-Thesen (Blum war 
sein Pseudonym in der Wiener Ille- 
galität), die Lukacs 1928 zur Vorbe- 
reitung des II. Parteitages der KPU 
verfaßt. Im Gegensatz zum Kun-FIü- 
gel, der an der Diktatur des Proleta- 
riats festhält, propagieren die Blum- 
Thesen „die vollkommene Verwirkli- 
chung der bürgerlichen Demokra- 
tie", welche die ,,Möglichkeitu dar- 
stelle, ,,jene organisatorischen For- 
men zu schaffen, durch deren Hilfe 
die breiten Massen der Arbeiter ihre 
Interessen der Bourgeoisie gegen- 
über zur Geltung bringen".g Als das 
Exekutivkomitee der Komintern dar- 
aufhin einen offenen Brieflo veröf- 
fentlicht, in dem - schon ganz im 
stalinistischen Duktus des Kampfes 
gegen den ,,Sozialfaschismus" - die 
Unvereinbarkeit der Thesen mit dem 
Bolschewismus, Liquidatorentum, 
bürgerlicher Reformismus und An- 
passung an die Sozialdemokratie kri- 
tisiert wird, muß sich Lukacs erneut 
von sich selbst distanzieren, um 
nicht aus der Partei ausgeschlossen 
zu werden. Es entbehrt nicht eines 
gewissen Zynismus, wenn er diese 
Selbstkritik 1967 als ,,Eintrittskarten 
bezeichnete, um sich am ,,Kampf 
gegen den nahenden Faschismus 
aktiv zu beteiligen".ll Die Konse- 
quenz war für ihn jedoch klar: Rück- 
zug aus der aktiven Politik, um sich 
nun ganz auf die theoretische Arbeit 

zu konzentrieren. Freilich hatte er 
m i t  den Blum-Thesen eine politische 
Plattform formuliert, die von nun an 
„den Leitfaden" für seine ,,weitere 
theoretische wie praktische Tätigkeit 
abgab".12 

Abgesehen von einem Zwischen- 
aufenthalt in Berlin (1 931 -33). wo 
er im Auftrag der Komintern im 
Bund proletarisch-revolutionärer 
Schriftsteller (BPRS) an der Ausarbei- 
tung einer neuen literaturpoliti- 
schen Linie beteiligt ist, verbringt 
Lukacs die Zeit zwischen 1930 und 
45 in Moskau. Hier entstehen nun 
die großen Arbeiten über den histo- 
rischen Roman und den Realismus 
in der Erzählkunst sowie seine Stu- 
dien zur marxistischen Ästhetik. 
Ganz auf dem Boden der Blum-The- 
Sen entwirft er hier, in der ,.macht- 
geschützten Innerlichkeit" (Thomas 
Mann) des Hochstalinismus, sein 
Programm einer ,,Ästhetik der revo- 
lutionären Demokratie"13, wobei 
ihm das Erbe der klassischen, bür- 
gerlich-realistischen Literatur als äs- 
thetische Norm gilt. 

Klassik in diesem Sinne verstand 
Lukacs als ,,Summe des in einer Ge- 
sellschaftsform kulturell und damit 
sozial verbindlich Erreichten. Dies 
mußte freilich für ihn objektiviert, in 
Form gebracht und auf Dauer ge- 
stellt sein."14 In der künstlerischen 
Formgebung wird die extensive, un- 
endlich reichhaltige Totalität der 
Wirklichkeit zur intensiven Totalität 
des Kunstwerks verdichtet. Kunst 
hat insofern die Funktion einer 
,,richtigen Widerspiegelung des Ge- 
samtzusammenhangs'"5. wobei die- 
se jedoch nicht mechanisch, als 
photographische Abbildung mißver- 

standen werden darf, sondern als 
durch subjektiv-künstlerische Gestal- 
tung vermittelte Herausarbeitung 
des Wesentlichen und Typischen. 

Von hier aus wird deutlich, war- 
um für Lukacs gerade der bürgerli- 
che Roman des 19. Jahrhunderts 
eine ästhetische Vorbildfunktion er- 
hält: die großen epischen Gestaltun- 
gen eines Goethe, Balzac, Tolstoi 
und Keller entfalten ein gesellschaft- 
liches Panorama, in dem das Denken 
und Handeln typischer, d.h. durch 
die soziale Struktur geprägter Indivi- 
duen gezeigt wird. Ist die große, 
wirklich bedeutende Kunst auf der 
einen Seite maßgeblicher Bestand- 
teil des kollektiven Gedächtnisses 
der menschlichen Gattung über ihre 
eigene, jeweils konkret gesellschaft- 
lich geprägte Geschichte, hat sie auf 
der anderen Seite eine humanisie- 
rende Funktion. In gewisser Weise 
knüpft Lukacs damit an Schillers Pro- 
gramm einer ästhetischen Erziehung 
an: ,,Durch Schönheit zur Freiheit" 
bedeutete für ihn, daß der Sozialis- 
mus/Kommunismus ohne die - auch 
ethische - Wirkung der Kunst von 
vornherein zum Scheitern verurteilt 
sei. Damit war es ihm schon als 
Volkskommissar für das Unterrichts- 
Wesen 1919 bitter ernst. In einer 
Verordnung verfügte er: „Wer Thea- 
terkarten zu einem höheren Preis als 
auf ihnen angegeben verkauft, ver- 
geht sich nicht allein gegen die Pro- 
letarierehre, sondern verübt auch 
eine Strafhandlung und wird vor ein 
Revolutionsgericht gestellt".16 

Der Lukacs' kunsttheoretischen 
Positionen innewohnende Formalis- 
mus und zugleich Konservatismus 
ist vielfach kritisiert worden. Nicht 
zu unrecht, hat er doch, wie etwa 
seine schroffe Ablehnuna von Jovce - - . . . - - - . . . - . - . - . - . . . - a - ~, 
und Kafka, aber auch des Brecht- 
schen Real ismusk~nzepts~~ doku- 
mentiert, fruchtbare Neuansätze in 
der Literatur geradezu ,,verbarrika- 
diert."18 Gleichwohl gilt es bei aller 
Kritik zu bedenken: Lukacs ging es 
kulturpolitisch immer um eine Volks- 
frontstrategie, d.h. um das Bündnis 
mit  den aufgeklärten und humani- 
stisch gesinnten Teilen des Bürger- 
tums. Schließlich hat er mit seinen 
Studien über den historischen Ro- 
manJg, über Goethe und seine ZeitZo 
sowie den kritischen Realismus bei 
Thomas Mann Maßstäbe für eine 
am historisch-materialistischen Den- 
ken sich orientierende Ästhetik ge- 
setzt, hinter die marxistische Litera- 
turwissenschaft nicht mehr zurück- 
fallen kann. 
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Is Freimut Duwe nach einem 
Nickerchen unter Protest das A Workshop-Treffen der "Au- 

ßen- und Sicherheitspolitischen 
Kommission beim Parteivorstand der 
SPD" verließ, geschah dies nicht. 
weil die SPD plötzlich zu einer 
schlüssigen Außen- und Sicherheits- 
politik gefunden hatte, sondern weil 
kritisiert worden war, daß die Kom- 
missionsmitglieder in der Mehrzahl 
(ehemals) aktive Abgeordnete sind. 
Doch dieser Abgang umschreibt da- 
init auch fast schon das Dilemma 
der Arbeit dieser Kommission. War 
sie vom Mannheimer Parteitag als 
Kommission der Bezirke eingesetzt 
worden, um die außenpolitische 
Programmatik der SPD auf neue 
Herausforderungen einzustellen und 
weiterzuentwickeln, so hat der SPD- 
Parteivorstand dann eine Kommissi- 
on unter dem Vorsitz Rudolf Schar- 
pings eingesetzt, die zu fast drei 
Vierteln aus den erwähnten Abge- 
ordneten bestehen. Scharping, des- 
sen außenpolitische Kompetenzen 
in zahlreichen europäischen Schwe- 
sterparteien umstritten sind - macht 
er doch als SPE-Vorsitzender keine 
glückliche Figur - erklärte vielmehr, 
daß in regelmäßigen Abständen die 
Bezirksvertreterlnnen zu gemeinsa- 
men Workshop-Treffen eingeladen 
werden sollten. 

Wer jedoch die Einladungsliste 
zur entsprechenden Zusammen- 
kunft vor sich sah, mußte feststellen, 
daß neben einigen Bezirksvertrete- 
rlnnen Dutzende Bundestagsabge- 
ordnete eingeladen wurden. Dies al- 
les wäre nicht der Rede wert, wenn 
nicht seit Jahren die Fraktionsmehr- 
heit versuchen würde, die Beschlüs- 
se der Partei zu unterminieren. Im- 
mer wieder mußte die SPD ihre Be- 
schlußfassung an die Realitäten an- 
passen - gemeint sind jedoch die 
von der SPD-Bundestagsfraktion ge- 
schaffenen Realitäten. Da die Frakti- 
on jegliche Oppositionshaltung auf- 
gegeben hat und sich der Außenpo- 
litik der Bundesregierung anpaßt, so 
sehr Kinkel auch die Militarisierung 
derselben vorantreibt, scheint diese 
Mehrheit die Anpassung zum Pro- 
gramm erhoben zu haben. Späte- 
stens Rudolf Scharpings Rede auf 
der Wehrkundetagung in  München 
1994, in der er bemerkte, daß er kei- 
ne elementaren Unterschiede in der 
Außenpolitik von SPD und Bundes- 
regierung sehe, versuchte dies fest- 
zuschreiben. Da die Parlamentari- 
sche Linke in  den letzten Jahren 
mehr und mehr in einem Dunst aus 

Resignation und Amtserfüllung fast 
vollständig abgetaucht ist, gibt es 
auch nur wenig organisierten Wi- 
derstand gegen diesen Kurs. 

Herausforderungen 
Dies spielt sich alles in einer Zeit ab, 
da die SPD mehr Möglichkeiten 
denn je hat, eine alternative Außen- 
und Sicherheitspolitik zu formulie- 
ren: 

Die Globalisierung der Kapital- 
und Handelsmärkte auch als Folge 
der neo-liberalen Deregulierungspo- 
litik erfordert eine abgestimmte in- 
ternationale und europäische Wirt- 
schafts- und Sozialpolitik. 

Die Zeit der klassischen Außen- 
politik ist vorbei. Ökonomische und 
zivilgesellschaftliche Fragestellungen 
rücken ins Zentrum der Außenpoli- 
tik. Sicherheitspolitik wird damit 
mehr von sozialen und ökonomi- 
schen Fragen bestimmt. Die Ant- 
wort des "weiter so" beraubt die 
SPD nicht nur der wichtigsten au- 
ßenpolitischen Instrumentarien, 
sondern auch der Möglichkeit, neue 
Regulationsmechanismen politi- 
scher und ökonomischer Prozesse 
zu installieren. 

Die völlig veränderten Bedro- 
hungsszenarien, die veränderte 
Kriegsführung in der Welt, die zu- 
nehmenden Disparitäten und Verar- 
mungsprozesse im Süden stellen 
Aufgaben dar, für die neue Antwor- 
ten gefunden werden müssen und 
können. 

Der Wegfall des OsWest-Ge- 
gensatzes wäre zudem die Chance, 
in Europa eine gemeinsame Sicher- 
heitsarchitektur statt erneuter Kon- 
frontation anzustreben. 

In der Bundesrepublik stellt sich 
erstmals auch für "Realpolitiker" die 
Frage nach dem Sinn der Bundes- 
wehr. Die Bundesrepublik bezieht 
ihre international führende Rolle 
nicht aus ihrer militärischen, son- 
dern aus ihrer ökonomischen Stärke 
und aus der Tatsache, daß sie als 
Ansprechpartnerin für zivilgesell- 
schaftliche Entwicklungen gilt. Eine 
Demilitarisierung der Bundesrepu- 
blik würde diese Rolle aber eher ver- 
stärken helfen. 

Damit stellt sich aber zumindest 
auch die Frage nach der Wehr- 
pflicht. 

Sozialdemokratische Antwor- 
ten? 
Die SPD, die sich auf das Sach- 
zwangdenken ihrer Bundestagsab- 
geordneten stützt, statt wissen- 

SPD auf dem Weg 
zur internationalen 

Machtpolitik? 
Zur Arbeit der Außen- und Sicherheitspolitischen 

Kommission beim SPD-Parteivorstand 
von Heiko Kretschmer* 

schaftliche Diskurse zu verfolgen, 
findet hier keine Antworten. Das Ni- 
veau der Außenpolitischen Kommis- 
sion kommt erschreckenderweise 
nicht über viele Juso-Debatten hin- 
aus. Zur NATO-Osteweiterung soll 
die Außenpolitische Kommission of- 
fenkundig erst Stellung beziehen, 
wenn Fakten geschaffen sind. Das 
Thema Konfliktpräventionen ver- 
sucht Scharping immer wieder ganz 
von der Tagesordnung zu nehmen. 
Beim Thema der Zukunft der Bun- 
deswehr und der Wehrpflicht wird 
von fast allen sichtlich nervös rea- 
giert und die Diskussion einfach ab- 
geblockt. ("Keine schlafenden Hun- 
de wecken.") Die Globalisierung 
wird gar als unabänderliche Gottes- 
fügung hingenommen, beschränkte 
Handlungsspielräume als verloren 
deklariert. 

So wird die SPD also keinen kon- 
zeptionellen Wurf landen. Sie wird 
nicht in der Lage sein, einen neuen 
Ausgangspunkt für die Weiterent- 
wicklung ihrer Außenpolitik zu fin- 
den. Dabei liegt es auf der Hand, 
daß die Antwort auf das zunehmen- 
de Standortdenken und die neu ent- 
brannte Renationalisierung der Au- 
ßenpolitiken nur in  einer gezielten 
Strategie der Integration der Ökono- 
mien und Gesellschaften in ihren je- 
weiligen regionalen Räumen sein 
kann. Ohne diesen veränderten An- 
satzpunkt müssen zwangsläufig die 
alten Konflikte innerhalb der SPD 
verschärft auftreten, sind diese De- 
batten im Rahmen der klassischen 
Außenpolitik doch überhaupt nicht 
adäquat zu führen. 

Die Schärfe dieses Konfliktes wird 
auch dadurch bestimmt, daß die Par- 
teirechte diesmal alle Schranken ein- 

Kerngedanke ist  der 
Wunsch nach einer 
deutschen "Interes- 
sen-" oder auch 
"Machtpolitik", die 
eben sozialdemo- 
kratische Werte - 
oder was dann noch 
davon verblieben ist 
- auch m i t  aller 
Macht durchsetzen 
kann, von Partner- 
schaft keine Rede. 

* Heiko Kretschmer, stellv. Präsident der IUSY (International Union 
of Socialist Youth), Mitglied der AuJen- und Sicherheitspolitischen 

Kommission beim SPD-Parteivorstand 

Lukacs mit seiner Frau Gertrud Bortstieber (links) und Haushalterin Piri (um 1960) 
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Die Ergebnisse im 
April '96 haben 

deutlich gezeigt, 
daß die SPD in 
Mecklenburg- 
Vorpommern 
dringend die 

inhaltliche Ausein- 
andersetzung um 

die zukünftige 
Strategie der Partei 

führen muß. 

ren etliche nicht bereit, die Mehr- 
heitsmeinung der Fraktion und des 
Landesvorstandes zu akzeptieren 
und durchzusetzen. Ihre persönli- 
chen Interessen und Überzeugun- 
gen waren ihnen wichtiger als eine 
starke und geschlossene SPD. 

So gespalten wie die Landtags- 
fraktion waren natürlich auch die 
Meinungen an der Basis, so daß eine 
Vielzahl von Kreisverbänden zuneh- 
mend nicht mehr bereit war, mit al- 
ler Konsequenz das Ende der Gro- 
ßen Koalition zu fordern. Dabei 
zeigte sich auch, daß ein großer Teil 
der SPD-Basis einer Zusammenarbeit 
mit der PDS ablehnend oder zumin- 
dest sehr skeptisch gegenübersteht. 

Erwartungsgemäß groß war der 
Einfluß des Bundes-SPD auf die Ent- 
wicklung. Bei Oskar Lafontaine und 
Franz Müntefering war zwar das Be- 
mühen erkennbar, die Landes-SPD 
und Harald Ringstorff in ihrem Rin- 
gen um eine erfolgreiche Lösung 
des Problems solidarisch zu unter- 
stützen. Bei Johannes Rau, Rudolf 
Scharping, bei großen Teilen der 
Bundestagsfraktion und des Partei- 
vorstandes war aber die Angst vor 

der PDS so groß, daß sie alles taten, 
um die Position von Harald Rings- 
torff zu schwächen. Schließlich kam 
die ,,Anweisung", die Regierungskri- 
se schnellstens zu beenden und die 
Große Koalition fortzusetzen. 

Der CDU waren die Schwächen 
und Probleme der SPD natürlich be- 
kannt, so daß sie aus einer Position 
der Stärke heraus das Geschehen 
bestimmte und keinerlei Veranlas- 
sung sah, Frau Kleedehn zum Rück- 
tritt aufzufordern. Am Ende der Kri- 
se war die SPD nur noch der er- 
pressbare Spielball der CDU, die die 
Chance natürlich nutzte, um sich 
auf Kosten der SPD als Retter der 
Werften und der Stabilität des Lan- 
des zu profilieren. 

Schlußfolgerungen 
Zusammenfassend muß man also 
konstatieren, daß die Niederlage der 
SPD durch eine eklatante Fehlein- 
schätzung der Situation und der Kraft- 
verhältnisse entstanden ist. Für die 
Parteilinken bleibt die bittere Erkennt- 
nis, daß es keine wirkliche Chance 
gab, die Große Koalition zu diesem 
Zeitpunkt in Schwerin zu beenden. 
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Im Rahmen der allgemeinen Scha- 
densbegrenzung blieb nur noch zu 
retten, was zu retten war. Dazu ge- 
hört auch, daß es gelang, die De- 
montage von Harald Ringstorff zu 
verhindern, der mit seinem kon- 
sequenten Eintreten .für den Erhalt 
der ostdeutschen Werften erheblich 
an Ansehen und Popularität gewon- 
nen hatte und der mit seiner Hal- 
tung zur PDS für die CDU und die 
Parteirechten eine ,,Gefahrs' ist. Die 
Ergebnisse im April '96 haben deut- 
lich gezeigt, daß die SPD in Mecklen- 
burg-Vorpommern dringend die in- 
haltliche Auseinandersetzung um 
die zukünftige Strategie der Partei 
führen muß. Ein erster Höhepunkt 
wird dazu ein Strategieparteitag am 
30. November sein, auf dem die Par- 
teilinken ein Angebot für linke Re- 
formpolitik in Mecklenburg-Vor- 
Pommern unterbreiten werden. 
Wenn wir die richtigen Schlußfolge- 
rungen aus den 10 Tagen im April 
'96 ziehen, dann haben wir sicher- 
lich eine gute Chance, unsere Hoff- 
nungen auf einen politischen Kurs- 
wechsel in unserem Land zu verwirk- 
lichen. 
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Das Spätwerk: Zur Ontologie 
des gesellschaftlichen Seins 
Nachdem er 1945 aus dem sowjeti- 
schen Exil nach Ungarn zurückge- 
kehrt war, gelangte Lukacs auf den 
Höhepunkt seines Ruhms. Seine Be- 
teiligung an zahlreichen Kongressen 
und Kontroversen (etwa mit Heideg- 
ger und Sartre) bezeugen seinen in- 
ternationalen Einfluß. In dem eben- 
so monumentalen wie umstrittenen 
Werk Die Zerstörung der Vernunft 
rechnete er nun mit den irrationali- 
stischen Strömungen in der bürger- 
lichen Wissenschaft und Philosophie 
ab, die nach seiner Auffassung die 
geistigen Wegbereiter des Faschis- 
mus gewesen waren. 

Im eigenen Land war er freilich 
weniger erfolgreich. Nachdem er 
bereits 1949 und 1951, wiederum 
wegen ,,Rechtsabweichung", von 
den Vertretern der stalinistischen 
Orthodoxie scharf angegriffen wor- 
den war, folgte 1956 erneut eine 
Episode als Politiker. Für kurze Zeit 
rückte er ins ZK der KPU und wurde 
in der Regierung Nagy Minister für 
Volksbildung. Nach der Niederschla- 
gung des ungarischen Aufstandes 
durch sowjetische Panzer wurde er 
nach Rumänien deportiert und in ei- 
nem alten Schloß interniert. Erst im 
April 1957 kehrte er nach Budapest 
zurück. Seinen behaglichen Sinn für 
Boshaftigkeiten dokumentierte er 
hernach mit dem Satz, es sei ihm 
während der Haft ergangen wie im 
Kommunismus: er habe alles zum 
Leben Nötige gehabt - bloß kein 
Geld. 

Nach dem fälligen Ausschluß aus 
der Partei (in die er erst 1969 wieder 
aufgenommen wurde) lebte er als 
Privatgelehrter und konnte sich nun 
ganz der theoretischen Arbeit wid- 
men. 1963 erschien der erste Band 
seiner Ästhetik im Rahmen der 
Werkausgabe im Luchterhand Ver- 
lag. Erst nach seinem Tode wurde 
sein letztes großes WerkZur Ontolo- 
gie des gesellschaftlichen Seins (im 
folgenden: OGS) veröffentlicht. Mit 
diesem beabsichtigte er, die Summe 
seines philosophischen Denkens zu- 
sammenzufassen. Kritisch anknüp- 
fend2' an Geschichte und Klassenbe- 
wußtsein und zentrale Gedanken 
der 1938 verfaßten Studie Derjunge 
Hege1 (auch heute noch die beste 
Einführung in das Hegelsche Denken 
aus marxistischer Sicht!) weiterfüh- 
rend, verband er mit der OGS nicht 
weniger als die Absicht, die authen- 
tischen theoretischen Grundlagen 
des Marxismus in allgemeiner philo- 

sophischer Form zu rekonstruieren. 
Seine politische Intention charakteri- 
sierte er 1969 in einem Brief an ei- 
nen sowjetischen Freund: ,,Hier be- 
trachtet man mich als Revisionisten, 
während sie mich auf der anderen 
Seite (also im Westen, U.W.) zu ei- 
nem Stalinisten machen. Solange 
das Problem der wirklichen Natur 
des Marxismus nicht theoretisch ge- 
klärt ist, kann sich diese Situation 
nicht ändern. Es muß vor allem 
deutlich gemacht werden, daß Lenin 
der wirkliche Nachfolger von Marx 
war, während Stalin im wesentli- 
chen eine Verfälschung des Marxis- 
mus, oder bestenfalls dessen Vulga- 
risierung ~erkörperte."~~ 

Mit der OGS wandte LukAcs sich 
aber nicht nur gegen jene ,,Verfäl- 
schung" des Marxismus im soge- 
nannten ,,Marxismus-Leninismus" 
der Stalinschen Periode, sondern 
ebenso gegen gewisse westliche 
Marxismus-Deutungen, etwa in der 
Frankfurter Schule. Hatte Lukacs 
schon 1962 in seinem Vorwort zur 
Neuauflage der Theorie des Romans 
,,beträchtliche Teile der führenden 
deutschen Intelligenz, darunter 
auch Adorno", lakonisch dem ideo- 
logischen Typus des ,,nonkonformi- 
stisch maskierten Konformismus" 
zugeordnet, der im ,,Grand Hotel 
A b g r ~ n d " ~ ~  sein Domizil gefunden 
habe, so treten in seinem Spätwerk 
nun die theoretischen Differenzen in 
voller Deutlichkeit hervor. Während 
die Frankfurter Schule die dialekti- 
sche Abbildlichkeit der Erkenntnis 
negiert und Habermas, den Jesui- 
tenpater G.A. Wetter als Kronzeu- 
gen bemühend, behauptet, der 
Marxismus sei ,,spätestens seit En- 
gels' Anti-Dühring aus einer Revolu- 
tionstheorie zu einer sogenannten 
realistischen Ontologie umgebildet 
worden"24, tritt Lukacs einer derarti- 
gen Deutung des Marxismus in sei- 
nem philosophischen Alterswerk 
entgegen. Seiner Überzeugung 
nach ist die Marxsche Lehre selbst, 
der historische Materialismus, im 
Sinne einer radikal historisch-dialek- 
tischen Ontologie zu verstehen. Und 
nicht Engels oder Lenin hätten das 
ontologische Element. willkürlich 
und den Marxschen lntentionenen 
widersprechend, dem historischen 
Materialismus implantiert, sondern 
erst mit Stalins Unterscheidung zwi- 
schen Historischem und Dialekti- 
schem MaterialismusZS beginne jene 
verhängnisvolle Tendenz zu einer 
falschen Ontologisierung der mate- 
rialistischen Dialektik. 

Die OGS ist von der Sache her 
eine Theorie der objektiven - also 
bewußtseinsunabhängigen - Dialek- 
tik des gesellschaftlichen Seins26, 
welche aber die Theorie der subjekti- 
ven Dialektik (Erkenntnistheorie) mit 
einschließt. Kennzeichnend für 
LukAcs' alles andere als orthodoxe 
Denkweise ist dabei zunächst das 
Anknüpfen an die Theorie vom 
Schichtenbau des Seins, die der 
deutsche Philosoph Nicolai Hart- 
mann entwickelt hatte. So wie das 
organische Sein der Natur auf der 
anorganischen Seinsstufe aufbaut, 
setzt das ,,gesellschaftliche Sein im 
ganzen und in allen Einzelprozessen 
... das Sein der unorganischen und 
organischen Natur voraus."z7 Dies 
ist das Grundprinzip der materialisti- 
schen Ontologie, wobei heworzuhe- 
ben ist, daß Lukacs' Seinsbegriff im 
Unterschied zu dem der Tradition 
(Aristoteles etc.) nicht statisch ist: 
vielmehr ist ,,Seinr' der Inbegriff irre- 
versibler Geschichtlichkeit. In diesem 
historischen Prozeß entstehen die 
Gegenständlichkeitsformen oder Ka- 
tegorien der höheren Seinsstufe aus 
denen der unteren und überformen 
diese. Dies gilt auch für das gesell- 
schaftliche Sein, dessen Gegen- 
ständlichkeitsformen ,,im Laufe des 
Entstehens und der Entfaltung der 
sozialen Praxis aus dem naturhaften 
Sein" hervorgehen und mit zuneh- 
mender gesellschaftlicher Komplexi- 
tät, dem ,,Zurückweichen der Natur- 
schranke" (Marx), ,,immer ausge- 
sprochener gesell~chaftlich"~~ wer- 
den. 

Für die historisch-materialisti- 
sche Ontologie des gesellschaftli- 
chen Seins wird somit die Arbeit zur 
zentralen Kategorie. Hier knüpft 
Lukacs an die berühmte Formulie- 
rung von Marx im 1. Band des Kapi- 
tal an, derzufolge der schlechteste 
Baumeister der besten Biene voraus 
habe, ,,daß er die Zelle in seinem 
Kopf gebaut hat, bevor er sie in 
Wachs baut."29 Im teleleogischen 
(zweckbezogenen) Akt der Arbeit 
steckt die ideelle Vorwegnahme des 
Arbeitsprodukts, diese geht formbe- 
stimmend in die ne'ue - gesellschaft- 
liche - Gegenständlichkeitsform ein. 
Gilt einerseits, daß mit ,,dem Akt der 
teleologischen Setzung das gesell- 
schaftliche Sein an sich da"30 ist, so 
wird andererseits das Bewußtsein 
auf dieser Seinsstufe zu einer realen 
Seinsmacht und hört auf, ein Epi- 
phänomen zu sein. Erst dies ermög- 
licht die bewußte Planung und 
Steuerung von gesellschaftlichen 

Seinen behaglichen 
Sinn für Boshaftig- 
keiten dokumentier- 
te er hernach m i t  
dem Satz, es sei ihm 
ergangen wie i m  
Kommunismus: er 
habe alles zum 
Leben Nötige 
gehabt - bloß kein 
Geld. 
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Prozessen - jenseits der Entwick- 
lungslogik der kapitalistischen Pro- 
duktionsweise. deren Zentrum das 
Kapital als ,,automatisches Subjekt" 
und deren unbewußtes Bewegungs- 
gesetz die ,,Verwertung des Werts" 
(Marx) ist. 

Es kann hier nicht im  einzelnen 
auf die kritische Diskussion u m  
Lukacs' Spätwerk eingegangen wer- 
den. Neben der Kritik von Seiten der 
marxistischen ,,Orthodoxie", die On- 
tologie sei eine ,,Modeschöpfung 
des Ideali~mus''~', sind hier insbe- 
sondere die Einwände seiner eige- 
nen Schülerlnnen (Agnes Heller 
~ . a . ) ~ ~  zu berücksichtigen. In der Tat 
kann auch eine radikal historische 
Ontologie dem Widerspruch zwi- 
schen unhistorischem System und 

historisch-dialektischer Methode 
nur schwer entgehen. Vielleicht ist 
es aber auch so: Lukics sah die 
Möglichkeit kommender finsterer 
Zeiten, in denen das Licht der histo- 
risch-materialistischen Vernunft zu 
verlöschen droht. Mi t  der Ontologi- 
sierung des Marxismus wollte er 
Pflöcke einschlagen und Vorkehrun- 
gen gegen dessen Verschwinden 
treffen. Für alle diejenigen, die sich 
umfassend und systematisch die 
philosophischen Grundlagen des 
Marxismus aneignen wollen, bietet 
Lukics' Spätwerk reichhaltiges Ma- 
terial. 
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om 16. bis 26. April dieses 
Jahres stand Mecklenburg- 

Vorpommern für einige Tage V 
im Mittelpunkt des nationalen Medi- 
eninteresses. Aus der Werftenkrise 
hatte sich, wie bereits 1992, eine 
Regierungskrise entwickelt, die die 
seit Ende 1994 bestehende Große 
Koalition in Schwerin ins Wackeln 
brachte. Mehr allerdings nicht, denn 
ein ,,Personalkarussell" beendete am 
26. April den Koalitionskrach und 
seitdem herrschen wieder normale 
CDUJSPD-Verhältnisse im Schweri- 
ner Schloß. Was bleibt, sind viele of- 
fene Fragen, Irritationen, Unver- 
ständnis, Frustation und die bittere 
Erkenntnis, daß die Regierungskrise 
für die SPD mit einer klaren Niederla- 
ge endete. 

Der hohe Vertrauensverlust bei 
den Menschen in Mecklenburg-Vor- 
Pommern führte zu einem neuen hi- 
storischen Tiefstand nach 1990 bei 
Meinungsumfragen von 26% für die 
SPD (CDU 36%) im Monat Mai und 
zu einem hohen Ansehensverlust für 
den SPD-Spitzenmann Harald Rings- 
torff. 

Somit ist die Ausgangsposition 
für einen linken Kurswechsel im 
nordöstlichen Bundesland zur Zeit 
denkbar schlecht, noch ungünstiger 
als vor der Regierungskrise. 

Wie konnte es zu dieser Entwick- 
lung kommen? 

Hintergründe der  Regierungs- 
krise 
1992 verkaufte die Treuhand die 
Werften in Mecklenburg-vorpom- 
mern an den Bremer Vulkan. Für die 
Sanierung stellte sie eine beträchtli- 
che Summe an Steuergeldern zur 
Verfügung. Von dieser Summe wur- 
den rund 854 Millionen DM zweck- 
widrig nach Westdeutschland abge- 
zweigt. Auch wenn zur Zeit noch 
mehrere Untersuchungsausschüsse 
klären sollen, wo das Geld exakt ge- 
blieben ist, steht bereits seit langem 
fest, daß es für diesen Subventions- 
betrug zwei Verantwortliche gibt: 
Erstens das Vulkanmanagement mi t  
Vorstandschef Friedrich Hennemann 
an der Spitze und zweitens die Treu- 
hand-Nachfolgeorganisation BvS. 
Sie hat den Verbleib des Geldes 
nicht kontrolliert und trägt deshalb 
für sein Verschwinden in gleicher 
Weise die Verantwortung. 

Um die ostdeutschen Werften 
trotz der Vulkankrise zu retten, war 
nicht nur die Abkopplung vom Mut- 
terkonzern notwendig, sondern vor 
allem auch eine Fortsetzung der be- 

gonnenen Investitionen. Die Landes- 
regierung war sich einig, daß die BvS 
(der Bund) aufgrund ihres Versagens 
allein für die verschwundenen 854 
Millionen DM aufkommen muß, 
denn vom Vulkan war kein Geld 
mehr zu erwarten. 

Am 4. April fuhr CDU-Finanzmi- 
nisterin Kleedehn nach Bonn und 
unterzeichnete dort eine Regelung, 
nach der der Bund zwei Drittel und 
das Land Mecklenburg-Vorpom- 
mern ein Drittel (rund 350 Mio DM) 
der Sanierungskosten übernehmen 
sollte. Dies tat Frau Kleedehn, ob- 
wohl sie noch nicht einmal ein Ver- 
handlungsmandat über die Finan- 
zierung der lnvestitionen hatte. Die- 
ser Alleingang war ein klarer Verstoß 
gegen die Beschlüsse des Kabinetts 
und gegen den Koalitionsvertrag 
und fügte dem Land einen finanziel- 
len Schaden von rund 354 Millionen 
DM zu. Ausgangspunkt der Regie- 
rungskrise waren also die Machen- 
schaften der CDU in Schwerin und 
Bonn, insbesondere das Fehlverhal- 
ten ihrer Finanzministerin Kleedehn 
und die Führungsschwäche ihres 
Ministerpräsidenten Bernd Seite. 

Wie reagiert auf ein solches Ver- 
gehen ein Koalitionspartner, wenn 
er noch politisch ernst genommen 
werden will? 

Das Verhalten der  SPD 
Die SPD-Fraktion entschied sich im 
Landtag am 16. April, einen Antrag 
einzubringen, der den Rücktritt der 
Finanzministerin forderte. Ein Schritt 
mi t  Folgen, denn erwartungsgemäß 
stimmte die PDS diesem Antrag zu, 
der mi t  37 zu 31 Stimmen ange- 
nommen wurde. Auch der SPD-Lan- 
desvorstand unterstützte am 17. 
April in einer Sondersitzung aus- 
rücklich die Handlungsweise der 
SPD-Fraktion. Somit war eine poli- 
tisch explosive Situation in Mecklen- 
burg-Vorpommern entstanden, bei 
der ein Fortbestehen der Großen Ko- 
alition ernsthaft in Frage gestellt 
schien. 

Allerdings wurde schon früh 
klar, daß die SPD-Spitze den Zug mit 
dem Signal Hoffnung zwar in Bewe- 
gung gesetzt hatte, aber keiner so 
richtig wußte, wohin die Reise ei- 
gentlich gehen sollte. Da diese ent- 
scheidende Frage in keiner Phase der 
Ereignisse klar war, bestimmten Ei- 
gendynamik und eine Vielzahl unter- 
schiedlicher Hoffnung und Erwar- 
tungen innerhalb der SPD das Ge- 
schehen. Die Parteilinken hofften 
auf ein baldiges Ende der Großen 

10 Tage Hoffnung 
im April '96 

Regierungskrise in Mecklenburg-Vorpommern 

von Rudolf Borchert* 

Koalition und diskutierten über die 
Wege dahin, Neuwahlen oder kon- 
struktives Mißtrauensvotum mi t  
dem Ziel einer von der PDS tolerier- 
ten SPD-Minderheitsregierung. Für 
die Parteirechten eine Horro~ision, 
also hofften sie auf eine Fortführung 
der Großen Koalition um jeden Preis. 

Die SPD-Führungsspitze aber, die 
Mehrheit von Fraktion und Landes- 
vorstand, gab sich der trügerischen 
Hoffnung hin, daß die CDU den 
Landtagsbeschluß respektieren w ü  r- 
de und aus Angst vor dem Zusam- 
mengehen von SPD und PDS ihre Fi- 
nanzministerin zurückziehen würde. 
Es ging ihnen dabei nicht ernsthaft 
um das Beenden der Großen Koaliti- 
on, sondern vielmehr um den naiven 
Versuch, sich in ihr als Juniorpartner 
auf Kosten der CDU sozialdemokra- 
tisch zu profilieren. 

Warum mußte dieser Versuch 
kläglich scheitern? 

Es wurde schon früh 
klar, daß d ie  SPD- 
Spitze den  Zug m i t  
dem Signal Hoff-  
nung zwar in 
Bewegung gesetzt 
hatte, aber keiner 
so r icht ig wußte, 
wohin d ie  Reise 
eigentlich gehen 
sollte. 

Gründe für d i e  Niederlage der 
SPD 
Es war der Öffentlichkeit schwer zu 
vermitteln, zwar den Rücktritt der Fi- 
nanzministerin zu fordern, aber ihr 
Bonner Verhandlungsergebnis zu 
akzeptieren. Zu diesem Schritt war 
die SPD aber gezwungen, um die 
Werften zu erhalten und die not- 
wendigen lnvestitionen fortzuset- 
zen. 

Der Landes-SPD fehlte in dieser 
komplizierten Situation politisches 
Führungsmanagement und die nöti- 
ge Erfahrung, um dem Druck der 
konservativen Medienkampagne ge- 
gen die Sozialdemokraten und ins- 
besondere gegen Harald Ringstorff 
standzu halten. 

Als größte Schwachstelle erwies 
sich der Zustand der SPD-Landtags- 
fraktion. Von 23 Abgeordneten wa- 

* RudoifBorchert, Waren, Sprecher des Warener Kreises 
der SPD-Linken Mecklenburg-Vorpommem 
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"Warum in aller 
Welt sollten w i r  

je tz t  über Regie- 
rungsbeteiligung 

reden, w o  doch 
alles so gut läuft?" 
Roland Claus, PDS- 
Landesvorsitzender 

werden. In der Schulpolitik wurden 
mi t  der Einführung der Förderstufe, 
der Gesamtschule als Regelschule 
und der Abschaffung der Haupt- 
schule deutliche Akzente gesetzt, 
ohne daß es zum großen Kultur- 
kampf gekommen wäre. Allerdings 
bleibt in dem - Sachsen-Anhalt nach 
dem Ende der DDR übergestülpten - 
besonders reaktionären Schulsystem 
mi t  Zentralabitur und den bundes- 
weit geringsten Wahlmöglichkeiten 
in der Oberstufe ein erheblicher Re- 
formbedarf bestehen. In der Innen- 
politik zeichnet sich Sachsen-Anhalt 
durch eine besonders liberale Aus- 
Iänderpolitik aus. lnnenminister 
Manfred Püchel. selbst ein ehemali- 
ges Blockparteimitglied, versucht 
sich zwar als einziges Kabinettsmit- 
glied ab und an Mehrheiten bei der 
CDU zu besorgen, ist jedoch in keine 
Schublade einzuordnen. 

Höppner  beliebt, SPD verliert 
Eine Infas-Umfrage zur Halbzeit der 
Landesregierung ergibt ein unein- 
heitliches Bild. Zwar geben 40% der 
Bevölkerung an, ihre wirtschaftliche 
Lage sei seit 1994 "gleich gut  ge- 
blieben" (weitere 10% nennen sie 
"gleich schlecht"); 30% schätzen 
ihre Situation heute sogar als besser 
ein. Trotz dieser relativen subjekti- 
ven Zufriedenheit meinen 50% der 
Befragten, eine Große Koalition hät- 
te mehr erreichen können. 

Bei der "Sonntagsfrage" verliert 
die SPD gegenüber der Landtags- 
wahl drei Prozentpunkte und 
kommt nur noch auf 31%. die CDU 
verbessert sich um etwa anderthalb 

Prozentpunkte und wird mit  36% 
wieder stärkste Partei. Die PDS bleibt 
stabil - mit  geringen Verlusten - bei 
19%. Profitieren können nach dieser 
Umfrage die Grünen, die fast drei 
Prozentpunkte hinzugewinnen kön- 
nen und auf 8% kommen. FDP, DSU 
und andere wären demnach nicht 
im Landtag vertreten. 

In dieser Umfrage, die zugleich 
die Popularität von Reinhard Höpp- 
ner beweist (47% wünschen ihn als 
Ministerpräsidenten, nur 27% Chri- 
stoph Bergner), schlägt sich deutlich 
die organisatorische Schwäche der 
SPD nieder. Sie wird bis zum und im 
Landtagswahlkampf 1998 noch Er- 
hebliches auf die Beine stellen müs- 
sen, um als Partei von Regierungser- 
folgen und vom Ansehen des Mini- 
sterpräsidenten zu profitieren. 

Magdeburg - 
tatsächlich e in  "Modell"? 
Sachsen-Anhalt ist kein Modell - je- 
denfalls nicht fürs Regieren. Was 
hier passiert, ist allenfalls ein Modell 
für den Übergang: nämlich von der 
völligen Ausgrenzung der PDS hin 
zum normalen Umgang unter den 
Parteien. 

Die PDS befindet sich auch in 
Sachsen-Anhalt in einem zähen, 
schmerzhaften Wandlungsprozeß. 
Sie ist keineswegs durchweg als lin- 
ke Kraft einzuschätzen. Gerade an 
der kommunalen Basis vertritt sie 
häufig eine strukturkonservative Kli- 
entel, die für ostdeutschen Regio- 
nalchauvinismus ansprechbar ist. In 
der Landtagsfraktion dominieren 
dagegen reformfreudige, darunter 

auch zahlreiche jüngere Politikerin- 
nen und Politiker. Ein besonderes 
Phänomen in Sachsen-Anhalt ist der 
Versuch belasteter Stasifunktionäre, 
PDS-Mitglieder, die in der DDR zur 
Opposition gehörten und heute 
über Gefängnisaufenthalte berich- 
ten, wegen parteischädigenden Ver- 
haltens aus der Partei zu drängen. 
Diese besondere Form von "Vergan- 
genheitsbewältigung" wird eben- 
falls zum innerparteilichen Klärungs- 
prozeß beitragen. 

Die PDS versucht partiell, sich ne- 
ben den Grünen als radikalökologi- 
sche Kraft zu etablieren und die nor- 
malen Widersprüche in der Koalition 
auszunutzen. Sollte damit die Ab- 
sicht verbunden sein, die Grünen 
aus dem Parlament zu drängen, um 
sich bei der nächsten Wahl als SPD- 
Partner unentbehrlich zu machen. 
dann kann diese Taktik auch ausge- 
sprochen kontraproduktiv sein: 
ohne Verstärkung durch die Grünen 
ist die PDS als sehr starker Partner 
für die SPD noch schwerer zu ver- 
kraften. 

1998 wird in Sachsen-Anhalt ge- 
wählt, nur wenige Monate vor der 
Bundestagswahl. Dann wird es - so 
oder so - im Land Entscheidungen 
über die Zukunft des "Magdeburger 
Modells" geben. In diesem Sommer 
war die SPDIPDS-Debatte abstrakt, 
weil keine Kooperationsentschei- 
dung anstand. Das wird im Sommer 
1998 anders sein. Ist die SPD im 
Bund in dieser Frage dann nicht 
handlungsfähig, wird sie im Bundes- 
tagswahlkampf wieder nur die Ge- 
triebene sein. 

intern 

Liebe Leserinnen und Leser, 

spw entwickelt sich weiter, auch in 
der äußeren Gestaltung. Seit Heft 89 
ist das Seitenlayout modernisiert 
und die Artikel im Schwerpunkt sind 
jetzt zwei- statt dreispaltig. An der 
Schrift basteln wir noch. Demnächst 
wird auch die Titelseite renoviert 
werden. Bei allen - inhaltlichen und 
gestalterischen - Weiterentwicklun- 
gen der spw versuchen wir, Kritik 

und Anregungen zu berücksichti- 
gen, die uns von Leserinnen und Le- 
sern erreichen. Diese sind aber sehr 
spärlich gesät. Darum hier die Auf- 
forderung: wer Kritik oder Vorschlä- 
ge hat, teile sie uns bitte mit, weil 
Gedanken lesen können wir nicht. 

Weil wir es im Impressum mehr- 
mals vergessen haben, hier auch 
noch mal der Hinweis auf die Inter- 
net-homepage, die spw seit Anfang 
des Jahres hat, und die künftig re- 

gelmäßig mit  aktuellen Artikeln be- 
stückt sein soll: 
http://www.koeln-online.de/spw/ 

Die aktuellen Preise der spw gel- 
ten seit 1994, also bald drei Jahre. 
Ab 1997 werden wir sie leider erhö- 
hen müssen, um steigende Kosten, 
insbesondere auch Postentgelte, 
aufzufangen. Dabei werden wir 
Abonnentlnnen, die per Lasteinzug 
zahlen, eine Ermäßigung gewähren, 
weil dieses Verfahren für uns we- 
sentlich einfacher und kostengünsti- 
ger ist. Umstellung lohnt sich also 
für alle Beteiligten. Die neuen Preise 
sind: Abo normal 63 DM, bei Last- 
schrift 60 DM; Abo ermäßigt 55 
DM, bei Lastschrift 52 DM; Abo Aus- 
land 66 DM; Einzelpreis 9.50 DM. 

Ralf Krämer 

SOZIALE STRUKTUREN UND KRÄFTE 

s eit den 1980er Jahren wird er- 
neut diskutiert, ob sich in fort- 
geschrittenen Gesellschaften 

die Klassengegensätze des 19. Jahr- 
hunderts endgültig auflösen. Zum 
einen wird gefragt, wie weit der alte 
Gegensatz zwischen Lohnarbeit und 
Kapital zurückgedrängt wird durch 
neue, sog. postindustrielle Konfliktli- 
nien um Fragen der Ökologie, des 
Geschlechterverhältnisses, der Mul- 
tikulturalität, des Friedens usw. Zum 
anderen wird mit  der Theorie der In- 
dividualisierung eine Entstrukturie- 
rung bzw. Auflösung der historisch 
gewordenen Zusammenhänge und 
Abgrenzungen behauptet, insbe- 
sondere auch von Ulrich Beck (1 986, 
140). 

Was sich auflöst, sind vor allem 
theoretische Gewißheiten. In diesem 
Vakuum greifen viele nach wohlfei- 
len Supermarktangeboten, die nur 
noch eine einzige Tendenz zur 
Schau stellen: die Wonnen der Er- 
lebnisgesellschaft, die Abgründe der 
Zwei-Drittel-Gesellschaft oder die 
Rückkehr zu den guten alten konser- 
vativen Tugenden der Selbstbe- 
schränkung. Während diese drei 
Perspektiven weltanschauliche Kon- 
junktur haben, scheint eine vierte 
zum unverkäuflichen Ladenhüter 
geworden zu sein: die solidarische 
Gesellschaft. Den Vertretern des so- 
zialdemokratischen Wohlfahrtsstaa- 
tes scheint dessen Grundlage, der 
prosperierende Wirtschaftsstandort, 
endgültig abhandengekommen zu 
sein. 

Die Suche nach neuen 
Konzepten 
Demgegenüber kann das Konzept 
der lndividualisierung auf eine selte- 
ne Erfolgsgeschichte zurückblicken. 
Es scheint die früheren großen Inte- 
grationsideologien zu verdrängen, 
insbesondere die katholische Part- 
nerschaftslehre und die sozialisti- 
sche Konfliktlehre. Das Vokabular 
der lndividualisierung wird nicht nur 
in Wissenschaft und Öffentlichkeit 
verwendet. Es ist auch tief in die All- 
tagssprache eingedrungen. Nur 
scheint es, daß jeder darunter etwas 
anderes verstehen kann: mehr ei- 
genständige Orientierung oder 
mehr Haltlosigkeit, mehr Bildungs- 
und Geschmackskultur oder mehr 
Teilhabe an der Konsum- und Frei- 
zeitvielfalt, mehr Eigenverantwor- 
tung oder mehr Eigensucht, mehr 
Privilegien oder mehr soziale Risiken. 

Die Vieldeutigkeit des Konzepts 
ist das Geheimnis seines Erfolgs bei 

so vielen verschiedenen sozialen Mi- 
lieus. Sie beruht darauf, daß ,,Indivi- 
dualisierung'' zunächst nichts ande- 
res bezeichnet als eine negative Ab- 
grenzung gegen das Bild einer ge- 
schlossenen Gesellschaftsordnung, 
in der große und kleine Kollektivitä- 
ten - der Staat, die Weltanschauun- 
gen, die Klassenmilieus, die Nach- 
barschaften, Familien usw. - das 
Verhalten und die Lebenschancen 
der Individuen von außen, diszipli- 
nierend oder fürsorglich, steuern 
oder uniformieren. 

Der Eindruck des gesellschafts- 
theoretischen Vakuums ist allerdings 
nur teilweise richtig. Viele Autoren, 
nicht zuletzt Ulrich Beck (etwa im 
Spiegel vom 13. Mai 1996), be- 
schreiben sehr klar, daß die Risiko- 
gesellschaft die eines international 
enthemmten Kapitalismus ist. Dem- 
n a ~ h ~ s c h e i n t  sich nicht die 'Logik 
des Kapitals', sondern die der 'sozia- 
len Gegenmächte', die ihn zeitweilig 
in Schach hielten, aufzulösen. 

Ratlosigkeiten über Konzepte, 
mi t  denen der Kapitalismus sozial 
und politisch zu ,,regulierenu sei, 
sind nicht neu. In allen kritischen 
Übergangsphasen des modernen 
Kapitalismus wurde das Gefüge der 
sozialen Arbeitsteilung, der sozialen 
Gruppen, Kulturen und Klassen und 
der internationalen Beziehungen de- 
rangiert und eine konflikt- und risi- 
koreiche Suche nach neuen Arran- 
gements ausgelöst. 

Ein Beitrag zu dem heutigen KIä- 
rungsprozeß könnte sein, die pau- 
schalen Thesen von der Vielfalt und 
Vielschichtigkeit der sozialen Mi- 
lieus, Lager und Trennlinien ('cleava- 
ges') durch ein konkretes Bild der 
Gesellschaft zu überwinden, wel- 
ches die Proportionen und Konfigu- 
rationen der verschiedenen Gruppen 
und Tendenzen empirisch benennt. 
Um dies zu versuchen, haben wir in 
mehrjährigen Forschungen und ei- 
ner repräsentativen Befragung eine 
,,soziale Gesamtlandkarte" erarbei- 
tet, in der erstmals die Lage, Größe 
und Veränderung der (west) deut- 
schen Klassenmilieus, ihrer Mentali- 
täten, Kohäsionsformen und ökono- 
mischen Lagen festgestellt werden 
konnten. In sie können auch die ge- 
nannten Tendenzen übersichtlich 
und in ihrer tatsächlichen Größe ein- 
geordnet werden. 

A l te  und neue Konfl ikt l in ien 
In der deutschen Geschichte haben 
immer wieder, und nicht erst heute, 
wirtschaftliche Modernisierungen, 

Zwischen Klassen- 
gesellschaft und 

lndividualisieruna 
J 

Die alten und  die neuen Landkarten der 
sozialen und  politischen Milieus 

von Michael Vester* 

verbunden mit großen Gebietsver- 
änderungen, schwierige gesell- 
schaftliche Wandlungen eingeleitet 
und die politischen und sozialen Ak- 
teure vor kaum lösbare Aufgaben 
der inneren Integration und der au- 
ßenpolitischen Orientierung gestellt. 
Das 1945 untergegangene preu- 
ßisch-deutsche Reich war von einer 
Vielzahl historischer Konfliktlinien 
überfordert gewesen. Es hatte nicht 
nur bei seiner Gründung die Gräben 
zwischen protestantischen und ka- 
tholischen, modernen und traditio- 
nalen, städtischen und ländlichen, 
bäuerlichen und großagrarischen 
Regionen und Lebenswelten geerbt 
- und ebenso den Gegensatz zwi- 
schen der preußischen Metropole 
und der Provinz. Die kapitalistische 
Industrialisierung modernisierte und 
verstärkte auch die Klassenpolaritä- 
ten, und große Wanderungen akti- 
vierten die mit  den Annektionen 
französischer, slawischer und däni- 
scher Gebiete bereits erhöhte Viel- 
falt ethnisch-kultureller Gruppen. 

Die großen gesellschaftlich-poli- 
tischen Klassenmilieus, deren Erosi- 
on Beck 1986 feststellte, waren in 
der Verdichtung dieser Konfliktlinien 
nach 1871 entstanden. M. Rainer 
Lepsius (1 973) unterschied vier sol- 
che Milieus: das katholische, das 
konservative, das bürgerlich-prote- 
stantische und das sozialdemokra- 
tisch-protestantische Milieu. Jedes 
dieser Milieus beschreibt Lepsius als 
eine Art Tandem zwischen bestimm- 
ten lebensweltlichen Milieus und ih- 
ren politisch-ideologischen Füh- 
rungsgruppen. Die lntegrationskraft 
bzw. kulturelle Hegemonie dieser 
politischen Eliten war jedoch nicht 
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krisenfest. Sie reichte nicht aus, in 
der Weimarer Republik einen dauer- 
haften Konsensus demokratischer 
politischer Kultur miteinander zu 
stabilisieren und die jüngere Gener- 
ation zu binden, die vom raschen 
Wandel der Lebensstile und sozialen 
Deklassierungen verunsichert war. 
Zudem war die von Weber schon 
vorausgeahnte Konstellation von 
Massendemagogie und der Sehn- 
sucht eines Teils des Großbür- 
gertums ,,nach dem Erscheinen ei- 
nes Cäsar, der sie schirme" (Weber 
1988a, 21, vgl. 1988b. 393), eine 
wichtige Voraussetzung der natio- 
nalsozialistischen Machtergreifung. 

Die nach 1945 entstandene 
neue Konstellation entlastete die 
beiden Nachfolgestaaten von vielen 
historischen Konfliktlinien. Der lange 
Aufschwung des Nachkriegskapita- 
lismus entschärfte die Verteilungs- 
konflikte. Vor allem in Westdeutsch- 
land bildete sich ihre Konflikt-und 
Integrationsfähigkeit der politischen 
Klasse aus. Lepsius (1 974, 268): ,,Die 
Sozialstruktur der Bundesrepublik ist 
in vieler Hinsichtvon den traditionel- 
len Konflikten des Deutschen Rei- 
ches entlastet; einige sind aufgelöst, 
wie der Konflikt mit  den feudal-kon- 
servativen Großagrariern; andere 
haben an Bedeutung verloren, wie 

SOZIALE STRUKTUREN UND KRÄFTE 

der Konfessionskonflikt und die re- 
gionalen Spannungen; geblieben, 
wenngleich wesentlich gewandelt, 
sind die Konflikte zwischen den so- 
zialen Schichten und Statusgrup- 
pen." 

Von  der  In tegrat ion zur Spal- 
t u n g  der  M i t t e  
Möglich wurde eine historisch neu- 
artige ,,Öffnung des sozialen Raums" 
(Merleau-Ponty), der erst in den 
1970er Jahren wieder Tendenzen 
der sozialen ,,Schließung" (Weber) 
entgegenzuwirken begannen. In der 
Sozialstruktur waren diese Dynami- 
ken mit vier nacheinander einsetzen- 
den Veränderungsbewegungen ver- 
bunden. 

(1) Teilhabe. In den 1950er und 
1960er Jahren konnten sich die Ar- 
beitnehmer die Teilhabe am 'Wirt- 
schaftswunder' durch Arbeitszeit- 
verkürzungen sowie höhere Lohn-, 
Konsum-, Sozial-und Bildungsstan- 
dards erkämpften (sog. 'Fordis- 
mus'). Während die traditionellen 
Agrar- undlndustrieberufe der kör- 
perlichen Arbeit radikal schrumpf- 
ten, wuchs die Mitte der Facharbei- 
ter und qualifizierten Angestellten. 
Dies führte zum ,,sozialhistorischen 
Bruch" (Mooser, 1984) der 1960er 
Jahre. Es entstand eine interessen- 

bewußte ,,Arbeitnehmergesell- 
schaft" (Lepsius), in der die histori- 
schen Differenzen zwischen Arbei- 
tern und Angestellten, Protestanten 
und Katholiken und den verschiede- 
nen Berufs- und Regionalmilieus er- 
heblich abnahmen. Verbindend war 
ein gemeinsames Selbstbewußtsein, 
gegründet auf Fachkönnen, er- 
kämpfte Rechte und die Überwin- 
dung der proletarischen Lebenswei- 
se der Not, Enge und Unterordnung 
(Niethammer, 1983 ff.). Die 'Entpro- 
letarisierung' war also keineswegs 
nach rückwärts, auf eine 'kleinbür- 
gerliche' oder 'mittelständische' 
Mentalität gerichtet, sondern auf 
ein modernes, 'meritokratisches' 
(Young, 1958) Bewußtsein der eige- 
nen Arbeitsleistung, für die eine um- 
fassende Teilhabe an den sozialen 
Chancen verlangt wurde. 

(2) Individualisierung. In der jü n- 
geren Generation, die in  den neuen 
Sozial- und Kulturstandards groß 
wurde, erreichte dieser ,,Wertewan- 
del" seit den 1960er Jahren eine 
neue Stufe der Mentalitätsentwick- 
lung, die sog. ,,lndividualisierung". 
Nach den ,,objektivenn Klassenver- 
hältnissen änderten sich auch die 
,,kulturellen" Klassenverhältnisse. 
Das enorme Schrumpfen der tradi- 
tionalen Agrar- und lndustrieberufe 

m o d e r n e  Mitte traditional 

T e c h n o k r a t i s c h e s  M i l i e u  
"Distinktion" 

A r b e i t n e h m e r -  

20%+24% 

T r a d i t i o n s l o s e s  
A r b e i t e r m i l i e u  

9%+12% 

M A G A Z I N  

Presse als auch für konservative Poli- 
tiker ein völlig normaler und un- 
spektakulärer. Hingegen ist die Ak- 
zeptanz für eine konsequent ökolo- 
gische Politik in Sachsen-Anhalt 
noch geringer als in Westdeutsch- 
land. Im Gegensatz zu den alten 
Bundesländern, w o  Umweltschutz 
verbal akzeptiert und auch in kon- 
servative Politikmodelle integriert 
ist, wird er von Wirtschaftsverbän- 
den und CDU in Sachsen-Anhalt 
häufig pauschal als Kostenfaktor 
und Standortnachteil begriffen. Ei- 
nen pragmatischen Umgang mit 
dem Bündnis 90/Die Grünen und 
dem von Heidrun Heidecke geführ- 
ten Ministerium für Raumordnung, 
Landwirtschaft und Umwelt haben 
die meisten Verbände noch nicht 
entwickelt. 

Die Grünen erleben aufgrund ih- 
rer minimalen Mitgliederbasis und 
des sehr schwachen Wahlergebnis- 
ses (5,1°h) noch stärker als die SPD 
das Fehlen einer aktiven gesell- 
schaftlichen Basis für Rot-Grün. Ge- 
ringe Bereitschaft zu bürgerschaftli- 
chem Engagement - am ehesten 
ausgeprägt noch in sozialen und Be- 
schäftigungsprojekten - führt  dazu, 
daß ein Unterbau an Initiativen und 
vernetzten Interessen fehlt, der die 
Regierung trägt und gleichzeitig for- 
dert. Ganz im Gegensatz zu dem 
aus den Zeiten der "Runden Tische" 
geretteten Anspruch auf Rückkop- 
pelung mi t  den Betroffenen ist das 
rot-grüne Projekt in Sachsen-Anhalt 
in Wahrheit ganz wesentlich "von 
oben" bestimmt. Dieses strukturelle 
Problem der Koalition wird nicht zu 
beheben sein, wenn nicht zuerst die 
Parteistrukturen entwickelt werden, 
die eine institutionalisierte Dialogfä- 
higkeit in die Gesellschaft hinein erst 
schaffen können. 

~ e f o r m p o l i t i k  für e i n  deindu- 
strialisiertes Land 
Daß die politischen Differenzen zwi- 
schen den Koalitionspartnern ande- 
re Dimensionen haben und anders 
ausgetragen werden als in anderen 
rot-grünen Landesregierungen, ist 
auch auf völlig unterschiedliche 
wirtschaftliche und soziale Rahmen- 
bedingungen zurückzuführen. Klas- 
sischerweise kreisen Konflikte in rot- 
grünen Regierungen u m  die Frage, 
wie einerseits in bestehende, ent- 
wickelte lndustriestrukturen die Lo- 
gik nachhaltiger Entwicklung einge- 
führt werden und andererseits unter 
den Bedingungen immer neuer Pro- 
duktivitätsschübe und einer tenden- 

ziellen Globalisierung das jeweilige 
Beschäftigungs- und soziale Niveau 
gehalten werden kann. In Sachsen- 
Anhalt geht es darum, diese gesell- 
schaftlichen Ziele vor dem Hinter- 
grund einer praktisch abgeräumten 
lndustrielandschaft mi t  radikalen 
Umbrüchen und unterentwickelter 
lnfrastru ktur zu verwirklichen. Rot- 
grüne Reformpolitik unter solchen 
Bedingungen bedeutet, eine Gleich- 
zeitigkeit von Aufbau und Umsteu- 
ern anzustreben. Begünstigt wird 
dieses Projekt durch die Offenheit 
und Gestaltbarkeit der Situation, er- 
schwert wird es dadurch, daß die 
Förderung von Investitionen und die 
Schaffung von Arbeitsplätzen noch 
drängender ist als in westdeutschen 
Bundesländern und damit bestimm- 
te Prioritäten der Landespolitik dik- 
tiert werden. Anders ausgedrückt: 
der Standortdruck ist höher als an- 
dernorts, aber die Möglichkeiten zu 
entscheiden, wie der Standort ein- 
mal aussehen soll, sind dafür auch 
größer. 

Sachsen-Anhalt hat nach dem 
Ende der DDR praktisch seine ge- 
samte industrielle Basis verloren. 
Weder das "Chemiedreieck" um 
Wolfen und Bitterfeld noch die um- 
fangreiche Maschinenbauprodukti- 
on im Raum Magdeburg hat die Ab- 
wicklung durch die Treuhand mi t  
mehr als Restbeständen überlebt. 
Die Agrarindustrie ist stark ge- 
schwächt, der Aufbau einer durch 
bäuerliche Betriebe geprägten Land- 
wirtschaft hat noch keine großen Er- 
folge erzielt. Die Arbeitslosigkeit ist 
in Sachsen-Anhalt mi t  17,5% (Juli 
1996) bundesweit am höchsten und 
liegt noch deutlich über der des 
noch strukturschwächeren Mecklen- 
burg-Vorpommern, das durch die 
Stützung seiner Werftindustrie bei 
16,3% liegt. Innerhalb Sachsen-An- 
halts ist die Arbeitslosigkeit am 
höchsten im Arbeitsamtsbezirk 
Sangerhausen mi t  20.9%. (In San- 
gerhausen wurde kürzlich der PDS- 
Kandidat zum Oberbürgermeister 
gewählt.) 

In dieser Situation greifen jeden- 
falls in der Ansiedlungspolitik quali- 
tative und strukturelle Ansprüche 
nicht. Die Politik des von der PDS nur 
mit  Mühe ertragenen Wirtschaftsmi- 
nisters und früheren Treuhandma- 
nagers Klaus Schucht (SPD) er- 
schöpft sich, wie könnte es anders 
sein, in der Förderung jeder sich bie- 
tenden lnvestitionschance und im 
Einsatz von "Staatsknete" zur Ret- 
tung bedrohter Betriebe - durchaus 

nicht ohne Erfolg. Bei den ausländi- 
schen Direktinvestitionen nahm 
Sachsen-Anhalt 1995 mit 225 Mil- 
lionen DM den Spitzenplatz unter 
den ostdeutschen Ländern ein. Auch 
Bündnis 90/Die Grünen haben unter 
dem Eindruck von Massenarbeitslo- 
sigkeit und Monostrukturen im Ko- 
alitionsvertrag den vorübergehen- 
den Erhalt der Chlorchemie ge- 
schluckt. M i t  der Ansiedlung von 
Dow Chemical kann Schucht einen 
seiner spektakuläreren Erfolge vor- 
weisen. 

Die Bevölkerung Sachsen-An- 
halts ist, ebenso wie die der anderen 
ostdeutschen Bundesländer, exi- 
stentiell auf die Fortführung von Ar- 
beitsbeschaffungsmaßnahmen in 
dem bisherigen Umfang angewie- 
sen. Der Vorschlag der ostdeutschen 
CDU-Bundestagsabgeordneten, die 
Bezüge der ABM-Kräfte weiter zu 
kürzen, um einen "Anreiz" zur Rück- 
kehr in den "ersten Arbeitsmarkt" zu 
schaffen, ist abwegig und zynisch. 
ABM sind längst ein öffentlich finan- 
zierter, notwendiger Bestandteil des 
Arbeitsmarktes in Ostdeutschland 
geworden, ohne den die Arbeitslo- 
sigkeit dramatische Ausmaße an- 
nehmen würde. Schwerpunkt der 
Fördermaßnahmen in  Sachsen-An- 
halt ist ein Arbeitsmarktprogramm 
für Frauen. Sachsen-Anhalt hat sich 
zudem ein besonders weitreichen- 
des (und kostenintensives) Kinderta- 
gesstättengesetz gegeben. 

Infrastruktur als Reformfeld 
Auf anderen Politikfeldern kommen 
Reformansätze deutlicher zum Tra- 
gen. In der lnfrastrukturpolitik ver- 
sucht die rot-grüne Regierung, die 
Einheit von Aufbau und Umsteuern 
zu praktizieren. So werden in der 
Verkehrspolitik im Gegensatz zu an- 
deren Ländern (etwa zu Branden- 
burg) keine Bahnstrecken stillgelegt. 
Die Landesregierung unterstützt In- 
vestitionen in den Schienenverkehrs- 
wegebau, in den Waggonbau und 
fördert mit  einem Schnittstellenpro- 
gramm die Vernetzung der Öffentli- 
chen Verkehrsmittel. In der Umwelt- 
politik ist ein ehrgeiziges "Ökologi- 
sches Verbundsystem" zur Vernet- 
zung der vorhandenen Naturschutz- 
gebiete geplant. Während der EXPO 
2000 sollen in der "Korrespondenz- 
region" Wolfen - Bitterfeld - Dessau 
exemplarische Projekte der "Versöh- 
nung von Ökonomie und Ökologie" 
und der zukunftsfähigen Nutzung 
einer von der Industrialisierung ge- 
beutelten Kulturlandschaft gezeigt 

"Fundamental- 
opposition mag ihre 
Berechtigung 
haben, w o  Landes- 
kassen pra l l  gefül l t  
sind. Angesichts 
leerer Kassen halte 
ich die Polit ik der  
PDS-Fraktion für 
sachgerechter. " 
Jens Bullerjahn, 
Parlamentarischer 
Geschäftsführer der 
SPD-Landtags- 
fraktion 
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Halbzeit im "Land 
der Reformen" 
Zwei Jahre "Magdeburger Modell" 

von Martin Krems* 

"Ich habe keine 
Angst vor dem 

Schlagwort , Links- 
ruck', ich habe auch 

übrigens keine 
Angst vor dem j a  

noch i m  Programm 
der SPD von 7989 

stehenden Wort 
,Sozialismus'. Ich 

glaube immer noch 
daran, daß die 

l inken Antworten 
die zukunftsweisen- 

den sind." 
Reinhard Höppner, 

Ministerpräsident 

B ergfest" in Magdeburg: mit  ei- 
nem klassischen Konzert im 

r r  Magdeburger Dom feierte die 
rot-grüne Landesregierung die er- 
folgreich überstandene erste Hälfte 
der Legislaturperiode. Der von den 
Organisatoren gefürchtete Spott 
blieb aus: das Minderheitskabinett 
Höppner, das mußten selbst konser- 
vative Kommentatoren feststellen, 
zeichnet sich durch erstaunliche Sta- 
bilität aus - zumal im Kontrast zu 
drei skandalträchtigen CDUIFDP-Re- 
gierungen, die sich zuvor innerhalb 
von nur vier Jahren verschlissen hat- 
ten. Und ein gewisser Respekt vor 
dieser Leistung drückte sich eben 
auch darin aus, daß der selbstbe- 
wußte Festakt im Dom kaum auf Kri- 
tik stieß. 

Allerdings erschöpft sich in der 
neu aufgeflammten Debatte über 
eine Kooperation von SPD und PDS 
das Interesse an Sachsen-Anhalt 
praktisch in der nackten machtpoli- 
tischen Konstellation. Wer das 
"Magdeburger Modell" ins Spiel 
bringt, will meist entweder den 
Machbarkeitsnachweis für Koopera- 
tionsprojekte erbringen oder aber 
die De-facto-Tolerierung zur aller- 
letzten Haltelinie vor der formellen 
Koalition erklären. Sachsen-Anhalt 
ist meist nicht mehr als eine Chiffre 
für ein bestimmtes Maß an PDS-An- 
näherung. 

Das Land und das politische Pro- 
jekt sind aber mehr wert als eine 
symbolische Debatte, und Politik in 
Sachen-Anhalt hat mehr Facetten 
als die Rolle der PDS. Welchen re- 
formpolitischen Gehalt hat Regie- 
rungspolitik in  Sachsen-Anhalt, in 
welcher sozialen, parteipolitischen 
und parlamentarischen Konfigurati- 
on  wird sie entwickelt? Erst im Rah- 
men dieser umfassenden Fragestel- 
lung kann untersucht werden, war- 

* Martin Krems, Historiker, Regierungsangestellter in Sachsen- 
Anhalt, lebt in Magdeburg 

um in Sachsen-Anhalt eine politi- 
sche Kultur entsteht, in der ein an- 
derer Umgang mit der PDS möglich 
ist als anderswo. 

1994: 
euphorische Aufbruchst immung 
Nach der Landtagswahl 1994, die 
SPD und Grünen zusammen mehr 
Sitze einbrachte als der CDU, ent- 
schied sich die Spitze der Landes- 
SPD für eine rot-grüne Minderheits- 
regierung. Diese Richtungsentschei- 
dung wurde getragen von einer 
Aufbruchstimmung an der Parteiba- 
sis und - in einem kurzfristigen An- 
fall von Handlungsfähigkeit - tole- 
riert von der Bundesspitze der SPD. 
"Da blieb mir ja gar nichts anderes 
übrig als mitzugehen, wobei mir 
nicht ganz klar war, ob der SPD 
wirklich bewußt war, auf was sie 
sich da einläßt", sagt im Rückblick 
Hans-Jochen Tschiche, Fraktionsvor- 
sitzender von Bündnis 90/Die Grü- 
nen. Das Regierungsmodell sollte 
sich nach damaliger offizieller Lesart 
auf wechselnde Mehrheiten im 
Landtag stützen; heute spricht auch 
der SPD-Landes- und Fraktionsvor- 
sitzende Rüdiger Fikentscher ganz 
offen von der "Tolerierung durch die 
PDS". Begründet wird diese Entwick- 
lung mit der "Verweigerungshal- 
tung" der CDU (die mittlerweile al- 
lerdings auch taktische Varianten 
des parlamentarischen Umgangs 
mit der SPD erprobt). 

Vertrauen aus gemeinsamer 
Oppositionszeit 
Das Klima der Zusammenarbeit zwi- 
schen SPD und Grünen ist gut. 

Allein diese schlichte Tatsache 
macht die Magdeburger Landesre- 
gierung zu einem Unikat. Situatio- 
nen wie in den Koalitionen von Düs- 
seldorf oder ehedem in Berlin, in de- 
nen die Partner sich von einem 
Knackpunkt zum nächsten hangeln 
und mit teilweise brachialen Aktio- 
nen versuchen, ihre jeweilige Identi- 
tät zu inszenieren, sind in Sachsen- 
Anhalt bislang nicht aufgetreten. 
Zur Erklärung dieses Phänomen 
reicht der für rot-grünes Selbstver- 
ständnis und Selbstdarstellung in 
Sachsen-Anhalt stets beschworene 
"andere Politikstil" nicht aus. Weder 
Höppners Anspruch, einen auf Dia- 
log angelegten, kooperativen Füh- 
rungsstil zu pflegen, noch der Wille 
beider Parteien zum gemeinsamen 
Erfolg erklärt die ausgeprägte Ko- 
operations- und Kompromißbereit- 
Schaft. 

MAGAZIN 

Eine wesentliche Ursache ist, daß in 
Sachsen-Anhalt - in krassem Gegen- 
satz etwa zu Nordrhein-Westfalen - 
die Protagonisten der beiden Partei- 
en nicht aus unterschiedlichen poli- 
tischen und sozialen Milieus zuein- 
ander gekommen sind. Die Aktiven 
beider Parteien kennen sich zumeist 
aus oppositionellen Netzwerken der 
DDR; ihre Gegenüber in CDU und 
PDS dagegen ähneln sich strukturell 
durch ihre ungebrochenen Elite-Bio- 
graphien. Nur vor diesem Hinter- 
grund konnten Kooperationsmetho- 
den von SPD und Grünen entstehen 
wie regelmäßige gemeinsame Bera- 
tungen der Fraktionsarbeitsgruppen 
oder das im Koalitionsvertrag festge- 
schriebene gemeinsame Vorschlags- 
recht für bestimmte Kabinettspo- 
sten. 

PDS will Regierung und Opposi- 
t i o n  zugleich sein 
Die Sachzusammenarbeit mit  der 
PDS im Rahmen der Tolerierung ist 
von ihrem Charakter her nicht ver- 
gleichbar mit  dem Zusammenwir- 
ken von Koalitionspartnern. Zwar ist 
an einzelnen Vorhaben der Regie- 
rung nach ihrer parlamentarischen 
Beratung teilweise deutlich die Mit- 
sprache der PDS erkennbar; Ini- 
tiativen ihrer Fraktion gehen aber 
oft  auch im Landtag einfach unter 
oder werden von den Koalitionsfrak- 
tionen im Sinne der Regierung ab- 
geändert. Trotz der Stabilität der Re- 
gierung und der relativ störungs- 
freien Umsetzung des Koalitions- 
vertrages sind die Schwächen und 
der Übergangscharakter des - teil- 
weise schon idealisierten - Konzepts 
der Minderheitsregierung nicht zu 
übersehen. Zu groß ist die Ver- 
suchung für die PDS, gestalterisch 
Einfluß auf die Regierungspolitik zu 
nehmen und sich gleichzeitig als 
Oppositionsfraktion in kritischer 
Distanz zur Regierungspraxis zu pro- 
filieren. Diese Konstellation ist für 
die Regierungsparteien auf Dauer 
auszehrend. Niemand zweifelt aber 
heute in  Sachsen-Anhalt daran, daß 
Rot-Grün die laufende Legislatur- 
periode übersteht. 

Rot-Grün f e h l t  sozialer Träger 
In Sachsen-Anhalt selbst wird das 
Magdeburger Bündnis zunächst 
einmal als rot-grüne Koalition wahr- 
genommen; im Unterschied zum 
bundesdeutschen Blickwinkel steht 
die Tolerierung durch die PDS nicht 
im Mittelpunkt. Ohnehin ist der 
Umgang mit der PDS sowohl für die 
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und die ebensostarke Zunahme der 
Berufe mit  hohem Bildungskapital 
war die Grundlage einer Wanderung 
von Millionen jüngeren Männern 
und Frauen in neue soziale und kul- 
turelle Milieuerfahrungen. Die ,,neu- 
en Berufe" mit  ihren größeren Erfah- 
rungshorizonten verfünffachten 
sich, die Studierendenzahlen ver- 
zehnfachten sich bis in die 60er Jah- 
re. Das Wachstum ,,urbaner Lebens- 
stile", ertrotzt gegen die kulturellen 
und politischen Restriktionen ,,von 
gestern", motivierte offensichtlich 
auch nachhaltige Mentalitäts- und 
Verhaltensänderungen. 

In den meisten Sozialmilieus 
wurden die Werte der Selbstbestim- 
mung. der Selbstverwirklichung und 
auch der sozialen Mitverantwortung 
wesentlich. Nach der vorliegenden 
Forschung bedeutet Individualisie- 
rung vor allem mehr Selbstbestim- 
mung, d. h. (1 ) ,, Kompetenzerweite- 
rung" durch Bildungsreformen und 
erweiterte Erfahrungshorizonte; (2) 
,,partizipatorische Revolution", jene 
unglaublich gewachsene Bereit- 
schaft zur Mitbestimmung am Ar- 
beitsplatz, in Bürgerinitiativen und 
in direkter Politik, verbunden mit 
Mißtrauen gegenüber der institutio- 
nellen Politik; (3) ,,Selbstverwirkli- 
chung", nicht nur in ihren hedonisti- 
schen Varianten, sondern, beson- 
ders bei den Frauen, als emanzipato- 
rische Entwicklung der Person. Indi- 
vidualisierung bedeutet keineswegs 
automatisch den deklassierenden 
Zerfall sozialer Zusammenhänge. 
Nach unseren Erhebungen wurden 
die Gesellungsformen nicht aufge- 
löst, sondern entformalisiert (Vester 
u.a. 1993, 355-387). 

(3) Die sog. ,,neuen soziale Un- 
gleichheiten" (die im Grunde die äl- 
testen sind) verstärkten wieder sich 
mit  der Abflachung des Wirtschafts- 
wachstums in den 1970er Jahren 
(Geißler 1976, Hradil 1987). Wäh- 
rend der Kern der Arbeitnehmerge- 
sellschaft noch gesichert blieb, wur- 
den die sozialen Benachteiligungen 
an die Gruppen mi t  geringer Ver- 
handlungsmacht weitergegeben, 
insbesondere an Frauen, Ausländer, 
Alte, Angehörige bildungsferner Mi- 
lieus und auch den Teil der jüngeren 
Generation, der trotz besserer Aus- 
bildung nur prekäre Beschäftigung 
fand. 

(4) Spaltung der Mitte. Als die 
weltmarkvermittelten Strukturkrisen 
seit den 1980er Jahren auch die Trä- 
gerbranchen des früheren Wirt- 
schaftswunders erfaßten, wurde die 

,,Alte soziale Frage", der Gegensatz 
von Kapital und Arbeit, wieder aktu- 
ell. Damit begann auch die Mitte der 
Arbeitnehmergesellschaft erneut in 
Gewinner und Verlierer der Moder- 
nisierung auseinanderzudriften. 

Soziale Öffnung: 
Individualisierung und plurali- 
sierte Klassengesellschaft 
Die ersten beiden Tendenzen fanden 
einen ausgesprägten Niederschlag 
in unserer ,,Milieu-Landkarte" (die 
die Mentalitätstypen des SINUS-In- 
stituts in den sozialen Raum 
Bourdieus einordnet): die ,,Teilhabeu 
der Arbeitnehmer zeigt sich in der 
sehr großen Mitte von 60%, die ,,In- 
dividualisierung" der nächsten Ge- 
neration an der Zunahme der mo- 
derneren Milieus. Die Klassenmenta- 
litäten sind dadurch aber nicht ver- 
schwunden! Zwar ist im Politischen 
ein ideologisch und intellektuell 
durchgeformtes Klassenbewußtsein 
selten geworden. Aber in der All- 
tagskultur wirken noch eine obere 
(distinktive), eine mittlere (streben- 
de) und eine untere (bescheidene) 
Klassenmentalität fort. ,,Horizontal", 
innerhalb dieser sozialen ,,Etagenu, 
sind die ,,individualisierten" Milieus 
zu Lasten der weniger ,,modernenu 
Milieus erheblich gewachsen, und 
zwar auf etwa 65%. Die ,,lndividuali- 
sierung" ist also wirksam, aber nicht 
als eine absolute Tendenz, sondern 
als eine Art 'Umfärbung' der Klas- 
senmentalitäten (Vester u.a. 1993). 

Dies zeigt sich eindrucksvoll am 
Wandel der ,,Mentalitäten der Mit- 
te", die ganz überwiegend Arbeit- 
nehmermentalitäten sind. Sie haben 
durch einen ,,Masseneffekt der Indi- 
vidualisierung" viel von ihrer tradi- 
tionellen ,,AngepaßtheitU verloren. 
Der nach oben blickende, enge und 
quasi servile Habitus der traditionel- 
len Kleinbürger umfaßt nur noch 
22%. Die Mehrheit besteht aus mo- 
dernen und aufgeschlossenen An- 
gestellten und Facharbeitern, die 
seit den Bildungsreformen in moder- 
nere Aufstiegsmilieus gekommen 
sind (jetzt 24%). und aus einer he- 
donistischen, relativ jugendlichen 
Fraktion von 13%. Nur diese dritte 
Teilgruppe entspricht dem Bild einer 
vorwiegend auf den eigenen Kon- 
sumgenuß orientierten Individuali- 
sierung. Die sozialen Milieus lösen 
sich also nicht nach einem ,,allge- 
meinen Gesetz der Individualisie- 
rung " auf. Alle Milieus deklinieren 
die Individualisierung nach ihrer ei- 
genen Facon. 

In den Phasen der Prosperität 
konnte eine solche dreistufige und 
horizontal pluralisierte Gesellschaft 
keine polarisierenden Konflikte um 
die soziale Frage produzieren. Sie 
besaß in der differenzierten Mitte 
starke kohäsive Kräfte, durch die In- 
dividualisierung aber auch mehr Re- 
formpotentiale. Diese Konstellation 
könnte als 'pluralisierte Klassenge- 
sellschaft' bezeichnet werden: Klas- 
sengesellschaft wegen der vertikalen 
Unterschiede nach Mentalitäten, so- 
zialen Lagen und Macht - plurali- 
siert wegen ihrer großen und vielfäl- 
t ig differenzierten Mitte. 

Soziale Schließung: Die neue 
soziale Schere und d ie  pol i t i -  
schen Mental i täten 
Allerdings verfestigen sich Klassen-, 
Schranken seit den 1970er Jahren 
wieder. Die quasi ständischen 
Schließungspraktiken, mi t  denen die 
Gruppen auf den oberen sozialen 
Leitersprossen verstärkt ihre Exklusi- 
vität sichern, sind, im Sinne Max 
Webers, Hauptmechanismen einer 
neuen Klassenstabilisierung. 

Damit entsteht eine neue verti- 
kale soziale Schere. In vielen Milieus 
schrumpft der Anteil der sozial Gesi- 
cherten, während die Anteile der 
privilegierten Modernisierungsge- 
winner und der Modernisierungs- 
verlierer zunehmen. Was dadurch 
wächst, ist nicht eine zusammen- 
hängende Unterklasse, sondern ein 
heterogenes Feld von sozial benach- 
teiligten Gruppen i m  unteren und 
mittleren Teil der Gesellschafi, die 
als Milieu- und Mentalitätsgruppen 
nicht zusammengehören: Teile einer 
,,neuen Unterklasse" von schlecht 
Ausgebildeten, am Rande zu prekä- 
rer Beschäftigung oder Dauerar- 
beitslosigkeit; benachteiligte Frauen; 
Ausländer und Zuwanderer; durch 
die persönliche Situation (konkret: 
den ,,Vergemeinschaftungsstatus") 
Benachteiligte, z.B. Kranke ohne so- 
ziale Netze, Alleinerziehende, 
Durchschnittsverdienende mi t  Kin- 
dern, durch die Strukturkrisen frei- 
gesetzte Ältere usw. 

Die neue soziale Schere, die die 
relativ integrierte Arbeitnehmerge- 
sellschaft ablöste, brachte nach 
1 989 die gesellschaftspolitische La- 
gerbildung in Bewegung. Als mi t  der 
Öffnung der europäischen Grenzen 
die Weltmarktkonkurrenz ganz nahe 
rückte, wuchsen zunächst die neu- 
en, indirekten Formen des sozialen 
Konflikts - wie die enorme Politik- 
verdrossenheit, der offene Auslän- 

Was dadurch 
wächst, i s t  nicht 
eine zusammenhän- 
gende Unterklasse, 
sondern e in 
heterogenes Feld 
von sozial benach- 
teil igten Gruppen 
i m  unteren und 
mitt leren Teil der 
Gesellschaft, 
d ie  als Milieu- und 
Mentalitätsgruppen 
n icht  zusammen- 
gehören. 
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derhaß oder die jugendkulturellen 
'Krawalle'. Inzwischen werden auch 
die dem arbeitnehmerischen Zen- 
trum der Gesellschaft näheren Kon- 
fliktformen wieder aktueller. 

Die Fragen der sozialen Gerech- 
tigkeit, der Gleichstellung der Frau- 
en, der Multikulturalität, der sog. 
,,politischen Verdrossenheit" und 
der Bereitschaft, sich selber in alten 
oder neuen Formen politisch zu en- 
gagieren, haben wir in unserer Re- 
präsentativbefragung über einen 
sog. ,,Politikstil-Indikator" mit  44 
Statements thematisiert. Aus den 
Cluster- und Faktorenanalysen erga- 
ben sich sieben gut unterscheidbare 
,,Politikstile", die wir dann auch be- 
stimmten sozialen Lagen, Milieus 
und auch Formen des sozialen Zu- 
sammenhalts zuordnen konnten. 

insgesamt wurde deutlich, daß 
die meisten Milieus die neuen und 
die alten sozialen Ungleichheiten 
sehr kritisch beurteilen: Etwa zwei 
Drittel der Bevölkerung, die sich in 
fünf der sieben Typen wiederfinden, 
sind mehr oder minder stark von so- 
zialen und politischen Verhältnissen 
,,verdrossen". Aber die Motive der 
Unzufriedenheit sind je nach Typus 
so verschiedenen, daß wir keines- 
wegs die Tendenz einer einheitli- 
chen Polarisierung zwischen Privile- 
gierten und Deklassierten (in der 
auch die Mitte aufgehen könnte) be- 
haupten können. 

Vier weltanschauliche Haupt- 
tendenzen 
Das Feld teilt sich vielmehr in vier 
weltanschauliche Haupttendenzen, 
die zum Zeitpunkt der Befragung 
(1 991) sogar vier gleich große Lager 
von je etwa 25% der Bevölkerung 
bildeten. Die vier Lager des politi- 
schen Alltagsbewußtseins, die übri- 
gens nicht unmittelbar mit  den poli- 
tischen Parteilagern identisch sind, 
entsprechen den vier großen gesell- 
schaftspolitischen Weltanschauun- 
gen bzw. Ideologien und ihren Kri- 
sen: 
(1) Individualisierung (,,Selbstver- 
wirklichung"), 
(2) Modernisierung (,,industrielle 
Leistungsgesellschaft"), 
(3) konservative Ordnung (,,ständi- 
sche Hierarchie") und 
(4) Deklassierung (,,Zweidrittelgesell- 
schaft"). 

Zwar halten sich diese gesell- 
schaftspolitischen Lager (und mehr 
noch die parteipolitischenLager) 
nicht strikt an die Einteilung der 
neun Alltagsmilieus, aber sie kon- 

zentrieren sich doch in ganz be- 
stimmten Milieuzonen. 

(1 ) Individualisierung. Das Lager 
der 'Kritisch Engagierten' konzen- 
triert sich in den obersten und mo- 
dernsten Milieus. Gerade diese mo- 
derne Avantgarde auf der Sonnen- 
seite der Modernisierung ist nicht in 
ichbezogene Einzelne zerfallen, son- 
dern sozial und politisch besonders 
motiviert. Als jüngere Generation in 
moderneren Berufen und Ausbil- 
dungen hat sie deutlich überdurch- 
schnittliche Standards in Bildung, 
Geselligkeit, sozialer Solidarität, poli- 
tischer Partizipation und der Bereit- 
schaft zur Eigenverantwortung. Sie 
sind geprägt durch die neuen sozia- 
len Bewegungen und kritisch enga- 
giert für politische und soziale 
Gleichstellungen. Zu ihnen zählen 
die beiden Untergruppen der ,,So- 
zialintegrativen" und der ,,Radikal- 
demokraten". Überdurchschnittlich 
vertreten sind im Politischen: SPD, 
Grüne, Gewerkschafts- und Bürger- 
aktivität, teilweise Nichtwähler. - 
,,lndividualisierung" bedeutet hier 
mehr Selbstbestimmung und nicht 
Zerstörung des sozialen Zusammen- 
halts. 

(2) Modernisierung. Die ,,Indivi- 
dualisierung'' zeigt sich nicht nur in 
den modernen Avantgardemilieus. 
Der ,,Masseneffekt der Individualisie- 
rung" hat auch die Arbeitnehmermi- 
lieus der ,,modernen Mitte" stark 
verändert. Dies ist die mittlere Gene- 
ration in mittleren Einkommens- 
und Bildungsstufen und in den mo- 
dernisierten Arbeiter- und Angestell- 
tenberufen. Auch ihre Standards an 
sozialem Zusammenhalt, sozialer 
Toleranz, Solidarität und demokrati- 
schen Werten sind überdurch- 
schnittlich: ,,Leben und leben las- 
sen!" Aber diese Arbeitnehmerge- 
neration des Wirtschaftswunders 
verliert durch die wirtschaftlichen 
und sozialstaatlichen Umstrukturie- 
rungen ihre Sicherheit und ist daher 
von Parteien, Institutionen und der 
,,sozialen Marktwirtschaft" desillu- 
sioniert. Bei der skeptischen moder- 
nen Arbeitnehmermitte wirken die 
Traditionen der europäischen Arbei- 
ter- und Volksbewegungen nach, 
die ihre Rechte und ihre Teilhabe am 
gesellschaftlichen ,,Fortschritt" nicht 
von oben empfangen, sondern aus 
eigener Kraft erarbeitet und er- 
kämpft haben. Hier kehren diejeni- 
gen Züge des klassischen Arbeiter- 
bewußtseins wieder, die sich auf die 
Erfahrung der Unsicherheit und das 
Mißtrauen gegen Gott, Kaiser und 
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SOZIALE STRUKTUREN UND KRÄFTE 

rhornas Westphal 

v or wenigen Wochen veröf- 
fentlichte das Ifo-Institut eine 
Studie mi t  dem Titel "Bemer- 

kungen zur Standortdiskussion in 
Deutschland". Die dort getroffenen 
Aussagen zur Entwicklung der Lohn- 
und Steuerbelastung am Standort 
Deutschland widersprachen in erfri- 
schender Klarheit allen bisherigen 
Thesen der Standort-Auguren. Es 
folgte eine deftige Debatte, mit  ei- 
nem öffentlichen Stelldichein des 
"who is who" der deutschen Wirt- 
schaft. Der Druck auf das Ifo- Institut 
(sonst ja eher eine treue wissen- 
schaftliche Dienerin deutscher Indu- 
striekapitäne) wurde schließlich so 
groß, daß der lnstitutsleiter öffent- 
lich den Rückzug antreten mußte. 

"Wir wurden mißverstanden" 
ließ er schließlich verlauten. Diese 
Rückzugsbegründung muß ange- 
sichts der klaren und interpretati- 
onsfreien Aussagen in der Studie 
mehr alsverwundern. Was ist z.B. an 
der Aussage, daß "hohe Stunden- 
löhne gerechtfertigt erscheinen, 
wenn man Arbeitsproduktivität und 
Stundenproduktivität berücksich- 
tigt", eigentlich mißverständlich? 
Wie soll eigentlich die Feststellung, 
"auf gesamtwirtschaftlicher Ebene 
sind die realen Lohnstückkosten we- 
der übermäßig hoch, noch in den 
vergangenen Jahren überdurch- 
schnittlich gestiegen", falsch ver- 
standen werden können? 

Und schließlich ist die Aussage: 
"Klagen über zu hohe Arbeitskosten 
sind nur in eingeschränktem Maße 

berechtigt und zu einem großen Teil 
interessenpolitisch motiviert", doch 
nun wirklich klar wie Kloßbrühe. 

Kurzum: Es ist wohl doch so, daß 
auch der Rückzug des Institutes nur 
in eingeschränktem Maße berechtigt 
und zu einem großen Teil interes- 
senpolitisch motiviert ist. 

* 
Während also das Lager der Arbeit- 
geber deutliche Risse im wissen- 
schaftlichen Fundament ihrer Stand- 
ortlogik zu beklagen hat, haben auf 
der anderen Seite die Gewerkschaf- 
ten nach der erfolgreichen Juni-De- 
monstration zunächst wieder in den 
zweiten Gang zurückgeschaltet. 
Aber das paßt ja durchaus in die ak- 
tuelle politische und ökonomische 
Gesamtlage der Gewerkschaftsbe- 
wegung. Denn schließlich ist auch 
durch eine erfolgreiche Massende- 
monstration die Arbeit im betriebli- 
chen Geschäft nicht eben leichter 
geworden. Der Kampf gegen die 
Front der Vertreter des "Manage- 
ment by Outsourcing" geht von Be- 
trieb zu Betrieb weiter. 

Und so ist das Auf und Ab in der 
Geschichte der Idee vom Bündnis für 
Arbeit nicht unbedingt ein Hinweis 
auf die Untauglichkeit der strategi- 
schen Gesamtidee. Unter Umstän- 
den ist es eben doch so, daß die so- 
zialen Verhältnisse der Bundesrepu- 
blik Deutschland den französischen 
Verhältnissen viel näher sind, als es 
viele glauben wollen. Wenn ich hier 
von franzosischen Verhältnissen 
spreche, dann meine ich allerdings 
weniger die Konfliktlösungsformen 
und Proteststile der französischen 
Gewerkschaften. Schon gar nicht 
geht es um einen Vergleich der De- 
zember-Streiks in Frankreich mit den 
Juni-Demonstrationen in Deutsch- 
land. Mi t  geht es um die gesell- 
schaftlichen Ausgangsbedingungen, 
unter denen die Gewerkschaften ih- 
ren Vorstoß für mehr Beschäftigung 
gestartet haben. 

Mit ,,französischen Verhältnis- 
sen" umschreibt der Pariser Sozialhi- 
storiker Emmanuel Todd die sozialen 
Strukturen Frankreichs, als die einer 
gespaltenen Gesellschaft, in der sich 
Volk und Elite unverbunden und un- 
verstanden gegenüberstehen. Durch 
den Niedergang der kommunisti- 
schen und linkssozialistischen Utopi- 
en entsteht für Todd das Bild einer 
ideologisch beruhigten, aber von 
oben nach unten geschichteten Ge- 
sellschaft, in der die "Schicht des 
einfachen Volkes" - die Classes po- 
pulaire - über keine politische Reprä- 

sentation mehr verfügt, da sich die 
Repräsentanten der Linksparteien 
längst innerhalb der Befestigungs- 
anlagen der gesellschaftlichen Eliten 
-der Classes moyennes - bewegen. 

Kurzum: Für Todd entsteht eine 
Klassengesellschaft, in der es eine 
Opposition zwischen dem Volk und 
den höheren Klassen der Elite gibt. 
Eine Rekonstruktion für eine sozial- 
reformerische Gestaltungspolitik 
jenseits von Chirac ist unter diesen 
Bedingungen nur dann möglich, 
wenn eine Wiederentdeckung der 
Classes populaire durch die Linkspar- 
teien stattfindet. 

* 
Ist es nicht so, daß die Verunsiche- 
rung und zunehmende politische 
Abkehr der "Schicht des einfachen 
Volkes" in Deutschland mit ihrer feh- 
lenden Repräsentation in der "mo- 
dernen Sozialdemokratie" - und da- 
mit  in der gesamten politischen 
Landschaft - zusammenhängt? 

Und ist es nicht so, daß bis zur 
Juni-Demonstration der Gewerk- 
schaften die Existenz von sozialen 
Schichtungen und sozialen Interes- 
sen durch die deutschen Classes 
moyennes aller (Parteien) Couleur 
schlicht geleugnet wurden und bei 
manchen noch immer geleugnet 
werden? 

Und ist es etwa falsch, wenn 
man jetzt feststellt, daß die Gewerk- 
schaften mit der neuen Betonung ih- 
res gesamtgesellschaftlichen Man- 
dates auch noch das Geschäft der 
Sozialdemokratie - nämlich die poli- 
tische lntegration der Classes popu- 
laire - mitbesorgen muß? 

Aus diesem Blickwinkel heraus 
wird sehr schnell deutlich, vor wel- 
chen Schwierigkeiten die Gewerk- 
schaften und sozialreformerischen 
Kräfte in diesem Land stehen. Solan- 
ge die deutschen Linkskräfte der fal- 
schen Sicht auf die sozialen Struktu- 
ren und Interessenlagen in unserem a 

Land anhängen, werden sie - ähnlich 
wie ihre franzosischen Genossinnen 
und Genossen - nicht in der Lage 
sein, Alternativen zum Rechtsbünd- 
nis durchzusetzen. 

Kurzum: Bei allen sozialpartner- 
schaftlichen Regiefehlern, die in den 
Kanzleramtsgesprächen der Gewerk- 
schaftsfüher sichtbar geworden 
sind, ist und bleibt der Ansatz des 
,,Bündnis für Arbeit" nicht nur ohne 
Alternative, sondern der bisher am- 
bitionierteste Versuch, die sozialen 
Kräfteverhältnisse der 90er Jahre in 
eine politische lntegrationsleistung 
und Angriffsposition umzumünzen. 

Tribun stützen. Es herrscht aller- 
dings, da die Unzufriedenheit von 
keiner gesellschaftspolitischen Per- 
spektive (etwa der SPD) strukturiert 
wird, eine vollständig defensive, auf 
die Restauration des erodierenden 
Sozialstaats gerichtete Stimmung 
vor. -Überdurchschnittlich vertreten 
sind im Politischen die SPD und, bei 
einer bisher eher kleinen Minderheit, 
die rechte Protestwa hl. 

(3) Konservative Ordnung. Die 
,,zufriedene Mitte" lebt aus konser- 
vativ-ständischen Traditionen in so- 
zial sicheren und überschaubaren 
Zusammenhängen und Hierarchien. 
Sie besteht aus der eher gutsituier- 
ten Leitgruppe der ,,Traditionell- 
Konservativen" und ihrer arbeitneh- 
merischen Klientel, den ,,Gemäßigt- 
Konservativen". Allerdings hat der 
lndividualisierungseffekt auch diese 
konservative Mitte verändert. Sie ist 
durch Erosion sqgar um Ca. 7% auf 
ca. 24% geschrumpft. Die Abwan- 
derer, zwei Gruppen von je etwa 2 
Millionen jüngere Angestellten und 
jüngeren Arbeitern, sind durch mo- 
dernere Arbeits- und Lebenswelter- 
fahrungen von der engen und hier- 
archischen Alltagsmoral ihrer Eltern- 
milieus abgerückt. 

(4) Deklassierung. Der Zerfall so- 
zialer Bindungen ist ein Hauptmerk- 
mal des deklassierten Viertels der 
Bevölkerung auf der Schattenseite 
der Modernisierung. Die älteren Ge- 
nerationen aus traditionalen Berufs- 
gruppen und die schlecht ausgebil- 
deten Jüngeren leben in reduzierten 
sozialen Netzen und Standards, füh- 
len sich sozial ausgegrenzt und 
grenzen andere ebenfalls aus. Sie 
richten ihre Ressentiments gegen 
Schwächere, gegen Ausländer, 
Menschen mit moderneren Leben- 
stilen, aber auch „die Politiker". Eine 
Teilgruppe, die der ,,Enttäuscht- 
Apathischen", ist überdurchschnitt- 
lich politisch resigniert. Die andere 
Teilgruppe, die der ,,Enttäuscht-Ag- 
gressiven", sympathisiert eher mit  
aktivem Protest von rechts. Politisch 
gibt es zwar bei einem Fünftel der 
,,Deklassiertenu besondere Rechts- 
sympathien, besonders in bestimm- 
ten Großstadtvierteln. Die Mehrheit 
hält sich aber realistischerweise 
noch an die, die sie auch politisch 
effektiv vertreten können: SPD und 
CDUICSU. 

Dynamische Mil ieus 
-blockierende Pol i t ik 
Das Gesamtbild dieser politischen 
Vier-Viertel-Gesellschaft zeigt bisher 

keine eindeutige Konfliktlinie zwi- 
schen dem Oben und Unten der Ge- 
sellschaft, obwohl vertikale Un- 
gleichheiten zunehmen. 

Vielmehr stehen sich die äußeren 
gesellschaftspolitischen Lager, das 
modernste und das traditionalste, 
gleichsam ,,diagonal" gegenüber. 
Das Lager der Individualisierung 
konzentriert sich bei Angehörigen 
der obersten und modernsten Mi- 
lieus, also halbkreisförmig oben und 
links in Bourdieus Sozialraum. Das 
Lager der Deklassierung konzentriert 
sich bei Angehörigen der untersten 
und traditionalsten Milieus, also un- 
ten und rechts in Bourdieus Sozial- 
raum. - Dies entspricht Bourdieus 
Befund einer sog. ,,systematischen 
Verzerrung", d.h. Drehung des Fel- 
des der Politik im sozialen Raum. 

Der soziale Zusammenhalt ist 
auch nicht, wie viele annehmen, am 
modernen bzw. „individualisiertenn 
Pol besonders erodiert. Er zerfällt 
vielmehr gerade bei der vierten 
Gruppe, den Modernisierungsverlie- 
rern, die vor allem aus den untersten 
und traditionalsten Milieus stam- 
men. 

Die Lager der Mitte stehen sogar 
horizontal nebeneinander: das kon- 
servative Lager in der rechten Mitte 
des Sozialraums, das moderne Ar- 
beitnehmerlager eher links daneben. 
Dies scheint Ausdruck dessen zu 
sein, daß sie zwei konkurrierende 
Traditionen der politischen Kultur 
repräsentieren. Unsere Befunde be- 
legen zwar eine deutliche Verunsi- 
cherung der Mitte. Aber aufgrund 
der relativ stabilen Mentalitätshal- 
tungen ist es nicht sehr wahrschein- 
lich, daß sehr große Gruppen aus 
der Mitte zu den Extrempolen über- 
wechseln. Eher werden sich inner- 
halb der Mitte neue Orientierungen 
herausbilden, die an die alten an- 
knüpfen. Auch ist die (arbeitnehme- 
rische) Mitte nicht der Treibsand ei- 
ner amerikanischen ,,middle class", 
die zur abhängigen Klientel der 
Oberklasse wird (vgl. Galbraith, 
1992). Unsere Mentalitätsprofile 
verweisen vielmehr auf eine eigene 
Dynamik zwischen zwei im Alltags- 
zusammenhalt noch gefestigten La- 
gern der Mitte, in denen sich die die 
konservativen und die demokrati- 
schen Identitäten europäischer Tra- 
dition ausdrücken. 

Die Forschungen bestätigen kei- 
neswegs, daß die gegenwärtige ge- 
sellschaftspolitische Immobilität 
eine Folge von entpolitisierten und 
egoistischen Mentalitäten ist. Mi t  

der Individualisierung sind vielmehr 
die Potentiale demokratischer Kom- 
petenz und Reform mehrheitsfähig 
geworden. Im vorpolitischen Alltag 
haben vielfältige Strömungen der 
Bürgerinitiative, der Selbsthilfe, der 
gegenseitigen Hilfe und der Eigen- 
verantwortung ein nie dagewesenes 
Ausmaß erreicht. 

Aber diese Potentiale eines soli- 
darischen Gesellschaftsprojektes 
übersetzen sich nicht in die ,,große 
Politik". Symptomatisch dafür ist die 
vollständig defensive, auf die Re- 
stauration des erodierenden Sozial- 
staats gerichtete Stimmung im Lager 
der enttäuschten modernen Arbeit- 
nehmermitte. Dies ist jedoch nicht 
ein Problem der Milieus, sondern der 
,,großen Politik" selber. Denn dort 
sind die Entwicklung von Perspekti- 
ven und der Wechsel zu den jünge- 
ren Generationen immer noch blok- 
kiert. 
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